
Suchergebnisse: Berlin

Mai 1340 – Herzogin Margarete (von Dänemark) stirbt in Berlin

Berlin * Herzogin Margarete (von Dänemark), die erste Ehefrau von Herzog Ludwig V. dem

Brandenburger, stirbt in Berlin. Ihre Grabstätte befindet sich in der dortigen Franziskanerkirche.

1765 – Friedrich der Große schafft in Preußen alle Hurenstrafen ab

Berlin - München * Während König Friedrich der Große im aufgeklärten Preußen alle

Hurenstrafen abgeschafft hat, wird die Prostitution in München erst wieder zu Beginn des

19.Jahrhunderts offiziell etabliert. Doch bis in München wieder ein Bordell eröffnet werden kann,

werden noch Jahre vergehen.    Man bekämpft hier nicht nur die Huren, die „durch ihr geiles

Hingeben und Toben [auf dem Tanzboden] die Achtung und Ehrfurcht der Männer längst verloren

hatten“, sondern sogar den Wiener Walzer.  

1785 – Erneut aufkommende Ländertauschpläne werden beendet

München - Wien - Berlin * Erneute Ländertauschpläne zwischen Österreich und Kurfürst Carl

Theodor werden auf Initiative Preußens und dem Fürstenbund durch die Garantie der

Eigenstaatlichkeit und Unversehrtheit Baierns beendet.

1785 – Baiern erhält eine Nuntiatur

Rom-Vatikan - München * Der Heilige Stuhl richtet im Kurfürstentum Baiern eine

Nuntiatur ein. Sie bleibt die Einzige auf deutschem Gebiet, bis ihr im Jahr 1920 in der

Reichshauptstadt Berlin eine zweite päpstliche Gesandtschaft folgt. 

1791 – Titel in Hülle und Fülle

München * Sir Benjamin Thompson führt nachstehende Titel:    „Exzellenz Sir Benjamin

Thompson Ritter, Seiner Kurfürstlichen Durchlaucht zu Pfalzbaiern Kämmerer, Wirklicher

Geheimer Rat, Generalmajor der Kavallerie und Generalleibadjutant, des Kgl. Polnisch Weißen
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Adlers- und Stanislausordens Ritter, der Kgl. Gesellschaft zu London, der Kgl. Akademie der

Wissenschaften zu Berlin, der Kurfürstlichen Akademie der Wissenschaften zu Mannheim und zu

München und der Amerikanischen Akademie der Wissenschaften Mitglied“.

Juli 1792 – Österreich und Preußen gegen Frankreich

Wien - Berlin - Paris * Das mit Österreich verbündete Preußen tritt in den Krieg gegen Frankreich

ein.

5. April 1795 – Preußen schließt mit Frankreich einen Separatfrieden

Basel - Berlin - Paris * Das Königreich Preußen schließt im Frieden von Basel mit Frankreich

einen Separatfrieden und einen Neutralitätsvertrag - und lässt damit die anderen Reichsfürsten

alleine.&nbsp;Außerdem wird in dem Vertrag das revolutionäre Frankreich als gleichberechtigte

Großmacht anerkannt.&nbsp;

4. Mai 1804 – Zar Alexander I. schließt ein Defensivbündnis mit Preußen

Petersburg - Berlin * Zar Alexander I. schließt ein Defensivbündnis mit Preußen.

9. August 1805 – Österreich schließt sich dem russisch-englischen Bündnis an

Wien - Petersburg - London - Berlin * Dem russisch-englischen Bündnis vom 11. April 1804

 schließt sich Österreich an. Preußen bleibt neutral. 

1. Januar 1806 – Ein Königreich von Napoléons Gnaden ?

Wien - Berlin * Baiern ist ein Königreich. Österreicher und Preußen sprechen, ebenso wie die

deutsch-nationalen Patrioten, von einem Königtum von Napoléons Gnaden. Dabei nimmt der

baierische Kurfürst lediglich die gleichen Rechte in Anspruch, wie zuvor der Hohenzoller für

Preußen und der Habsburger für Böhmen und Ungarn. 

20. Dezember 1812 – Die erste Ausgabe von Grimms  „Kinder- und Hausmärchen“
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Berlin * Die Brüder Wilhelm und Jacob&nbsp;Grimm veröffentlichen die erste Ausgabe ihrer

„Kinder- und Hausmärchen“.&nbsp;Sie waren noch wenig erfolgreich.&nbsp;

27. März 1813 – Preußen erklärt Frankreich den Krieg

Berlin - Paris * Preußen erklärt Frankreich den Krieg.&nbsp;Damit beginnen die

sogenannten&nbsp;Befreiungskriege.&nbsp;Nach dem gescheiterten Russlandfeldzug&nbsp;sind

in ganz Europa - und damit natürlich auch in Baiern -&nbsp;Befreiungsbewegungen&nbsp;gegen

Napoléon Bonaparte gewachsen.&nbsp;Es geht um die Beseitigung der französischen

Vorherrschaft und Fremdherrschaft in Europa.&nbsp;

7. April 1813 – Preußen will Baiern in der antifranzösischen Koalition

Berlin - München * Preußen verlangt den sofortigen Anschluss Baierns an die antifranzösische

Koalition. 

1. April 1816 – Johann Georg Soldner erhält die provisorische Sternwarte

Berg am Laim&nbsp;* Die „provisorische Sternwarte“ an der - damals noch zu Ramersdorf

gehörenden - westlichen Ecke der Kreuzung an der heutigen Rosenheimer- und Friedenstraße

wird offiziell an den Astronom und Vermessungsfachmann&nbsp;Johann Georg Soldner

übergeben.&nbsp;    Soldner stammt aus Mittelfranken und hat seine astronomische Ausbildung

in Berlin erhalten. in der provisorischen Sternwarte&nbsp;entsteht&nbsp;auch seine erst über

einhundert Jahre später in ihrer Bedeutung erkannte Arbeit „Über die Ablenkung eines

Lichtstrahls von seiner geradlinigen Bewegung, durch die Attraktion eines Weltkörpers, an

welchem er nahe vorbeigeht“. Die Arbeit lässt ihn zu einem Vorläufer Albert Einsteins

werden.&nbsp;

1822 – Kaulbachs Gemäldezyklus begeistert Kronprinz Max

Berlin * Wilhelm von Kaulbach beginnt mit der Realisierung des weltgeschichtlichen

Gemäldezyklus im Treppenhaus des Neuen Museums in Berlin. Kronprinz Max II. ist davon

beeindruckt. 
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15. Oktober 1825 – Prinzessin Marie Friederike von Preußen wird in Berlin geboren

Berlin * Prinzessin Marie Friederike von Preußen, die spätere Königin und Mutter Ludwigs II. wird

in Berlin geboren.

26. Oktober 1825 – König Ludwig I. favorisiert den Berliner Christian Daniel Rauch

München - Berlin * König Ludwig I. favorisiert den Berliner Christian Daniel Rauch, der als das

Haupt der dortigen Bildhauerschule gilt. Gerade einmal 13 Tage nach dem Tod seines Vaters,

Max I. Joseph, lässt er Klenze die Auftragserteilung für das Denkmal nach Berlin schicken.

Juni 1826 – Die Kostenvoranschläge für das Max-Joseph-Denkmal liegen vor

München-Graggenau * Die Kostenvoranschläge für das Max-Joseph-Denkmal&nbsp;liegen vor.   

Für die Herstellung der Modelle und deren Transport von Berlin nach München sind 72.121

Gulden veranschlagt worden. Für den Guss hat man 150.485 Gulden ausgerechnet.    Mit dem

Guss des „Denkmals für König Max I. Joseph“ wird der Goldschmied, Bildhauer und

Münzschneider Johann Baptist Stiglmaier beauftragt. Er hat sich, nachdem die Tradition der

bedeutenden Münchner Erzgießerei des 17. und 18. Jahrhunderts längst abgerissen war, in

Neapel und Berlin zum Bronzegießer&nbsp;ausbilden lassen.    Gefördert hat ihn der „Leiter der

Königlichen Münze“, Heinrich Joseph von Leprieur, der ihm auch im Jahr 1810 einen Studienplatz

an der „Kgl. Akademie der Bildenden Künste“ verschafft hat.

1827 – Heinrich Heine im Neuberghausener Biergarten

Bogenhausen * Der Düsseldorfer Heinrich Heine kommt nach. München, um hier Professor für

deutsche Literatur zu werden. Da ihn König Ludwig I. nicht leiden kann, bezeichnet er München

als „ein Meer von kleinen Seelen“. Nicht einmal die „liebenswürdigsten Aristokratinnen“ und die

„wunderschönen Weiberverhältnisse“ wollen dem gekränkten Literaten mehr zusagen. Nur das

Bier - „Es schmeckt ganz vortrefflich“ - versöhnte ihn.   Die folgende Beschreibung des

Neuberghausener Biergartens stammt aus seiner Feder: „Dass man aber die ganze Stadt ein

neues Athen nennt, ist, unter uns gesagt, etwas ridikül, und es kostet mich viel Mühe, wenn ich

sie in solcher Qualität vertreten soll. Dieses empfand ich aufs tiefste in einem Zwiegespräch mit

dem Berliner Philister, der, obgleich er schon eine Weile mit mir gesprochen hatte, unhöflich

genug war, alles attische Salz im neuen Athen zu vermissen. ‚Des‘, rief er ziemlich laut, ‚gibt es
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nur in Berlin. Da nur ist Witz und Ironie. Hier gibt es gutes Weißbier, aber wahrhaft keine Ironie‘.  

‚Ironie haben wir nicht‘ - rief Nannerl, die schlanke Kellnerin, die in diesem Augenblick

vorbeisprang - ‚aber jedes andre Bier können Sie doch haben‘. Dass Nannerl die Ironie für eine

Sorte Bier gehalten, vielleicht für das beste Stettiner, war mir sehr leid, und damit sie sich in der

Folge wenigstens keine solche Blöße mehr gebe, begann ich folgendermaßen zu dozieren:

‚Schönes Nannerl, die Ironie is ka Bier, sondern eine Erfindung der Berliner‘.   Ich hätte noch

mehr gesagt, aber das schöne Nannerl, das ich unterdessen am Schürzenzipfel festhielt, riss sich

gewaltsam los, als man von allen Seiten ‚A Bier! A Bier!‘ gar zu stürmisch forderte. [...]   Der Ort,

wo dieses Gespräch stattfand, heißt Bogenhausen oder Neuberghausen oder Villa Hompesch

oder Montgelasgarten oder das Schlössl, ja man braucht ihn nicht einmal zu nennen, wenn man

von München dort hinfahren will, der Kutscher versteht uns schon an einem gewissen durstigen

Augenblinzeln, an einem gewissen vorseligen Kopfnicken und ähnlichen Bezeugungsgrimassen.  

Tausend Ausdrücke hat der Araber für ein Schwert, der Franzose für die Liebe, der Engländer für

das Hängen, der Deutsche für das Trinken und der neuere Athener sogar für die Orte wo er trinkt.

Das Bier ist an besagtem Orte wirklich sehr gut, selbst im Prytaneum, vulgo Bockkeller, ist es

nicht besser, es schmeckt ganz vortrefflich, besonders auf jener Treppenterrasse, wo man die

Tiroler Alpen vor Augen hat.“ 

1828 – Militärisch Untaugliche wegen der Kinderarbeit

Berlin * Der preußische König Friedrich Wilhelm III. beauftragt seinen Innen- und seinen

Kultusminister mit der Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs zum Schutz von Fabrikkindern. Im

Vordergrund steht dabei jedoch weniger das Wohl der Kinder als vielmehr die Sorge um die

militärische Leistungsfähigkeit des Staates. Die Regierung stellt fest, dass in den

Industriegebieten immer weniger junge Männer den Anforderungen des Militärdienstes genügen.

Nach zeitgenössischer Auffassung haben insbesondere Fabrikarbeit sowie Nacht- und

Schichtarbeit im Kindesalter dazu beigetragen, dass viele Rekruten körperlich geschwächt oder

gesundheitlich beeinträchtigt sind.   Sowohl in Preußen als auch in England liegt der Anteil der für

den Militärdienst Untauglichen in den industrialisierten Regionen deutlich höher als in den

ländlichen Gebieten. Diese Entwicklung ist jedoch nicht allein auf die belastenden

Arbeitsbedingungen in den Fabriken zurückzuführen. Ebenso spielen die oftmals schlechten

Wohnverhältnisse, unzureichende Ernährung und die allgemeine soziale Not vieler

Arbeiterfamilien eine wichtige Rolle.   Die Ausarbeitung des Gesetzentwurfs zieht sich über

mehrere Jahre hin. Für die betroffenen Kinder bringt dies zunächst keine spürbare Verbesserung

ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen.
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1835 – Schulpflichtige Kinder in preußischen Fabriken

Berlin * Eine provisorische Verordnung zur Sicherstellung des Schul- und Religionsunterrichts für

schulpflichtige Kinder in Fabriken in Preußen wird ausgearbeitet. Obwohl sie die Bildungs- und

Lebensbedingungen der betroffenen Kinder verbessern könnte, verhindert der Kultusminister ihre

Umsetzung, sodass sich an fer Situation für die Kinder zunächst nichts ändert.

Dezember 1835 – Adolf Friedrich von Schack schreibt sich an der Humboldt-Universität ein

Berlin * Adolf Friedrich von Schack schreibt sich an der Humboldt-Universität in Berlin ein.

1837 – Emil Keßler und August Borsig gründen ihre Maschinenbauwerkstätten

Karlsruhe - Berlin * Die Ingenieure Emil Keßler in Karlsruhe und August Borsig in Berlin gründen

ihre Maschinenbauwerkstätten. Sie produzieren ihre ersten Lokomotiven - wie Joseph Anton von

Maffei - im Jahr 1841.

20. März 1838 – Der Kaufvertrag für den Lindauer'schen Hammer wird unterschrieben

München-Englischer Garten - Hirschau * Der Kaufvertrag für die Hofhammerschmiede, auch

Lindauer'scher Hammer genannt, wird von Franziska Lindauer und Joseph Anton von Maffei

unterschrieben. Das Unternehmen firmiert zunächst viele Jahre unter Eisenwerk Hirschau.  Weil

Maffei gegenüber seinen Konkurrenten Emil Keßler in Karlsruhe und August Borsig in Berlin nicht

als Nachzügler erscheinen will, gibt er immer 1837 als Gründungsjahr seines Unternehmens an.

9. September 1839 – Vorschriften für Kinderarbeit in Fabriken in Preußen

Berlin - Königreich Preußen * Das „Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in

Fabriken“ in Preußen tritt in Kraft.     Danach dürfen Kinder unter 17 Jahren erst dann arbeiten,

wenn sie nachweisen können, dass sie eine dreijährige Schulbildung genossen haben.

Unternehmer umgehen diesen Punkt jedoch leicht, wenn sie eine Fabrikschule führen. Diese sind

dann aber mehr Alibischulen.   Kinder unter 17 dürfen nicht mehr als zehn Stunden täglich

arbeiten. Die Ortspolizei kann jedoch die Arbeitszeit für maximal einen Monat erhöhen.   Zwei

Pausen von mindestens 15 Minuten und eine einstündige Mittagspause müssen eingeräumt
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werden.   Sonntags- und Feiertagsarbeiten sowie die Nachtschicht ist für Kinder völlig verboten.  

Fabrikbesitzer haben Buch über die Kinder in ihren Unternehmen zu führen. Nichteinhaltung der

Vorschriften werden mit Geldstrafen geahndet.   Die Vorgaben gelten nicht für Arbeiterkinder in

der Landwirtschaft.     An das Gesetz zum Schutze der Fabrikkinder halten sich allerdings die

wenigsten Unternehmer. Das liegt zum einen an den noch nicht vorhandenen Gewerkschaften,

die sich für die Fabrikkinder einsetzen, zum anderen an der fehlenden Kontrolle. Selbst die

Geldstrafen sind so niedrig, dass sie nicht ernstgenommen werden.

5. Oktober 1842 – Prinzessin Marie Friederike von Preußen wird per procuram getraut

Berlin * Prinzessin Marie Friederike von Preußen wird in Abwesenheit ihres Bräutigams [per

procuram] nach den Vorschriften der evangelischen Kirche getraut. Prinz Wilhelm, der spätere

König Wilhelm I. von Preußen und Deutscher Kaiser vertritt den Bräutigam Kronprinz Max II. von

Bayern. 

7. Oktober 1842 – Die preußische Prinzessin Marie Friederike wird nach Bayreuth gebracht

Berlin - Bayreuth * Die preußische Prinzessin Marie Friederike wird mit der Eisenbahn von Berlin

ins bayerische Bayreuth gebracht. 

20. August 1843 – Lola Montez‘ rastloses Leben verlagert sich auf den Kontinent

Berlin * Lola Montez‘ rastloses Leben hat sich auf den Kontinent verlagert. Vom Fürstentum Reuß

im Thüringischen Wald kommend, wo Prinz Heinrich LXXII. residiert, trifft die Künstlerin in Berlin

ein, wo sie als Tänzerin auftritt. Bei dem nach Erotik und Exotik lechzenden Publikum hat sie so

enormen Zuspruch, dass das Königliche Preußische Schauspielhaus ausverkauft ist. 

7. September 1843 – Lola Montez tanzt in Berlin vor König und Zar

Berlin * Lola Montez tanzt in einer Privatvorstellung unter anderem vor König Friedrich Wilhelm

IV. von Preußen und Zar Nikolaus I. von Russland. Als sie auf einer Truppenparade zu Ehren des

Zaren einem preußischen Gendarmen mit ihrer Reitpeitsche ins Gesicht schlägt, muss sie Berlin

umgehend verlassen. 
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1. August 1844 – Der Zoologische Garten Berlin wird eröffnet

Berlin * Der Zoologische Garten Berlin wird eröffnet. Der Zoo ist von Beginn an für die

Öffentlichkeit bestimmt - ein entscheidender Unterschied zu älteren höfischen Menagerien. 

8. Oktober 1846 – Der König und die Skandalnudel Lola Montez

München * Die spanische Tänzerin Lola Montez hat einen Termin bei König Ludwig I.. Dieser

fordert zur Audienz einen Bericht über das Vorleben der Tänzerin an, in dem er lesen kann:    

„Dem allerhöchste Befehle vom 6. d.M. pflichtschuldige Folge leistend berichtet der

treugehorsamst Unterzeichnete Euer Koeniglichen Majestät allerdevotest, wie die spanische

Tänzerin Lola Montez dadurch öffentlich Anstoß erregte, dass sie, den Mitheilungen mehrerer

Zeitungen zufolge, in einem Gasthofe zu Berlin einem ihr gegenüber sitzenden Offizier, der ihr mit

übergroßer Freundlichkeit zu begegnen bemüht war, ein Champagnerglas an den Kopf warf,

dass sie ferner, ebenfalls Nachrichten zufolge, einem bei der Revue in Berlin sie

zurechtweisenden Polizeicommisär mit der Reitgerte übers Gesicht hieb, worauf sie mit

14-tägigem Arrest bestraft wurde, und dass sie endlich in Warschau dem Publikum, das ihren

Kunstleistungen den gewünschten Beifall nicht zollte, von der Bühne herab mit begleitendem

Gestikulieren den hinteren Theil ihres Körpers zuwandt"?.     Der König will sich von der

Skandalnudel ein eigenes Bild machen. Bei dieser Audienz soll sich Lola Montez, „als der König

einigen Zweifel über die Realität der ersichtlichen Wölbung ihres Busens andeutet"?, eine Schere

genommen und sich damit „das Kleid vor der Brust aufgeschnitten“ haben. Der 60-jährige

Bayernkönig ist augenblicklich Feuer und Flamme für die exotische Schönheit.       Er engagiert

die als erotisches Feuerwerk bekannte Tänzerin unverzüglich und   erlässt eine Anweisung, dass

die Tänzerin in den Zwischenaufzügen des Lustspiels „Der verschwundene Prinz" spanische

Tänze in spanischer Tracht darbieten soll.

18. März 1848 – In Berlin kommt es zu einem erbittert geführten Barrikadenkampf

Berlin * In Berlin kommt es in der Nacht vom 18. auf den 19. März zu einem erbittert geführten

Barrikadenkampf. Vor dem Berliner Stadtschloss&nbsp;hat sich eine große Menschenmenge

versammelt, um auf die Antwort des Königs auf die Märzforderungen&nbsp;der Berliner

Bürgerschaft zu warten. Als während der Verlesung eines Patents&nbsp;von König Friedrich

Wilhelm IV. zu den Reformen in Preußen&nbsp;auf der anfangs friedlichen Versammlung

revolutionäre Parolen laut wurden, fallen zwei - angeblich versehentlich ausgelöste - Schüsse.

Das ist das Signal für einen Barrikadenkampf. &nbsp;    Innerhalb von wenigen Stunden türmen
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sich im Zentrum von Berlin die Barrikaden&nbsp;auf. Das Militär geht mit großer Härte und

Brutalität auch gegen Unbeteiligte in den Häusern vor. Dennoch kann sich das Militär nicht

durchsetzen. Als Bedingung für einen Waffenstillstand&nbsp;muss der König am 19. März seine

Truppen abziehen.&nbsp;

19. März 1848 – König Friedrich Wilhelm IV. muss seine Truppen abziehen

Berlin * König Friedrich Wilhelm IV. muss seine Truppen abziehen. Nach Angaben der Behörden

starben insgesamt 303 Menschen, darunter 288 Männer, elf Frauen und vier Kinder. König

Friedrich Wilhelm IV. wird gezwungen zu Erscheinen und vor den im

Schlosshof&nbsp;aufgebahrten „Märzgefallenen“ den Hut zu ziehen.&nbsp;

21. März 1848 – König Friedrich Wilhelm IV. für die Einheit und Freiheit Deutschlands

Berlin * König Friedrich Wilhelm IV. reitet mit einer schwarz-rot-goldenen Schärpe durch die Stadt

und verkündet seinen Willen für die Einheit und Freiheit Deutschlands. Insgeheim aber schreibt er

seinem Bruder, dem Prinzen Wilhelm: „Die Reichsfarben musste ich gestern freiwillig aufstecken,

um Alles zu retten. Ist der Wurf gelungen […], so lege ich sie wieder ab!“      König Friedrich

Wilhelm IV. von Preußen ist von Anfang an entschlossen, bei veränderten Kräfteverhältnissen der

Revolution mit einer Gegenrevolution zu begegnen. 

13. September 1848 – Preußens König Friedrich Wilhelm IV. provoziert das Parlament

Berlin * In Berlin überträgt König Friedrich Wilhelm IV. seinem General Friedrich Graf von

Wrangel das „Commando über sämmtliche Truppen“. Auf diese Provokationen antwortete die

Nationalversammlung, indem sie die Abschaffung von Adel, Titel und Orden sowie das „von

Gottes Gnaden“ des preußischen Königs beschließt. 

21. September 1848 – König Max II. beklagt sich über seinen schweren Job

München - Berlin • In einem Brief an seinen Onkel, dem preußischen König Friedrich Wilhelm IV.,

schreibt König Max II.: „Schwer ist unser Beruf, wir trugen, ich wenigstens trug bisher nur eine

Dornenkrone.“ 
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2. November 1848 – Die Reaktion holt zum entscheidenden Schlag aus

Berlin * Mit Blick auf die Vorgänge in Wien holt jetzt auch die preußische Reaktion zum

entscheidenden Schlag aus. König Friedrich Wilhelm IV. den reaktionären Grafen Friedrich

Wilhelm von Brandenburg mit der Regierungsbildung. Außerdem sollt er die

Verfassungsfrage unter Ausschaltung der Nationalversammlung lösen und „die Märzrevolution

entschieden und siegreich stürzen“. 

9. November 1848 – Die Preußische Nationalversammlung wird nach Brandenburg verlegt

Berlin * König Friedrich Wilhelm IV. lässt die Preußische Nationalversammlung in das

altmärkische Städtchen Brandenburg verlegen. 

12. November 1848 – Belagerungszustand über Berlin verhängt

Berlin * General Friedrich von Wrangel verhängt den Belagerungszustand über Berlin. 

5. Dezember 1848 – Preußen erhält - 40 Jahre nach Bayern - eine Verfassung oktroyiert

Berlin * Die Preußische Nationalversammlung wird aufgelöst und eine neue

Verfassung oktroyiert. Damit erhält das Königreich Preußen - vierzig Jahre nach Bayern - eine

Verfassung.      Im Gegensatz zu Wien ist der Sieg der Gegenrevolution zwar unblutig errungen,

aber dennoch unumkehrbar. 

27. Dezember 1848 – Grundrechte des deutschen Volkes verabschiedet

Frankfurt am Main * Die Nationalversammlung in Frankfurt am Main verabschiedet die

Grundrechte des deutschen Volkes, die am 28. März 1849 in die Paulskirchen-Verfassung

münden wird.         Erbkaiser soll der König von Preußen werden.   Anstatt eines

Großdeutschland sollte es nur ein Kleindeutschland geben, da Österreich nicht bereit ist, seine

nichtdeutschen Gebiete aufzugeben.

3. April 1849 – Friedrich Wilhelm IV. will nicht Kaiser von Volkes Gnaden sein
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Berlin - Frankfurt am Main * Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. lehnt die ihm von der

Nationalversammlung angebotene Kaiserkrone ab. Die von Volksvertretern angebotene Krone

besteht für Friedrich Wilhelm IV., der in seinem monarchischen Selbstbild vom traditionellen

Gedanken des Gottesgnadentums ausgeht und die Idee der Volkssouveränität ablehnt, nur aus

„Dreck und Letten“. Ein „Kaiser von Volkes Gnaden“ will er keinesfalls sein. Damit sind auch die

Deutsche Einheit und die Reichsverfassung gescheitert.    Die Zurückweisung der Kaiserkrone

durch den preußischen König liegt an dessen innerlichen Ablehnung der Frankfurter

Reichsverfassung, weil diese von Demokraten und Liberalen beschlossen worden ist. Denn

während der Revolutionszeit hat der Preußenkönig immer wieder seine Bereitschaft signalisiert,

an die Spitze eines deutschen Bundesstaates zu treten. Er wünscht sich allerdings eine

konservativere Verfassung und scheut sich vor dem Titel eines Kaisers.    Viel wichtiger ist ihm,

die Zustimmung seiner Standesgenossen, der anderen deutschen Fürsten, zu erhalten. Bereits

am 3. April 1849, als Friedrich Wilhelm IV. die Kaiserkrone des Frankfurter Parlaments ablehnt,

lässt er die übrigen deutschen Staaten wissen, dass er an die Spitze eines deutschen

Bundesstaates treten wolle, an dem diejenigen Staaten teilnehmen sollen, die dies wünschen. 

27. Mai 1849 – Bayern lehnt den Beitritt zur Erfurter Union ab

München - Berlin * Das Königreich Bayern lehnt den Beitritt der von Preußen gegründeten

Erfurter Union ab. 

Dezember 1849 – 28 Länder haben sich der Erfurter Union angeschossen

Berlin * Im Deutschen Bund gibt es noch 36 deutsche Länder, von denen sich 28 der

sogenannten Erfurter Union anschlossen. Acht Länder treten der Union nie bei. Außer Österreich

sind dies: Bayern, Württemberg, Schleswig und Holnstein, Luxemburg-Limburg, Liechtenstein,

Hessen-Homburg und Frankfurt. 

15. Oktober 1850 – Der preußisch-österreichische Konflikt spitzt sich zu

Berlin - Wien * Bis zum 15. Oktober 1850 reduzieren sich die Mitgliedsstaaten der Erfurter Union

auf 21. Österreich kann die abgefallenen Staaten hinter sich bringen. Doch dadurch spitzte sich

der preußisch-österreichische Konflikt immer mehr zu. 
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20. November 1850 – Krieg zwischen Preußen und Österreich kann abgewendet werden

Berlin - Wien * Der drohende Krieg zwischen Preußen und Österreich kann gerade noch

abgewendet werden, nachdem sich Russland auf die Seite Österreichs schlägt. 

1852 – Die bayerischen Briefmarken sind halt einfach schöner

Berlin * Die wegen dauernder Verletzung des Briefgeheimnisses arg ramponierte Thurn- und

Taxis-Post, die in Preußen noch das Monopol hat, kann erst jetzt nachziehen. Doch das Format

und Design ihrer Briefmarken sind nur ein Abklatsch des bayerischen Vorbildes.    Im Gegensatz

zum Schwarzen Einser stehen diese preußischen Freimarken noch heute nicht besonders hoch

im Kurs.

1853 – Ein Parkring um ganz München

München * König Max II. beauftragt den renommierten Berliner Gartenkünstler und

Generaldirektor der königlich-preußischen Hofgärten, Peter Joseph Lennè, Pläne für einen Ring

mit Alleen und Garten-Anlagen um die ganze Stadt zu erstellen.   Die vorgelegten Planungen

sehen vor, „beginnend bei der Spatenbrauerei, den ganzen jetzigen nördlichen Stadtteil

umschließend bis zum Englischen Garten, durchkreuzt von der Nymphenburger-, Dachauer- und

von der Schwabingerlandstrasse [= Leopoldstraße], eine weite große englische Anlage”

ausbreiten zu lassen. 

1854 – Die demokratisierende Macht des Bieres

München * Paul Heyse schreibt: „Die demokratisierende Macht des Bieres hatte doch eine

Annäherung bewirkt. Der geringste Arbeiter war sich bewusst, dass der hochgeborene Fürst und

Graf keinen besseren Trunk sich verschaffen konnte als er; die Gleichheit vor dem

Nationalgetränk milderte den Druck der sozialen Gegensätze.     Und wenn im Frühling noch der

Bock hinzukam, konnte man in manchen Wirtsgärten eine so gemischte Gesellschaft zwanglos

beisammen finden, wie sie in Berlin nirgends anzutreffen war.“

1854 – König Max II. verzettelt sich

Münchner Zeitensprünge Seite 12/221



München * Bis das Preisgericht zur Beurteilung der eingereichten Arbeiten erstmals

zusammenkommt, vergehen nochmal eineinhalb Jahre. Diese erneute Verzögerung liegt

ausschließlich in der Person des Königs begründet, weil dieser sich zunächst mit jedem

einzelnen Entwurf selbst beschäftigt. Doch bei den anstehenden Staatsaufgaben und sonstigen

Neigungen findet er für diese Tätigkeit nur gelegentlich Zeit und Muße.    Seine Einschätzung gibt

er nicht preis, um dem Schiedsspruch der Fachleute nicht vorzugreifen. Das ist zunächst eine

weise Entscheidung, die jedoch sofort wieder relativiert wird, da ja die letzte Entscheidung doch

wieder beim König liegt.    Das Protokoll der Sitzung des Preisgerichts ist verschollen. Es ist nur

bekannt, dass der Berliner Oberbaurat Wilhelm Stier den ersten Preis in Höhe von 4.000 Gulden

zuerkannt bekommt und dass ein zweiter und ein dritter Preis nicht vergeben wird. Es ist aber

auch klar, dass die Planungen Wilhelm Stiers - „der ungeheueren Kosten wegen“ - nicht zur

Ausführung kommen werden. Die übrigen Konkurrenzentwürfe verschwinden in der Versenkung. 

  Friedrich Bürklein wird - vollkommen unabhängig vom Konkurrenzergebnis - mit der Ausführung

der Pläne für das Maximilianeum und der Ausführung des umfangreichen Bauprogramms

beauftragt. Über das Preisgericht und die eingelaufenen Bewerbungen legt man den Mantel des

Schweigens.

1856 – Der Berliner Baumeister Friedrich Hoffmann erfindet den Ringofen

Berlin * Der Berliner Baumeister Friedrich Hoffmann erfindet den Ringofen. Damit kann die

Ziegelherstellung&nbsp;wesentlich kostengünstiger und energiesparender erfolgen.

Mai 1857 – König Max II. lässt das östliche Isar-Steilufer in einen Park umgestalten

München-Haidhausen * König Max II. lässt - im Rahmen der Erbauung des Maximilianeums - das

östliche Steilufer der Isar in einen Park umgestalten, um damit die Spazier- und Erholungszone

des Englischen Gartens auf das neu eingemeindete rechte Flussufer übergreifen. Der 26-jährige

Carl Effner wird mit der Realisierung der Maximilians-Anlagen nördlich des im Bau befindlichen

Maximilianeums beauftragt.  Der König hatte schon während seiner Kronprinzenzeit ein

umfangreiches Programm zur gärtnerischen Gestaltung seiner künftigen Residenzstadt München

erstellen lassen. Nach dem Vorbild von Paris, London und Berlin sollten auch in München Alleen,

begrünte Stadtplätze und kleine Parkanlagen das Stadtbild auflockern. Die Ortschaften

Haidhausen und Bogenhausen sollten durch große Grünanlagen zu Villenkolonien

zusammengefasst werden.
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14. Juli 1857 – Friedrich Wilhelm IV. von Preußen erleidet mehrere Schlaganfälle

Berlin * König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen erleidet mehrere Schlaganfälle, wodurch auch

sein Sprachzentrum in Mitleidenschaft gezogen wird. Er wird von seinem Bruder Prinz Wilhelm

vertreten. 

18. August 1857 – Hans von Bülow heiratet Cosima, die Tochter von Franz Liszt

Berlin * Der Pianist und Dirigent Hans von Bülow heiratet in Berlin Cosima, die Tochter von Franz

Liszt.

7. Oktober 1858 – Wilhelm I. wird preußischer Prinzregent

Berlin * Nachdem die Stellvertretung des Preußenkönigs Friedrich Wilhelm IV. durch seinen

Bruder Prinz Wilhelm von Preußen dreimal verlängert worden ist, unterzeichnete der kranke

König die Regentschaftsurkunde für Wilhelm I., der damit die Funktion des Prinzregenten

übernimmt. 

27. Januar 1859 – Prinz Wilhelm II. von Preußen, der spätere Kaiser, wird in Berlin geboren

Berlin * Friedrich Wilhelm Viktor Albert von Preußen, der spätere Kaiser Wilhelm II., wird in Berlin

geboren. 

2. Januar 1861 – Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. strbt im Schloss Sanssouci

Berlin * Ein letzter Schlaganfall setzt den Leiden des preußischen Königs Friedrich Wilhelm IV. im

Schloss Sanssouci ein Ende. 

24. September 1862 – Otto von Bismarck wird Preußischer Ministerpräsident

Berlin * Der Preußische Gesandte in Paris, Otto von Bismarck, wird zum Preußischen

Ministerpräsidenten ernannt. Bismarck ist als hochkonservativ und als „personifizierte

Konterrevolution“ gefürchtet.    Er verspricht König Wilhelm I. die Stabilisierung der königlichen
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Macht und die Niederwerfung der liberalen Parlamentsherrschaft. Ihm geht es aber um mehr.

Bismarck versteht seine Ministerpräsidentschaft nur als Mittel zur Erreichung eines höheren

Zieles. Er will die Oberherrschaft [= Hegemonie] Preußens in Deutschland - auf Kosten

Österreichs. 

23. Juli 1863 – Der erste - öffentliche - Zoo Münchens wird eröffnet

München-Schwabing * Der erste - öffentliche - Zoo in München wird eröffnet. Er ist auf Initiative

des Münchner Großhändlers Benedikt Benedikt in einem von ihm erstandenen Gelände am

Englischen Garten entstanden.   Die Münchner Presse feiert den neuen Zoologischen Garten:

„Während andere Weltstädte, wie London, Paris, Brüssel, Amsterdam, Wien, Berlin, Frankfurt

und Dresden längst ihre Tiergärten hatten, war der Münchner darauf angewiesen, zu warten, bis

irgend ein Menageriebesitzer seine hölzerne Baracke vor dem Karlstor aufgeschlagen hat, und

wo man im Gedränge meist bei großer Hitze und höchst unangenehmen Gerüchen nur

vorübergehend die seltenen ausländischen Tiere beschauen konnte. Dieses ist nun anders

geworden; auch München hat nun einen Tiergarten ganz eigener Art erhalten, es hat einen neuen

Vergnügungsort gewonnen, der allgemeine Anerkennung verdient, denn er verbindet Belehrung

und Unterhaltung, wie keiner in der ganzen Stadt, und wird mit Recht ein Lieblingsplatz der

intelligenten Bevölkerung werden.“

28. November 1863 – Cosima und Richard werden ein Liebespaar

Berlin * Cosima von Bülow und der 24 Jahre ältere Richard Wagner werden ein Liebespaar. Bei

einer gemeinsamen Spazierfahrt durch Berlin gestehen sie sich ihre Zuneigung. Cosima schreibt:

„Unter Tränen und Schluchzen besiegelten wir das Bekenntnis, uns einzig gegenseitig

anzugehören.“

14. Juni 1866 – Bayern unterstützt die Bundesexekution gegen Preußen

Wien - München - Berlin * Nachdem Preußen Holnstein wiederbesetzt und damit den

Bundesfrieden bricht, unterstützt das Königreich Bayern den Antrag Österreichs auf

Bundesexekution gegen Preußen. 
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16. Juni 1866 – Der Deutsche Bund beschließt den Krieg gegen Preußen

Wien - München - Berlin • Der Deutsche Bund beschließt den Krieg gegen Preußen. 

23. Juni 1866 – Mit dem Einmarsch der Preußen in Böhmen beginnt der Deutsche Krieg

Berlin - Prag * Mit dem Einmarsch der Preußen in das habsburgische Königreich Böhmen beginnt

der Deutsche Krieg. Preußen hat bereits vor Kriegsbeginn den Bundesvertrag des Deutschen

Bundes für nichtig erklärt und schert aus der anno 1815 in Wien beschlossenen

Friedensordnung aus.      Preußen führt also keinen Krieg gegen Österreich, sondern gegen ganz

Deutschland. Die auf österreichischer Seite stehenden süddeutschen Bundestruppen tragen

deshalb auch schwarz-rot-goldene Armbinden, als sie gegen die in Schwarz-Weiß antretenden

Preußen kämpfen. 

18. August 1866 – Der durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund wird gegründet

Berlin * Der Deutsche Krieg führt zur Auflösung des Deutschen Bundes. Gleichzeitig wird der

durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund gegründet, um Preußens Hegemonie [=

Vorherrschaft] zu festigen und zu legitimieren.    Unabhängig bleiben vorerst die süddeutschen

Staaten:       das Königreich Bayern,   das Königreich Württemberg,   das Großherzogtum Baden

und   das Großherzogtum Hessen, das dank russischer Fürsprache mit einigen kleinen

Gebietsabtretungen davonkommt.

23. August 1866 – Mit dem Frieden von Prag ist Österreich aus Deutschland hinausgedrängt

Prag - Wien - Berlin - München * Mit dem Frieden von Prag drängt Preußen Österreich aus

Deutschland. Außerdem annektiert Preußen die umstrittenen Elbherzogtümer Holstein und

Lauenburg, das Königreich Hannover, das Herzogtum Nassau und das Kurfürstentum

Hessen-Kassel sowie die Freie Stadt Frankfurt am Main.    Geblieben ist ein Bundesstaat mit 15

Klein- und Mittelstaaten nördlich der Mainlinie, der politisch, wirtschaftlich und militärisch im

Norddeutschen Bund von Preußen dominiert wird. Eine sonderbare staatsrechtliche Konstruktion,

die keinen langen Bestand haben wird.    Der Norddeutsche Bund erhält ein eigenes Parlament.

Seine Verfassung nimmt bereits die des 1870/71 begründeten Deutschen Reiches vorweg.

1867 – Gerüchte über eine Geisteskrankheit des bayerischen Prinzen Otto
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München - Berlin * Der preußische Gesandte Freiherr von Werther berichtet an

Reichskanzler Otto von Bismarck über umlaufende Gerüchten einer Geisteskrankheit des

bayerischen Prinzen Otto. Es gibt Überlegungen, ihn von der Thronfolge auszuschließen.

Angeblich leidet er „an einem kalten Fieber“. 

14. Mai 1867 – Kurt Eisner wird in Berlin geboren

Berlin * Kurt Eisner, der spätere Revolutionär und Bayerische Ministerpräsident, wird in Berlin

geboren.

9. November 1867 – Das neue Wehrgesetz tritt in Kraft

Berlin * Das neue Wehrgesetz für den Norddeutschen Bund tritt in Kraft. Es wird nach der

Reichswerdung auch auf Bayern übertragen.

Dezember 1868 – Helmuth von Moltke plant den Deutsch-Französischen Krieg

Berlin • Helmuth von Moltke, der Chef des preußischen Generalstabs, beginnt bereits im Winter

1868/69 mit den konkreten und detaillierten Planungen für die kriegerische Auseinandersetzung

mit Frankreich. Wichtig ist  ihm dabei, dass der Krieg nicht lange dauern darf. Schnelligkeit zählen

neben zahlenmäßiger Überlegenheit und guter Bewaffnung zu den wichtigsten Voraussetzungen

eines modernen Krieges. 

21. Juni 1869 – Die Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund wird erlassen

Berlin * Die Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund wird erlassen.

11. Juni 1870 – Das erste deutsche Urheberrecht wird verabschiedet

Berlin * Das erste deutsche Reichsgesetz betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken,

Abbildungen und musikalischen Kompositionen wird verabschiedet. Es hat aber bis zur Gründung

der Anstalt für musikalisches Aufteilungsrecht im Jahr 1902 nur wenig Bedeutung.
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13. Juli 1870 – Der Preußenkanzler Otto von Bismarcks brüskiert Frankreich

Berlin * Der Preußische Kanzler Otto von Bismarck weis, dass die Deutsche Einigung nur durch

den Druck von Außen vollendet werden kann. Diesen Druck von Außen liefert ihm der

französische Kaiser Napoleon III., nachdem das spanische Parlament den vakanten Thron einem

Mitglied des Haus Hohenzollern-Sigmaringen anbietet. In Frankreich kommen daraufhin

Einkreisungsängste hoch, die sich in der scharfen Ablehnung des spanischen Vorhabens durch

Kaiser Napoleon III. niederschlagen.    Preußens König Wilhelm I. erklärt sich daraufhin öffentlich

bereit, den französischen Wünschen nachzukommen und den Thron einem nicht-deutschen

Kandidaten zu überlassen. Doch das ist für die französische Öffentlichkeit zu wenig. Sie fordert

die Garantie, dass auch zukünftig die Kandidatur hohenzollerischer Prinzen ausgeschlossen wird.

Mit dieser Forderung reist der französische Botschafter Benedetti nach Bad Ems, wo sich der

Preußenkönig zur Kur aufhält.    Wilhelm I. und Bismarck erkennen die isolierte Position der

Franzosen, da weder England noch Russland Interesse an dem Vorgang zeigen. Schon deshalb

lehnt König Wilhelm I. die Forderung ab und informiert darüber seinen Kanzler in einer sachlich

gehaltenen Depesche.    Bismarck überarbeitet den Inhalt der Emser Depesche in scharfer Form

und gibt den veränderten Text noch am selben Tag an die Presse weiter. Durch den brüsken Ton

der Depesche fühle sich Frankreich tief gedemütigt. Damit geht Otto von Bismarcks Rechnung

auf. 

15. Juli 1870 – Der Preußenkönig Wilhelm I. erlässt die Mobilmachungsorder

Ems - Berlin * Der Preußenkönig Wilhelm I. beendet seinen Kururlaub in Ems und reist über

Potsdam nach Berlin. Er wird von einer jubelnden Bevölkerung empfangen. Der König erlässt die

Mobilmachungsorder für Preußen. 

16. Juli 1870 – König Ludwig II. befiehlt die Mobilmachung

München - Berlin * Da für die bayerische Regierung der Bündnisfall gegenüber Preußen

eingetreten ist, befiehlt König Ludwig II. die Mobilmachung. 

19. Juli 1870 – Frankreichs Kaiser Napoleon III. erklärt Preußen den Krieg

Paris - Berlin • Die französische Kriegserklärung trifft in Berlin ein. Kaiser Napoleon III. tritt die

Flucht nach vorne an und erklärt - überstürzt und ohne außenpolitische Rückendeckung -
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Preußen den Krieg. „Nach Berlin!“ heißt der Schlachtruf und Marschall Leboeuf erklärt:

„Frankreich ist bereit. Die preußische Armee existiert nicht. Ich kenne sie nicht!“    Da nun aber

Preußen der angegriffene Staat ist, werden - für Frankreich völlig unerwartet - die süddeutschen

Länder Bayern, Baden und Württemberg als Verbündete Preußens mit in den Krieg ziehen. 

20. Juli 1870 – „Mit Begeisterung werden Meine Truppen (...) den Kampf aufnehmen“

München - Berlin * König Ludwig II. telegrafiert seinem Vetter, dem Preußenkönig Wilhelm I.: „Mit

Begeisterung werden Meine Truppen an der Seite ihres ruhmreichen Bundesgenossen für

deutsches Recht und deutsche Ehre den Kampf aufnehmen.“ 

5. August 1870 – Bayerns Selbstständigkeit und Integrität wird geachtet

Berlin - München * Der Preußenkönig Wilhelm I. versichert dem Märchenkönig Ludwig II.,

Bayerns Selbstständigkeit und Integrität zu achten. 

3. September 1870 – Die Siegesbotschaft aus Sedan trifft in Berlin ein

Berlin * Am Vormittag trifft die Siegesbotschaft aus Sedan in Berlin ein. In den Kirchen der

deutschen Länder werden Dankgottesdienste gefeiert und „Nun danket alle Gott!“ gesungen.

Beseelt von der Überzeugung, dass der Krieg nun bald beendet sein würde, umarmen sich

unbekannte Menschen in den Straßen. 

12. September 1870 – Bayern will Verhandlungen mit dem Norddeutschen Bund

München - Berlin * Der Ministerrat erbittet von König Ludwig II. die Ermächtigung, mit dem

Norddeutschen Bund über eine verfassungsrechtliche Verbindung zu verhandeln. Dabei lehnt das

Königreich Bayern einen Beitritt zum Norddeutschen Bund ab, stellt aber einen offiziellen Antrag

auf Verhandlungen, um im Falle einer Reichsgründung möglichst viele Sonderrechte [=

Reservatsrechte] zu erringen. Zudem fordert Bayern von Preußen       die Rückzahlung der

Kriegsentschädigung von 1866,   den vollständigen Ersatz aller im gegenwärtigen Krieg

anfallenden Kosten,   den Verzicht auf die Düsseldorfer Galerie, auf die Preußen im Jahr 1866

Anspruch erhoben hatte, und   einen Gebietszuwachs im Anschluss an die Pfalz. 
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13. September 1870 – Ein Programm zum raschen Beitritt Bayerns

Berlin - München * Rudolph von Delbrück, der Präsident des Bundeskanzleramtes und Bismarcks

Beauftragter für die Verhandlungen mit Württemberg und Bayern, legt ein Programm zum

raschen Beitritt Bayerns vor. Das Deutsche Reich soll ein föderaler Staatenbund auf Grundlage

des Norddeutschen Bundes werden, dem die Süddeutschen beitreten, ohne ihre Eigenständigkeit

zu verlieren.    Daraufhin gibt König Ludwig II. dem Kanzler des Norddeutschen Bundes und

preußischen Ministerpräsidenten, Otto von Bismarck, seine Bereitschaft zu einem

Verfassungsbündnis bekannt. 

19. November 1870 – Preußen wird über Prinz Ottos Gesundheitszustand informiert

München * Der Bismarck‘sche Presseagent Moritz Busch schreibt nach Berlin:      „Aus München

meldet man, dass sich Prinz Ottos Gesundheitszustand fortwährend verschlimmert, dass man

infolgedessen an seiner Sukzessionsfähigkeit zweifelt, und dass deshalb der König Ludwig sich

der Familie Luitpold wieder nähert und ihr schon zweimal abends Besuche gemacht hat, was

sonst nicht seine Gewohnheit ist.“ 

23. November 1870 – Das Bündnis mit dem Norddeutschen Bund verbessert die Regelungen für Kinderarbeit

Berlin - München * Eine Verbesserung der Kinder-Schutzvorgaben in Bayern bringt der

Bündnisvertrag des Königreichs mit dem Norddeutschen Bund vom 23. November 1870. Mit der

Ausrufung des Deutschen Reichs werden deren Gesetze und Verordnungen auch in Bayern

maßgeblich. Für die regelmäßig beschäftigten Fabrikarbeiter gilt nun&nbsp;       ein Mindestalter

von zwölf Jahren,&nbsp;   für unter 14-jährige Beschäftigte eine maximale Arbeitszeit von sechs

Stunden am Tag.&nbsp;   die Arbeit an Sonn- und Feiertagen war verboten.   Der Schulunterricht,

der den Kindern zu erteilen war, die in Fabriken arbeiteten, sollte mindestens drei Stunden am

Tag betragen.&nbsp;      Das ist eine erhebliche Verbesserung gegenüber der bisher in Bayern

geltenden Verordnung.&nbsp;

23. November 1870 – Das Königreich Bayern kann sich mehrere Reservatrechte sichern

München - Berlin * In den sogenannten Novemberverträgen kann sich das Königreich Bayern

mehrere Reservatrechte sichern. Sie betreffen vor allem       das Militär,   die Eisenbahn,   das

Post- und Telegrafenwesen,   die Branntwein- und Biersteuer sowie   die allgemeine
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Staatsverwaltung.        Die Reservatrechte sind von der Aufsicht und Gesetzgebung des

Deutschen Reichs befreit. Eisenbahn, Post und Biersteuer stellen wichtige Einnahmequellen dar.

     Das Bayerische Heer bildet - in Friedenszeiten - einen geschlossenen Bestandteil innerhalb

der Streitkräfte des Deutschen Reichs. Es steht mit eigener Verwaltung unter der Hoheit des

bayerischen Königs. Doch mit dem Beginn der Mobilmachung - und damit dem Eintritt des

Kriegsfalles - untersteht das bayerische Militär direkt dem Kaiser. 

19. Dezember 1870 – Kanzler Otto von Bismarck leitet eine Verfassungsänderung in die Wege

Berlin * Nach König Ludwigs II. Kaiserbrief vom 30. November 1870 reagiert Kanzler Otto von

Bismarck und leitet eine Verfassungsänderung in die Wege, durch welche die Bezeichnung

„Deutscher Bund“ in „Deutsches Reich“ und „Deutscher Kaiser“ eingeführt wird.     Dies geschieht

auch im Einvernehmen mit der bayerischen Regierung. Spätestens jetzt ist es mit der

Souveränität Bayerns vorbei. 

28. Januar 1871 – Der Waffenstillstand mit Frankreich tritt in Kraft

Berlin - Paris * Der Waffenstillstand mit Frankreich tritt in Kraft. 

10. Mai 1871 – Die Provinzen Elsaß und Lothringen fallen an Deutschland

Berlin * Der Frankfurter Friedensschluss kostet Frankreich im Wesentlichen die Provinzen

Elsass und Lothringen sowie eine Kriegsentschädigung von fünf Milliarden Gold-Franc.      Der

deutsch-französische Krieg von 1870/71 war ein Krieg der modernen Technik und der

Massenheere, der zu den Schrecken des ungebändigten totalen Kriegs des 20. Jahrhunderts

führen wird. Bismarcks wichtigstes Kriegsziel, die „dauerhafte Beseitigung der Kriegsgefahr an

der deutschen Westgrenze“, ist schon beim Friedensschluss bedroht, weshalb zwei grausame

Weltkriege mit Millionen Toten folgen werden.    Eine betont kriegerische und verherrlichende

Geschichtsschreibung verstellt auf beiden Seiten den Blick auf das Kriegselend. „Das erste

Preußengrab für Deutschlands Einheit - Der Schwur auf die Fahne führte sie alle zum Heldentod

fürs Vaterland - Gott verleihe den Helden droben die Siegespalmen - für Deutschlands Ehre weiht

jedes deutsche Frauenherz Gatten, Sohn und Bruder gern dem Heldentod“. Diese Worte werden

in ein Denkmal auf dem Gaisberg, nahe Weißenburg, geschlagen. 
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15. November 1871 – Prinz Ottos Geisteskrankheit wird an Bismarck gemeldet

München - Berlin * Prinz Ottos Geisteskrankheit wird an Reichskanzler Otto von Bismarck

gemeldet.

4. Juli 1872 – Das Jesuitengesetz erklärt die Gesellschaft Jesu zu Reichsfeinden

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarcks Jesuitengesetz erklärt die Mitglieder der Gesellschaft

Jesu zu Reichsfeinden.

November 1872 – Arnold Zenetti prüft die Pferdestraßenbahnen anderer Städte

Dresden - Hamburg - Wien * Der Magistrat schickt seinen Stadtbaurat Arnold Zenetti nach

Dresden, Elberfeld, Hamburg, Berlin und Wien zur Besichtigung und Prüfung der dort

verkehrenden Pferdestraßenbahnen.    In seinem Gutachten befürwortet Zenetti den Bau einer

zweigleisigen Münchner Pferdetrambahn, die auch die Altstadt durchziehen soll. Allerdings nur

dort, wo die Straßen eine Mindestbreite von fünf Metern aufweisen. 

1873 – Der Steyrer Hans tritt zuerst in der „Westendhalle“ in der Sonnenstraße auf

München-Ludwigsvorstadt * In München tritt der Steyrer Hans zuerst in der „Westendhalle“ in der

Sonnenstraße auf.    Mit dem Mittelfinger kann er bereits einen 375 Pfund schweren Steinbrocken

heben.    Um einen weiteren Anreiz fürs Publikum zu schaffen, setzt er eine hohe Belohnung für

denjenigen aus, der es ihm nachmacht. Das bringt mehr Spannung und sorgt für reihenweise

ruinierte Bandscheiben.    Hans Steyrer reichert seine Vorstellungen mit immer effektvolleren

Vorführungen zu einer kompletten „Kraftshow“ an. Dabei zerbricht er unter anderem zwischen

seinen gewaltigen „Pratzen“ Hufeisen.    Schnell sprach sich sein besonderes Talent herum und

erregt dadurch überall Aufsehen, wird bald einem breiteren Publikum bekannt und erhält in der

Folge Engagements in Wien, Berlin und Hamburg.

25. September 1873 – Bismarcks erste Zahlung aus dem Welfenfonds trifft in München ein

Berlin - München * Die erste Zahlung Bismarcks aus dem sogenannten Welfenfonds trifft in

München ein.
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22. Oktober 1873 – In Wien das Dreikaiserabkommen geschlossen

Paris - Berlin - Wien - Petersburg * Zur Isolierung Frankreichs wird in Wien das

Dreikaiserabkommen zwischen Deutschland, Österreich und Russland abgeschlossen. 

23. Januar 1874 – Ziviltrauung auch in Preußen eingeführt

Berlin * Der Preußische Landtag beschließt die Einführung der Zivilehe.  Die erste Münchner

Ziviltrauung fand dagegen bereits am 3. Januar 1806 statt - 68 Jahre früher.&nbsp;

2. Mai 1874 – Ein Reichsmilitärgesetz wird erlassen

Berlin * Ein Reichsmilitärgesetz wird erlassen. 

16. Juni 1876 – Baron von Schack will Preußen seine Sammlung vermachen

München-Maxvorstadt - Berlin * Baron Adolf Friedrich von Schack informiert den preußischen

Kronprinzen Friedrich Wilhelm, den späteren Kaiser Wilhelm II., von seiner Absicht, ihm seine

Sammlung zu vermachen.

22. August 1876 – Adolf Friedrich von Schack wird zum Grafen erhoben

Berlin * Adolf Friedrich von Schack erhält die erbliche preußische Grafenwürde übertragen.

Oktober 1877 – Siemens & Halske verbessert das Bell'sche Telefon

Berlin * Das von Graham Bell entwickelte ein elektromagnetisches Telefon kommt nach

Deutschland und - da es hier nicht patentrechtlich geschützt war - von Firmen wie Siemens &

Halske nachgebaut wird. Werner von Siemens erkennt frühzeitig die Bedeutung des Telefons und

verbessert die Bell‘schen Apparate erneut. Damit beginnt der Siegeszug des Telefons. 

1878 – Christlich-soziale Bewegung richtet sich gegen Juden
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Berlin * Der Berliner Hofprediger Adolf Stoecker gründet die christlich-soziale Bewegung und

beginnt offen gegen Juden zu agitieren. 

1878 – Jeder Vortrag in einem „Tingeltangel“ muss polizeilich genehmigt werden

Berlin * In einer Reichspolizeiverordnung wird festgelegt, dass jeder Vortrag in einem

„Tingeltangel“ polizeilich genehmigt werden muss, dass diese Genehmigung nur für ein

bestimmtes Lokal gilt und dass die Erlaubnis zudem zurückgezogen werden kann.       Außerdem

wird die Aufführung von Dramen, Lustspielen, Possen, Opern, Operetten, Sing- und

Liederspielen, Tänzen und Balletts als unzulässig erklärt.   Nur Gesangs- und

Deklamationsstücke mit einer Besetzung von höchstens zwei Personen sind erlaubt.   Die

vortragenden Personen dürfen aber nur in bürgerlicher Kleidung (Gesellschaftsanzug) auf der

Bühne erscheinen.   Alle Vorträge im Kostüm sind verboten.   Als Ausnahme wird der Auftritt im

„wirklichen Nationalkostüm“ (Tracht) genehmigt.   Auch Kulissen, Vorhänge und jede Art von

Requisiten werden von der Bühne verbannt.     Außerdem durften die vorgetragenen Gesangs-

und Deklamationsstücke in Inhalt und Vortragsweise nicht gegen die Religion, die Sittlichkeit, die

staatlichen Einrichtungen, den öffentlichen Anstand und die öffentliche Ordnung verstoßen.   Die

Vorträge dürfen frühestens um 18 Uhr beginnen und müssen spätestens um 23 Uhr beendet

sein.

6. April 1878 – Erich Mühsam wird in Berlin geboren

Berlin * Erich Mühsam wird in Berlin geboren. 

13. Juni 1878 – Der Berliner Kongress soll die Balkankrise beenden

Berlin * In Berlin beginnt unter der Führung des Reichskanzlers Otto von Bismarck ein Kongress,

der die Balkankrise beenden und eine neue Friedensordnung für Südosteuropa aushandeln soll.

Der Berliner Kongress endet am 13. Juli mit dem Berliner Vertrag. 

13. Juli 1878 – Der Berliner Kongress endet mit dem Berliner Vertrag

Berlin * Der Berliner Kongress endet mit dem Berliner Vertrag, in dem die bisherigen türkischen

Provinzen Bosnien und Herzegowina dem Habsburgerreich zur Okkupation überlassen werden. 
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21. Oktober 1878 – Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie

Berlin - Deutsches Reich - München-Au * Da die Zahl der Anhänger der sozialistischen

Arbeiterbewegung ständig wächst und von Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilt, setzt Reichskanzler Otto

von Bismarck das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie in

Kraft.    Davon unabhängig fördern die Bischöfe die katholischen Werktätigen finanziell und ideell

mit der Organisation von Arbeitervereinen, darunter den Katholischen Arbeiterbund und dem

Kolpingverein. Auch die Josephshäuser in der Hochstraße zeugen von diesen Aktivitaten.   

Während es den sozialdemokratischen Arbeitervertretungen um eine harte Vertretung der

Arbeitnehmerinteressen gegenüber den Unternehmern und dem Staat geht, ist das oberste Ziel

der katholischen Arbeitervereine die „christliche Lebensführung der Arbeiterfamilien“ und die

Förderung sowie den Erhalt von „Religion und Sittlichkeit bei den Arbeitern“.

28. Oktober 1878 – Der Reichstag verabschiedet das Sozialistengesetz

Berlin * Der Reichstag verabschiedet mit den Stimmen der Konservativen und Nationalliberalen

das Gesetz zur Bekämpfung der gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie. Es gilt

bis 1890.

November 1879 – Antisemitische Hetze aus dem akademischen Milieu

Berlin * Der Historiker und Professor an der Humboldt-Universität, Heinrich von Treitschke,

veröffentlicht seinen Aufsatz „Unsere Aussichten“. Darin formuliert er den Satz „Die Juden sind

unser Unglück“, der zu einem zentralen Schlagwort des modernen deutschen Antisemitismus

werden wird.

1881 – In Lichterfelde fährt eine elektrische Straßenbahn

Lichterfelde * Eine weitere technische Neuerung zeichnet sich am Horizont ab: die Elektrizität. In

Lichterfelde bei Berlin fährt nun eine elektrische Straßenbahn.   Doch während in Deutschland die

staatliche Obrigkeit die Verbreitung der Elektrischen wegen der unästhetischen Oberleitungen

vielfach blockiert, entwickeln amerikanische Ingenieure die elektrische Straßenbahn zur

Serienreife.

Januar 1881 – Will Graf von Schack seine Galerie der Stadt Berlin übereignen?
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München - Berlin * Die Münchner Presse verbreitet das Gerücht, dass Graf von Schack seine

Galerie der Stadt Berlin oder der Preußischen Nationalgalerie übereignen will. Schack stellt

daraufhin klar, dass er, so lange er lebt, mit seiner Sammlung in München zu bleiben gedenke.

27. Februar 1881 – Prinz Wilhelm II. heiratet Auguste Viktoria

Berlin * Prinz Wilhelm II. von Preußen, der spätere Kaiser, heiratet Auguste Viktoria von

Schleswig-Holstein-Sonderburg-Augustenburg. 

1882 – Das Neuguinea-Konsortium wird gegründet

Berlin * Das Neuguinea-Konsortium wird gegründet, um den nordöstlichen Teil der Insel zu

erwerben. Neuguinea, die größte melanische Insel ist das erste konkrete Kolonialobjekt. 

1883 – Ernst Philipp Fleischer studiert in München

München * Ernst Philipp Fleischer erhält seine künstlerische Ausbildung zunächst in Dresden bei

Julius Schnorr von Carolsfeld, ab 1883 in München bei Wilhelm Diez und Karl von Piloty, dem

damaligen Direktor der Münchner Akademie, sowie in Berlin bei Karl Gussow.     Wie viele seiner

Zeitgenossen unternimmt auch er ausgedehnte Studienreisen ins Ausland. In Venedig hielt er

sich längere Zeit auf.

1883 – Oskar von Miller verlässt München in Richtung Berlin

München - Berlin * Oskar von Miller verlässt München. In Berlin nimmt er die Aufgabe eines

Technischen Direktors bei der Deutschen Edison-Gesellschaft, der späteren Allgemeinen

Elektrizitäts-Gesellschaft - AEG, wahr. Seine Hauptaufgabe besteht im Bau elektrischer

Zentralstationen zur Versorgung kleiner Stadtbezirke.

1884 – Die Reichsregierung stellt Kolonie-Schutzbriefe aus

Berlin - Deutsches Reich * Die Reichsregierung beginnt mit der Ausstellung von Schutzbriefen,

um die bislang als private Besitztümer geltenden, hauptsächlich in Afrika gelegenen Landstriche
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offiziell als deutsche Kolonien anzuerkennen und unter die Verwaltung des Deutschen

Reiches zu stellen. 

1884 – Neuguinea erhält einen kaiserlichen Schutz

Neuguinea - Berlin * Mehrere Erwerbsverträge“für den Erwerb von Neuguinea werden

abgeschlossen, mit denen ein Gebiet von mehr als 200.000 Quadratkilometern für die

Gesellschaft abgesichert werden können. Es erhält einen kaiserlichen Schutz, weshalb die

deutsche Flagge über Neuguinea gehisst werden kann. 

28. März 1884 – Carl Peters gründet die Gesellschaft für deutsche Kolonisation

Berlin * Carl Peters gründet die Gesellschaft für deutsche Kolonisation, in der überwiegend kleine

Gewerbetreibende, Offiziere und Beamte sowie kleinere und mittlere Kaufleute vertreten sind.

Während der Deutsche Kolonialverein das gehobene Besitz- und

Bildungsbürgertum repräsentiert, ist die Gesellschaft eher nationalistisch-rassistisch geprägt und

steht in harter Konkurrenz zum Deutschen Kolonialverein. 

28. März 1884 – Die Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft wird gegründet

Berlin * Die Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft wird gegründet, um eine deutsche Ackerbau-

und Handelskolonien in Übersee zu errichten. Die deutsche Reichsregierung steht dem Projekt

von Anfang an ablehnend gegenüber. Reichskanzler Otto von Bismarck spricht über das, was

Peters der Regierung vorlegt abschätzig: „ein Stück Papier mit Neger-Kreuzen drunter“.   

Nachdem aber Carl Peters damit drohte, das Land an König Leopold von Belgien zu geben, lenkt

Bismarck ein und lässt einen kaiserlichen Schutzbrief für die Erwerbungen der

Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft ausstellen. Damit ist der Grundstein für die spätere Kolonie

Deutsch-Ostafrika gelegt. 

24. April 1884 – Ein Schutzbrief für das Lüderitzland

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck telegraphiert an den deutschen Konsul in Kapstadt,

dass Lüderitzland unter dem Schutz des Deutschen Reiches steht. Damit ist Adolf Lüderitz am

Ziel seiner Wünsche. 
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28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der

regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die

Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das

linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der

Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

15. November 1884 – Die Kongo-Konferenz legt die Abgrenzung der Besitzstände fest

Berlin * Im Reichskanzler-Palais in Berlin, dem ehemaligen Hôtel Radziwill, findet unter dem

Vorsitz von Otto von Bismarck eine internationale Konferenz, bei der es um Lösungen von

Konflikten geht, die im Zusammenhang mit dem Wettlauf um Afrika stehen.    Dreizehn

europäische Staaten, die USA und das Osmanische Reich beteiligen sich an der sogenannten

Kongo-Konferenz. Es geht dabei um die Festlegung von Kriterien für die völkerrechtliche

Anerkennung von Kolonialbesitz. Immerhin waren in etwas mehr als zwei Jahrzehnten über zehn

Millionen Quadratmeilen afrikanischen Bodens und mindestens einhundert Millionen Afrikaner

unter europäische Herrschaft gelangt.    Um die Besetzung der restlichen Gebiete und der

abschließenden Abgrenzung der Besitzstände geht es auf dieser Konferenz. Das Ergebnis sind

die wie mit dem Lineal gezogene Demarkationslinien, wobei die Grenzen oft quer durch die

Lebensräume einheimischer Ethnien verlaufen.    Afrika wird als herrenloses Land definiert, das

nunmehr als Kronland und Eigentum europäischer Staaten an Kolonialgesellschaften,

Konzessionäre und Siedler vergeben werden kann. Damit folgt die schrittweise Verdrängung der

Eingeborenen aus ihren Wohn- und Lebensgebieten bis hin zur Eingrenzung in Reservate.    Zu

dieser Konferenz ist kein einziger afrikanischer Vertreter eingeladen worden und die

Souveränitätsrechte der betroffenen Staaten werden schlicht ignoriert. Wozu auch, es geht doch

den europäischen Mächten um so hehre Ziele wie den Zivilisationsauftrag und die Verbesserung

der „sittlichen und materiellen Wohlfahrt der eingeborenen Völkerschaften“.    Die

Kongo-Konferenz endet mit der Verabschiedung einer Generalakte am 26. Februar 1885. 

3. April 1885 – Die Deutsche Kolonialgesellschaft für Südwestafrika übernimmt
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Berlin - Deutsch-Südwestafrika * Die Deutsche Kolonialgesellschaft für Südwestafrika übernimmt

als Verwaltungsgesellschaft das von Adolf Lüderitz erworbene Land und ihre Verbindlichkeiten

und Rechte, darunter vor allem auch die Bergbaurechte. 

1886 – Fleischer erschafft das Gemälde „Schichtwechsel beim Bau des Gotthardtunnels“

München - Berlin * Ernst Philipp Fleischer erschafft das Gemälde „Schichtwechsel beim Bau des

Gotthardtunnels“, das in München und Berlin ausgestellt wird und das sich heute in der

Nationalgalerie Berlin befindet. Dieses Werk gilt als Auslöser für die späteren

Panorama-Aufträge, die er von englischen und schottischen Gesellschaften erhält.

23. Mai 1886 – Einvernehmen über das Entmündigungsverfahren Ludwigs II. hergestellt

München - Berlin - Wien * Am 23./24. Mai wird mit Preußen und Österreich Einvernehmen über

das Entmündigungsverfahren König Ludwigs II. hergestellt, um mögliche Interventionen und

Missbilligungen zu vermeiden.

16. September 1887 – Die neue Hauptsynagoge wird feierlich eingeweiht

München-Kreuzviertel * Um 17 Uhr erfolgt - unter interessierter Beteiligung der Münchner

Öffentlichkeit und der offiziellen Repräsentanten von Stadt und Staat - die feierliche Einweihung

der neuen, nach dreijähriger Bauzeit fertiggestellten Münchner Haupt-Synagoge an der

Herzog-Max-Straße 7. Ausgestattet mit 1.000 Männer- und 800 Frauen-Betstühlen ist sie - nach

der Berliner und der Breslauer Synagoge - das drittgrößte deutsche jüdische Gotteshaus.  

Architekt der Münchner Synagoge ist Albert Schmidt, der zuvor schon die Planungen für die

protestantische Lukas-Kirche, die Deutsche Bank und den Löwenbräukeller ausgeführt hat.   Der

gesamte Kostenaufwand von über 1,5 Millionen Mark für die Kirche und das danebenstehende

Gemeindehaus hat die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Jüdischen Kultusgemeinde bis an die

Grenzen des   Erträglichen belastet. Die Finanzierung des ehrgeizigen Bauvorhabens erfolgt in

erster Linie durch Geld- und Sachspenden, aber auch durch den Verkauf von Betstühlen, die

zwischen 200 und 1.700 Mark kosten. Der Preis richtet sich nach seinem Platz innerhalb des

Sakralraums und der Nähe zur Heiligen Lade.   Die neue Haupt-Synagoge entwickelte sich rasch

zu einem Mittelpunkt des religiösen und kulturellen Lebens der Münchner Juden. Neben den

Gottesdiensten wird das Haus auch für Konzerte und Vorträge genutzt. Das Anwachsen der

Kultusgemeinde und der damit verbundene erhöhte Verwaltungsaufwand macht den Bau eines
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neuen Gemeindehauses notwendig. 

16. September 1887 – Die Münchner Haupt-Synagoge wird eingeweiht

München-Angerviertel - München-Kreuzviertel * In den Morgenstunden begehen die jüdischen

Gläubigen Münchens in der alten Münchner Synagoge an der Westenriederstraße den letzten

Gottesdienst und überführen anschließend die Thora-Rollen in das neue israelitische

Gebetshaus. Dort angekommen legen sie den Schlussstein der Kirche, der eine Kapsel mit einer

Urkunde über den feierlichen Akt sowie sämtliche Tageszeitungen und die in Umlauf befindlichen

Münzen enthält.    Um 17 Uhr erfolgt dann - unter interessierter Beteiligung der Münchner

Öffentlichkeit und der offiziellen Repräsentanten von Stadt und Staat - die feierliche Einweihung

der neuen, nach dreijähriger Bauzeit fertiggestellten Münchner Haupt-Synagoge an der

Herzog-Max-Straße 7. Ausgestattet mit 1.000 Männer- und 800 Frauen-Betstühlen ist sie - nach

der Berliner und der Breslauer Synagoge - das drittgrößte deutsche jüdische Gotteshaus und

Zentrum der liberal ausgerichteten Mehrheitsgemeinde.    Die zeitgenössischen Kritiker würdigen

den Bau als „ein völlig selbständiges Werk von ausgeprägter Eigenart, ein Denkmal, nicht nur des

Meisters, der es geschaffen hat, sondern auch der Zeit, in der es entstand“. Und das Münchner

Tagblatt vermerkt überschwänglich, dass das „architektonische Schmuckkästchen“ München nun

wieder „um eine köstliche Perle reicher geworden“ ist.

26. September 1887 – Emil Berliner erfindet die Schallplatte

USA * Der deutsch-amerikanische Erfinder Emil Berliner entwickelt die Schallplatte und das

dazugehörige Grammophon. Er meldet er sein Patent in den USA an. Seine Erfindung löst die bis

dahin übliche Walze ab und legt den Grundstein für die moderne Musikindustrie. Mit der

Schallplatte wird Musik erstmals in großem Maßstab reproduzierbar und für ein breites Publikum

zugänglich.

1888 – Die Methoden der Müllbeseitigung studieren

München * Eine eigens gebildete Kommission geht auf Reisen, um in Frankfurt, Hannover,

Bremen, Hamburg, Dresden, Leipzig, Prag und Berlin die dortigen Methoden der

Müllbeseitigung zu studieren. Danach will man die Zustände in München ändern.

Münchner Zeitensprünge Seite 30/221



1. Januar 1888 – Die Deutschen Kolonialgesellschaft wird gegründet

Berlin * Der Deutsche Kolonialverein und die Gesellschaft für deutsche Kolonisation schließen

sich offiziell zur Deutschen Kolonialgesellschaft als Dachverband der organisierten

Kolonialbewegung zusammen. Sie bringt wöchentlich die Deutsche Kolonialzeitung heraus und

kann ihren Mitgliederstand von 14.838 im Dezember 1887 auf über 42.000 zu Beginn des Ersten

Weltkriegs steigern. 

9. März 1888 – Staatstrauer überschattet die Starkbiersaison 

Berlin - München-Au * Die Starkbiersaison steht von Beginn an unter einem schlechten Stern. Am

9. März stirbt Kaiser Wilhelm I. im Alter von 90 Jahren in Berlin. Sein Tod löst im gesamten

Deutschen Reich eine mehrwöchige Staatstrauer aus.   Auch in München prägen

Trauerbeflaggung und Einschränkungen öffentlicher Vergnügungen das gesellschaftliche Leben.

Die ausgelassene Stimmung des Salvatorausschanks steht damit in einem deutlichen Gegensatz

zur offiziell angeordneten Trauer. Nur wenige Wochen später kommt es dennoch zur

gewaltsamen „Salvatorschlacht“. 

16. März 1888 – Salvatorkeller bleibt zur Kaiserbeisetzung geschlossen

Berlin - München-Au * Kaiser Wilhelm I. wird am Freitag, dem 16. März, im Mausoleum des

Schlossparks Charlottenburg beigesetzt. Aus Anlass der Trauerfeier bleibt der Münchner

Salvatorkeller an diesem Tag vollständig geschlossen.   Damit folgt die Brauerei den staatlichen

Trauervorschriften. Öffentliche Vergnügungen und der sonst stark besuchte Ausschank des

Salvatorbiers müssen während der Beisetzungsfeier ruhen. 

15. Juni 1888 – Wilhelm II. von Preußen wird Deutscher Kaiser

Berlin * Wilhelm II. von Preußen wird Deutscher Kaiser und übernimmt damit die Macht im

Deutschen Reich. Die Kolonialbewegung ist inzwischen zu einem ernstzunehmenden Faktor in

der deutschen Innenpolitik herangewachsen. In den Mittelpunkt der deutschen Außenpolitik

entwickelt sich ein Großmachtstreben. 

1889 – Die Schallplatte erreicht Deutschland
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Deutsches Reich * Erste Vorführungen des neuen Grammophons und der Schallplatte finden in

Deutschland statt. Das Interesse an der neuen Technik wächst rasch, und der Erfinder des

Tonträgers, Emil Berliner, beginnt, die Vermarktung in seiner alten Heimat vorzubereiten.

30. Januar 1889 – 2 Millionen Mark für Strafmaßnahmen in Deutsch-Ostafrika

Berlin * Für Strafmaßnahmen in Deutsch-Ostafrika stellt der Reichstag zwei Millionen Reichsmark

zur Verfügung gestellt. 

September 1889 – Ein Mord wird zum Ausgangspunkt für die „Lex Heinze“

Berlin * Das Berliner Ehepaar Gotthilf und Anna Heinze, er ein Zuhälter, sie eine Prostituierte,

halten über mehrere Tage ein Mädchen fest, missbrauchen es sexuell und ermorden es

schließlich. Das ist der Ausgangspunkt für die Gesetzgebung für das Kuppelei-Gesetz, die

sogenannte „Lex Heinze“. 

20. Januar 1890 – Siemens eröffnet seine erste Niederlassung in München

München-Graggenau * In der Galeriestraße 15a eröffnet die Berliner Firma Siemens & Halsk" mit

zwei Mitarbeitern seine erste Niederlassung außerhalb Preußens. Das Zwei-Personen-Büro teilen

sich der Ingenieur Adalbert Planck, ein Bruder des späteren Nobelpreisträgers Max Planck, und

eine Sekretärin. 

20. März 1890 – Otto von Bismarck wird als Deutscher Reichskanzler entlassen

Berlin * Otto von Bismarck wird von Kaiser Wilhelm II. als Deutscher

Reichskanzler&nbsp;entlassen.&nbsp;

30. September 1890 – Das  Sozialistengesetz läuft aus

Berlin * Das stets befristete Ausnahmegesetz „Gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der

Sozialdemokratie“ läuft aus. Reichskanzler Otto von Bismarck ist im März 1890 grollend

abgetreten.
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1891 – Ernst Philipp Fleischer malt die „Hohenzollern-Galerie“

München - Berlin * Ernst Philipp Fleischer malt im Panorama-Atelier an der Schwabinger

Landstraße die „Hohenzollern-Galerie“ für Berlin. Dieses Werk zeigt 1.200 Persönlichkeiten aus

der Geschichte der Hohenzollern.

1891 – Deutschland will seinen Kolonialbesitz ausweiten

Berlin * Neben der Deutschen Kolonialgesellschaft zählt bald auch der im Jahr 1891 gegründete,

extrem nationalistische Alldeutsche Verband, dessen Programm stark von rassistischem und

antisemitischem Gedankengut geprägt ist. Nun versucht Deutschland durch den Erwerb weiterer

Handelsvertretungen seinen Kolonialbesitz auszuweiten.     Im Vordergrund stehen jetzt aber

Fragen des nationalen Prestiges und der Selbstbehauptung in einer

sozialdarwinistisch verstandenen Konkurrenz der Großmächte. Denn Deutschland als

kolonialpolitischer Nachzügler muss den ihm zustehenden Anteil jetzt einfordern.

1891 – Pastor Friedrich von Bodelschwingh gründet das Brockenhaus

Bethel - Berlin * Der evangelische Pastor Friedrich von Bodelschwingh gründet in Bethel und

Berlin ein sogenanntes Brockenhaus. Mit dieser neuen Form einer Sozialeinrichtung will

Bodelschwingh durch die Abholung und Verarbeitung schadhafter oder im Haushalt nicht mehr

verwendeter Gegenstände arbeitslosen und erwerbsbeschränkten Personen Beschäftigung

verschaffen und gleichzeitig Hilfsbedürftigen billige Gebrauchsgegenstände vermitteln.    Die Idee

setzt sich rasch durch und schon bald darauf arbeiteten die Brockenhäuser in allen größeren

Städten Deutschlands.

1. Juni 1891 – Weitere Verbesserungen für Kinderarbeiter in Fabriken

Berlin * Nach einer weiteren Änderung der Reichsgewerbeordnung wird&nbsp;       das

Mindestalter von Fabrikarbeitern auf 13 Jahre erhöht und&nbsp;   die Beschäftigung

schulpflichtiger Kinder in Fabriken grundsätzlich verboten.&nbsp;

Oktober 1891 – Der Mordprozess gegen das Berliner Ehepaar Heinze beginnt
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Berlin * Der Mordprozess gegen das Berliner Ehepaar Heinze beginnt. In der Verhandlung wird

der Zusammenhang mit Kuppelei und Prostitution hergestellt. Daraus schließt man, dass

Obszönität eine der Hauptursache für kriminelles und von der Norm abweichendes Verhalten sei.

1. Februar 1892 – Ernst Philipp Fleischer erhält vom preußischen König den Professorentitel

Berlin * Ernst Philipp Fleischer erhält vom preußischen König den Professorentitel.

1893 – Graf Adolf Friedrich von Schack vermacht Berlin seine Sammlung

München-Maxvorstadt * In der letzten Fassung seines Testaments geht Graf von Schack davon

aus, dass seine Sammlung nach seinem Tod nach Berlin überführt wird. Er billigt dieses

Vorgehen ausdrücklich.

15. Juni 1893 – Bei der Reichstagswahl sind über 106.800 Münchner wahlberechtigt

München - Deutsches Reich - Berlin * Bei der Reichstagswahl des Jahres 1893 sind über

106.800 Münchner Männer wahlberechtigt.        Den Wahlkreis München I (Altstadt, Lehel,

Maxvorstadt) gewinnt Georg Birk [SPD],   der Wahlkreis München II (Isarvorstadt,

Ludwigsvorstadt, Au, Haidhausen, Giesing), München-Land, Starnberg, Wolfratshausen, wird von

Georg von Vollmar [SPD] erobert. 

1894 – Das Warenzeichengesetz tritt in Kraft

Berlin * Das Warenzeichengesetz tritt in Kraft.

1894 – Der Bildhauer Matthias Gasteiger schenkt München das Brunnenbuberl

München-Kreuzviertel * Der Bildhauer Matthias Gasteiger schenkt seiner Heimatstadt die

Brunnengruppe Satyrherme & Knabe, die im Volksmund als „Brunnenbuberl“ bezeichnet wird. Es

ist sein  berühmtestes Werk, für das er 1892 im Glaspalast eine Goldmedaille erhalten hatte und

für das er weitere Auszeichnungen in Berlin und Wien bekam, wo er sogar das „besondere

Wohlgefallen“ des Österreichischen Erzherzogs fand.     Das Kunstwerk zeigt einen Knaben und
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eine Satyrherme. Während das Buberl spielerisch das Rohr an der Herme zuhält, spritzt aus dem

Mund des Satyrn ein Wasserstrahl auf den Kopf des Jungen. Und obwohl die Münchner

Kunstkritiker Matthias Gasteigs Werk als „prächtige Bereicherung“ Münchens bezeichnen, haben

die Münchner Stadtväter große Probleme mit dem nackten Buberl.

Mai 1894 – Kaiser Wilhelm II. tritt Adolf Friedrich von Schacks Erbe an

München-Maxvorstadt * Kaiser Wilhelm II. tritt Adolf Friedrich von Schacks Erbe an. Der Nachlass

soll aber in München bleiben. Das ist keineswegs so großzügig wie es den Anschein hat, sondern

beruht auf politischem Kalkül. Der Kaiser will mit der Verlegung der Schack-Galerie nach Berlin

das seit der Reichsgründung angespannte Verhältnis zwischen Preußen und Bayern nicht noch

mehr belasten.    Selbstverständlich ist jedoch, dass vor der Galerie in der Brienner Straße - und

später an der Prinzregentenstraße - das kaiserliche Hoheitszeichen - der Reichsadler“- auf hohen

Standarten aufgerichtet wird.

1895 – Der arbeitsfreie Sonntag wird im Kaiserreich gesetzlich verankert

Berlin * Der arbeitsfreie Sonntag wird im Kaiserreich gesetzlich verankert.

26. Juni 1895 – Samoaner*innen treten in Völkerschauen auf

Deutsches Reich * Noch bevor Samoa Teil des deutschen Kolonialbesitzes geworden ist, reisen

Inselbewohner der „Perle der Südsee“ nach Deutschland, um in Völkerschauen aufzutreten.  Die

Reise der Truppe dauert bis Dezember 1897, dabei besuchen sie in Deutschland unter anderem

Berlin, Köln, aber auch Wien. Insgesamt besuchen die Samoaner-Gruppen Deutschland drei

Mal. 

6. Dezember 1897 – Kolonien für die zu spät gekommene Nation

Berlin * Der spätere deutsche Reichskanzler Bernhard von Bülow fordert „einen Platz an der

Sonne“ für die angeblich „zu spät gekommene Nation“, wobei neben dem Besitz von Kolonien ein

Mitspracherecht in allen kolonialen Angelegenheiten gemeint ist. 

28. Februar 1898 – Das Wettrüsten mit Großbritannien wird ausgelöst

Münchner Zeitensprünge Seite 35/221



Berlin * Das Flottengesetz des Deutschen Reichstags in Berlin löst das Wettrüsten mit

Großbritannien aus. 

28. Februar 1898 – Admiral Tirpitz erhält den Auftrag zum Aufbau einer Kriegsflotte

Berlin * Admiral Alfred Peter Friedrich Tirpitz erhält von Kaiser Wilhelm II. den Auftrag, eine

Kriegsflotte aufzubauen, um England einzuschüchtern und zu Bündnisverhandlungen zu

bewegen.

September 1898 – Kurt Eisner erhält ein Job-Angebot beim Vorwärts

Berlin * Wilhelm Liebknecht bietet Kurt Eisner beim SPD-Parteiorgan Vorwärts eine Tätigkeit im

Redaktionsteam an. „Eisner ist eine scharfe Klinge, die hoffentlich manchen Kopf

abschlägt. Möglich, dass es uns endlich gelingt, das Blatt journalistisch zu heben.“

1. Dezember 1898 – Kurt Eisner wird Mitglied der SPD

Berlin * Kurt Eisner wird Mitglied der SPD.

6. Dezember 1898 – Gründung der Deutschen Grammophon Gesellschaft

Hannover * Die Deutsche Grammophon Gesellschaft wird von Emil Berliner und seinem Bruder

Joseph gegründet. Es ist das erste Schallplattenunternehmen Deutschlands und zugleich das

älteste Plattenlabel der Welt. Emil Berliner ist an der Gründung maßgeblich beteiligt. Noch im

selben Monat beginnt in Hannover die erste kommerzielle Schallplattenproduktion auf deutschem

Boden. Das Unternehmen ist damit das älteste bestehende Plattenlabel der Welt. Die Deutsche

Grammophon entwickelt sich in den folgenden Jahrzehnten zu einem der bedeutendsten

Klassiklabels der Welt. 

1899 – Hubert Herkomer wird in den deutschen Adelsstand erhoben

Berlin * Hubert Herkomer wird von Kaiser Wilhelm II. zum Ritter des Ordens Pour le Merite für

Künste und Wissenschaft ernannt.
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1899 – Der zweite Bauabschnitt für das Neue Rathaus beginnt

München-Graggenau * Die Arbeiten für den zweiten Bauabschnitt des Neuen

Rathauses beginnen. Sie dauern bis 1909 an. Insgesamt 43 baierische Herrscher, davon eine

Frau, sind am Neuen Rathaus angebracht worden. Es ist der größte Herrscherzyklus an einen

deutschen Rathaus und ist als Antwort auf die Verherrlichung der Hohenzollern in der Berliner

Sieger Allee zu verstehen. Insgesamt 102 Figuren und Figurengruppen schmücken das Neue

Rathaus. 

20. Juli 1899 – Salvator wird ein gesetzlich geschütztes Warenzeichen

Berlin * Die Bezeichnung „Salvator“ wird vom Kaiserlichen Patentamt in Berlin als gesetzlich

geschütztes Warenzeichen anerkannt. Der Firmenname wird daraufhin von Gebrüder

Schmederer Aktienbrauerei in Paulaner-Salvator-Brauerei umbenannt.

1. Januar 1900 – Eine Neubegründung von Herbergen ist künftig ausgeschlossen

Berlin - München * Das Bürgerliche Gesetzbuch - BGB tritt inkraft und schließt eine

Neubegründung von Herbergen künftig aus.

6. Februar 1900 – Die „Lex Heinze“ wird beschlossen

Berlin * Im Reichstag wird die „Lex Heinze“ beschlossen, die „unsittliche" Darstellungen in der

Kunst verbietet.

25. Juni 1900 – Das Kuppelei-Gesetz „Lex Heinze“ tritt in Kraft

Berlin * Das Kuppelei-Gesetz „Lex Heinze“ tritt in abgeschwächter Form in Kraft. 

15. August 1900 – „Die gefangenen Chinesen haben wir alle totgeschossen"

Berlin - Provinz Shandong - China * Im Reichstag verlesen Sozialdemokratische

Abgeordnete Briefe von deutschen Soldaten, die an der brutalen Niederschlagung des
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Boxer-Aufstandes in China teilgenommen haben. Darin heißt es: „Die gefangenen Chinesen

haben wir alle totgeschossen, aber auch alle Chinesen, die wir sahen und kriegten, haben wir alle

niedergestochen und -geschossen“. 

26. August 1900 – Weitere Briefe von der Niederschlagung des Boxer-Aufstandes in China

Berlin - Provinz Shandong - China * In einem anderen Brief eines deutschen Soldaten, der an der

Niederschlagung des Boxer-Aufstandes in China teilgenommen hat, heißt es: „68 Gefangene sind

gezwungen worden, ihr eigenes Grab zu schaufeln; dann wurden sie mit den Zöpfen aneinander

gebunden, worauf sie erschossen wurden und rückwärts in das Grab fielen.“    Oder ein anderer

Bericht, der besagte: „Am Sonntagnachmittag haben wir 74 Gefangene mit dem Bajonett

erstechen müssen.“ 

19. Mai 1901 – Das Künstlerhaus wird zum gesellschaftlichen Mittelpunkt 

München-Kreuzviertel * Mit dem „Münchner Frühlingsfest“ etabliert sich das Künstlerhaus als

bedeutender Treffpunkt des kulturellen und gesellschaftlichen Lebens der Stadt. Die Berliner

Zeitschrift „Moderne Kunst“ beschreibt die Münchner Künstlerschaft als „die Blüte des gesamten

Lebens der Stadt“, die in allen Bevölkerungsschichten verwurzelt sei.  Prinzregent Luitpold zeigt

großes Interesse am künstlerischen Leben und nimmt – trotz seines hohen Alters – nach

Möglichkeit persönlich an den Künstlerfesten teil. Sein regelmäßiger Austausch mit etablierten

Künstlern ebenso wie mit jungen Talenten unterstreicht seine enge Verbundenheit mit der

Münchner Kunstszene.  Beim Frühlingsfest findet erstmals eine Versteigerung von Gemälden

statt. Zu den Stiftern zählen namhafte Künstler wie Franz von Lenbach und Franz von Defregger.

Die Auktion leitet der Volksschauspieler Konrad Dreher, Gründer des Schlierseer Bauerntheaters.

Der Erlös kommt dem chronisch unterfinanzierten Künstlerhausverein zugute, der das Gebäude

seit 1900 von der Künstlergenossenschaft gepachtet hat.

19. Juni 1901 – Das Gesetz betreffend das Urheberrecht wird verabschiedet

Berlin * Das Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur und Tonkunst wird

verabschiedet.
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1902 – Gründung der Anstalt für musikalisches Aufteilungsrecht

Berlin * Gründung der Anstalt für musikalisches Aufteilungsrecht.

30. März 1903 – Das erste allgemeine Kinderschutzgesetz

Berlin * Der Deutsche Reichstag verabschiedet mit dem „Gesetz, betreffend Kinderarbeit in

gewerblichen Betrieben“ ein erstes allgemeines Kinderschutzgesetz, von dem die

landwirtschaftliche Kinderarbeit jedoch weiterhin ausgeklammert ist.

16. Juni 1903 – Wahlen zum 11. Deutschen Reichstag

Deutsches Reich - Berlin * Bei den Wahlen zum 11. Deutschen Reichstag erringen die

Sozialdemokraten 81 Mandate und bilden damit die zweitstärkste Fraktion.

12. Januar 1904 – Die Herero erheben sich in Deutsch-Südwestafrika

Deutsch-Südwestafrika * Es kommt zur Erhebung der Herero. Die Taktik der Herero-Krieger ist

einfach. Mit ihren rund 8.000 Mann wollen sie die nur aus 2.000 Mann bestehende deutsche

Schutztruppe überrumpeln. Dass jedoch das Deutsche Reich in kürzester Zeit zusätzliche

Truppenkontingente nach Afrika verlegen kann, kommt in den Planungen der Herero nicht vor.   

Der damalige Gouverneur und Kommandeur der Schutztruppe, Theodor Leutwein, versucht den

Krieg so zu führen, dass die spätere wirtschaftliche Ausbeutung des Landes unter Zuhilfenahme

der Herero nicht gefährdet wird. Seine Strategie ist darauf angelegt, die Herero in eine

ausweglose Lage zu bringen, danach aber - im Rahmen eines Friedensvertrages - zumindest ein

weiteres Zusammenleben zu ermöglichen.    Doch diese Strategie ist den Verantwortlichen im

Berliner Generalstab zu langwierig, weshalb man Theodor Leutwein ablöst und den

Generalleutnant Lothar von Trotha nach Deutsch-Südwestafrika schickt. 

April 1904 – Eine Studienreise für den Betrieb eines Ratskellers

München * Eine Kommission des Stadtmagistrats geht auf Studienreise nach Stuttgart,

Deidesheim, Mainz, Wiesbaden, Koblenz, Köln, Bremen, Hamburg, Berlin, Leipzig, Dresden,

Wien, Großinzersdorf und Salzburg begeben, „um Einrichtung und den Betrieb der Ratskeller
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einer Anzahl größerer Städte kennen zu lernen“.    Ergebnis dieser Studienreise war der

Beschluss der Gemeindekollegien, dass im Ratskeller nur noch „Pfalzweine, Rheinweine, Mosel-

und Saarweine, Frankenweine, badische Weine, österreichische und ungarische Weine sowie

Bordeaux-, Burgunder- und Schaumweine“ angeboten und verkauft werden durften, welche von

einer vom Magistrat eingesetzten Kommission „nach vorgenommener Kostprobe angekauft und

in der städtischen Weinkellerei eingelagert und behandelt worden sind“.    Für die Auswahl der

„ruhigen“ Weine war „vor allem maßgebend, dass die Weine naturecht, das heißt aus dem

vergorenen Saft der Weintraube sind und keinerlei Zusatz an Zucker oder Zuckerwasser

enthalten“.

12. Dezember 1904 – Der Schießbefehls gegen die Nama und Herero wird aufgehoben

Berlin - Deutsch-Südwestafrika * Der Schießbefehls des Lothar von Trotha gegen die Nama und

Herero wird aufgehoben. 

1905 – Wegen Überlastung schmoren die Sicherungen durch

Berlin - Karlsruhe * Ein Firmenkonsortium unter der Leitung der Firma L. Loewe & Co erhält den

Auftrag über eine Ortsvermittlungsstelle für Wählbetrieb. Der Fabrikationsauftrag für die

Herstellung der Strowger-Wähler und damit die Lizenz wird den zum Loewe-Konzern gehörenden

Deutsche Waffen- und Munitionsfabriken Berlin - Karlsruhe übertragen. Diese verfügen über

entsprechend ausgebildetes Personal und über moderne feinmechanische Werkstätten. Die

Erfahrung im Umgang mit elektrischen Schaltungen steuern Mitarbeiter der Firma Siemens &

Halske bei.    Da alle angeschlossenen Teilnehmer sofort nach Inbetriebnahme der neuen

Vermittlungsstelle ihren eigenen Fernsprech-Selbstwählanschluss ausprobieren wollen,

schmoren in der Folge von Überlastung und Blockade der Wähler in den ersten Betriebsstunden

ständig die Sicherungen durch.    Empörte Teilnehmer stürmen daraufhin das Dienstgebäude.

Erst als diese wieder besänftigt waren, gelingt es dem Wartungspersonal die Schwachstellen des

Systems abzustellen. Seither arbeitet die Anlage störungsfrei. 

1905 – Carl Gabriel eröffnet sein erstes Kinematographentheater

Berlin * Carl Gabriel eröffnet sein erstes Kinematographentheater in Berlin.
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15. März 1905 – Das Deutsche Reich will Marokkos Wirtschaftsinteressen verteidigen

Berlin * Reichskanzler&nbsp;Bernhard von Bülow gibt im Reichstag&nbsp;bekannt, dass das

Deutsche Reich&nbsp;Schritte zur Verteidigung der Wirtschaftsinteressen in Marokko

unternehmen wird. Dabei hatte Deutschland bis dahin niemals Einwände gegen die von

Frankreich ausgeübte Kontrolle des Militärs, der Polizei, der Verwaltung, der Banken und des

Handels in Marokko erhoben.&nbsp;

20. Oktober 1905 – Allen Redakteuren beim Vorwärts wird gekündigt

Berlin * Allen Redakteuren beim Vorwärts wird gekündigt, ihnen aber die Möglichkeit der

Bewerbung um Wiedereinstellung gelassen. Kurt Eisner kündigt daraufhin von sich aus.

26. Dezember 1905 – Der Schlieffen-Plan wird in Berlin vorgelegt

Berlin * Der sogenannte Schlieffen-Plan wird in Berlin vorgelegt. Er sieht für den Fall eines

Zweifrontenkrieges vor,       die Masse des deutschen Heeres zunächst im Westen gegen

Frankreich einzusetzen,   mit dem Nordflügel die französischen Befestigungen zu umgehen und  

das französische Heer entscheidend im Rücken zu fassen.   Nach einem Sieg über Frankreich

sollen die deutschen Truppen nach Osten verlegt werden, um dort gegen Russland vorzugehen.  

     Der preußische Offizier Alfred Graf von Schlieffen will auf diese Weise den Krieg gegen

Frankreich und Russland in zwei aufeinander folgende Feldzüge aufzuteilen. 

1906 – Reichskanzler Bernhard von Bülow fordert „einen Platz an der Sonne“.

Berlin * Der deutsche Reichskanzler Bernhard von Bülow fordert „einen Platz an der Sonne“. In

Afrika hatte Deutschland seit den 1880er-Jahren mit Deutsch-Ostafrika, Togo, Kamerun und

Deutsch-Südwestafrika Gebiete an der Ost- und Westküste besetzen können. Deutschland wirft

konkret ein Auge auf den belgischen und französischen Kongo. 

2. August 1906 – Der Reichstag lehnt weiteres Geld für die Kolonialkriege ab

Berlin * Durch den anhaltenden und mit hohen Kosten verbundenen Kolonialkrieg zuerst gegen

die Herero und jetzt gegen die Nama ist die deutsche Regierung gezwungen, im Deutschen
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Reichstag einen Nachtragshaushalt in Höhe von 29 Millionen Reichsmark zu beantragen.    Vor

allem die SPD verweigert angesichts der „rücksichtslosen Kriegsführung“ mit zahlreichen Opfern

ihre Zustimmung. Auch der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger kritisiert die Ausgaben

scharf und argumentiert gegen die Kolonialkriege, weshalb auch die Zentrumsfraktion - zum Teil

gegen ihren Willen - den Nachtragshaushalt ablehnt.    Vertreter beider Parteien wollen der in

Deutschland vorherrschenden patriotischen Kolonialbegeisterung eine realistischere Sicht auf die

Lage in den Kolonien entgegensetzen, um den in Deutsch-Südwestafrika tobenden Krieg zu

beenden. 

13. Dezember 1906 – Mehrheit gegen die Fortsetzung des südwestafrikanischen Kolonialkrieges

Berlin * Bei der Abstimmung im Reichstag kommt eine knappe Mehrheit von 177 zu 168 gegen

den Nachtragshaushalt zur Fortsetzung des südwestafrikanischen Kolonialkrieges zustande.

Daraufhin lässt Reichskanzler Bernhard Fürst von Bülow - in Einvernehmen mit Kaiser Wilhelm II.

- noch am gleichen Tag den Reichstag auflösen. 

21. April 1907 – Carl Gabriel eröffnet in der Dachauer Straße 16 sein erstes Münchner Kino

München-Maxvorstadt * Carl Gabriel eröffnet in der Dachauer Straße 16 sein erstes Münchner

Kino unter dem weltmännischen Namen „The American Bio-Cie./Carl Gabriel's Theater lebender

Bilder“ mit 145 Plätzen.&nbsp;Es ist Münchens viertes Kino.&nbsp;Es werden Stummfilme

gezeigt, die von einem mehr oder weniger talentiertem Klavierspieler und einem Explikateur,

einen Filmerklärer, begleitet werden.    An den Lehnen der Vordersitze sind Drahtgestelle

angebracht, in denen man seinen Masskrug abstellen kann.&nbsp;Statt Popkorn und Eis - wie

heute - werden Schokolade und Wurstsemmeln verkauft.    Nach 19 Uhr geht fast niemand mehr

ins Kino, denn:&nbsp;„Der Münchner geht im Gegensatz zum Berliner, soweit er es ermöglichen

kann, lieber Nachmittags ins Kino, weil er den Abend gern im Bierrestaurant verbringt.“Trotzdem

suchen die „Gebildeten“ das Kino erst im Schutz der Dunkelheit auf. Etwaige Bekannte begrüßen

sich - wenn überhaupt - mit einem verlegenem Lächeln.&nbsp;Es gibt Logen&nbsp;mit einem

Loch im Vorhang, von dem aus man zwar alles sehen kann, selbst aber nicht gesehen wird.    Die

Münchner Polizei besucht im Auftrag der Obrigkeit&nbsp;regelmäßig die

Kinematographen.&nbsp;Sie muss sicherstellen, dass im dunklen Kinosaal alles „sittlich“ und „mit

rechten Dingen“ zugeht.

5. Oktober 1908 – Österreich-Ungarn annektiert Bosnien und Herzegowina
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Wien - Bosnien - Herzegowina - Paris - London - Petersburg - Berlin * Österreich-Ungarn

annektiert - ohne Rücksprache mit den Großmächten - Bosnien und Herzegowina, gliedert sie

also in die k.u.k. Monarchie ein.      Die Großmächte Frankreich, England und Russland sowie die

Balkanstaaten protestieren gegen die österreichische Annektion. Ein Krieg wird nur verhindert,

weil sich das Deutsche Reich mit Hinweise auf die Nibelungentreue auf die Seite von

Österreich-Ungarn stellt. 

20. November 1908 – Die Komödie „Moral“ von Ludwig Thoma wird in Berlin uraufgeführt

Berlin * Die Komödie „Moral“ von Ludwig Thoma wird in Berlin uraufgeführt. 

21. November 1908 – Ludwig Thomas Komödie „Moral“ wird auch in München erstmals aufgeführt

München * Einen Tag nach der Uraufführung in Berlin wird die von Ludwig Thoma geschriebene

Komödie „Moral“ auch in München erstmals aufgeführt. 

1909 – Der „Verein Zoologischer Garten“ sucht nach Unterstützung

München-Giesing * Der „Verein Zoologischer Garten“ bemüht sich um die Übernahme des

Protektorats durch den Prinzregenten Luitpold und die Unterstützung der Bayerischen

Regierung.     Die Bitte wird jedoch mit Verweis auf die noch unzureichend gesicherte

Finanzierung des Vereins abgelehnt. Gleichzeitig wird ausdrücklich betont, dass der Prinzregent

den Bestrebungen des Vereins großes Interesse entgegenbringt.  Das königliche Haus möchte

vermeiden, seinen Namen mit einem möglicherweise scheiternden Vorhaben zu verbinden, da

das Projekt noch auf unsicherer Grundlage steht.  Dabei ist das geplante Gelände des neuen

Münchner Tierparks mit rund 90 Tagwerk deutlich größer als das anderer deutscher Zoos. Zum

Vergleich: Der Zoologische Garten Berlin umfasst lediglich etwa 60 Tagwerk.

14. Juli 1909 – Theobald von Bethmann Hollweg wird zum Reichskanzler ernannt

Berlin * Theobald von Bethmann Hollweg wird in Berlin zum Reichskanzler ernannt. 

1910 – Die Lustbarkeitssteuer wird in Deutschland eingeführt
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Berlin * Die Lustbarkeitssteuer wird in Deutschland eingeführt.

1910 – Dienst und Ehe schließen sich für die Vermittlungskräfte aus

München - Berlin * Dienst und Ehe schließen sich für die Vermittlungskräfte aus. In einem

Weisungsbuch heißt es: „Das weibliche Postpersonal bedarf zur Eingehung einer Ehe der

Erlaubnis der zuständigen Dienstbehörde. Da sich aber aus der Verwendung von verheirateten

Beamtinnen [...] Schwierigkeiten verschiedener Art ergeben können, kann dem unterstellten

weiblichen Personal [...] die Erlaubnis zur Eingehung einer Ehe nicht erteilt werden“. 

1911 – Der Wehrverein formuliert seine Kolonialpolitik

Berlin * Der im Jahr 1911 gegründete Wehrverein formuliert seine Kolonialpolitik so:  „Ein

vorwärtsstrebendes Volk wie wir, das sich so entwickelt, braucht Neuland für seine Kräfte, und

wenn der Friede das nicht bringt, so bleibt schließlich nur der Krieg“. 

1. Januar 1911 – Eugen Robert übernimmt das Theater

München-Maxvorstadt * Der Berliner Theatermann Dr. Eugen Robert, ursprünglich Jurist und

Journalist sowie zuvor Leiter des Hebbel-Theaters in Berlin, übernimmt das ehemalige „Münchner

Lustspielhaus“ in der Augustenstraße 89 als Pächter. Zunächst trägt das Haus den Namen „Zum

Großen Wurstel“, eine Anspielung auf den Wiener Wurstelprater.  Robert verfolgt das Ziel, ein

modernes und künstlerisch anspruchsvolles Theater zu etablieren. Zur Eröffnung bringt er den

Einakter „Varieté“ von Heinrich Mann auf die Bühne und setzt damit ein programmatisches

Zeichen für die neue Ausrichtung des Hauses.

18. Dezember 1913 – Willy Brandt wird als Herbert Ernst Karl Frahm  in Lübeck geboren

Lübeck * Willy Brandt, der spätere Regierende Bürgermeister von Berlin und Bundeskanzler der

Bundesrepublik Deutschland und SPD-Vorsitzende, wird als Herbert Ernst Karl Frahm  in Lübeck

geboren. 

29. Juni 1914 – Rosa Luxemburg steht in Berlin erneut vor Gericht
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Berlin * Rosa Luxemburg steht in Berlin erneut vor Gericht. Es gibt Ovationen im Zuhörerraum,

nachdem die bürgerlich-konservative Presse und ihre Repräsentanten immer lauter gefordert

haben, die „schamlosen Umtriebe dieser Matrone“ endlich zu unterbinden. 

Juli 1914 – Die Tänzerin Mata Hari tritt in Berlin auf

Berlin * Die Tänzerin Mata Hari“befindet sich auf der Suche nach neuen Engagements in Berlin,

wo ihr in der Oper „Der Millionendieb“ am Metropol-Theater eine Rolle zugesagt worden ist. 

5. Juli 1914 – Kaiser Wilhelm II. sichert Österreich-Ungarn Unterstützung zu

Berlin * Exakt eine Woche nach dem Attentat von Sarajevo sichert Kaiser Wilhelm II. seinem

Verbündeten Österreich-Ungarn die volle Unterstützung zu, auch wenn die Russen ihrem

Bündnispartner Serbien zu Hilfe kommen würden. Diese Zusage geht als „Blankoscheck“ in die

Geschichte ein, denn für die Habsburger ist damit die Kriegsentscheidung gefallen. 

23. Juli 1914 – Österreich-Ungarn setzt Serbien ein 48-stündiges Ultimatum

Berlin * Da man in Berlin befürchtet, dass Österreich-Ungarn an Geltung verlieren könnte, wenn

es sich nicht gegen diesen Affront wehren würde, stellte die k.u.k.-Regierung dem Königreich

Serbien ein auf 48 Stunden befristetes Ultimatum, in dem sie die Belgrader Regierung auffordert,

einer österreichischen Kommission zu gestatten, auf serbischem Gebiet die Umstände des

Attentats von Sarajevo zu untersuchen.      Außerdem soll sich Serbien verpflichten, alle an der

Mitwirkung an dem Attentat verdächtigten serbischen Beamten und Offiziere zu entlassen. 

25. Juli 1914 – Flammender Protest gegen das verbrecherische Treiben der Kriegshetzer

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei - SPD veröffentlicht einen Massenprotest

gegen den drohenden Krieg, in dem es heißt:       „Parteigenossen, wir fordern euch auf, sofort in

Massenversammlungen den unerschütterlichen Friedenswillen des klassenbewussten

Proletariats zum Ausdruck zu bringen. Eine ernste Stunde ist gekommen, ernster als irgendeine

der letzten Jahrzehnte. Gefahr ist im Verzuge! Der Weltkrieg droht!    Die herrschenden Klassen,

die euch im Frieden knebeln, verachten, ausnutzen, wollen euch als Kanonenfutter

missbrauchen. Überall muss den Gewalthabern in die Ohren klingen: Wir wollen keinen
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Krieg! Nieder mit dem Kriege! Hoch die internationale Völkerverbrüderung.“      In 160 Städten

finden bis Ende Juli 288 Versammlungen und Aufmärsche statt, an denen sich nach Angaben

des Veranstalters mehr als eine Dreiviertel Million Menschen beteiligen. Alleine die große

Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin am 28. Juli umfasst über 100.000 Teilnehmerinnen

und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat ausdrücklich verboten

worden ist. 

26. Juli 1914 – Österreich hat seine Truppen an der Grenze zu Russland mobilisiert

Berlin * Während im Berliner Lustgarten die SPD noch „flammenden Protest gegen das

verbrecherische Treiben der Kriegshetzer“ erhebt und sich in den folgenden Tagen bei weiteren

Straßendemonstrationen Tausende Menschen gegen den Krieg beteiligen, hat Österreich-Ungarn

bereits seine Truppen an der Grenze zu Russland mobilisiert. 

27. Juli 1914 – Das Deutsche Reich lehnt britischen Konferenz-Vorschlag kategorisch ab

Berlin * Das Deutsche Reich lehnt den britischen Vorschlag einer Außenministerkonferenz zur

Beilegung des Konflikts kategorisch ab und besteht auch weiterhin auf einer Lokalisierung des

Konflikts.    Der aus dem Urlaub zurückgekehrte Kaiser Wilhelm II. sieht in der serbischen Antwort

eine „Kapitulation demütigster Art“, mit der jeder Grund zum Krieg entfallen sei. Sein Auftrag an

Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg, in Wien entsprechend zu intervenieren, wird von

diesem jedoch ignoriert und erst verspätet weitergegeben.

28. Juli 1914 – Suche nach überzeugenden Argumenten

Berlin - Wien * Der deutsche Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg bemüht sich

inzwischen halbherzig, die Wiener Regierung von ihrem harten Kurs abzubringen. Er ist zwar von

der „Unvermeidbarkeit“ eines Großen Krieges überzeugt, will aber gegenüber der Öffentlichkeit

den Nachweis führen, dass die Aggression von Russland ausgeht.      Denn, so Bethmann

Hollweg in einem Schreiben an die K.u.K.-Regierung, ein europäischer Krieg lässt sich ohne

Zustimmung der Bevölkerung nicht führen, weshalb es „eine gebieterische Notwendigkeit [ist],

dass die Verantwortung für das eventuelle Übergreifen des Konflikts [...] unter allen Umständen

Russland trifft“.    Die Mahnung verhallt ungehört, weil gleichzeitig der

deutsche General­stabschef Helmuth von Moltke seinem österreichischen Kollegen Conrad von

Hötzendorf versichert, dass Deutschland selbstverständlich den österreichisch-ungarischen
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Kriegskurs unterstützen wird.  

28. Juli 1914 – Über 100.000 TeilnehmerInnen an der großen Antikriegsdemo der SPD

Berlin * Die große Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin umfasst über 100.000

Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat

ausdrücklich verboten worden ist. 

31. Juli 1914 – Kaiser Wilhelm II. verhängt den Kriegszustand - außer in Bayern

Berlin - München * Mit der kaiserlichen Verhängung des Kriegszustands verändern sich auch die

Rahmenbedingungen für Bayerns Eigenständigkeit grundlegend. Die bisher auf den bayerischen

König vereidigte Armee wird damit nämlich dem Deutschen Kaiser unterstellt. Doch ist dazu zuvor

eine offizielle Feststellung des Kriegszustandes von Seiten des bayerischen Königs notwendig. 

31. Juli 1914 – Deutschland fordert von Russland die Einstellung der Mobilmachung

Berlin - Petersburg - Paris * Die deutsche Regierung teilt Russland mit, dass sie ein Vorgehen

gegen Österreich nicht unbeantwortet lassen würde und fordert von Russland ultimativ die

Einstellung der Mobilmachung. Zudem verlangt Kaiser Wilhelm II. von Frankreich

eine Neutralitätserklärung im Fall eines bewaffneten Konflikts. 

31. Juli 1914 – Ausfuhrverbot von Futtermitteln, Tieren und anderer Waren

Berlin * Gleichzeitig mit der Kriegserklärung erlässt der deutsche Kaiser das „Verbot der Ausfuhr

von Nahrungsmitteln aller Art ins gegnerische Ausland“. Damit dürfen nur noch neutrale und die

verbündeten Länder Österreich, Ungarn und Türkei sowie die deutschen Truppen im Ausland mit

Bier beliefert werden.      Das Versandbuch der Paulanerbrauerei macht diese Krise des Exportes

deutlich sichtbar. Erst nach beiden Weltkriegen können die Münchner Brauereien in den 1970er

Jahren wieder Exportzahlen wie um 1900 erzielen. 

31. Juli 1914 – Kaiser Wilhelm II. verhängt den Zustand drohender Kriegsgefahr
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Berlin * Kaiser Wilhelm II. bereitet sein Volk auf den kommenden gerechten

Verteidigungskrieg gegen angreifende Feinde vor. „Infolge der andauernden und bedrohlichen

Rüstungen Russlands“ verhängt er gemäß des Artikels 68 der deutschen Reichsverfassung den

„Zustand drohender Kriegsgefahr“.    Nachfolgend die Kernsätze seiner Rede, die mit der

Überschrift „An mein Volk!“ in schriftlicher Form verbreitet wird: „Eine schwere Stunde ist heute

über Deutschland hereingebrochen. Neider überall zwingen uns zu gerechter Verteidigung. Man

drückt uns das Schwert in die Hand. Ich hoffe, dass, wenn es nicht in letzter Stunde meinen

Bemühungen gelingt, die Gegner zum Einsehen zu bringen und den Frieden zu erhalten, wir das

Schwert mit Gottes Hilfe so führen werden, dass wir es mit Ehren wieder in die Scheide stecken

können.    Enorme Opfer an Gut und Blut würde ein Krieg vom deutschen Volk erfordern. Den

Gegnern aber würden wir zeigen, was es heißt, Deutschland anzugreifen. Und nun empfehle ich

Euch Gott!  Jetzt geht in die Kirche, kniet nieder vor Gott und bittet ihn um Hilfe für unser braves

Heer!     Kaiser Wilhelm II.“

August 1914 – Mata Hari kann in die Niederlande einreisen

Berlin - Den Haag * Ohne gültige Aufenthaltspapiere und ohne Gepäck schafft Mata Hari gerade

noch die Ausreise in die Niederlande. Dort absolviert sie ein paar Auftritte am Theater und findet

in Den Haag eine standesgemäße Bleibe. Sie will jedoch weiter nach Paris.

1. August 1914 – Aufruf an die deutschen Juden!

Berlin * Der Verband der Deutschen Juden und der Zentralverein deutscher Staatsbürger

jüdischen Glaubens erlassen einen „Aufruf an die deutschen Juden!“ Darin fordern sie ihre

Glaubensgenossen auf, ihre Kräfte „über das Maß der Pflicht hinaus“ dem „Vaterlande zu

widmen“.      Und weiter heißt es: „Eilet freiwillig zu den Fahnen!  Ihr alle - Männer und Frauen -

stellet Euch durch persönliche Hilfeleistung jeder Art und durch Hergabe von Geld und Gut in den

Dienst des Vaterlandes!“ 

1. August 1914 – Der Bundesrat stimmt für die Kriegserklärung an Russland

München-Kreuzviertel - Berlin * Der Bayerische Ministerrat führt einen einstimmigen Beschluss

zur Frage herbei, wie sich Bayern im Bundesrat zur Kriegserklärung an Russland verhalten soll.

Entsprechend ermächtigt stimmt der Bundesratsbevollmächtigte - wie alle anderen deutschen

Länder - der Kriegserklärung an Russland ohne jede Diskussion zu.  Die dazu notwendigen
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Gesetze und Verordnungen nimmt der Ministerrat sogar ohne nähere Kenntnis der Inhalte an. 

1. August 1914 – Ein Ausfuhrverbot weiterer Lebensmittel wird erlassen

Berlin * Ein Ausfuhrverbot weiterer Lebensmittel wie Kaffee, Salz, Zucker und Bier wird erlassen.

Damit dürfen nur noch neutrale und die verbündeten Länder Österreich, Ungarn und Türkei sowie

die deutschen Truppen im Ausland mit Bier beliefert werden. 

1. August 1914 – Die Gewerkschaften und der Krieg

Berlin * Das Correspondenzblatt, das Organ der Generalkommission der Gewerkschaften,

schreibt: „Der Krieg 1870 und 71 wird als bedeutungslos verschwinden, wird keinen Vergleich

aushalten mit dem, was uns an Verwüstungen von wirtschaftlichen, kulturellen Werten und

Menschenleben der kommende Krieg in Aussicht stellt“. 

1. August 1914 – München wird zur Drehscheibe der bayerischen Truppenverladung

München * München, das nach Berlin die zweitgrößte Garnison im Deutschen Reich besitzt, wird

zur Drehscheibe der bayerischen Truppenverladung. Einberufene und Kriegsfreiwillige strömen

hier zusammen.  Auf den Münchner Bahnhöfen, die unter militärische Kontrolle stehen, herrscht

riesiger Trubel; alleine am Hauptbahnhof verkehren täglich bis zu 700 Züge.

1. August 1914 – Ein radikal eingeschränkter Kriegsfahrplan

Berlin * Nachdem Kaiser Wilhelm II. am 1. August 1914 um 17 Uhr für den nächsten Tag die

Mobilmachung ausgerufen hat, bedeutet das den Beginn des Ersten Weltkriegs.  Die Folge sind

Masseneinberufungen, die natürlich auch das männliche Personal der Städtischen

Straßenbahnen betreffen. Dadurch ist ein planmäßiger Fahrbetrieb nicht mehr aufrecht zu

erhalten. Ein radikal eingeschränkter Kriegsfahrplan ist das Ergebnis und zugleich der erste

spürbare Einschnitt für die Zivilbevölkerung.

1. August 1914 – Kaiser Wilhelm II. erklärt Russland den Krieg
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Berlin * Am Nachmittag versammelt sich vor dem Berliner Schloss eine große Menschenmenge.

Spannung liegt in der Luft. Man wartet nicht mehr auf die Erhaltung des Friedens, sondern auf die

Erklärung des Krieges.    Gegen 17:30 Uhr ordnet Kaiser Wilhelm II. für das Deutsche Reich - mit

Ausnahme von Bayern - die Mobilmachung an und erklärt gleichzeitig Russland den Krieg. Damit

geht der Oberbefehl über die bayerischen Truppen auf das Kaiserreich über.    Wilhelm II. erklärt:

„Ich bin gezwungen, zur Abwehr eines durch nichts gerechtfertigten Angriffs das Schwert zu

ziehen und mit aller Deutschland zu Gebote stehenden Macht den Kampf um den Bestand des

Reiches und unserer nationalen Ehre zu führen“.    Die Menge singt anschließend Nun danket

alle Gott und Extrablätter verbreiten die Generalmobilmachung. 

1. August 1914 – Nun erfolgt auch die Mobilmachung der bayerischen Armee

München - Berlin * Nun erfolgt auch die Mobilmachung der bayerischen Armee. König Ludwig III.

telegraphiert an Kaiser Wilhelm II. die folgenden Zeilen: „Das bayerische Heer ist heute mit dem

Beginn der Mobilisierung unter deinen Befehl als Bundesfeldherr getreten. [...] In dieser

Erwartung heiße ich Bayerns Söhne, sich um ihre Fahnen zu scharen, und bitte zu Gott, er möge,

wenn der Kampf entbrennt, den deutschen Waffen den Sieg verleihen“.  An die Armee richtete er

das Manifest „An mein Heer!“ 

1. August 1914 – Die Mobilmachung wird Bayern 108 Millionen Mark kosten

Berlin - München * Mobilmachung bedeutet, dass das bestehende Friedensheer erst durch die

Reservisten verstärkt und damit operationsfähig gemacht werden muss. Die Reservisten werden

eingezogen und damit mobilisiert.    In Friedenszeiten umfasst das Heer reichsweit circa 750.000

Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften und 158.000 Pferde. Nach dem Abschluss beträgt die

Stärke des deutschen Heeres 3.840.000 Mann und 880.000 Pferde.    Das Heer teilt sich in das

Besatzungsheer und das eigentliche Feldheer, das 2.398.000 Mann und 730.000 Pferde umfasst.

Die sogenannten Ersatztruppen, deren Soldaten zum Ausgleich der erwarteten Verluste

bereitstehen, zählen 954.000 Mann. Damit sind in den Heimatgarnisonen - nach dem Ausmarsch

des Feldheeres - mehr Soldaten vorhanden als in Friedenszeiten.  Die bayerische Armee ist ein

Teil des deutschen Reichsheeres - mit eigener Verwaltung. Im Frieden umfasst sie rund 90.000

Soldaten und 17.000 Pferde. Nach der Mobilmachung steigt die Zahl der Soldaten auf 416.000,

die der Pferde auf 90.000. Das bayerische Feldheer zählt 300.000 Mann und 82.000 Pferde. Die

Mobilmachung wird Bayern 108 Millionen Mark kosten. 
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2. August 1914 – Berlin fordert von Brüssel die Genehmigung für den Durchmarsch

Berlin - Brüssel * Berlin fordert von Brüssel die Genehmigung für den Durchmarsch der

deutschen Truppen durch Belgien. Das Deutsche Reich bietet zum Ausgleich die Übernahme und

Vergütung sämtlicher Kosten an.      Doch wider Erwarten lehnt Belgiens König Albert I. dieses

Ansinnen mit Hinweis auf seine „Neutralität“ ab. Er sagt: „Wenn die belgische Regierung die ihr

übermittelten Vorschläge annehmen würde, würde sie sich gegen die Ehre der Nation vergehen

und Belgiens Pflichten gegenüber Europa verraten“. 

2. August 1914 – Das Große Hauptquartier der OHL befindet sich in Berlin

Berlin * Das Große Hauptquartier der Obersten Heeresleitung - OHL befindet sich im

Generalstabsgebäude in Berlin. 

3. August 1914 – Deutschland erklärt Frankreich und Belgien den Krieg

Berlin - Paris - Brüssel * Deutschland erklärt Frankreich und Belgien den Krieg. 

3. August 1914 – Deutschland bringt ein Weißbuch heraus

Berlin * Als erste kriegführende Macht bringt Deutschland ein Weißbuch heraus. Darin enthalten

sind Aktenstücke, die beweisen sollen, dass sich Deutschland bis zuletzt um den Frieden bemüht

hat und damit die Burgfriedenspolitk gegen kritische Fragen erhärten kann. Das Weißbuch wird

vom Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg dem Reichstag vorgelegt.      Auch die

anderen, am Krieg beteiligten Nationen bringen ähnliche Dokumentsammlungen in ihren

Landesfarben heraus. Doch alle derartigen Publikationen erhalten neben Flüchtigkeitsfehlern

auch gezielte Fälschungen. 

4. August 1914 – Die „Kriegskredite“ werden auch von der SPD bewilligt

Berlin * Mit 96 zu 14 Stimmen beschließt die SPD-Reichstagsfraktion die Bewilligung der

Kriegskredite. Hugo Haase, der stellvertretende Vorsitzende der SPD und Kriegskreditgegner,

gibt - gegen seine Überzeugung - die Erklärung ab: „Wir lassen das Vaterland in der Stunde der

Gefahr nicht im Stich“.    Kaiser Wilhelm II. gibt daraufhin seine ebenso berühmte Antwort: „Ich
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kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutsche“.

4. August 1914 – Großbritannien tritt in den Krieg ein

Berlin - London * Am Abend hält Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg dem britischen

Botschafter vor, wie furchtbar es wäre, wenn es zwischen Deutschland und England - „wegen

eines Fetzens Papier“ - zum Krieg kommen würde. Diese abschätzige Bezeichnung Bethmann

Hollwegs für den „Vertrag über die belgische Neutralität“ wirft ein grelles Licht auf die deutsche

Haltung und wird daher von der englischen Propaganda sofort in einem Plakat umgesetzt.      Die

Verletzung der belgischen Neutralität durch das Deutsche Reich leistet einen entscheidenden

Beitrag, die öffentliche Meinung in Großbritannien für den Krieg gegen Deutschland zu

mobilisieren. Großbritannien erklärt daraufhin konsequenterweise Deutschland den Krieg.      Die

Armeen der Mittelmächte haben eine Kriegsstärke von 3,5 Millionen Soldaten, davon 2,1

Millionen deutsche; die Entente verfügt dagegen über 5,7 Millionen Soldaten. 

4. August 1914 – Eine staatlich reglementierte Kriegszwangswirtschaft wird eingeführt

Berlin * Das Gesetz über die Ermächtigung des Bundesrates zu wirtschaftlichen

Maßnahmen etabliert eine staatliche Planwirtschaft. Damit kann eine staatlich reglementierte

Kriegszwangswirtschaft eingeführt, die dem Bundesrat ermöglicht, Maßnahmen zur „Abhilfe

wirtschaftlicher Schädigungen“ anzuordnen. 

4. August 1914 – Erklärung zum unberechtigten Einmarsch ins neutrale Belgien

Berlin - Brüssel * Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg gibt vor dem Reichstag eine

Erklärung zum unberechtigten Einmarsch ins neutrale Belgien ab. Die Reaktionen der

Abgeordneten finden sich in den eckigen Klammern wieder:      „Meine Herren, wir sind jetzt in

der Notwehr; [lebhafte Zustimmung] und Not kennt kein Gebot! [Stürmischer Beifall]  Unsere

Truppen haben Luxemburg besetzt, [Bravo!] vielleicht schon belgisches Gebiet betreten.

[Erneutes Bravo.]      Meine Herren, das widerspricht den Geboten des Völkerrechts. Die

französische Regierung hat zwar in Brüssel erklärt, die Neutralität Belgiens respektieren zu

wollen, so lange der Gegner sie respektiere.     Wir wussten aber, dass Frankreich zum Einfall

bereit stand. [Hört! Hört!]  Frankreich konnte warten, wir aber nicht! Ein französischer Einfall in

unsere Flanke am unteren Rhein hätte verhängnisvoll werden können. [Lebhafte Zustimmung.]    

 So waren wir gezwungen, uns über den berechtigten Protest der luxemburgischen und der
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belgischen Regierung hinwegzusetzen. [Sehr richtig!]  Das Unrecht - ich spreche offen - das

Unrecht, das wir damit tun, werden wir wieder gutzumachen suchen, sobald unser militärisches

Ziel erreicht ist. [Bravo!]    Wer so bedroht ist wie wir und um sein Höchstes kämpft, der darf nur

daran denken, wie er sich durchhaut! [Anhaltender brausender Beifall und Händeklatschen im

ganzen Hause und auf den Tribünen.]  Meine Herren, wir stehen Schulter an Schulter mit

Österreich-Ungarn“. 

5. August 1914 – Rosa Luxemburg gründet die Gruppe Internationale

Berlin * Rosa Luxemburg gründet mit sechs anderen Parteilinken, wie Franz Mehring und Clara

Zetkin, die Gruppe Internationale, der sich wenig später auch Karl Liebknecht anschließt. 

6. August 1914 – Serbien erklärt Deutschland des Krieg

Belgrad - Berlin * Serbien gibt seine Kriegserklärung gegen Deutschland ab. 

12. August 1914 – Montenegro erklärt Deutschland den Krieg

Celinje - Berlin * Montenegro erklärt Deutschland den Krieg. 

13. August 1914 – Generalstabs-Chef Helmuth von Moltke beschuldigt belgische Zivilisten

Berlin - Brüssel * Der preußische Generalstabs-Chef Helmuth von Moltke beschuldigt belgische

Zivilisten, sich entgegen dem Kriegsrecht an den Kämpfen beteiligt und „in grausamer Weise

Verwundete erschlagen und Ärzte [...] niedergeschossen“ zu haben. Moltke droht damit, dass

„jeder Nichtuniformierte, der [...] in irgendeiner Weise unberechtigt an der Kriegshandlung

teilnimmt“, fortan „als Franktireur behandelt und sofort standrechtlich erschossen“ wird.      Damit

können sich die vor Ort agierenden Soldaten und Befehlshaber auf allerhöchste Weisungen

berufen. In den ersten beiden Kriegsmonaten kommen 5.500 belgische und rund 900

französische Zivilisten ums Leben. Der Auslöser dieser brutalen Aktionen und drakonischen

Strafmaßnahmen sind häufig unerwartete Schusswechsel und Explosionen, deren Verursacher

meistens unbekannt blieben.      Es kann sich dabei um versprengte belgische Soldaten,

Angehörige der Miliz oder vor Ort agierende Widerstandskämpfer handeln, aber möglicherweise

sind es auch nur betrunkene oder orientierungslose deutsche Soldaten, die sich in einem

Münchner Zeitensprünge Seite 53/221



feindlichen Hinterhalt wähnen und nun das Feuer auf die eigenen Leute eröffnen. 

16. August 1914 – Das Große Hauptquartier der OHL zieht nach Koblenz

Berlin - Koblenz * Das Große Hauptquartier der Obersten Heeresleitung - OHL zieht vom

Generalstabsgebäude in Berlin in das Kaiser-Wilhelm-Realgymnasium nach Koblenz. 

20. August 1914 – Generaloberst Maximilian Freiherr von Prittwitz wird abgesetzt

Berlin - Ostpreußen * Helmuth von Moltke, der Chef der Obersten Heeresleitung, lässt den für

Ostpreußen zuständigen und mit der Situation total überforderten Generaloberst Maximilian

Freiherr von Prittwitz und Gaffron absetzen. Denn ein Verlust Ostpreußens als Kornkammer des

Reiches hätte nicht nur wirtschaftlich, sondern auch für die Moral der Deutschen unabsehbare

Folgen gehabt.

23. August 1914 – Kronprinz Rupprecht wird zunächst als bedeutender Feldherr gefeiert

München - Berlin * Gleich unmittelbar nach der Schlacht wird der bayerische Kronprinz Rupprecht

als „bedeutender Feldherr“ gefeiert. Der „Sieger von Lothringen“ wird sowohl von seinem Vater,

König Ludwig III., mit dem er in militärischen Fragen nur selten im Einklang steht, als auch von

Kaiser Wilhelm II. mit den höchsten Auszeichnungen dekoriert. In zahlreichen Darstellungen auf

Postkarten wird Rupprecht regelrecht zum Kriegshelden hochstilisiert.      Doch nur wenige

Wochen später, nachdem die Kampfhandlungen eine ungünstige Wendung genommen haben,

spricht man in den Kreisen führender Militärs laut und deutlich hörbar Kritik an Rupprechts

Vorgehen in Lothringen aus. Es heißt, sein persönliches Prestigebedürfnis habe ihn zur Offensive

entgegen dem Schlieffen-Plan angetrieben. Dieses Verhalten wird Deutschland nun sehr teuer zu

stehen kommen. 

23. August 1914 – Kriegserklärung Japans an Deutschland

Tokyo - Berlin * Kriegserklärung Japans an Deutschland. Japan tritt als Verbündeter der

Entente in den Krieg ein. 

24. August 1914 – Die Enttäuschung über Japan ist groß
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München - Berlin * Zwischen dem 15. und 18. August reisten die Japaner angeblich nach Berlin.

Mit großer Enttäuschung nimmt man in München von der Abreise, den japanischen Anschluss an

die Entente und die Kriegserklärung an Deutschland zur Kenntnis.     „Die Herren hatten feine

Witterung oder waren von zu Hause aus gut unterrichtet und ließen bei ihrem schnellen, stillen

Abschied nur Vorsicht walten. Japan, das wir stolz als unseren gelehrigen, eifrigen Schüler

bezeichneten, das wir bereitwilligste in viele Dinge Einblicke tun ließen, von dem wir, weil es

ehemals der Gegner Russlands war, Hilfe oder doch Unterstützung erhofften, steht im Bunde mit

England, also auf der Seite unserer Feinde.  O deutscher Michel!“ 

14. September 1914 – Erich von Falkenhayn ersetzt Helmuth von Moltke als Generalstabschef

Berlin * Kaiser Wilhelm II. entlässt Helmuth von Moltke als Generalstabschef und ersetzt ihn

durch Generalleutnant Erich von Falkenhayn, einen kühlen Karrieristen und skrupellosen

Strategen. 

16. Oktober 1914 – Eine Erklärung der Hochschullehrer des Deutschen Reiches

Berlin * In der Erklärung der Hochschullehrer des Deutschen Reiches heißt es: „Unser Glaube ist,

dass für die ganze Kultur Europas das Heil an dem Siege hängt, den der deutsche ‚Militarismus‘

erkämpfen wird.“ 

25. Oktober 1914 – Das Osmanische Reich tritt in den Krieg ein

Konstantinopel - Berlin - Wien * Das Osmanische Reich tritt an der Seite der Mittelmächte in den

Krieg ein. 

2. November 1914 – Großbritannien verhängt eine Seeblockade gegen das Deutsche Reich

London - Berlin * England verhängt eine Seeblockade gegen das Deutsche Reich.

Großbritannien erklärt die Nordsee zum Kriegsgebiet. 

10. November 1914 – Aus einem verunglückten Angriff wird ein  Mythos gemacht
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Berlin - Langemarck - Ypern * Die Oberste Heeresleitung - OHL macht aus einem verunglückten

Angriff einen Mythos: „Westlich Langemarck brachen junge Regimenter unter dem Gesange

‚Deutschland, Deutschland über alles’ gegen die erste Linie der feindlichen Stellungen vor und

nahmen sie.“    Dabei stimmt nicht einmal der Name der Ortschaft, denn das Dorf Langemarck

liegt weiter weg, klingt aber markant und teutonisch, und auf jeden Fall besser als Bixschote oder

Ypern.    Gesungen haben die Soldaten bestimmt nicht. Sie mussten mit ihrer 30 Kilo schweren

Ausrüstung über den nassen schweren Lehmboden rennen und fühlten sich zu Recht als

Kanonenfutter. 

2. Dezember 1914 – Karl Liebknecht verweigert sich den Kriegskrediten

Berlin * Der Sozialdemokrat Karl Liebknecht verweigert als erster und einziger Abgeordneter

seine Zustimmung zu weiteren Kriegskrediten.

25. Januar 1915 – Die Brotkarte wird eingeführt

Berlin * In Deutschland wird die „Brotkarte“ eingeführt und damit die Versorgung mit Brot

rationiert. Weitere Lebensmittelkarten werden folgen. 

4. Februar 1915 – Gewässer um Großbritannien zum Kriegsgebiet erklärt

Berlin - London * Das Deutsche Reich&nbsp;erklärt die Gewässer rings um Großbritannien zum

Kriegsgebiet.&nbsp;

18. Februar 1915 – Rosa Luxemburg muss ihre einjährige Haftstrafe antreten

Berlin * Rosa Luxemburg muss in Berlin eine einjährige Haftstrafe im Berliner Frauengefängnis in

der Barnimstraße 10 antreten, zu der sie am 14. April 1914 verurteilt worden war.&nbsp;

20. März 1915 – SPD-Gegenstimmen für den Kriegskredit

Berlin * Die SPD-Abgeordneten Karl Liebknecht und Otto Rühle stimmen im

Reichstag&nbsp;gegen den Etat und einen neuen Kriegskredit. Weitere 30 SPD-ler vermeiden
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die Abstimmung durch Verlassen des Sitzungssaales, darunter der SPD-Vorsitzende Hugo

Haase.&nbsp;

1. Mai 1915 – Die Mittelmächte starten Angriffe an der Ostfront

Berlin - Wien * Die Mittelmächte (Deutsches Reich und Österreich-Ungarn) starten Angriffe an der

Ostfront.

8. Juni 1915 – Die Kanalrede König Ludwigs III. in abgeschwächter Form

Berlin * Auf Druck der Reichsregierung unter Theobald von Bethmann Hollweg wird die

Kanalrede von König Ludwig III. nur in abgeschwächter Form abgedruckt. Forderte der

Bayernkönig zwei Tage zuvor noch als Kriegsziel „einen deutschen Zugang vom Rhein zum

Meer“, so ist jetzt nur mehr von einer „günstigeren Wasserstraßenverbindung von Mittel- und

Süddeutschland zum Meer“ die Rede.    Reichskanzler Bethmann Hollweg hat eine Verärgerung

des neutralen Holland durch die königlichen Annexionspläne befürchtet. 

16. Juni 1915 – Ludwig III. über die Flaumacherei und Schlappheit verärgert

München - Berlin * König Ludwig III. teilt Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg mit, er

sei „scharf verstimmt“ über die „Flaumacherei und Schlappheit“ der deutschen Außenpolitik. Man

soll in Berlin keinesfalls seine Energie und Willenskraft in der Annexionsfrage unterschätzen. 

20. Juni 1915 – Professoren und Intellektuelle verlangen eine neue Kriegszielpolitik

Berlin * In der sogenannten „Intellektuellen-Denkschrift“ verlangen zahlreiche Professoren und

Intellektuelle - darunter 136 Bayern - eine Kriegszielpolitik, die dem Deutschen

Reich Industriegebiete im Westen und Siedlungsland im Osten bringt.

26. Juni 1915 – König Ludwig III. zum preußischen Generalfeldmarschall ernannt

Berlin - München * Kaiser Wilhelm II. ernennt Bayerns König Ludwig III. zum preußischen

Generalfeldmarschall. 
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13. Juli 1915 – Die erste Moschee auf deutschem Boden wird eingeweiht

Wünsdorf * Am Beginn des islamischen Ramadans wird in Wünsdorf nahe Berlin die erste

Moschee auf deutschem Boden feierlich eingeweiht. 

14. September 1915 – Das Osmanische Reich tritt den Mittelmächten bei

Konstantinopel - Berlin - Wien * Das Osmanische Reich tritt den Mittelmächten bei. 

25. November 1915 – Albert Einstein trägt seine Relativitätstheorie vor

Berlin * Albert Einstein trägt in der Preußischen Akademie der Wissenschaften den Kern seiner

Allgemeinen Relativitätstheorie vor. 

21. Dezember 1915 – 18 SPD-Reichstagsabgeordnete votieren gegen weitere Kriegskredite

Berlin * 18 SPD-Reichstagsabgeordnete votieren im Reichstag - gemeinsam mit Karl Liebknecht

und Otto Rühle und der SPD-Vorsitzende Hugo Haase - gegen weitere Kriegskredite und handeln

damit erstmals gegen die restliche SPD-Fraktion. Weitere 22 Kriegsgegner verlassen vor der

Abstimmung den Sitzungssaal. 

1916 – Die „Sommerzeit“ wird im gesamten Deutschen Reich eingeführt

Berlin * Die Sommerzeit wird im gesamten Deutschen Reich eingeführt. 

12. Januar 1916 – Karl Liebknecht wird aus der SPD-Fraktion ausgeschlossen

Berlin * Der SPD-Abgeordnete und Kriegsgegner Karl Liebknecht wird aus der

SPD-Fraktion ausgeschlossen. Karl Liebknecht hatte - ebenso wie Otto Rühle - am 20. März

1915 gegen die Kriegskredite gestimmt. 

14. Januar 1916 – Otto Rühle tritt aus der SPD-Fraktion aus
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Berlin * Der SPD-Abgeordnete und Kriegsgegner Otto Rühle tritt aus Solidarität mit Karl

Liebknecht - nach dessen Ausschluss - aus der SPD-Fraktion aus. Otto Rühle hatte ebenfalls am

20. März 1915 gegen die Kriegskredite gestimmt. 

18. Februar 1916 – Rosa Luxemburg wird nach einem Jahr Haft entlassen

Berlin * Rosa Luxemburg wird nach einem Jahr aus dem Frauengefängnis in der Berliner

Barnimstraße 10 entlassen.&nbsp;

März 1916 – Militär beschränkt den Bierversand

Berlin * Um Transportkapazitäten für militärische Zwecke freizuhalten, beschränken die

Militärbehörden den Bierversand der Brauereien. An Kunden außerhalb Bayerns dürfen die

bayerischen Bierhersteller nur noch 45 Prozent der Vorkriegsmenge liefern. 

24. März 1916 – 18 SPD-ler aus der SPD-Fraktion ausgeschlossen

Berlin * In der SPD kommt es im Zusammenhang mit einem Not­haushalt zum offenen Bruch in

der Frage der Unterstützung der deutschen Kriegspolitik. Hugo Haase hält im Reichstag eine

Anti-Kriegs-Rede, in der er auch die durch die Regierung verschuldeten Zustände von

Unterernährung und Hunger unter Teilen der Bevölkerung anklagt. Im Parlament kommt es zu

einem Krawall.    Der im Rahmen dieser Parlamentssitzung von der Regierung vorgestellte

Notetat wird von jenen 18 SPD-Reichstagsabgeordneten, die bereits am 21. Dezember 1915

gegen die Kriegskredite stimmten, ebenfalls abgelehnt. Die anderen SPD-Abgeordneten

bewilligen den Regierungsvorschlag. Mit der Begründung von Disziplin- und Treubruch werden

die 18 Abgeordneten in einer anschließenden SPD-Fraktionssitzung aus der Fraktion

ausgeschlossen.     Die 18 Abweichler bilden daraufhin die Sozialdemokratische

Arbeitsgemeinschaft - SAG als Fraktionsgemeinschaft. Sie betrachten sich weiterhin als

Mitglieder der SPD. Aus der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft geht im April 1917 die

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD hervor. Die USPD wird bei den

revolutionären Ereignissen in Bayern die entscheidende Rolle spielen.    Karl Liebknecht und Otto

Rühle lehnen den Anschluss an die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft - SAG ab. 
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1. Mai 1916 – Karl Liebknecht wird bei einer Antikriegsdemonstration verhaftet

Berlin * Der sozialdemokratische Reichstagsabgeordnete Karl Liebknecht tritt als Führer einer

Antikriegsdemonstration auf dem Potsdamer Platz in Berlin auf. Er ergreift das Wort mit den

Worten „Nieder mit dem Krieg! Nieder mit der Regierung!“ Danach wird er verhaftet und wegen

Hochverrats angeklagt. 

28. Juni 1916 – Karl Leibknecht erstinstanzlich verurteilt

Berlin * Karl Liebknecht wird unter Verlust seines Reichstagsmandats wegen Hochverrats zu

zweieinhalb Jahren Zuchthaus verurteilt. Am ersten Prozesstag organisierten revolutionäre

Obleute in den Betrieben in Berlin einen spontanen Solidaritätsstreik mit über 50.000 Beteiligten.

8. Juli 1916 – Militärische Sicherheitshaft für Rosa Luxemburg

Berlin * Gegen Rosa Luxemburg wird eine militärische Sicherheitshaft verhängt. 

10. Juli 1916 – Rosa Luxemburg wird in Schutzhaft genommen

Berlin * Rosa Luxemburg wird nur wenige Monate nach ihrem Haftaufenthalt zur Abwendung

einer Gefahr für die Sicherheit des Reichs in Sicherheitsverwahrung genommen.    Zuerst sitzt sie

im Polizeigefängnis am Alexanderplatz, dann im Frauengefängnis in der Barnimstraße 10 ein. Sie

wird zweimal verlegt, zuerst in die Festung Wronke in der Provinz Posen, dann nach Breslau. Ihre

Schutzhaft dauert bis zum 8. November 1918. 

23. August 1916 – Karl Liebknecht zu über vier Jahren Zuchthaus verurteilt

Berlin * Das Urteil gegen Karl Liebknecht lautet in der zweiten Instanz: „Der Angeklagte wird

wegen versuchten Kriegsverrat in Tateinheit mit erschwertem Ungehorsam im Felde sowie wegen

Widerstand gegen die Staatsgewalt mit vier Jahren und einem Monat Zuchthaus bestraft.

Zugleich wird auf Entfernung aus dem Heere, Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer

von sechs Jahren […] erkannt.“     Hugo Haase, der bis März 1916 immerhin SPD-Vorsitzender

ist, setzt sich vergeblich für Liebknechts Freilassung ein. 
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29. August 1916 – Prinz Leopold wird Oberbefehlshaber Ost der deutschen Streitkräfte

Berlin * Prinz Leopold von Bayern tritt die Nachfolge Paul von Hindenburgs als Oberbefehlshaber

Ost der deutschen Streitkräfte. 

29. August 1916 – Kaiser Wilhelm II. ernennt die dritte Oberste Heeresleitung - OHL

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ernennt Paul von Hindenburg zum Chef des Generalstabs und Erich

Ludendorff zum Generalquartiermeister. Dies ist die dritte Oberste Heeresleitung - OHL. Sie wird

sich zu Deutschlands wirklicher Regierung - eine Militärdiktatur - entwickeln.

Oktober 1916 – Die SPD schließt die Zustimmungsverweigerer aus

Berlin * Die SPD schließt die Zustimmungsverweigerer zu den Kriegskrediten aus der Fraktion

aus. Diese gründen daraufhin die Fraktion der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG.

26. Oktober 1916 – Rosa Luxemburg wird in die Festung Wronke verlegt

Berlin - Wronke * Rosa Luxemburg wird in die Festung Wronke zum abbüßen ihrer Schutzhaft

verlegt. 

1. November 1916 – Die Anordnung der Judenzählung im deutschen Heer

Berlin * Anordnung der Judenzählung im deutschen Heer. Obwohl das Kriegsministerium alle

antisemitischen Absichten abstreitet, sind die dahinterstehenden Beweggründe dennoch deutlich

erkennbar. Viele Redewendungen sind den Pamphleten des antijüdischen

Reichshammerbundes entnommen. 

9. November 1916 – Ein Muster an Pflichterfüllung

Berlin * Die Berliner Norddeutsche Allgemeine Zeitung schreibt über den gefallenen

Wittelsbacher Prinzen Heinrich von Bayern: „Der Gefallene war ein Muster jener hohen und

unerschrockenen Pflichterfüllung, von der gerade die Angehörigen unserer regierenden
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deutschen Fürstengeschlechter während des Krieges so reichlich Zeugnis abgelegt haben.“    Bis

Kriegsende wird sich die Zahl der fürstlichen Kriegstoten auf insgesamt 13 erhöhen. Von den

kriegsverpflichteten Offiziere und Mannschaften fällt ein Viertel im Kampf. 

11. November 1916 – Fürstliches Blut für die Ehre des Vaterlandes

Berlin - München * Kaiser Wilhelm II. Beileidstelegramm zum Tode des wittelsbachischen Prinzen

Heinrich zielt ausdrücklich auf das „fürstliche Blut“, das der Prinz „für den Ruhm des bayerischen

Königshauses und für die Ehre des deutschenh Vaterlandes treulich zum Opfer gebracht“ hat. 

14. November 1916 – Den Heldentod des Prinzen Heinrich gewürdigt

Berlin * Die Berliner Kreuzzeitung widmet dem „Heldentod des Prinzen Heinrich“ gleich fünf

Artikel. 

2. Dezember 1916 – Das Gesetz über den Vaterländischen Hilfsdienst verabschiedet

Berlin * Der Deutsche Reichstag verabschiedet das Gesetz über den Vaterländischen Hilfsdienst.

Es verpflichtet alle männlichen Deutschen zwischen 17 und 60 Jahren zur Arbeit in

kriegswichtigen Betrieben.

12. Dezember 1916 – Die Mittelmächte machen der USA ein Friedensangebot

Berlin - Washington * Die Mittelmächte wenden sich mit einem Friedensangebot an den

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson. Die Entente weist das Angebot zurück. 

30. Dezember 1916 – Deutsche Friedensinitiative zurückgewiesen

Berlin * Die Entente weist die deutsche Friedensinitiative zurück.

1917 – Bierversand weiter eingeschränkt
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Berlin * Die Behörden verschärfen die Versandbeschränkungen erneut: Die Brauereien dürfen

nur noch gut 20 Prozent der Vorkriegsmenge an Bier versenden.

5. Januar 1917 – Kaiser Wilhelm II. ruft die Truppen zu unvermindertem Kampf auf

Berlin * In seiner Neujahrsbotschaft ruft Kaiser Wilhelm II. die Truppen „zu unvermindertem

Kampf gegen die Entente“ auf. 

7. Januar 1917 – Die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft lädt zur Reichskonferenz

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG lädt zur ersten

Reichskonferenz der sozialdemokratischen Opposition nach Berlin ein. 138 Delegierte und 19

Reichstagsabgeordnete nehmen daran teil.     Vor allem der Kreis um Karl Kautsky hatte der

SAG-Führung zu diesem Schritt geraten und dabei die Absicht verfolgt, dem Einflussgewinn der

radikalen Linken um Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg durch die Organisation einer

„verantwortlichen Opposition“ zu begegnen. 

18. Januar 1917 – Organisatorische Trennung der SPD beschlossen

Berlin * Der SPD-Vorstand hält an seinem Konfrontationskurs fest und schließt die

SAG-Abgeordneten und die führenden Köpfe der Spartakusgruppe aus der SPD aus und fordert

die lokalen Parteigliederungen auf, mit deren Anhängern vor Ort ebenso zu verfahren.     Obwohl

die Führung der Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft - SAG es bisher vermied, die Bildung

einer neuen Partei zu propagieren, treten – zur Überraschung der SAG wie der SPD-Führung -

ganze Ortsvereine aus der SPD aus. 

18. Januar 1917 – Rosa Luxemburg wird aus der SPD ausgeschlossen

Berlin * Die in der Festung Wronke in Schutzhaft sitzende Rosa Luxemburg wird aus der

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD ausgeschlossen.

28. Januar 1917 – Die deutsche Regierung lehnt Woodrow Wilsons Friedensbotschaft ab
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Berlin * Die deutsche Regierung lehnt Woodrow Wilsons Friedensbotschaft „Frieden ohne Sieger“

ab.

31. Januar 1917 – Deutschland verkündet den uneingeschränkten U-Boot-Krieg

Berlin * Das Deutsche Reich verkündet den uneingeschränkten U-Boot-Krieg.

9. Februar 1917 – Die SAG-Führung will die Opposition bündeln

Berlin * Die Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft - SAG&nbsp;ruft zur organisatorischen

Sammlung der Opposition auf.&nbsp;

14. Februar 1917 – Insgesamt 64 Milliarden Mark für Kriegskredite bewilligt

Berlin * Der Reichstag&nbsp;hat seit 1914 insgesamt 64 Milliarden Mark für

Kriegskredite&nbsp;bewilligt.&nbsp;

17. Februar 1917 – In Berlin wird ein Ministerium für Lebensmittelversorgung gebildet

Berlin * Wegen der anhaltenden Hungersnot im Deutschen Reich&nbsp;wird in Berlin ein

Ministerium für Lebensmittelversorgung&nbsp;gebildet.&nbsp;

20. Februar 1917 – Die Fünf-Pfennig-Münzen aus Kupfer werden für Kriegszwecke eingezogen

Berlin - Deutsches Reich * Die Fünf-Pfennig-Münzen&nbsp;aus Kupfer werden für Kriegszwecke

eingezogen und durch solche aus Aluminium ersetzt.&nbsp;

23. Februar 1917 – Die SPD-Mehrheitsfraktion stimmt den Kriegskrediten zu

Berlin * Die Mehrheitsfraktion der SPD stimmt im Reichstag der neuen Vorlage für

Kriegskredite zu, „solange die Eroberungsziele der Feinde bestehen“. 
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25. Februar 1917 – Dem Reichskanzler wird Schwäche in der Kriegführung vorgeworfen

Berlin - Deutsches Reich * Deutsche Großindustrielle werfen Reichskanzler Theobald von

Bethmann Hollweg „Schwäche in der Kriegführung“ vor und fordern seinen Rücktritt. 

12. März 1917 – In Berlin sind 135 Personen an Pocken erkrankt

Berlin * In Berlin sind nach offiziellen Berichten 135 Personen an

Pocken&nbsp;erkrankt.&nbsp;Zudem gibt es zahlreiche Fälle von Hungertyphus.&nbsp;

7. April 1917 – Kaiser Wilhelm II. verspricht die Aufhebung des Dreiklassenwahlrechts

Berlin * Kaiser Wilhelm II. verspricht in seiner „Osterbotschaft“ die Aufhebung des preußischen

Dreiklassenwahlrechts&nbsp;nach dem Krieg.&nbsp;

10. April 1917 – Wladimir Illjitsch Uljanow, genannt Lenin,  reist nach Petrograd

Berlin - Petersburg * Wladimir Iljitsch Uljanow, genannt „Lenin“, kehrt auf deutscher Veranlassung

hin aus seinem Schweizer Asyl nach Petrograd&nbsp;zurück.

16. April 1917 – 319 Betriebe der deutschen Rüstungsindustrie treten in den Streik

Berlin * In Berlin treten 319 Betriebe der deutschen Rüstungsindustrie mit 300.000 Arbeitern in

den Streik. Es geht um die mangelhafte Lebensmittelversorgung. Der Streik wird von den

revolutionären Obleuten, oppositionellen Gewerkschaftsfunktionären, deren Kern die

Metallarbeiter bilden, gegen den Willen der Gewerkschaften organisiert. 

17. April 1917 – Zusätzliche Lebensmittelrationen versprochen

Berlin * Am zweiten Tag der Streiks beschließt die Vertreterkonferenz der Gewerkschaften, die

Arbeit wieder aufzunehmen, nachdem die Regierungs- und Militärbehörden zusätzliche

Lebensmittelrationen versprochen und die Zusage gegeben haben, dass niemand wegen der

Teilnahme am Streik zum Militärdienst eingezogen werde.    Es wird vereinbart, dass Vertreter
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der Arbeiter künftig bei der Verteilung der Nahrungsmittel mitwirken sollen.    Ein Teil der Betriebe

streikt weiter und wird daraufhin unter militärische Leitung gestellt. 

18. April 1917 – Eine Verhaftungswelle beendet den Streik

Berlin - Leipzig * Eine Verhaftungswelle beendet den Streik.&nbsp;Zahlreiche Streikende werden

zum Militärdienst eingezogen.&nbsp;

20. April 1917 – Christliche Gewerkschaften gegen Streik

Berlin * In einem Aufruf wendet sich der Vorstand der christlichen Gewerkschaften&nbsp;gegen

jede Arbeitsniederlegung.&nbsp;

28. April 1917 – Den Kampftag für Frieden, Freiheit und Brot verhindern

Berlin * Die Generalkommission und der SPD-Parteivorstand sprechen sich gegen jede

Arbeitsruhe am 1. Mai aus, nachdem die Gruppe Internationale zu einem Kampftag für Frieden,

Freiheit und Brot aufgerufen hat. 

15. Mai 1917 – Reichskanzler Bethmann Hollweg zur aktuellen Kriegspolitik

Berlin * Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg hält eine programmatische Rede zur

gegenwärtigen Kriegspolitik, ohne jedoch auf die Frage der Kriegsziele einzugehen. 

6. Juni 1917 – Die SPD-Reichsfrauenkonferenz fordert das Wahlrecht für Frauen

Berlin * Die Reichsfrauenkonferenz der Sozialdemokraten fordert in Berlin das Wahlrecht für

Frauen. 

6. Juli 1917 – Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss wird gegründet. Es ist ein inoffizielles Gremium, das die
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Arbeit der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - SPD, der

Zentrumspartei und der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP koordiniert. Bis Januar 1918 beteiligen

sich auch Abgeordnete der Nationalliberalen Partei - NLP an den Beratungen im Interfraktionellen

Ausschuss.    Diese Parteien stellen seit der Reichstagswahl vom 12. Januar 1912 die Mehrheit

im Reichstag, weshalb auch von der Reichstagsmehrheit gesprochen wird.    Der Interfraktionelle

Ausschuss bildet den Auftakt zur Parlamentarisierung des Deutschen Kaiserreiches. 

6. Juli 1917 – Matthias Erzberger fordert einen annexionslosen Frieden

Berlin * Der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger fordert in er Aufsehen erregenden Rede

vor dem Hauptausschuss des Reichstags einen annexionslosen Frieden, da keine Aussicht auf

einen Sieg mehr besteht.       Er will eine Friedensinitiative des Parlaments und fordert zugleich  

den Rücktritt des Reichskanzlers Theobald von Bethmann Hollweg. 

11. Juli 1917 – Entlassung von Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg gefordert

Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL, bestehend aus Generalfeldmarschall Paul von

Hindenburg und Generalquartiermeister Erich Ludendorff, fordern die Entlassung von

Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg wegen dessen Kriegszielpolitik. 

11. Juli 1917 – Planungen für die Änderung des preußischen Dreiklassenwahlrechts

Berlin * Das Preußische Staatsministerium erhält den Auftrag, eine Vorlage zur Änderung des

preußischen Dreiklassenwahlrechts für die Zeit nach dem Krieg vorzubereiten. 

13. Juli 1917 – Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg tritt zurück

Berlin * Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg reicht seinen Rücktritt ein. Sein

Nachfolger wird Georg Michaelis. 

13. Juli 1917 – Der Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg wird gestürzt

Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL und die Reichsstagsmehrheit, bestehend aus SPD,
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Fortschrittspartei und Zentrum, stürzen den Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg. 

13. Juli 1917 – Kronprinz Rupprecht: Ludendorff soll politisch gebändigt werden

Lille - München * Kronprinz Rupprecht berichtet seinem Vater, König Ludwig III., es sei „wahrhaft

unglaublich, wie es in Berlin zugeht - der Kanzler ist wohl unhaltbar. Ludendorff muss aber

unbedingt auf sein militärisches Fach beschränkt werden und darf sich nicht in alle Fragen der

inneren und äußeren Politik mengen“.    Er bittet seinen Vater zum Kaiser nach Berlin zu fahren,

denn es steht „viel auf dem Spiel, um nicht zu sagen Alles!“.    Kronprinz Rupprecht fürchtet die

Einführung des Parlamentarismus auf Reichsebene am meisten, da das das Ende der

Einzelstaaten bedeuten würde. 

14. Juli 1917 – Die Reichstagsmehrheit verabschiedet eine Friedensresolution

Berlin * Die Reichstagsmehrheit bestehend aus SPD, Zentrum und Fortschrittliche Volkspartei -

FVP verabschiedet im Reichstag die vom Zentrumsabgeordneten Matthias Erzberger am 6. Juli

1917 geforderte Friedensresolution.       In dieser treten sie für „einen Frieden der Verständigung

und der dauernden Versöhnung der Völker“ ein,   mit dem „erzwungene Gebietserwerbungen und

politische, wirtschaftliche und finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar“ sind. 

19. Juli 1917 – Antrittsrede des neuen Reichskanzlers Georg Michaelis

Berlin * Der neu ernannte Reichskanzler Georg Michaelis kündigt in seiner Antrittsrede eine

bessere Zusammenarbeit zwischen Regierung und Reichstag an. Die am 14. Juli von der

Reichstagsmehrheit verabschiedete Friedensresolution nimmt er nur so zur Kenntnis, „wie ich sie

auffasse“. Das heißt, dass Macht- und Kriegszielpolitisch alles beim Alten bleibt. 

28. Juli 1917 – Offene Propaganda gegen die Glaubensbrüder der verfeindeten Nationen

München - Berlin * Der Feldprobst der bayerischen Armee, der Münchner Erzbischof Michael von

Faulhaber, schreibt an Kaiser Wilhelm II., dass „auch die Seelsorge mit dem Schwert des

Geistes, das ist mit dem Wort Gottes, das heilige Recht unseres treuen Vaterlandes zu

verteidigen und die Seelen zum höchsten Kraftaufgebot zu wecken bemüht war“.  Der deutsche

Klerus hat sich damit in die Kriegsrhetorik eingefügt und betreibt offen Propaganda gegen die
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Glaubensbrüder der verfeindeten Nationen. Faulhaber predigt den bayerischen Truppen. Und

diese Rhetorik geht so: „Ein Mann nach dem Herzen Gottes handelt nach dem Willen Gottes. Hat

man einmal klar erkannt: ‚Das ist Gottes Wille, das ist meine Pflicht, bei dieser Fahne ist mein

Platz‘, dann bleibt‘s dabei, heute und morgen und übermorgen.“ 

24. September 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei fordert einen unbedingten Siegfrieden

Berlin * Ludwig Thoma tritt bei der Gründungsversammlung der Deutschen Vaterlandspartei -

DVLP in der Berliner Philharmonie als Redner auf, wofür ihm der Parteivorsitzende, der

ehemalige Großadmiral Alfred von Tirpitz, persönlich dankt.      Die neugegründete Deutsche

Vaterlandspartei - DVLP fordert auf ihrer ersten Großkundgebung in Berlin einen „unbedingten

Siegfrieden“. 

6. Oktober 1917 – Schwere Auseinandersetzungen über vaterländische Propaganda

Berlin * Im Reichstag kommt es zu schweren Auseinandersetzungen über die vaterländische

Propaganda des Alldeutschen Verbands und der Deutschen Vaterlandspartei - DVLP. 

15. Oktober 1917 – Der Vorwärts ruft zur Zeichnung von Kriegskrediten auf

Berlin * Das sozialdemokratische Parteiorgan Vorwärts ruft zur Zeichnung von

Kriegskrediten auf: „Rede nicht! Frage nicht! Zeichne! [...] Dem Feind gezeigt, dass unsere Alten

zu Hause genau so gut zu fechten verstehen wie unsere herrliche Jugend draußen!“

22. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis wird das Vertrauen entzogen

Berlin * Die Mehrheitsparteien im Reichstag (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches

Zentrum) entziehen Reichskanzler Georg Michaelis das Vertrauen wegen       seiner eigenwilligen

Interpretation der Friedensresolution,     seines scharfen Vorgehens gegen die USPD sowie

wegen   seiner Ablehnung einer Reform des Dreiklassenwahlrechts. 

25. Oktober 1917 – Die Frauen fordern das Wahlrecht
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Berlin * In einem Brief an Reichskanzler Georg Michaelis fordern Anita Augspurg, Lida Gustava

Heymann, Marie Juchacz, Helene Lange und andere:       „Jetzt ist die Stunde da, in der wir

Frauen nach unseren Staatsbürgerrechten laut verlangen müssen. Sollen wir keinen Teil haben

an dem was jetzt wird? Haben wir Frauen nicht auch im vollsten Maße unsere schweren Pflichten

erfüllt?    Es ist bitter, immer wieder vom neuen aufzählen zu müssen, warum auch wir uns zur

vollbewussten Teilnahme am Leben des Volkes berechtigt fühlen.    Wir sind Staatsbürgerinnen

und wollen als solche behandelt sein;    Gebt uns Frauen daher das Wahlrecht!“ 

29. Oktober 1917 – Handball erhält ein Regelwerk

Berlin * Erstmals wird Handball in ein verbindliches Regelwerk gegossen. 

31. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis tritt zurück

Berlin * Reichskanzler Georg Michaelis tritt zurück, nachdem ihm am 22. Oktober 1917 die

Mehrheitsparteien (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches Zentrum) das Vertrauen

entzogen hatten. 

1. November 1917 – Georg Freiherr von Hertling wird zum Reichskanzler ernannt

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ernennt den bisherigen bayerischen Ministerpräsidenten Georg Freiherr

von Hertling zum Reichskanzler. Er wird Nachfolger von Georg Michaelis, der das Amt nur

dreieinhalb Monate inne hatte.

2. November 1917 – England verspricht den Juden ein „national home“ in Palästina

London - Berlin * Der britische Außenminister Arthur James Earl of Balfour verspricht den Juden

ein „national home“ in Palästina. Die Balfour-Deklaration wird in Deutschland von

rechtsgerichteten Kreisen als Bündnis Großbritanniens mit den Zionisten zu antisemitischer

Agitation genutzt. 

5. November 1917 – Die deutsch-österreichische Kriegsziel-Konferenz tagt in Berlin
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Berlin * Die in Berlin tagende deutsch-österreichische Kriegsziel-Konferenz beschließt       die

Angliederung von Litauen und Kurland an das Deutsche Reich“ und   die Vereinigung des

russischen Teils von Polen und Galizien mit dem Königreich Polen.

2. Dezember 1917 – Die ersten Handball-Spiele finden in Berlin statt

Berlin * Die ersten Handball-Spiele finden in Berlin statt. 

9. Dezember 1917 – Rumänien und die Mittelmächte vereinbaren einen Waffenstillstand

Focsani - Sofia - Berlin - Wien * Das Königreich Rumänien und die Mittelmächte vereinbaren in

Focsani einen Waffenstillstand, der die Einstellung der Kampfhandlungen an der rumänischen

Front zum Inhalt hat. 

12. Dezember 1917 – Der Normenausschuss der Deutschen Industrie wird in Berlin gegründet

Berlin * Der Normenausschuss der Deutschen Industrie wird in Berlin gegründet. Er setzt die

Deutsche Industrie Norm - DIN fest. 

13. Dezember 1917 – Gespräche in Berlin über den Massenstreik

München - Berlin * Kurt Eisner fährt für mehrere Tage in die Reichshauptstadt Berlin, um dort

persönliche Angelegenheiten zu regeln. Er nutzt die Gelegenheit, um mit USPD-Abgeordneten

Gespräche über die aktuelle politische Lage und über den Massenstreik zu führen.  Doch die

Berliner USPD-Funktionäre zögern und stellen ihm dar, dass die Massen für einen allgemeinen

Streik nicht zu haben sind, weil sich trotz der erkennbaren Erregung über die Lebensbedingungen

eine Erschöpfung eingestellt hat.   Nach der Aufnahme der Gespräche über

Waffenstillstandsvereinbarungen in Brest-Litowsk am 5. Dezember 1917 hofft die Bevölkerung

nun auf Frieden, für den unter diesen Voraussetzungen keine besondere Anstrengung zur

Herbeiführung mehr notwendig ist.  Kurt Eisner widerspricht dieser Darstellung vehement und

unterstellt den Parteifunktionären, dass ihnen selbst zu einer derartigen Aktion das notwendige

Vertrauen fehle. Er sieht sehr wohl bei den Massen das lebhafte Bedürfnis nach einer

„idealistischen Aktion“. 
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18. Dezember 1917 – Kann Kurt Eisner die USPD überzeugen?

Berlin - München * Kurt Eisner schreibt seiner Frau Else aus Berlin folgende Zeilen:  „Es scheint

mir nun doch gelungen, die schlafenden Seelen ein wenig aufzurütteln. Man hat meine Kritik

anerkannt und meine Vorschläge angenommen.Alles kommt darauf an, ob sich die

Persönlichkeiten finden, die für die Arbeit notwendig sind.Man hat mich selbst gebeten, die

Tätigkeit hier zu übernehmen“. 

18. Dezember 1917 – In Berlin wird die Universum Film AG - Ufa gegründet

Berlin * In Berlin wird die Universum Film AG - Ufa als Propaganda-Instrument der Obersten

Heeresleitung - OHL gegründet. 

21. Dezember 1917 – Kurt Eisners idealistische Aktion ist nicht durchsetzbar

Berlin - Leipzig * Kurt Eisner sendet von Berlin aus seinen Text „Notwendigkeiten“ an die

Leipziger Volkszeitung, den diese auch veröffentlicht. Sein Besuch in Leipzig, bei dem er die

ansässigen Arbeiterführer für seine Friedensaktion gewinnen will, scheitert. Ein Massenstreik ist

unter der gegebenen Situation und zu diesem Zeitpunkt aussichtslos. 

8. Januar 1918 – Präsident Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm

Washington - Berlin * Der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson schlägt ein

14-Punkte-Programm vor. Es sieht Folgendes vor:       „Offene, öffentlich abgeschlossene

Friedensverträge. Danach sollen keinerlei geheime internationale Abmachungen mehr bestehen,

sondern die Diplomatie soll immer aufrichtig und vor aller Welt getrieben werden“.   

„Uneingeschränkte Freiheit der Schifffahrt auf den Meeren, außerhalb der Territorialgewässer, im

Frieden sowohl wie im Kriege, […]“.    „Möglichste Beseitigung aller wirtschaftlichen Schranken

und Herstellung einer Gleichheit der Handelsbedingungen für alle Nationen, […]“.   

„Entsprechende gegenseitige Bürgschaften für die Beschränkung der Rüstungen der Nationen

auf das niedrigste, mit der Sicherheit im Innern vereinbare Maß“.    „Freier, unbefangener und

völlig unparteiischer Ausgleich aller kolonialen Ansprüche, […]“.    „Räumung des ganzen

russischen Gebietes und ein Einvernehmen über alle auf Russland bezüglichen Fragen, […]“.   

„Belgien muss […] geräumt und wiederhergestellt werden, […]“.    „Das ganze französische

Gebiet muss geräumt und die besetzten Teile wiederhergestellt werden. […]“.    „Berichtigung der
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Grenzen Italiens nach den genau erkennbaren Abgrenzungen der Volksangehörigkeit“.    „Den

Völkern Österreich-Ungarns […] sollte die freieste Gelegenheit zu autonomer Entwicklung

zugestanden werden“.    „Rumänien, Serbien und Montenegro sollten geräumt, die besetzten

Gebiete zurückgegeben werden. […]“.    „Den türkischen Teilen des Osmanischen Reiches sollte

eine unbedingte Selbstständigkeit gewährleistet werden. Den übrigen Nationalitäten dagegen, die

zurzeit unter türkischer Herrschaft stehen, sollte eine zuverlässige Sicherheit des Lebens und

eine völlig ungestörte Gelegenheit zur selbstständigen Entwicklung gegeben werden. […]“.    „Ein

unabhängiger polnischer Staat sollte errichtet werden, der alle Gebiete einzubegreifen hätte, die

von unbestritten polnischer Bevölkerung bewohnt sind; […]“.    „Ein allgemeiner Verband der

Nationen muss gegründet werden mit besonderen Verträgen zum Zweck gegenseitiger

Bürgschaften für die politische Unabhängigkeit und die territoriale Unverletzbarkeit der kleinen

sowohl wie der großen Staaten“.        Mit Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm sollen die

deutsch-russischen Friedensverhandlungen unterlaufen werden. Schon deshalb lehnt das

Deutsche Reich das Programm ab. 

9. Januar 1918 – Kurt Eisner fährt nach Berlin. Er will den Massenstreik!

München - Berlin * Kurt Eisner hält sich vom 9. bis 19. Januar 1918 in Berlin auf, um auch dort

zum Massenstreik zu drängen. 

10. Januar 1918 – USPD-Kritik an den Annexionsplänen

Berlin * Die USPD-Reichstagsfraktion kritisiert in einem Aufruf die Annexionspläne des deutschen

Imperialismus im Osten scharf. 

10. Januar 1918 – Das USPD-Flugblatt „Männer und Frauen des werktätigen Volkes!“

Berlin * Der USPD-Parteivorstand in Berlin veröffentlicht das Flugblatt „Männer und Frauen des

werktätigen Volkes!“. Er ruft darin nur zu einem zeitlich befristeten, dreitägigen

Demonstrationsstreik auf. Zu einem unbefristeten Massenstreik, wie ihn Kurt Eisner will, kann er

sich nicht durchringen. 

11. Januar 1918 – Wilsons 14-Punkte-Programm wird zensiert veröffentlicht
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Berlin - Deutsches Reich * Das vom US-Präsidenten Woodrow Wilson vorgeschlagene

14-Punkte-Programm wird bei ihrer erstmaligen Veröffentlichung nur in einer zensierten Fassung

zugänglich gemacht. Für die in den umstrittenen Grenzprovinzen lebenden Deutschen hört sich

die Friedenslösung à la Wilson eher katastrophal an, da sie die Eingliederung in neue

Nationalstaaten befürchten. 

19. Januar 1918 – Kurt Eisner und der Massenstreik

Berlin - München * Kurt Eisner kehrt von seinen Gesprächen in Berlin zum Massenstreik nach

München zurück. 

21. Januar 1918 – Sitzung des Münchner USPD-Vorstands

München-Ludwigsvorstadt * Der Münchner USPD-Vorstand tritt zu einer Sitzung zusammen. Der

Vorsitzende, Schreinermeister Albert Winter sen., berichtet über die Mitglieder-Entwicklung der

noch jungen Partei. Die Münchner USPD hat zu diesem Zeitpunkt circa 600 Mitglieder. Vier

Münchner MSPD-Sektionen wollen zur USPD wechseln, sodass die Münchner USPD jetzt in die

vier Sektionen Giesing, Haidhausen, Schwabing und Innenstadt aufgeteilt werden kann.  Kurt

Eisner berichtet von seinen Gesprächen in Berlin und davon, dass es dort auch Stimmen gibt, die

- entgegen der Auffassung der Mehrheit der Berliner USPD-Führung - mehr als nur einen

dreitägigen Demonstrationsstreik wollen. Auch ihr Ziel ist der Sturz der Regierenden. 

26. Januar 1918 – Spendenaufruf für Soldatenheime an der Front

Berlin * Die SPD-Parteizeitung Vorwärts veröffentlicht eine Anzeige: „An Kaisers Geburtstag

spendet für die Deutschen Soldatenheime an der Front.“ 

27. Januar 1918 – Das Innenministerium erfährt von den vorbereiteten Streiks

München-Kreuzviertel * In der Nacht trifft beim bayerischen Innenministerium die Nachricht ein,

dass am darauffolgenden Tag       ein dreitägiger Generalstreik beginnen und   der Streik

innerhalb von drei Tagen in ganz Deutschland zum Durchbruch kommen soll.   Kuriere reisen von

Berlin mit der Eisenbahn in alle größeren Städte des Deutschen Reichs, um Flugblätter zu

verteilen und mündliche Nachrichten zu überbringen.   Vertrauensleute sollen in
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Kriegswirtschaftsbetrieben, insbesondere in Munitionsfabriken zur Arbeitsniederlegung

auffordern.     Demonstrationszüge mit Ansprachen sind geplant.      In einer kurzfristig

anberaumten Besprechung wird vereinbart, dass       keine Gewalt gegen Arbeitseinstellungen

angewandt werden soll,   die Polizei soll Menschenansammlungen lediglich zerstreuen,   bei

„Zusammenstößen mit streikenden Arbeitern [muss] nach dreimaliger Aufforderung,

auseinanderzugehen, scharf geschossen werden“. 

27. Januar 1918 – Kaiser Wilhelm II. feiert seinen Geburtstag mit kirchlichem Segen

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. feiert an einem Sonntag bei Kaiserwetter seinen 59.

Geburtstag. Von vielen Kanzeln wird gepredigt: „Möge ihn der Herr segnen wie er auch uns

segnet.“    Dabei werden die lauteren Absichten des „Friedensfürsten“ herausgestellt, „der seine

Friedenshand immer wieder gereicht, die [aber] vom Feinde so schmählich zurückgewiesen“

wurde. Der Kaiser, der „auch in Zukunft allen Stürmen, mögen sie noch so verheerend toben,

unerschrocken entgegen sehe“. 

27. Januar 1918 – Die Berliner revolutionären Vertrauensleute beschließen den Generalstreik

Berlin * Eine Versammlung der der USPD nahestehenden Vertrauensleute aller Berliner

Großbetriebe, die sogenannten revolutionären Obleute, beschließt einstimmig, am nächsten

Morgen den Generalstreik zu beginnen.    Nach Wiener Vorbild wird ein aus 414 Personen

bestehender Arbeiterrat gebildet, der einen elfköpfigen Aktionsausschuss aus dem Kreis der

revolutionären Obleute wählt. Der Aktionsausschuss fungiert als Streikleitung und wird von

Richard Müller angeführt. Die USPD und die MSPD entsenden zusätzlich noch je drei Vertreter.

Als Vertreter der Arbeiterparteien werden       die USPD-Reichstagsabgeordneten Hugo Haase,

Georg Ledebour und Wilhelm Dittmann sowie   die SPD-Vorstandsmitglieder Friedrich Ebert,

Philipp Scheidemann und Otto Braun hinzugezogen. 

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die

Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

Münchner Zeitensprünge Seite 75/221



die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph

Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den

Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik

abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem

Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

29. Januar 1918 – Berhördliche Maßnahmen gegen den Streik
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Berlin * In Berlin werden alle Versammlungen verboten. Die Polizei besetzt das

Gewerkschaftshaus. 

30. Januar 1918 – Die MSPD will eine Eskalation der Ereignisse verhindern

Berlin * Der Parteiausschuss der Mehrheits-SPD stimmt der Mitarbeit der drei

Reichstagsabgeordneten Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Braun im

Aktionsausschuss zu, um - wie es Scheidemann ausdrückt, ein „nicht zu billigendes, aber

verständliches Unternehmen nicht nur in ruhige Bahnen zu lenken, sondern auch durch

Verhandlungen mit der Regierung schnellstens zum Ende zu bringen“.    Die MSPD versteht sich

als die einzige Kraft, die eine Eskalation der Ereignisse verhindern kann. 

30. Januar 1918 – Den Streikenden wird mit Bestrafung gedroht

Berlin * Auch hier schlägt - wie zuvor schon in Wien - das Imperium zurück.    Am Nachmittag

lässt der für Berlin zuständige Befehlshaber, Generaloberst Gustav von Kessel, alle

Versammlungen und Streikkomitees verbieten und verlautbaren: Wer sich den Befehlen nicht

fügt, setzt „sich schwerster Bestrafung nach den Vorschriften des Belagerungszustandes aus; die

Wehrpflichtigen unter ihnen werden außerdem militärisch eingezogen werden.“    Der Arbeiterrat

gibt nicht nach. Die Arbeitskampfmaßnahmen werden erfolgreich weitergeführt. 

31. Januar 1918 – Szenen wie im Bürgerkrieg

Berlin * In Berlin spielen sich Szenen wie in einem Bürgerkrieg ab. Polizei und Militär

durchbrechen Straßensperren, Schüsse fallen. Militante Arbeiter werfen Steine und bewaffnen

sich mit Stöcken und Knüppeln. Sie werfen Straßenbahnen um und bauen Barrikaden. Es gibt

viele Verletzte und mehrere Tote.

31. Januar 1918 – Polizei-Attacken gegen die streikenden Arbeiter

Berlin * Am Humboldtshain im Stadtviertel Gesundbrunnen wächst die Zahl der

demonstrierenden Menschen immer stärker an. Dem Großaufgebot der berittenen Gendarmerie

stellt sich eine Menschenmenge entgegen und ruft: „Schluss mit dem Völkermorden!“    Da

ziehen die Polizisten ihren Säbel und sprengen nach Art einer Kavallerie-Attacke in die Menge

Münchner Zeitensprünge Seite 77/221



hinein. „Gellende Schreie und Protestrufe wurden laut. Stöhnend sank ein Arbeiter zu Boden.

Daraufhin wurden die Berittenen umringt. Ein Reiter stürzte, andere wurden vom Pferd gerissen“,

schreibt ein Augenzeuge. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Flugzeugwerke

München-Ludwigsvorstadt * Am Abend findet im Mathäserbräusaal eine Versammlung der

Arbeiterinnen und Arbeiter der Bayerischen Flugzeugwerke AG statt, bei der der

SPD-Abgeordnete Erhard Auer spricht und wilde Streiks als „zwecklos und sinnwidrig“

bezeichnet.  Als die Versammelten Kurt Eisner zur Stellungnahme ermunterten, blieb dieser still.

Die MSPD und die Gewerkschaften können durchsetzen, dass die Arbeit erst dann niedergelegt

wird, wenn sich die Parteileitung in Berlin dafür ausgesprochen hat. Die Versammlung nimmt

einen erregten Verlauf und muss wegen des „großen Lärms“ vorzeitig beendet werden. 

31. Januar 1918 – Den verschärften Belagerungszustand über Berlin verhängt

Berlin * Das Militär verhängt den verschärften Belagerungszustand über Berlin.       Die Behörden

lösen den Arbeiterrat auf und untersagen die Bildung einer neuen Streikleitung.   Die

SPD-Parteizeitung Vorwärts wird verboten, weil er über die Sympathiestreiks in Budapest und

Wien berichtet hat. 

2. Februar 1918 – Die Streikenden erarbeiten einen Forderungskatalog

München-Theresienwiese * Im Anschluss ziehen die Versammelten zur Theresienwiese, wo sich

insgesamt 6.000 Streikende aus verschiedenen Betrieben einfinden.    Ein Forderungskatalog

wird erarbeitet, der dem der Berliner Arbeiter entspricht:       Neben der Freilassung der

inhaftierten Streikführer sind das   die Umwandlung des politischen Systems in ein

demokratisches,   die Wiederherstellung der Koalitions-, der Presse- und der

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustands und   die gleichmäßige

Verteilung der Lebensmittel.&nbsp;

4. Februar 1918 – Wilhelm Dittmann zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt

Berlin * Das Außerordentliche Kriegsgericht in Berlin verurteilt Wilhelm Dittmann wegen seiner
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Beteiligung am Berliner Munitionsarbeiterstreik und des versuchten Landesverrats zu fünf Jahren

Festungshaft.&nbsp;

7. März 1918 – Freundschaftsvertrag Deutschland - Finnland

Berlin - Helsinki * Zwischen dem Deutschen Reich und der bürgerlichen Regierung Finnlands wird

ein Friedens- und Freundschaftsvertrag geschlossen. 

18. März 1918 – Die achte Kriegsanleihe wird aufgelegt

Berlin * Beginn der Zeichnungsfrist für die achte Kriegsanleihe.

22. März 1918 – Der Reichstag stimmt der Kriegskreditvorlage zu

Berlin * Der Reichstag stimmt - gegen die Stimmen der USPD - der Kriegskreditvorlage zu. 

23. März 1918 – Im Reichstag wird der Friedensvertrag von Brest-Litowsk ratifiziert

Berlin * Im Berliner Reichstag&nbsp;wird der Friedensvertrag von

Brest-Litowsk&nbsp;ratifiziert.,Bei der vorausgegangenen Abstimmung stimmen       die

Abgeordneten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD&nbsp;dagegen,   die der Sozialdemokratische Partei Deutschlands - SPD&nbsp;enthalten

sich der Stimme.&nbsp;

16. Mai 1918 – Die tägliche Brotration wird auf 150 Gramm gekürzt

Berlin - Deutsches Reich * Das Kriegsernährungsamt kürzt die tägliche Brotration auf 150 Gramm

pro Person. 

6. Juni 1918 – Die USPD bleibt im Parlament völlig isoliert

Berlin * Die USPD kann unter den herrschenden Ausnahmegesetzen fast nur noch den Reichstag
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oder die einzelnen Landtage als Tribüne nutzen, um ihre Kritik an der Obersten Heeresleitung -

OHL in die Öffentlichkeit zu tragen. Sie bleibt mit ihrer Einsicht in die verheerenden Folgen der

deutschen Politik auch im Parlament völlig isoliert (sie stimmt als einzige Fraktion gegen den

Friedensvertrag von Brest-Litowsk).    Der USPD-Vorsitzende Hugo Haase gibt sich jedenfalls

diesbezüglich keinerlei Illusionen hin. In seiner Rede im Reichstag sagt er: „Wer etwa glaubte,

daß durch Reden, und seien es die schärfsten Reden, die Regierung in eine andere Richtung

gebracht werden könnte, irrt sich. Die Erfahrungen von fast vier Jahren müssten in dieser

Beziehung aufklärend wirken. […] Das Volk muss eingreifen, der Reichstag hat versagt und wird

weiter versagen.“ 

24. Juni 1918 – Staatssekretär Kühlmann fordert einen Vergleichsfrieden

Berlin * Noch vor dem französischen Gegenangriff von Villers-Cotterêts betont der Staatssekretär

des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann, dass es an der Zeit sei, den Gegnern die Hand

zu einem Vergleichsfrieden zu reichen.    „Bei der ungeheueren Größe dieses Koalitionskrieges

und der Zahl der in ihm begriffenen auch überseeischen Mächte [wird] durch rein militärische

Entscheidungen allein ohne alle diplomatischen Verhandlungen ein absolutes Ende kaum

erwartet werden können.“ 

25. Juni 1918 – Die OHL ist aufs peinlichste überrascht

Spa - Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL gibt eine Pressekonferenz, auf der sie erklären

lässt, dass sie sich mit den Ausführungen des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes Richard

von Kühlmann vom Vortag nicht identifiziert und diese nicht „der Auffassung der OHL“

entspreche. Im Gegenteil: „Die OHL ist aufs peinlichste überrascht.“ 

25. Juni 1918 – Hindenburg beschwert sich über Richard von Kühlmann

Spa - Berlin * In einem Telegramm der Obersten Heeresleitung - OHL an den

Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling erklärt Generalfeldmarschall Paul von

Hindenburg, dass „für die weiteren schweren Folgen, die aus dem gestrigen Vorgang für die

siegreiche Beendigung des Krieges entstehen werden, der Staatssekretär von Kühlmann

verantwortlich“ sei.    Das ist der erste Schritt für die spätere Dolchstoßlegende.  
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26. Juni 1918 – Das machtpolitische Versagen der Reichstagsmehrheit

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss trifft sich im Reichstag und beschließt, auf eine politische

Initiative zur Unterstützung des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann,

zu verzichten.    Der Interfraktionelle Ausschuss ist ein inoffizielles Gremium, das die Arbeit

der Reichstagsfraktionen der Sozialdemokratischen Partei - SPD, der Fortschrittlichen Volkspartei

- FVP und der Zentrumspartei koordiniert. Die drei Parteien bilden seit der Reichstagswahl von

1912 die Mehrheit im Reichstag.    Die Situation zeigt aber auch das machtpolitische Versagen

der Reichstagsmehrheit. 

2. Juli 1918 – Ludendorff fordert den Rücktritt des Staatssekretärs Kühlmann

Spa - Berlin * Generalquartiermeister Erich Ludendorff fordert Reichskanzler Georg Friedrich Graf

von Hertling auf, den Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Richard von Kühlmann, zu

entlassen, anderenfalls werde er selbst zurücktreten.     Unterstützung durch den schwachen

Reichskanzler Hertling wird Kühlmann nicht erfahren. 

6. Juli 1918 – Eine hilf- und planlose MSPD

Berlin * Im Interfraktionellen Ausschuss erklärt Friedrich Ebert: „Wir haben nicht die Absicht, diese

Regierung zu stürzen. Wir wollen ihr Gewissen schärfen, sie antreiben“. Diese Aussage offenbart

die ganze Hilf- und Planlosigkeit seiner MSPD.    Philipp Scheidemann stellt in der selben Sitzung

zur Lage an der Westfront fest: „Die Amerikaner kommen nicht mehr, sondern sie sind da“.  Er

zieht daraus die einzig richtige Folgerung: „Je schneller wir Schluss machen, um so besser für

uns“. 

8. Juli 1918 – Staatssekretär Kühlmann wird vom Kaiser entlassen

Berlin * Kaiser Wilhelm II. versetzt den Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Richard von

Kühlmann, in den einstweiligen Ruhestand.       Damit hat die Politik gegenüber den Militärs

erneut klein beigegeben.   Ein Konflikt mit der Obersten Heeresleitung - OHL wird nicht

eingegangen.    Die Militärs brauchen die Reichstagsmehrheit nicht zu fürchten. 

10. Juli 1918 – Der Reichsgesundheitsrat unterschätzt die Spanische Grippe

Münchner Zeitensprünge Seite 81/221



Berlin * Der Reichsgesundheitsrat beschäftigt sich mit der Spanischen Grippe, der Influenza.    Er

hält die durch das Reichsseuchengesetz von 1900 geschaffenen Bekämpfungsmöglichkeiten für

ausreichend und ein koordiniertes Vorgehen in Abstimmung mit den Bundesstaaten für möglich.

Die Krankheit wird als abklingend eingeschätzt und würde mit der warmen Sommerwitterung eh

bald verschwinden. 

12. Juli 1918 – Graf Hertling verteidigt den Krieg

Berlin * Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling erklärt im Reichstag, Deutschland habe

den Krieg nur geführt „als Verteidigungskrieg […], weil uns von Anfang an jede imperialistische,

jede auf Weltherrschaft gerichtete Tendenz ferngelegen hat“. 

13. Juli 1918 – Die MSPD stimmt dem Etat zu

Berlin * Die MSPD-Fraktion stimmt im Reichstag erneut dem Etat zu, obwohl in allen

innenpolitischen Fragen, vor allem bei der preußischen Wahlrechtsreform, jeglicher Fortschritt

fehlt.    Zur Entscheidung der MSPD-Fraktion für die neuen Kredite erklärt Friedrich Ebert in

seiner Rede, dass Deutschland niemals „auf entehrende, seine politische, wirtschaftliche und

kulturelle Zukunft vernichtende oder herabdrückende Bedingungen“ eingehen wird, weshalb man

„die Mittel bewilligen [muss], die zur weiteren Verteidigung der Lebensinteressen unseres Volkes

und zur Erreichung des Friedens erforderlich sind“.    Das Parlament geht danach in die

Sommerpause. 

19. Juli 1918 – Kurt Eisner beklagt sich bei Karl Kautsky

München-Stadelheim - Berlin * Kurt Eisner schreibt an den USPD-Mitbegründer Karl Kautsky und

beschwert sich darin: „Jetzt sitze ich bald ein halbes Jahr. […] Die Voruntersuchung ist sachlich,

aber noch nicht formell abgeschlossen“. Kurt Eisner beginnt merklich zu altern und leidet unter

Anfällen von Depressionen. 

26. Juli 1918 – Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet das deutsche Branntweinmonopol

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet das deutsche Branntweinmonopol. Es

wird ein Jahr später in Kraft treten und verpflichtet den Staat, kleinen und mittleren
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landwirtschaftlichen Brennereien den Alkohol zu einem fixierten Preis abzunehmen, ihn zu

reinigen und zu vermarkten. 

26. Juli 1918 – Der Reichsfinanzhof in die Bogenhauser Ruine

Berlin * Das Gesetz zur Errichtung des Reichsfinanzhofs und die förmliche Bewerbung der Stadt

München als Sitz dieses Gerichts bringt eine Wende in der Frage, was aus der „Bogenhausener

Ruine“ werden soll. Dass der Reichsfinanzhof nach München kommt, ist keineswegs

selbstverständlich - Berlin wäre als     Reichshauptstadt der „natürliche“ Standort gewesen.

Ausschlaggebend ist, dass die Entscheidung nicht beim Reichstag, sondern beim Bundesrat, der

Länderkammer des Kaiserreichs, liegt. Dieser bestimmt München zum Sitz des neuen Gerichts.

Die Gründe für die Entscheidung zugunsten Münchens sind:   Bayerische Eigeninteressen: Das

Königreich drängt darauf, ein Reichsorgan auf seinem Territorium zu erhalten, nachdem Leipzig

bereits das Reichsgericht und Berlin die meisten Reichsbehörden beherbergt. Als

zweitmächtigster Bundesstaat nach Preußen will Bayern nicht leer ausgehen.   Föderaler

Ausgleich: Die Standortwahl ist ein Zugeständnis an Bayern und Ausdruck der Anerkennung

seiner Bedeutung im Reich.  Politische Stabilität: Kurz vor Kriegsende soll Bayern als wichtiger

Bundesstaat enger an das Reich gebunden werden.   Praktische Voraussetzungen: München

verfügt über die notwendige juristische und verwaltungstechnische Infrastruktur.   Zudem steht

mit dem „Fleischer-Schlössl“ ein geeignetes Gebäude zur Verfügung, das nach Ausbau als

Dienstsitz des Reichsfinanzhofs genutzt werden konnte. 

27. Juli 1918 – Das Reichssteuerbiergesetz und das Reinheitsgebot

Berlin * Das Reichssteuerbiergesetz nimmt das Bayerische Reinheitsgebot auf. Dort heißt es:      

„Zur Bereitung von untergärigem Bier darf [...] nur Gerstenmalz, Hopfen, Hefe und Wasser

verwendet werden.“       Der Begriff Reinheitsgebot war erstmals während einer Debatte im

Bayerischen Landtag am 4. März 1918 aufgetaucht. Es ist schon erstaunlich, mit welchen

Problemen man sich nach vier Jahren Krieg beschäftigt. 

8. August 1918 – Die deutsche Westfront bricht zusammen

Amiens - Berlin * Spätestens als mit der Panzerschlacht bei Amiens die Schlussoffensive der

Alliierten beginnt, ist der Krieg für Deutschland verloren. Über 70 Prozent der deutschen Verluste

besteht aus Gefangenen.    Die Westfront bricht zusammen. Die Verluste nähern sich wieder den
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Höchstwerten der ersten Kriegsmonate von 1914. 

15. August 1918 – Ludendorff täuscht Staatssekretär Paul von Hintze

Spa - Berlin * Besseres Wissen zum Trotz erklärt Generalquartiermeister Erich Ludendorff dem

neuen Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Paul von Hintze: „Wir sind durch eine strategische

Defensive in der Lage, den Kriegswillen des Feindes zu lähmen, und ihn so mählich zum Frieden

zu zwingen“. Das war natürlich eine grobe Täuschung, da Ludendorff längst wusste, dass auf die

deutschen Soldaten kein Verlass mehr ist. 

27. August 1918 – Die Seekriegsleitung - SKL wird gegründet

Berlin * Auf Vorschlag des vormaligen Flottenchefs und neuen Admiralstabschefs, Admiral

Reinhard Scheer, wird die Seekriegsleitung - SKL als Kommandoabteilung des Admiralstabs

gegründet. Die Seekriegsleitung ist die Marine-Kommandobehörde, die die Planung und

Durchführung des Seekriegs leitet und die Verteilung der Seestreitkräfte lenkt. 

29. August 1918 – Georg von Vollmar legt seine Mandate nieder

München - Berlin * Der SPD-Abgeordnete Georg von Vollmar legt aus gesundheitlichen Gründen

sein Reichstags- und sein Landtags-Mandat für die Wahlkreise München II und XII nieder. Die

Kriegsverletzung hat er sich im Deutsch-französischen Krieg von 1870/71 zugezogen. 

30. August 1918 – Prinz Max von Baden will das Vaterland retten

Karlsruhe - Berlin * Prinz Max von Baden bringt in einem Brief an Kaiser Wilhelm II. zum

Ausdruck, dass er „in eine die Reichsleitung bestimmende Stellung“ gebracht werden möchte, um

aus dieser Position heraus „das Vaterland zu retten“. 

1. September 1918 – In Bayern herrscht Unzufriedenheit mit der Regierung und dem König

München - Berlin * Karl Georg von Treutler, der preußische Gesandte in Bayern, der als

Vertrauter Kaiser Wilhelms II. auch „Die graue Exzellenz“ genannt wird, berichtet an den aus
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Bayern stammenden Reichskanzler Georg Graf von Hertling.    In seinem Schreiben bringt er

zum Ausdruck, dass hier eine „ganz ausgesprochene Unzufriedenheit nicht nur mit der

Bayerischen Regierung, sondern besonders auch mit der Person Seiner Majestät des Königs“

herrscht. Man macht dem König zwar nicht zum Vorwurf, dass er den Krieg und damit die

Katastrophe herbei geführt hat. Dennoch wirft man ihm Machtlosigkeit vor, um das Unheil

abzuwenden.    Es ist deshalb höchste Zeit, die Form des bayerischen Regierungssystems den

Realitäten anzupassen und einem parlamentarischen System volle Entscheidungsgewalt zu

gewähren. 

2. September 1918 – Reichskanzler Georg Graf von Hertling soll abgelöst werden

Berlin * Die deutschen Bundesfürsten drängen auf der Sitzung des Auswärtigen Ausschusses im

Bundesrat für die Ablösung des aus Bayern stammenden Reichskanzlers Georg Graf von

Hertling. Auch der bayerische Kronprinz Rupprecht hält Hertling für zu alt und „so gut wie

willenlos“. Außerdem fordern sie sofortige Waffenstillstands-Verhandlungen. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 

19. September 1918 – Die Gründe, warum Kurt Eisner als Kandidat aufgestellt wurde

München * Die Zentralpolizeistelle Bayern berichtet dem Kriegsministerium:   „Die Gründe, warum

Eisner als Kandidat aufgestellt werden soll, sind folgende:   1.) Man will erreichen, dass Eisner für

die Zeit des Wahlkampfes, nachdem er noch nicht verurteilt ist, freigesprochen werde. Die

Wahlversammlungen könnten nach Ansicht der Vereinsmitglieder [der USPD] vom

Generalkommando nicht verboten werden.Man werde Veranlassung nehmen, den Massen die
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Ziele der Unabhängigen klarzulegen; zu dem Zweck kämen als Redner von Berlin Leute, gegen

welche die Polizei sich nicht vorzugehen traue, wie Haase, [Adolph] Hoffmann, Ledebour, von

Nürnberg der Gauvorsitzende Baier.   2.) Man will gegen die Mehrheitssozialisten opponieren.

Diesbezüglich sei eine Weisung aus Berlin da.“ 

22. September 1918 – Flugblätter zur Steigerung des Preußenhasses

München • Innenminister Dr. Friedrich Ritter von Brettreich berichtet über Flugblätter, die die

Überschrift  „Preußenherzen hoch“ tragen. Es ist davon auszugehen, dass es sich hierbei um

„überaus gefährliche Fälschungen“ handelt, die äußerst geschickt den in Bayern neu auflebenden

Preußenhass in neue Höhen steigern und so die Geschlossenheit des deutschen Volkes

sprengen soll. Hier einige Auszüge aus dem Flugblatt, das nur in Altbayern mit der Post verbreitet

wird. Der Poststempel stammt aus Berlin:     „In tiefernster Stunde wenden wir uns an alle echten

Preußen mit dem dringenden Mahnruf: Helft Preußen, helft Deutschland retten!  […] Vielmehr von

innen als von außen droht unserem vielgeliebten Preußenlande toternste Gefahr. […] Ein

Süddeutscher Reichskanzler, ein Süddeutscher Vizekanzler, ein Süddeutscher

Reichstagspräsident […], alle wichtigen Ämter in der Hand von Bayern! Ist es da ein Wunder,

wenn die Politik auf eine völlige Lahmlegung Preußens, der Kaiserkrone und der Heeresleitung

gerichtet ist, und […] Preußen und Deutschland an den Abgrund geführt hat ?     […] Aus

bayerisch-partikularistischem Hasse will man Preußens Macht zerstören um selbst in Preußen zu

herrschen. […] Auch die Heeresfront ist durch Bayern zerrissen worden. Die Disziplinlosigkeit im

bayerischen Heere hat seit einem Jahr den größten Umfang angenommen. […] Durch diese

Handlungen haben preußische und andere Regimenter die größten Verluste erlitten. […] Jetzt,

wo das Vaterland wieder in der größten Gefahr schwebt, sind es wieder die Bayern, die versagen

und die Gefahr vergrößern. […].“ 

23. September 1918 – Zeichnungsbeginn für die 9. Kriegsanleihe

Berlin • Die Zeichnungsfrist für die 9. Kriegsanleihe beginnt offiziell. Es wird die Letzte in diesem

Krieg sein. 

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer

gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer
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Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp

Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die

Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen

Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

27. September 1918 – Der militärische Zusammenbruch Bulgariens

Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze gibt im Hauptausschuss des Reichstags den militärischen

Zusammenbruch Bulgariens bekannt.    Die Truppen der Entente können nun die rumänischen

Ölfelder besetzen und dadurch die deutsche Armee von der Ölversorgung abschneiden. Ohne

das Öl aus Rumänien kann das deutsche Heer höchstens noch zwei Monate kämpfen. 
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27. September 1918 – Ludendorff plant die Handhabung der militärischen Niederlage

Berlin * Generalquartiermeister Ernst Ludendorff beginnt die Handhabung der Niederlage zu

planen:       Die Armee muss gerettet werden - ihre Existenz und Ehre.   

Ein Waffenstillstandsgesuch muss von der Regierung ausgehen, nicht von der Obersten

Heeresleitung.   Es muss politisch motiviert sein, nicht militärisch.  

Das Waffenstillstandsgesuch sollte von jenen politischen Kräften ausgehen, die schon immer für

einen Verständigungsfrieden eingetreten sind - die Parteien der Reichstagsmehrheit (SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum).   Diese Parteien müssten entweder in die Regierung

aufgenommen werden oder selbst die Regierung bilden.   Als Anreiz für diese unattraktive

Aufgabe der Regierungsverantwortung müsste diesen Parteien der Übergang zur

parlamentarischen Regierungsform angeboten werden.   Das würde gleichzeitig die Chancen

des Waffenstillstandsgesuchs verbessern.

28. September 1918 – Das herrschende System kracht in allen Fugen

Berlin * Der USPD-Vorsitzende Hugo Haase schreibt: „Das herrschende System kracht in allen

Fugen. […] Im Bürgertum, in Zirkeln, die monarchisch bis auf die Knochen sind, wird offen davon

gesprochen, dass die Hohenzollern weichen müssen, wenn anders der Friede nicht zu erlangen

ist.“ 

29. September 1918 – Ludendorff erhält die Zustimmung für sein Waffenstillstandsgesuch

Spa - Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze verhandelt am Vormittag mit Generalquartiermeister

Ernst Ludendorff über das weitere Vorgehen. Ludendorffs Forderung nach einem

Waffenstillstandsersuchen binnen 24 Stunden, das  unter die Verantwortung der

Reichstagsmehrheit gestellt wird, wird - bei aller Gefahr für Heer, Volk, Reich und Monarchie -

von Hintze befürwortet. Ludendorff begründet es damit, dass er nicht mehr dafür garantieren

kann, eine militärische Katastrophe an der Westfront zu verhindern.     Staatssekretär Paul von

Hintze will eine „Revolution von oben“ und damit einen vollständigen Systemwechsel vornehmen.

Eine Umbildung der jetzigen Regierung lediglich durch Hinzuziehen einiger Parteienvertreter hält

er nicht für ausreichend. Der Gedanke gefällt Ludendorff, da ein radikaler Bruch mit der

bisherigen Regierung die Glaubwürdigkeit gegenüber den Kriegsgegnern erhöhen würde.    Der

Generalquartiermeister erhält die Zustimmung für das weitere Vorgehen vom Staatssekretär Paul

von Hintze und vom greisen Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling.    Anschließend

informiert Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gemeinsam mit Staatssekretär Hintze, aber
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ohne den Reichskanzler, Kaiser Wilhelm II.. Dieser ist sowohl mit der Regierungsumbildung als

auch mit dem Waffenstillstandsgesuch einverstanden. 

1. Oktober 1918 – Die OHL setzt Max von Baden als Reichskanzler durch

Spa - Berlin - Karlsruhe * Die Oberste Heeresleitung - OHL übernimmt wieder einmal die

politische Führung und setzt bei Kaiser Wilhelm II. - der dagegen „schärfsten Widerspruch“

einlegt - Prinz Max von Baden als Kanzlerkandidat der Krone durch.      Umgehend wird der

Marschbefehl für den badischen Monarchen zur sofortigen Reise nach Berlin erstellt. Vorsorglich

reist Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gleich mit. 

1. Oktober 1918 – Der künftige Reichskanzler trifft in Berlin ein

Berlin * Bereits am Nachmittag trifft der designierte Reichskanzler Max von Baden in Berlin ein,

wo ihm Kaiser Wilhelm II. erklärt, was er von ihm erwartet. 

2. Oktober 1918 – Die MSPD-Spitze ist von Max von Baden begeistert

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert berichtet dem Fraktionsvorstand über sein erstes

Treffen mit Prinz Max von Baden. Er verspricht sich von dem Kanzlerkandidaten viel für die

sozialdemokratische Sache. Auch Philipp Scheidemann bezeichnet den designierten Kanzler als

„sehr weit entgegen kommend“, insbesondere was die „entschiedene Demokratisierung“ des

Reiches anbelangt.    Philipp Scheidemann soll als Minister ohne Portefeuille in das neu zu

bildende Kabinett Max von Baden aufgenommen werden. 

2. Oktober 1918 – Das OHL informiert die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen

Berlin * Der Emissär der Obersten Heeresleitung - OHL und Abgesandter des

Generalquartiermeisters Erich Ludendorffs, Major Erich von dem Bussche-Ippenburg, informiert

die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen, dass „nach menschlichem Ermessen keine Aussicht

mehr besteht, dem Feinde den Frieden aufzuzwingen“.    „Die Oberste Heeresleitung sieht sich

veranlasst, Seiner Majestät vorzuschlagen, zu versuchen, den Kampf abzubrechen, die

Fortsetzung des Krieges als aussichtslos aufzugeben. Jede vierundzwanzig Stunden können die

Lage verschlechtern und den Feind unsere eigentliche Schwäche erkennen zu lassen.“     Bei
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den bürgerlichen Parteien herrscht ebenso wie bei den Sozialdemokraten blankes Entsetzen und

Niedergeschlagenheit. Doch kein Sozialdemokrat, kein Zentrumsmann, kein Liberaler reißt das

Angebot des politischen Handelns an sich. Deshalb geht die Kanzlerschaft an einen adeligen,

badischen Prinzen. 

2. Oktober 1918 – Ludendorff will keinesfalls Verantwortung übernehmen

Berlin * Um nicht selbst die Verantwortung für den verlorenen Krieg übernehmen zu müssen,

drängt Generalquartiermeister Erich Ludendorff auf die Bildung einer parlamentarisch getragenen

Regierung. Im Kreis des Generalstabs erklärt Generalquartiermeister Erich Ludendorff, dass er

Kaiser Wilhelm II. gebeten habe, „jetzt auch diejenigen Kreise an die Regierung zu bringen,

denen wir es in der Hauptsache zu danken haben, dass wir so weit gekommen sind. Die sollen

nun den Frieden schließen, der jetzt geschlossen werden muss. Sie sollen die Suppe jetzt essen,

die sie uns eingebrockt haben!“     Ludendorff geht es nur um das Abwälzen der Verantwortung

für die sich abzeichnende Niederlage, auf der sich später die „Dolchstoßlegende“ aufbauen wird. 

2. Oktober 1918 – Deutschland kann sehr wohl weiterkämpfen

Berlin * Der jüdische Industrielle Walther Rathenau erklärt in einem Zeitungsartikel, dass

Deutschland sehr wohl in der Lage ist weiterzukämpfen. „Zu kämpfen um das was Not tut: den

Frieden in Ehren.“ 

3. Oktober 1918 – Die Rechte der Einzelstaaten sollen garantiert werden

Berlin * Der Bundesrat tagt. Auf der Versammlung der fürstlichen Bevollmächtigten wird den

verbündeten Regierungen erstmals reiner Wein über die politische und militärische Lage

eingeschenkt. Die Anwesenden sind zwar über die „schrecklichen“ Tatsachen entsetzt. Aktiv in

die Reichspolitik wollen sie sich aber nicht einbringen. Allerdings sollen die Rechte der

Einzelstaaten vom Reichskanzler Max von Baden garantiert werden. 

3. Oktober 1918 – Wilhelm Solf wird Leiter des Auswärtigen Amtes

Berlin - Deutsches Reich * Der derzeitige Staatssekretär im Reichskolonialamt, Wilhelm Solf, wird

zum Leiter des Auswärtigen Amtes ernannt. 
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3. Oktober 1918 – Friedrich Ebert will in die Regierung - Philipp Scheidemann nicht

Berlin * Philipp Scheidemann, der Außenpolitische Sprecher der SPD im Reichstag und zweiter

Mann in der SPD-Reichstagsfraktion plädiert gegen den Eintritt in ein „bankrottes Unternehmen“. 

  Friedrich Ebert argumentiert in der Fraktionssitzung für die Beteiligung an der Regierung. Denn

die Partei darf sich nicht dem Vorwurf aussetzen, dass sie in einem Augenblick ihre Mitwirkung

versagt hat, in dem man sie dringend von allen Seiten darum bat. „Wir müssen uns im Gegenteil

in die Bresche werfen“. Friedrich Ebert wird sich mit dieser Argumentation durchsetzen.    Damit

kann eine parlamentarisch verantwortliche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden

gebildet werden. Gemeinsam mit den Sozialdemokraten, den Liberalen und dem Zentrum verfügt

der Reichskanzler über eine solide parlamentarische Mehrheit. 

3. Oktober 1918 – Die erste deutsche Friedensnote an die US-Regierung

Berlin - Washington * Die neue Regierung unter Reichskanzler Max von Baden unterbreitet dem

US-Präsidenten Woodrow Wilson umgehend Vorschläge für einen sofortigen Waffenstillstand.

Diese erste deutsche Friedensnote wird der US-Regierung über Schweizer Kanäle zugeleitet. Die

Verhandlungen sollen auf der Basis der Friedensbedingungen aus Wilsons

14-Punkte-Programm vom 8. Januar 1918 geführt werden. 

3. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden zum Reichskanzler

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden, zum Reichskanzler des Deutschen

Kaiserreichs. Dieser nimmt Staatssekretäre des Zentrums, der Liberalen und der

Sozialdemokraten in seine Regierung auf.

4. Oktober 1918 – Die Deutsche Zeitung kämpft gegen den Reichskanzler

Berlin * Die Deutsche Zeitung beschreibt Prinz Max von Baden als sich doch „offen als

Vertrauensmann des sozialistisch-freisinnig-zentrümlichen Volksteils“ zu bekennen. Und weiter:

„Wir fragen die deutschen Bundesfürsten, mit deren Rechten eine wildgewordene

Reichstagsmehrheit heute Fangball spielt, ob sie diese Entwürdigung ihres hohen Berufes ruhig

hinnehmen können?“ 

4. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung
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Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung, die die

revolutionäre Bewegung in Deutschland aufhalten soll. Die meisten Staatssekretäre aus der

Regierung Hertling bleiben im Amt. Aus den Reihen der Reichstagsmehrheit übernimmt der

Zentrums-Abgeordnete Karl Trimborn das Reichsamt des Inneren, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Bauer übernimmt das Reichsarbeitsamt. Vier weitere Parteienvertreter (Philipp

Scheidemann, MSPD; Matthias Erzberger, Zentrum; Adolf Gröber, Zentrum, und Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP) werden zu Staatssekretären ohne

Portefeuille.    Dem 16-köpfigen Kabinett Baden gehören neun Parteilose, zwei Fortschrittliche

Liberale, ein Nationalliberaler, drei Zentrums-Abgeordnete und zwei Vertreter der größten

Reichstagsfraktion, den Sozialdemokraten, an.    Die halbherzige Zusammenstellung der neuen

Regierung unter Reichskanzler Max von Baden ist gewiss kein Systemwechsel und Neuanfang.

Sie beteiligt halt zusätzlich ein paar Parteienvertreter, die das Image der Reichsregierung

aufpolieren sollen. 

5. Oktober 1918 – Der Krieg ist verloren - jedes weitere Opfer ist  vergeblich

Deutsches Reich - Berlin * Durch Zeitungsartikel erfährt die deutsche Öffentlichkeit, dass es eine

neue Regierung mit Beteiligung der Sozialdemokraten, des Zentrums und der Fortschrittspartei

gibt.    Auch, dass diese Regierung als erste Amtshandlung ein Waffenstillstandsgesuch an den

US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson geschickt hat. Damit herrscht im Volk

Gewissheit, dass der Krieg verloren und jedes weitere Opfer vergeblich ist.     Was verschleiert

wird ist das Versagen der Obersten Heeresleitung - OHL, die das Deutsche Reich mit seiner

Kriegspolitik ins Verderben geführt hat, jetzt aber nicht mehr als Verantwortlicher und

Hauptakteur, sondern als Zuschauer erscheint. 

5. Oktober 1918 – Der Reichskanzler sichert den Einzelstaaten ihre Rechte zu

Berlin * Reichskanzler Max von Baden sichert den Bevollmächtigten der Bundesfürsten die

Rechte der Einzelstaaten zu, indem er sich als den berufenen Garanten für die Wahrung der

Bundesstaatlichkeit des Reiches bezeichnet. 

5. Oktober 1918 – Das vorläufige Mindestprogramm der USPD-Parteiführung

Berlin * Die USPD-Parteiführung hat konkrete Vorstellungen, welche Maßnahmen in der

gegebenen, reichlich verfahrenen Lage ergriffen werden sollen.    Außenpolitisch fordert sie      
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die Räumung der von deutschen Truppen besetzten Gebiete und   die Abänderung der

Diktatfriedensschlüsse im Osten.      Innenpolitisch will sie die       Amnestierung der politischen

Gefangenen,   Aufhebung des Belagerungszustandes,   bürgerliche Freiheitsrechte,   Aufhebung

des Hilfsdienstgesetzes,    demokratisches Wahlrecht in allen Bundesstaaten und   die

durchgreifende Parlamentarisierung der Verfassung.      Diese Punkte werden dabei als

vorläufiges Mindestprogramm verstanden. 

5. Oktober 1918 – Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung

Rosenheim * Der Rosenheimer Anzeiger bringt unter der Überschrift „Dem Frieden entgegen -

Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung“ ein Extra-Blatt zur Rede des

Reichskanzlers Prinz Max von Baden im Reichstag heraus:       „Im Verlauf seiner vielfach vom

Beifall der Linken und des Zentrums unterbrochenen Reichstagsrede erstattete Reichskanzler

Prinz Max von Baden unter lebhafter Spannung des Hauses folgende Mitteilung:    ‚Dank des

unvergleichlichen Heldentums unseres Heeres ist die Front im Westen ungebrochen. Dieses

stolze Bewusstsein lässt uns mit Zuversicht in die Zukunft sehen.    Gerade deshalb ist es aber

auch unsere Pflicht, Gewissheit darüber herbeiführen, ob das opfervolle, blutige Ringen nicht

einen einzigen Tag über den Zeitpunkt hinaus geführt wird, wo uns ein Abschluss des Krieges

möglich erscheint, der unsere Ehre nicht berührt.    Gestützt auf das Einverständnis aller dazu

berufenen Stellen im Reiche und auf die Zustimmung der gemeinsam mit uns handelnden

Bundesgenossen habe ich in der Nacht zum 5. Oktober 1918 durch die Vermittlung der Schweiz

an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika eine Note gerichtet, in der ich ihn bitte,

die Herbeiführung des Friedens in die Hand zu nehmen und hierzu mit allen kriegsführenden

Staaten in Verbindung zu treten‘.    Die Note trifft schon heute oder morgen in Washington ein.

Sie richtet sich an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, weil dieser in seiner

Kongressbotschaft vom 8. Januar 1918 und in seinen späteren Kundgebungen, besonders auch

noch in seiner New-Yorker Rede vom 27. September ein Programm für den allgemeinen Frieden

aufgestellt hat, das wir als Grundlage für die Verhandlungen annehmen können. (Am Schluss der

Rede des Reichskanzlers ertönte wiederholter Beifall).“ 

5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen

bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu
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bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des

Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

6. Oktober 1918 – Wenig Ängste vor der Abdankung des Kaisers

Berlin - München * Der bayerische Gesandte am Kaiserhof, Hugo Graf von Lerchenfeld, berichtet

in einem Brief an den Ministerpräsidenten Otto von Dandl:    „Wenn etwa der Frieden von der

Abdikation [= Abdankung] abhängig gemacht werden sollte, so würde der Kaiser ohne Zweifel in

den Schritt einwilligen. Selbst in den königstreuesten Kreisen der Hauptstadt wird die Abdikation

als ein unter Umständen nicht abwendbarer Schritt besprochen.“ 

6. Oktober 1918 – Die Kaiserkrone im Volk verankern

Berlin * Reichskanzler Max von Baden erklärt im Kabinett: „Wir müssen alles tun, um die Krone

im Volk zu verankern.” 

6. Oktober 1918 – Deutschland ist sowohl friedensbereit als auch kampfentschlossen

Berlin * Das Berliner Tageblatt, die auflagenstärkste Tageszeitung im Deutschen Kaiserreich mit

linksliberaler Ausrichtung, stellt unter der Überschrift „Des Kanzlers Friedensschritt“ fest, dass die

Rede des Reichskanzlers Max von Baden vom Vortag signalisiere, Deutschland ist sowohl

„friedensbereit“ als auch „kampfentschlossen“. 
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6. Oktober 1918 – Neue Pläne zur Fortführung des Krieges

Berlin * Die Aussage des Reichskanzlers Max von Baden vom Vortag lädt die nicht gerade

geringe Zahl der Gegner eines Friedens à la Woodrow Wilson ein, neue Pläne zur Fortführung

des Krieges zu schmieden.    Mit seiner Feststellung, entweder einen ehrenhaften, für

Deutschland annehmbaren Frieden oder den Endkampf auf Leben und Tod, schürt er auch die

Hoffnung bei Bewohnern von Danzig, die dem Deutschen Reich verloren gehen könnten, wenn

Wilsons Politik des Selbstbestimmungsrechts der Völker in die Tat umgesetzt werden würde. 

6. Oktober 1918 – Bis zum letzten Blutstropfen

Berlin * Die konservative Zeitung Berliner Lokal-Anzeiger schreibt ein mit „Bis zum letzten

Blutstropfen“ überschriebenen Kommentar, in dem es heißt:    „[…] wird das ganze deutsche Volk

gegen diejenigen kämpfen, die ihm einen demütigenden Frieden diktieren wollen. Ungebrochen

steht unsere Front noch in Feindesland. Gegen den Angriff der Verbündeten durch bulgarisches

Gebiet werden wir uns leichter verteidigen können als gegen die Millionenheere Russlands, die

uns drei Jahre lang vergebens bedrohten.“ 

6. Oktober 1918 – Beitrag der Unterwasserfloote zum bevorstehenden Endkampf

Berlin * Der in Berlin stationierte Marineoffizier, Kapitän William Michaelis, stellt in einem

Schreiben dar, wie die deutsche Unterwasserflotte ihren Beitrag zum bevorstehenden Endkampf

leisten könnte.    Wenn die Marine zu einem heroischen Endkampf antrete, werde das die

deutsche Bevölkerung aufrütteln und einen „positiven Stimmungswandel“ herbei führen. Im

Zeichen dieses Umschwungs werde das deutsche Volk dem Austausch diplomatischer

Friedensnoten eine Absage erteilen und sich dafür entscheiden, den Kampf so lange

weiterzuführen, wie es nötig sei. 

7. Oktober 1918 – Die Abdankung des Kaisers keinesfalls zulassen

Berlin * Kabinettschef Friedrich von Berg erklärt Reichskanzler Max von Baden im Garten der

Reichskanzlei, er dürfe „unter keinen Umständen über die Abdankung des Kaisers auch nur mit

sich reden lassen“. 

7. Oktober 1918 – Die Briefaffäre des Reichskanzlers Max von Baden
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Berlin * Durch eine gezielte Indiskretion wird ein Privatbrief des Prinzen Max von Baden von

Anfang Oktober 1918 bekannt, in dem er die Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli

1917 als eine „Dummheit“ und „Gemeinheit“ bezeichnet und das Konzept einer

Parlamentarisierung und Demokratisierung des politischen Systems verunglimpft.    Der Inhalt

des Briefes entlarvt seine Reichstagsrede vom 5. Oktober als Heuchelei. Durch die Briefaffäre ist

der Reichskanzler angezählt. 

7. Oktober 1918 – Walther Rathenau verlangt eine allgemeine Volkserhebung

Berlin - Spa * Der jüdische Industrielle Walther Rathenau gibt ein einem Artikel im Berliner

Tageblatt zu bedenken, dass die mit Woodrow Wilson auszuhandelnde Waffenstillstands- und

Friedensabkommen für die Deutschen bedeuten:       eine Zahlung von bis zu 50 Milliarden Mark

für den Wiederaufbau von Belgien und Nordfrankreich und   den möglichen Verlust von Elsass,

Lothringen und Danzig.      Er fordert deshalb       eine allgemeine Volkserhebung, um die

unausweichlichen Waffenstillstandsverhandlungen aus einer Position der Stärke heraus zu

führen.   Er fordert die Oberste Heeresleitung - OHL dazu auf, die deutschen Armeen hinter die

nationalen Grenzen zurückzuziehen, um sie hier für einen neu motivierenden Verteidigungskrieg

aufzustellen.      Generalquartiermeister Erich Ludendorff und die Oberste Heeresleitung lehnen

die Vorschläge als vollkommen unakzeptabel ab, da durch die Unzuverlässigkeit der Soldaten in

der Heimat die Gefahr eines revolutionären Umsturzes nur noch vergrößert werden würde.   

Walther Rathenaus Thesen stoßen im Volk auf eine breite Resonanz. Er wird zum Wortführer

derer, die die Meinung vertreten: Deutschland ist nicht besiegt und braucht deshalb keinen

sofortigen Waffenstillstand. Der ultranationalistische und antisemitische Reichsbote und die

alldeutsche Deutsche Zeitung vergessen kurzzeitig ihre traditionelle Abneigung gegen Juden und

stellen sich hinter Rathenaus Argumentation. 

8. Oktober 1918 – Die MSPD lässt den Reichskanzler nicht fallen

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert hat in der „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max

von Baden erkannt: „Wenn die Arbeiter von dem Brief Kenntnis erhalten, so verliert die Regierung

ihren ganzen Einfluss.“    Dennoch wird der Reichskanzler von der MSPD gehalten. Dankbar stellt

dieser fest, „dass ich in den Sozialdemokraten Männer auf meiner Seite habe, auf deren Loyalität

ich mich vollkommen verlassen kann.“ 

8. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson stellt erste Bedingungen
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Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson antwortet auf das erste

Waffenstillstandsersuchen der deutschen Regierung. Nur zögernd und misstrauisch übermittelt er

seine Vorbedingungen.    In seiner ersten Note fordert er den deutschen Rückzug aus den

besetzten Gebieten. Weitere Forderungen werden folgen. Er wirft aber auch die Frage auf, „ob

der Kanzler nur für diejenigen Gewalten des Reiches spricht, die bisher den Krieg geführt

haben“. 

10. Oktober 1918 – Pläne zum deutschen Endkampf der Marine auf der See

Berlin * Eine Gruppe von Seekriegsplanern beginnt mit der Ausarbeitung geheimer

Operationspläne, um die Vision der Seekriegsleitung - SKL zum deutschen Endkampf auf See in

die Tat umzusetzen. 

11. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. will wieder mitregieren

Berlin * Kaiser Wilhelm II. will wieder mitregieren. Vom 11. bis 13. Oktober erscheint er täglich in

der Reichskanzlei zur Unterredung mit Reichskanzler Max von Baden. 

12. Oktober 1918 – Die erste öffentliche Rücktrittsforderung an den Kaiser

Berlin * Die rechtsorientierte Deutsche Zeitung aus Berlin distanziert sich als erste Zeitung von

Kaiser Wilhelm II.: „Wer sich das Zepter aus der Hand winden lässt, der kann es nicht führen. Für

uns gibt es nur die Frage, was wird aus unserem Reich?“     Die übrigen Zeitungen halten sich

noch bis Ende Oktober an das Verbot, nichts über Rücktrittsforderungen an den Kaiser zu

berichten. 

12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die
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anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 

12. Oktober 1918 – Die deutsche Reichsregierung will Wilsons Forderungen nachkommen

Berlin - Washington * Die deutsche Reichsregierung erklärt sich in ihrer Antwort auf das

amerikanische Schreiben bereit, die 14 Punkte des US-Präsidenten Woodrow Wilson

anzunehmen. Darunter befindet sich auch die Räumung der besetzten Gebiete.     Besonders

stellt die neue amtierende Regierung heraus, dass sie „durch Verhandlungen und in

Übereinstimmung mit der großen Mehrheit des Reichstags“ gebildet worden ist. „In jeder seiner

Handlungen, gestützt auf den Willen dieser Mehrheit, spricht der Reichskanzler im Namen der

deutschen Regierung und des deutschen Volkes.“ 

12. Oktober 1918 – USPD-Kritik an der Regierung mit MSPD-Beteiligung

Berlin * Ein Erlass legt die Amnestie der politischen Gefangenen in die Hand der einzelnen

Landesfürsten. Diese Entscheidung stößt bei der USPD und in Teilen der MSPD auf starke

Kritik. Auch an den geltenden Zensurbestimmungen ändert sich zunächst ebenfalls wenig.    Als

der USPD-Parteivorsitzende Hugo Haase daraufhin in einer öffentlichen Veranstaltung erklärt,

dass noch immer „der alte reaktionäre Wind“ weht, wird die Versammlung aufgelöst. Auf die

Vorwürfe, dass von einer Neuorientierung in der Innenpolitik noch nichts spürbar sei, reagierte die

Regierung nicht. 

12. Oktober 1918 – Hindenburg droht dem Reichskanzler mit Rücktritt

Spa - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg kündigt (droht) gegenüber dem

Reichskanzler Max von Baden in einem Fernschreiben seinen Rücktritt an, falls der

Generalquartiermeister Ernst Ludendorff entlassen werden sollte. 

13. Oktober 1918 – Der Mann kann getrieben werden

Berlin * Auf der gemeinsamen Sitzung des Partei- und Fraktionsvorstands der MSPD stellt Otto

Braun in Hinblick auf die „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max von Baden fest: „Nachdem der
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Mann uns diese Schwäche gezeigt hat, stärkt er unsere Position. Der Mann kann getrieben

werden.“ 

14. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson fordert die Einstellung des U-Boot-Krieges

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson fordert auf das deutsche

Waffenstillstandsersuchen in seiner zweiten Note unter anderem die Einstellung des

U-Boot-Krieges, nachdem am 11. Oktober in der Bucht von Dublin ein Passagierschiff von einem

deutschen U-Boot versenkt worden ist. 450 Menschen kamen dabei ums Leben, darunter 135

Frauen und Kinder. 

14. Oktober 1918 – Ludendorff will den Kampf bis zum letzten Mann

Spa - Berlin * Generalquartiermeister Ernst Ludendorff, der am 29. September einen

Waffenstillstand binnen 24 Stunden gefordert hatte, plädiert nach dem Schreiben des

US-Präsidenten Woodrow Wilson jetzt dafür, das deutsche Volk soll doch „um seine Ehre nicht

nur in Worten, sondern tatsächlich bis zum letzten Mann kämpfen und sich damit die Möglichkeit

des Wiedererstehens sichern“.    Kaum hat die neue parlamentarische Regierung die

Verantwortung übernommen, spielt Ludendorff den entschlossenen Feldherrn, der sich gegen

eine Politik wehrt, die ihn zur Beendigung des Kampfes zwingen will. Wieder ein Baustein zur

Dolchstoßlegende. 

15. Oktober 1918 – Wilhelm Dittmann wird aus der Festungshaft entlassen

Berlin * Wilhelm Dittmann, Gründungsmitglied der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD und

Aktivist beim Berliner Munitionsarbeiterstreik im Januar 1918, wird aus der Festungshaft

entlassen.    Wilhelm Dittmann war am 4. Februar 1918 vom Außerordentlichen Kriegsgericht

wegen des versuchten Landesverrats zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt worden. 

16. Oktober 1918 – Die Oberste Heeresleitung instruiert die Presse

Spa - Berlin * Der Sprecher der Obersten Heeresleitung - OHL, Major Würz, instruiert die

Presse: „Unter allen Umständen muß der Eindruck vermieden werden, als gehe unser

Friedensschritt von militärischer Seite aus. Reichskanzler und Regierung haben es auf sich
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genommen, den Schritt von sich ausgehen zu lassen.     Diesen Eindruck darf die Presse nicht

zerstören. Sie muß immer wieder betonen, dass die Regierung es ist, die getreu ihren wiederholt

geäußerten Prinzipien sich zum Friedensschritt entschloss“. Diese Direktive wird weitestgehend

beachtet. 

16. Oktober 1918 – Der Reichsgesundheitsrat tritt erneut zusammen

Berlin * Auf Initiative des selbst erkrankten Reichskanzlers Max von Baden tritt der

Reichsgesundheitsrat erneut zusammen. Den mehrstündigen Beratungen folgen aber keine

konkreten Vorschläge. Die zweite, jetzt häufig von Lungenentzündungen begleitete Variante der

Spanischen Grippe ist seit Oktober aufgetreten und liefert in ihren Auswirkungen Anlass zur

Besorgnis. 

18. Oktober 1918 – Sterben und Hungern an der Front und an der Heimatfront

Berlin - Deutsches Reich - Westfront * An der Westfront wird weiter gestorben - an der

Heimatfront wird weiterhin gehungert. Neue Gestellungsbefehle sehen unter anderem die

Einziehung von Siebzehnjährigen zum Militär vor. 

19. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. könnte nie fahnenflüchtig werden

Berlin * Bei einer Unterredung zwischen Reichskanzler Max von Baden und Kaiser Wilhelm II.

äußert dieser, „dass er nie daran denken könne, fahnenflüchtig zu werden. Er wisse auch, dass

wenn für ihn als Kaiser und König von Preußen Gefahr drohe, sein Volk und seine Armee sich um

ihn scharen würden“.    Der mit anwesende bayerische Gesandte am Kaiserhof, Hugo Graf von

Lerchenfeld, bringt den Mut auf und weist den König darauf hin, „dass es noch andere Elemente

im Reich“ gibt. 

19. Oktober 1918 – Die Juden als Blitzableiter für alles Unrecht benutzen

Berlin * Der Vorsitzende des Alldeutschen Verbands - ADV, Heinrich Claß, äußert sich auf der

Sitzung der Führungsspitze: „Die Bundesfürsten haben sich ebenso behandeln lassen [wie der

Kaiser]. Sollen wir die Monarchie noch verteidigen, nachdem sie sich selbst überall aufgegeben?“

   In der selben Sitzung verabschiedet der Vorstand einen Aufruf, in dem sich der Verband
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erstmals öffentlich zum Antisemitismus bekennt.       Es gelte „die Juden als Blitzableiter für alles

Unrecht zu benutzen, Furcht und Schrecken […] in der Judenschaft [zu verbreiten]. […]     Ich

werde […] vor keinem Mittel zurückschrecken und mich in dieser Hinsicht an den Ausspruch

Heinrich von Kleist’s, der auf die Franzosen gemünzt war, halten: Schlagt sie tot, das Weltgericht

fragt Euch nach Gründen nicht!“ 

20. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden will die Dynastie retten

Berlin * Reichskanzler Max von Baden: „Nur deshalb bin ich Reichskanzler geworden, um die

Dynastie zu retten. Ich sehe deshalb auch meine vornehmste Aufgabe darin, die Abdankung des

Kaisers zu verhindern.“ 

20. Oktober 1918 – Passagierschiffe werden nicht mehr durch deutsche U-Boote torpediert

Berlin - Washington * Reichskanzler Prinz Max von Baden stimmt in einer versöhnlich gestimmten

Note den amerikanischen Forderungen zu. Die von Woodrow Wilson geforderte Einstellung des

U-Boot-Krieges wird von der Reichsregierung befohlen. Die deutsche Regierung sichert dem

US-Präsidenten Wilson zu, dass Passagierschiffe durch deutsche U-Boote nicht mehr torpediert

werden. 

22. Oktober 1918 – Der Reichstag tritt für Verfassungsänderungen zusammen

Berlin * Der Reichstag tritt erstmals nach der Antrittsrede des neuen Reichskanzlers Max von

Baden wieder zusammen. Er soll die notwendigen Verfassungsänderungen beschließen, die das

Deutsche Reich zu einer parlamentarischen Monarchie machen. 

23. Oktober 1918 – Der Kaiser ist über den US-Präsidenten verärgert

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ärgert sich über das Schreiben des amerikanischen Präsidenten

Woodrow Wilson in dem er die „Abdikation [= Abdankung] bisheriger Machthaber“ fordert mit den

Worten: „Nun hat er die Maske fallen lassen. […] Da soll er was erleben.“ 

23. Oktober 1918 – Die USPD fordert die neue Staatsform der Republik
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Berlin * In der Frage der Staatsform erklärt der USPD-Vorsitzende Hugo Haase in der

Reichstagssitzung: „Die Kronen rollen auf das Pflaster. […] Rings um uns werden Republiken

sich auftun, und da soll Deutschland allein […] noch einen Kronenträger haben oder Träger vieler

Kronen und Krönlein!“ Schließlich: „Es muss zur Republik kommen! […].    Die

Götzendämmerung für das alte System ist hereingebrochen. Schon zeigt sich die Morgenröte

einer neuen Zeit. Die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen wird aufhören; nur Freie

und Gleiche wird es dann geben.     Von der Kühnheit und Entschlossenheit der Arbeiter […] wird

es abhängen, ob diese die Menschheit befreiende Umwälzung bald erfolgt, oder ob wir noch

schwere Zeiten bis dahin durchzumachen haben. Wir haben Vertrauen zu den Arbeitern, wir sind

überzeugt, daß aus all dem Elend am letzten Ende doch hervorgehen wird die volle Befreiung der

Menschheit.“ 

23. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson will ein republikanisches Deutschland

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson erklärt sich in seiner Antwort auf das

Schreiben vom 20. Oktober nur zur Aufnahme von Waffenstillstandsgesprächen gemeinsam mit

den Regierungen der Alliierten bereit, wenn der deutsche Verhandlungspartner eine vom Volk

gewählte Regierung ist.    Die amerikanische Regierung will „mit keinen anderen als wahrhaften

Vertretern des deutschen Volkes verhandeln“. Aus ihrer Sicht gibt es bislang aber keinen Hinweis

dafür, dass „die Grundsätze einer dem deutschen Volk verantwortlichen Regierung jetzt bereits

vollständig angenommen sind“ und die Systemänderung im Deutschen Reich auf Dauer sein

wird. Die Amerikaner geben deutlich zu erkennen, dass sie gegenüber einem republikanischen

Deutschland oder zumindest einem Deutschland ohne Kaiser mehr Nachsicht üben würden.    Sie

setzen offenbar aber auch darauf, dass jeder zusätzliche Kriegstag die Position des Deutschen

Reichs und seiner Verbündeten weiter schwächen und die Friedensbedingungen für die USA

positiver gestalten würden. 

24. Oktober 1918 – Wehrfreudige Artikel im Vorwärts

Berlin * Bei seiner Rede im Reichstag führt Friedrich Ebert aus, dass die Sozialdemokraten auch

dann ihr Land nicht im Stich lassen, wenn der ersehnte Friede nicht zustande käme. Selbst der

sozialdemokratische Vorwärts druckt wehrfreudige Artikel und erklärt, dass es besser ist

weiterzukämpfen, als einen „demütigenden Frieden“ hinzunehmen. 

24. Oktober 1918 – Hindenburg und Ludendorff wollen den Kaiser überzeugen
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Spa - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich

Ludendorff verlassen entgegen der Anweisung des Reichskanzlers Max von Baden das

Hauptquartier in Spa. Sie wollen Kaiser Wilhelm II. von ihrem Vorhaben überzeugen. 

25. Oktober 1918 – OHL: Die diplomatischen Beziehungen sollen beendet werden

Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich Ludendorff

drängen Wilhelm II. dazu, die diplomatischen Beziehungen und den Notenwechsel mit dem

US-Präsidenten Woodrow Wilson sofort zu beenden. Der Kaiser, der vom Staatssekretär des

Äußeren, Paul von Hintze, vom Gegenteil überzeugt und eingeschworen worden war, geht auf

die Forderungen nicht ein.    Um ihrer Forderung Nachdruck zu verleihen, bieten die beiden

Offiziere ihren Rücktritt an. Doch auch der bettlägerige Reichskanzler Max von Baden droht am

selben Abend seinen Rücktritt an, falls „ein Wechsel in der Obersten Heeresleitung nicht möglich

ist“.    Der Kaiser ist inzwischen auch darüber informiert worden, dass Ludendorff seit Frühjahr

und Sommer 1918 von einem Großteil der Heerführer als überaus negativ angesehen wird. 

26. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. verkündet den Übergang zur parlamentarischen Monarchie

Berlin * Kaiser Wilhelm II. verkündet den Übergang zur parlamentarischen Monarchie. Die

Kommandogewalt geht nun vom Kaiser auf den Reichskanzler als Chef der Regierung über,

der künftig seinerseits der Kontrolle durch den Reichstag unterworfen ist. Eine

Gewerkschaftszeitung schreibt: „Herrlich, es ist das eingetreten, was unsere Alten verheißen

haben!“ 

26. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. kontert Ernst Ludendorffs Rücktrittsdrohung

Berlin * Kaiser Wilhelm II. entlässt den Generalquartiermeister Ernst Ludendorff im Schloss

Bellevue nach dessen Rücktrittsdrohung mit den Worten: „Na, wenn Sie durchaus gehen wollen,

dann meinetwegen“. Dies geschieht auch aufgrund seiner Verärgerung über Ludendorffs      

politisches Manöver gegen den Reichskanzler Max von Baden und   seinem eigenmächtigen

Armeebefehl vom 24. Oktober.      Das Rücktrittsgesuch des Generalfeldmarschalls Paul von

Hindenburg ignoriert Kaiser Wilhelm II. und bittet ihn sogar in der Obersten Heeresleitung - OHL

im Amt zu bleiben. Sein Rückhalt in der Bevölkerung ist noch so groß, dass man seine

Entlassung fürchtet. Hindenburg entspricht dem Wunsch des Kaisers und lässt Ernst Ludendorff

fallen wie die berühmte heiße Kartoffel. Der geschasste Generalquartiermeister fühlt sich derart
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verletzt und hintergangen, dass er sich sogar weigert, gemeinsam mit Hindenburg im Auto nach

Spa zu fahren.    Mit dem Rausschmiss Ludendorffs will der Kaiser aber auch gegenüber den

USA glaubhaft machen, dass im Deutschen Reich neue Männer das Ruder übernommen haben. 

26. Oktober 1918 – Der Deutsche Reichstag verabschiedet die Oktoberreform

Berlin * Der Deutsche Reichstag verabschiedet die Oktoberreform im Eilverfahren. Damit ist das

Deutsche Reich - zumindest auf dem Papier - eine parlamentarische Monarchie. Die Regierung

ist damit dem Parlament und nicht mehr dem Monarchen verantwortlich. Entsprechende

Veränderungen sollen in den Bundesstaaten folgen. Das Dreiklassenwahlrecht in Preußen ist

damit jedoch noch nicht abgeschafft. Das Vorhaben ist lediglich angekündigt. 

27. Oktober 1918 – Die Monarchie mit Waffengewalt vor Übergriffen schützen

Potsdam * General Max von Gallwitz wird von den Kreisen um die Kaiserin Auguste Viktoria von

der Westfront nach Berlin zitiert. Er soll die Monarchie notfalls mit Waffengewalt vor etwaigen

Übergriffen schützen und eine offene Diktatur errichten. 

27. Oktober 1918 – Der Vorwärts ruft zur Zeichnung der 9. Kriegsanleihe auf

Berlin - Deutsches Reich * Der Vorwärts ruft zur Zeichnung der 9. Kriegsanleihe auf, obwohl er

eine Woche zuvor erkannt hatte: „Diesen Krieg werden wir nicht gewinnen.“ 

27. Oktober 1918 – Die deutsche Reichsregierung ist für einen Waffenstillstand bereit

Berlin * Die deutsche Reichsregierung steht in einem Schreiben an den US-Präsidenten

Woodrow Wilson für einen Waffenstillstand bereit.

28. Oktober 1918 – US-Präsident Woodrow Wilson verlangt die Abdankung des Kaisers

Washington - Berlin * Der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson verlangt die Abdankung

des Kaisers als Voraussetzung für Friedensverhandlungen. Kaiser Wilhelm II. denkt aber nicht im

geringsten an Rücktritt. 
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28. Oktober 1918 – Gesetzentwurf zur Änderung der Reichsverfassung unterzeichnet

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet den Gesetzentwurf zur Änderung der

Reichsverfassung, der am 4. November veröffentlicht wird. Damit tritt die Änderung der

Verfassung von 1871 in Kraft. Die wesentlichste Bestimmung lautet: „Der Reichskanzler bedarf

zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags“. Damit ist das Deutsche Reich eine

Parlamentarische Monarchie.    Außerdem sagt der Kaiser seine loyale Zusammenarbeit mit der

Volksvertretung und der von dieser gestellten Regierung an. Auf Rücktrittsforderungen geht er mit

keinem Wort ein. 

29. Oktober 1918 – Es kommt zu Meutereien, die in einem Aufstand gipfeln

Berlin - Kiel - Wilhelmshaven * Die deutsche Admiralität befiehlt in einem

„Himmelfahrtskommando“ das Auslaufen der Flotte gegen die Royal Navy. Obwohl es in

Marinekreisen heißt, dass man die Landtruppen in Flandern entlasten will, ist der Befehl nicht mit

der Obersten Heeresleitung - OHL abgestimmt.      Unter den Mannschaften der betroffenen

Geschwader in Kiel und Wilhelmshaven verbreitet sich das Gerücht, wonach die

Marineleitung einen heroischen Untergang plant. Der Kommandant der „Thüringen“ wird mit

folgender Aussage zitiert: „Wir verfeuern unsere letzten 2.000 Schuss und wollen mit wehenden

Fahnen untergehen.“ Daraufhin verweigern Einheiten der deutschen Hochseeflotte in

Wilhelms­haven den Befehl. Es kommt zu Meutereien, die schließlich in einem Aufstand gipfeln. 

29. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. macht dem Reichskanzler Vorwürfe

Berlin * Kaiser Wilhelm II. nimmt dem Reichskanzler Max von Baden übel, dass er den

Generalquartiermeister Erich Ludendorff entlassen musste. Wilhelm II. schreibt ihm: „Ludendorff

hat, um Dir die Situation zu erleichtern, gehen müssen.“ Und weiter: „Sein Fortgehen ist

militärisch ein schwerer Verlust fürs Heer.“ 

30. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden will jetzt auch, dass der Kaiser abdankt

Berlin * Auch Reichskanzler Max von Baden hält nun endlich die Abdankung des Kaisers für

notwendig und will in diesem Sinne auf Wilhelm II. einwirken. 

31. Oktober 1918 – Die Thronentsagung kann und darf nur eine freiwillige sein
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Berlin * Im Kabinett erklärt Reichskanzler Max von Baden, er wird den Kaiser über die Frage der

Abdankung fortwährend in geeigneter Form aufklären, muss sich aber dafür Handlungsfreiheit

ausbedingen. Die Thronentsagung kann und darf „nur eine freiwillige sein“. 

31. Oktober 1918 – Keiner will dem Kaiser die Abdankungs-Nachricht überbringen

Berlin * Statt endlich den Pflichten seines Amtes als Reichskanzler nachzukommen und den

Kaiser über den Ernst der Lage genau und umfassend zu informieren, versucht Prinz Max von

Baden diese Aufgabe zu delegieren. Er selbst will es dem Kaiser keinesfalls sagen, da er sich als

badischer Thronfolger und deutscher Fürst nicht dazu berufen fühlt. Viel lieber möchte der

Reichskanzler dazu Großherzog Ernst Ludwig von Hessen gemeinsam mit Hugo Graf von

Lerchenfeld, der mit einem Mandat des bayerischen Königs Ludwig III. ausgestattet werden soll,

in das OHL-Hauptquartier nach Spa zu Kaiser Wilhelm II. schicken.    Doch sowohl der

Großherzog als auch der bayerische Gesandte am Kaiserhof erteilen dem Reichskanzler eine

Abfuhr. Bei Großherzog Ernst Ludwig sind es nicht überlieferte persönliche Gründe. Graf

Lerchenfeld wird dagegen vom Ministerpräsident Otto von Dandl zurückgepfiffen, weil      

„Rücksichten auf monarchische Empfindungen“ gegen diese Aktion sprechen und   es im Falle

einer Ablehnung des königlichen Rates zu „bedenklichen Folgen“ für die künftigen Beziehungen

der beiden Länder kommen könnte.   Im Übrigen ist aus bayerischer Sicht allein der

Reichskanzler zu dieser Aufgabe berufen und sogar verpflichtet, „die Initiative zu ergreifen“.     

Reichskanzler Max von Baden nimmt daraufhin den preußischen Innenminister Bill Drews in die

Pflicht als Beamter und schickt ihn als Vorbote nach Spa. Auch Prinz August Wilhelm von

Preußen und Prinz Friedrich Karl von Hessen-Kassel lassen den Reichskanzler im Regen stehen,

sodass das ganze Unternehmen kläglich scheitern wird. 

31. Oktober 1918 – Zwangsaufenthalt für Erich Mühsam und Josef Sontheimer aufgehoben

Berlin - München * Auf Anordnung aus Berlin hebt die Militärverwaltung den Zwangsaufenthalt für

Erich Mühsam und Josef Sontheimer in Traunstein auf. 

1. November 1918 – Der Reichskanzler ist auf allen Gebieten politisch gescheitert

Spa - Berlin * Die nächste Gardinenpredigt erteilt Kaiser Wilhelm II. dem Reichskanzler Max von

Baden per Telefon. Das Gespräch nimmt den badischen Prinzen so mit, „dass er in einen

Zustand krankhafter Erregung geriet“. Der Reichskanzler ist auf allen Gebieten politisch
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gescheitert. 

1. November 1918 – Diskussion über die Kaiserfrage im Kabinett

Berlin * Erstmals wird in einer Kabinettssitzung die Kaiserfrage erörtert. 

1. November 1918 – Stimmen gegen einen Rücktritt des Kaisers

Spa - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener schreibt an den Vizekanzler Friedrich von

Payer zu den Rücktrittsforderungen gegenüber Kaiser Wilhelm II.: „Das Rückgrat der Armee ist

gebrochen, wenn diesen Männern […] ihr oberster Dienstherr, dem sie Treue geschworen haben,

genommen wird und sie dadurch in ihren innersten Gefühlen verletzt werden.“ 

3. November 1918 – Erste Friedensdemonstration der USPD seit den Januarstreiks

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr Vormittag findet auf der Theresienwiese, an der

Freitreppe unterhalb der Bavaria, die erste Friedensdemonstration der USPD seit den

Januarstreiks statt. Lediglich 800 bis 1.000 Personen nehmen daran teil. Das liegt daran, dass

das Generalkommando den Anschlag von Plakaten verboten hatte. Da die finanziellen Mittel zum

Druck von Flugblättern fehlten, konnte die Einladungen zu dieser Kundgebung mit

hektographierten Handzetteln erfolgen.  Hans Unterleitner erklärt am Versammlungsbeginn, dass

die Veranstaltung nur unter folgenden Bedingungen des Polizeipräsidiums genehmigt worden ist: 

  Keine Entschließung zu fassen, dass die heutige Regierung durch eine Volksregierung ersetzt

werden müsse,  keine Aufforderung an die Soldaten ergehen zu lassen, die Waffen

niederzulegen,  keine Demonstrationszüge zu veranstalten beziehungsweise hiezu aufzufordern. 

  Kurt Eisner betont in seiner Rede den Friedenswillen des deutschen Volkes und sagt: „Von der

eingerosteten deutschen Regierung in Berlin sind Taten zur Herbeiführung des Friedens nicht zu

erwarten, deshalb muss eine Volksregierung in Bayern sofort Frieden schließen“ und fordert auf

zum „Sturz der Monarchie“ und zur „politischen Revolution“. Das Abkommen über

parlamentarische Reformen vom Vortag bezeichnet er als „unaufrichtig und unzureichend“.  In

Hinblick auf die am 30. Oktober in Wien gebildete Staatsregierung der Provisorischen

Nationalversammlung für Deutschösterreich sagt Eisner: „Wir grüßen über die Grenze die neue

österreichische Republik und fordern, dass eine vom Volk einzusetzende bayerische Regierung

mit den deutschen Republikanern Österreichs gemeinsam den Frieden im Namen Deutschlands

verkündet, sofern in Berlin nicht der Wille oder die Macht vorhanden ist, den Frieden sofort zu
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erreichen“.   Aufgrund des Demonstrationsverbots wird im Anschluss an die Versammlung ein

Spaziergang nach Stadelheim angetreten. 

4. November 1918 – Eine düstere Wut auf die Sau-Preußen

München-Graggenau * König Ludwigs III. Sohn Prinz Franz hält sich in München auf. Prinzessin

Wiltrud notiert in ihr Tagebuch:  „Franz hatte eine Wut eine düstere auf die ‚Sau-Preußen‘, ‚das

populärste wäre jetzt ein Krieg gegen die Preußen‘ - natürlich das darf man nicht, fügte er bei.“   

Und weiter vertraut sie ihrem Tagebuch an: „Die Lage ist zum Verzweifeln, geschieht nicht bald

etwas, ein Druck von Bayern auf Berlin, so haben wir die Revolution.“     Selbst gegen den

Vorwurf der Preußenfreundlichkeit des bayerischen Königshauses bezieht Ludwig III. keine

Stellung. Wieder Wiltrud: „Tag um Tag schien es uns dringlicher, dass Papa etwas öffentlich

sagen sollte, dass er zu den Preußen nicht so gut stehe wie man dummerweise in München

meint.“ 

4. November 1918 – Die USPD will die Herbeiführung des sofortigen Friedens

Berlin * Die deutsche USPD fordert in einem Aufruf „An das deutsche Volk“ die „Herbeiführung

des sofortigen Friedens“. Die Arbeiterschaft und das ganze werktätige Volk soll sich zum

Eingreifen bereit halten.

4. November 1918 – Deutschland will ein Volksstaat werden

Berlin * Die deutsche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden betont ihren

Entschluss, Deutschland in einen Volksstaat umzuwandeln und kündigt den Wiederaufbau der

Volkswirtschaft nach dem Ersten Weltkrieg an.

4. November 1918 – Die Vertreter der Berliner Reichsregierung werden freundlich begrüßt

Berlin - Kiel * Als am Abend zwei Abgesandte der Berliner Reichsregierung eintreffen, ist Kiel

bereits fest in der Hand von 40.000 aufständischen Matrosen und Marinesoldaten. Der

SPD-Abgeordnete Gustav Noske und der Staatssekretär ohne Geschäftsbereich Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP werden jubelnd begrüßt. Noske wird von

den Aufständischen sofort zum Gouverneur gewählt.     Dabei hat Noske nicht den „Eindruck,
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dass eine große Revolution begonnen hat“. Noch am gleichen Abend übernimmt er, „unter

brausender Zustimmung“ der Arbeiter und Matrosen, den Vorsitz des Obersten Soldatenrates.

Die meuternden Soldaten und revoltierende Arbeiter aus Kiel vertrauen dem prominenten

Genossen aus Berlin. 

5. November 1918 – Dem Vorbild der revolutionären Kieler Matrosen folgen

Hamburg * Der eben aus der Haft entlassene und wegen seiner Beteiligung am Berliner

Munitionsarbeiterstreik und des versuchten Landesverrats zu fünf Jahren Festungshaft verurteilte

Wilhelm Dittmann fordert vor einer großen Menschenmenge in Hamburg, dem Vorbild der

revolutionären Kieler Matrosen zu folgen.    Er verkündet: „Wir stehen vor entscheidenden

Wendungen. Der Krieg hat zur Reife gebracht, was sonst noch Jahrzehnte erfordert hätte. Das

Alte stürzt, und das Proletariat sieht sich über Nacht vor die Aufgabe gestellt, die politische Macht

zu ergreifen. Alle Kleingeisterei und Angst vor der eigenen Unreife gilt es abzulegen.“ 

5. November 1918 – Bereitschaft der Alliierten zu Waffenstillstandsverhandlungen

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson teilt der deutschen Regierung die

Bereitschaft der Alliierten zu Waffenstillstandsverhandlungen mit. Der französische

Marschall Ferdinand Foch wird ermächtigt, die deutsche Regierung zu empfangen.

5. November 1918 – Noske will die Revolution im Keime ersticken

Kiel - Berlin * Den Mann, den die aufständischen Matrosen am Tag zuvor noch als ihren

Richtigen erkannt und sogar zu ihrem Gouverneur ernannt haben, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Noske, telefoniert an diesem Abend nach Berlin und erklärt, dass er „nur eine Hoffnung

hat: Die freiwillige Rückkehr zur Ordnung unter sozialdemokratischer Führung; dann wird die

Rebellion in sich zusammen sinken“.    Reichskanzler Max von Baden setzt noch am selben Tag

den Beschluss durch: „Freie Hand für Noske bei dem Versuch, den lokalen Ausbruch zu

ersticken.“ 

6. November 1918 – Ebert: Die letzte Gelegenheit zur Rettung der Monarchie

Berlin * Der SPD-Vorsitzende Friedrich Ebert erscheint in der Reichskanzlei, wo sich auch
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Generalquartiermeister Wilhelm Groener befindet. Ebert, der die Monarchie als solche noch

immer retten will, fordert ultimativ die Abdankung des Kaisers, „wenn man den Übergang der

Massen in das Lager der Revolutionäre verhindern will“. Das, so Ebert weiter, ist „die letzte

Gelegenheit zur Rettung der Monarchie“.    Als Groener den Vorschlag als indiskutabel ablehnt,

erklärt Ebert: „Wir danken Ihnen, Exzellenz, für die offene Aussprache und werden uns stets gern

der Zusammenarbeit mit Ihnen während des Krieges erinnern. Von nun an trennen sich unsere

Wege. Wer weiß, wo wir uns je wieder sehen werden.“ 

6. November 1918 – Matthias Erzberger reist zu Waffenstillstandsverhandlungen

Washington - Berlin - Spa * Am Vormittag trifft in Berlin die Nachricht des US-Präsidenten

Woodrow Wilson ein, dass der Oberkommandierende der Alliierten Streitkräfte, Marschall

Ferdinand Foch, bereit sei, eine deutsche Waffenstillstandsdelegation in Compiégne zu

empfangen.    Nachdem die Reichsregierung das Ansinnen der Obersten Heeresleitung - OHL,

einen militärischen Vertreter zum Verhandlungsleiter zu ernennen, ablehnt, wird noch am selben

Tag der Staatssekretär Matthias Erzberger - gegen seinen Willen - mit der Aufgabe betraut und

an der Spitze der Abordnung auf den Weg geschickt. Weitere Mitglieder der deutschen

Verhandlungs-Abordnung sind der Leiter für Heeresangelegenheiten General Detlof von

Winterfeldt, der Kapitän zur See Ernst Vanselow und als Vertreter des Auswärtigen Amtes Alfred

von Oberndorff.     Er muss jedoch sich zuvor im Großen Hauptquartier der Obersten

Heeresleitung -OHL noch Instruktionen abholen. Der Reichsregierung ist es wichtig gegenüber

den Alliierten das politisch erneuerte Deutschland zu demonstrieren. Dazu eignet sich ein ziviler

Politiker an der Spitze der Waffenstillstands-Kommission ganz besonders. Die Deutschen hoffen

auf einen „milden Frieden“ auf der Grundlage des 14-Punkte-Programms, das der US-Präsident

Woodrow Wilson am 8. Januar 1918 verkündet hatte. 

6. November 1918 – Das Militär ist von der neuen Regierung völlig unbeeindruckt

Berlin * Da sich das Militär völlig unbeeindruckt von der neuen Regierung zeigt und die deutschen

Wehrbehörden auch weiterhin junge Männer zum Wehrdienst einziehen, als sei nichts

geschehen, protestieren die Unabhängigen Sozialdemokraten gegen die Fortsetzung des Krieges

und rufen die Arbeiterschaft auf, sich bereitzuhalten.    Denn „die Geschicke des deutschen

Volkes werden durch dunkle Mächte gelenkt, die bereit sind, das Verderben des Volkes zu

vollenden“. Sie zählen zu den „Mächten der Finsternis“ offenbar auch die „Regierungssozialisten“

mit ihren Aufrufen, die Ruhe zu bewahren: „Jede selbstständige freie Betätigung der Massen soll

unterdrückt werden.“ 
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7. November 1918 – SPD-Forderungen an Reichskanzler Max von Baden

Berlin * Die SPD-Reichstagsfraktion und der SPD-Vorstand stellen eine Reihe von Forderungen

an den Reichskanzler Max von Baden. Die Wichtigste beinhaltet       den Rücktritt des Deutschen

Kaisers und   den Thronverzicht des Kronprinzen bis zum Mittag des nächsten Tages.      Bei

Nichterfüllung der Forderungen will die SPD aus der Regierung austreten. 

7. November 1918 – Abdankung oder Revolution

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bittet Friedrich Ebert zu einem Vieraugengespräch in

die Reichskanzlei. Max von Baden will Kaiser Wilhelm II. im Hauptquartier der Obersten

Heeresleitung - OHL in Spa zum Thronverzicht auffordern. Er will von Ebert wissen: „Habe ich Sie

dann auf meiner Seite im Kampf gegen die soziale Revolution?“. Ebert antwortet ganz

unzweideutig: „Wenn der Kaiser nicht abdankt, dann ist die soziale Revolution unvermeidlich. Ich

aber will sie nicht, ja, ich hasse sie wie die Sünde.“    Die Reise findet nicht mehr statt. Die

Revolution ist schneller. 

7. November 1918 – Wenn Versammlungsverbot - dann Revolution

Berlin * Die Unabhängige Sozialdemoktatische Partei - USPD hat für den Abend 26

Versammlungen angesetzt. Die Regierung will diese verbieten.    Friedrich Ebert und die SPD

sind davon überzeugt, dass ein Versammlungsverbot umgehend die Revolution auslösen würde.

Deshalb fordert Ebert vom Reichskanzler Prinz Max von Baden: „Heute abend müssen wir das

Ultimatum von jeder Tribüne verkünden, sonst läuft uns die ganze Gesellschaft zu den

Unabhängigen. Der Kaiser muss sofort abdanken, sonst haben wir die Revolution.“ 

8. November 1918 – Der Vorwärts rechnet mit Kurt Eisner ab

Berlin - München * Friedrich Stampfer, Chefredakteur beim Vorwärts in Berlin, rechnet mit seinem

ehemaligen Kollegen ab und schreibt am 1. Dezember 1918 mit arroganter Überheblichkeit in der

SPD-Zeitung Vorwärts einen Leitartikel über Kurt Eisner und die „Revolution in Bayern“.  Darin

heißt es: „Als am 8. November 1918 die Kunde kam, dass Eisner bayerischer Ministerpräsident

geworden sei, erfüllte Heiterkeit die Redaktionsstuben, sie pflanzte sich fort in die Setzer- und

Maschinensäle. Es war keiner unter uns, der Eisner von der alten Zeit her nicht liebte, keiner, der

ihm übel wollte oder ihn missachtete. Dennoch: Heiterkeit überall, wohlwollende Heiterkeit. […]  
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Wozu wären wir ein befreites Volk, wenn es nicht erlaubt wäre, einem alten Freund offen und

öffentlich zu sagen: Du hast in Deinem Leben schon viele Böcke geschossen, aber dass Du Dich

von Deinen revolutionären Schwabinger Literaturfreunden zum Ministerpräsidenten machen

ließest, das war Dein größter Bock. […]   Du lebst in einer Welt des holden Wahnsinns, wenn Du

glaubst, Du eingewandeter Berliner Literat, der im öffentlichen Leben noch nie eine Rolle gespielt

hat und den man in Bayern bis vor drei Wochen kaum kannte, Du könntest Dich auf das

Vertrauen des bayerischen Volkes stützen. […]   Diese Ministerpräsidentschaft […] steht zum

Ernst unserer Zeit in erschütterndem Gegensatz. Kasperlekomödie des Lebens, frei nach Frank

Wedekind, von Kurt Eisner, mit dem Dichter in der Titelrolle. München - Schwabinger

Naturtheater. In fünf Minuten geht der Vorhang herunter und dann ist Schluss.“  Die preußische

Sozialdemokratie fühlt sich Kurt Eisner gegenüber weit überlegen. Sie verhöhnt und verlacht ihn

und sieht in ihm einen unqualifizierten Abenteurer und absoluten Dilettant, der offensichtlich

nichts von Politik versteht und den Ernst der Lage völlig verkennt. 

8. November 1918 – Rosa Luxemburg wird aus der Breslauer Haft entlassen

Breslau * Rosa Luxemburg wird aus der Breslauer Haft entlassen. Sie trifft am 10. November in

Berlin ein. Karl Liebknecht hat bis dahin den Spartakusbund reorganisiert. 

9. November 1918 – Die Schack-Galerie wird beschlagnahmtes preußisches Kronvermögen

Berlin - München-Lehel * Mit der Revolution und der damit verbundenen Beendigung der

Monarchie und des Kaisertums fällt die Schack-Galerie in der Münchner

Prinzregentenstraße unter das beschlagnahmte Kronvermögen und wird künftig von der

Krongutverwaltung des Berliner Finanzministeriums betreut.

9. November 1918 – Der fingierte Thronverzicht

Berlin * Während in den meisten großen deutschen Städten rote Fahnen über den

Regierungsgebäuden und Residenzen wehen, beginnen in Berlin die Auseinandersetzungen erst.

Die Lage spitzt sich dramatisch zu, als die Revolutionären Obleute für diesen Tag große

Demonstrationen angekündigt haben. Die Bewegung droht der Regierung und den

Mehrheitssozialdemokraten endgültig zu entgleiten.    Reichskanzler Max von Baden befürchtet,

dass die Demonstranten siegen und ihrerseits die Absetzung des Kaisers ausrufen könnten.

Deshalb veröffentlicht er mittags um 12 Uhr völlig eigenmächtig eine Erklärung, in der darstellt,
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dass sich der Kaiser des Deutsches Reichs und zugleich König von Preußen entschlossen hat,

dem Thron zu entsagen.    Gleichzeitig überträgt der Prinz von Baden an den

sozialdemokratischen Parteiführer Friedrich Ebert das Amt des Reichskanzlers, um die

Staatsführung vor dem revolutionären Zugriff zu bewahren. 

9. November 1918 – Philipp Scheidemann ruft die Deutsche Republik aus

Berlin * Während der designierte Reichskanzler und Vorsitzende der

Mehrheitssozialdemokraten, Friedrich Ebert, noch mit den Unabhängigen verhandelt, ruft Philipp

Scheidemann gegen 14 Uhr vom Balkon des Reichstagsgebäudes unter brausendem Beifall die

„Deutsche Republik“ aus:    „Das deutsche Volk hat auf der ganzen Linie gesiegt. Das alte

Morsche ist zusammengebrochen; der Militarismus ist erledigt! Die Hohenzollern haben

abgedankt! Es lebe die Deutsche Republik!“ 

9. November 1918 – Karl Liebknecht proklamiert die Freie Sozialistische Republik

Berlin * Wenig später proklamiert der Linkssozialist Karl Liebknecht vom Balkon des Berliner

Stadtschlosses die „Freie Sozialistische Republik Deutschland“ nach dem Vorbild der russischen

Brüder. 

9. November 1918 – Der Kaiser ist über den Verrat empört

Spa * Als Kaiser Wilhelm II. im Hauptquartier der Obersten Heeresleitung von den Vorgängen in

Berlin erfährt, ist er empört über den „Verrat“ des Prinzen Max von Baden.    Auf den dringenden

Rat des Generalfeldmarschalls Paul von Hindenburg sucht der Kaiser um politisches Asyl in den

Niederlanden nach.

9. November 1918 – Eine sozialistische Regierung in Stuttgart

Stuttgart * Am Nachmittag, erst nachdem bekannt geworden war, dass Philipp Scheidemann in

Berlin die Republik proklamiert hat, wird im württembergischen Landtag eine provisorische

sozialistische württembergische Regierung aus Mitgliedern der MSPD und USPD gebildet. 

10. November 1918 – General Wilhelm Groener gibt eine Loyalitätserklärung ab
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Spa - Berlin * Der Generalquartiermeister in der Obersten Heeresleitung - OHL, Wilhelm Groener,

gibt eine Loyalitätserklärung gegenüber gegenüber Reichskanzler Friedrich Ebert ab und bietet

ihm die Unterstützung der Reichswehr an. Im Gegenzug verlangt er von der Regierung       die

Bekämpfung des Bolschewismus und   die Ausschaltung der Soldatenräte.      Ebert lässt sich auf

diesen Bündnisvorschlag ein,       da er damit die Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin in Schach

halten   und das Offizierskorps ohne Reibungsverluste vom Kaiserreich in die neue Demokratie

hinüber retten kann. 

10. November 1918 – Die Berliner Regierung beschließt die Einführung von Volksgerichten

Berlin * Die demokratische Regierung nach der November-Revolution beschließt die Einführung

von Volksgerichten. Die Aburteilung von Mördern unterliegt seither diesen Gerichten, die

Vollstreckung erfolgt grundsätzlich durch Erschießen.

10. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten als provisorische Regierung

Berlin * Bildung des Rats der Volksbeauftragten als Provisorische Regierung beim Übergang vom

Kaiserreich zur Weimarer Republik.    Das Gremium besteht aus je drei Vertretern der

Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD. Die

MSPD entsendet: Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Landsberg, die USPD: Hugo

Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth. Ebert und Haase sind gleichberechtigte Vorsitzende.   

Der Rat der Volksbeauftragten beaufsichtigt das Regierungskabinett, das weiterhin im Amt ist. 

10. November 1918 – Hindenburg will den terroristischen Bolschewismus verhindern

Berlin * Der Chef der Obersten Heeresleitung, Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg,

erklärt, er bleibt auf seinem Posten bleiben, bis sich alles geklärt hätte.    Er fordert alle Offiziere

und die Mannschaften auf, angesichts des drohenden Bolschewismus „unvermindert ihre Pflicht

zu tun zur Rettung der deutschen Lande aus größter Gefahr“. Er selbst und die Oberste

Heeresleitung - OHL wollen „mit dem Reichskanzler zusammengehen“, um „die Ausweitung des

terroristischen Bolschewismus in Deutschland zu verhindern“. 

10. November 1918 – Kaiser Wilhelm II. in Holland angekommen
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Berlin * Ex-Kaiser Wilhelm II. ist nach seiner Flucht in Holland angekommen. 

10. November 1918 – In Berlin herrscht gelöste Feierstimmung

Berlin * Die Revolutionären Obleute stellen fest, dass sich die Stimmung in den Betrieben über

Nacht verändert hat. Es herrscht gelöste Feierstimmung, man ist versöhnlich und dankbar dafür,

dass die Revolution so wenig Opfer gefordert hat. Die meisten Zeitgenossen sind vom

vollständigen Sieg der Revolution überzeugt. Einen nachhaltigen reaktionären Rückschlag halten

sie für unvorstellbar.    Und tatsächlich ist der größte Teil der politisch und gesellschaftlich

einflussreichen Kreise wie gelähmt. Das gilt auch für das vermögende und gebildete Bürgertum. 

10. November 1918 – Schadet die MSPD der Revolution ?

Berlin * Die Revolutionären Obleute versuchen auf Versammlungen die Arbeiterschaft davon zu

überzeugen, dass eine gemeinsame Regierung der USPD mit der MSPD-Spitze der Revolution

schaden würde.    Doch die Arbeiter wollen ein Zusammengehen der beiden Parteien. Die neue

Regierung soll paritätisch aus MSPD- und USPD-Mitgliedern zusammengesetzt sein. 

11. November 1918 – Gründung des Spartakusbundes in Berlin

Berlin * In Berlin wird der Spartakusbund als Propagandavereinigung gegründet. Er ist vorerst

noch keine Partei. Seine Mitglieder gehören der USPD an.

11. November 1918 – Bisherige Staatssekretäre mit der Weiterführung der Geschäfte beauftragt

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten teilt in einem Erlass mit, dass die Staatssekretäre und die

Leiter der Reichsbehörden von der Reichsregierung mit der vorläufigen Weiterführung der

Geschäfte beauftragt worden sind. 

11. November 1918 – Die Oberste Heeresleitung soll die Disziplin aufrecht erhalten

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten ermächtigt die Oberste Heeresleitung - OHL,

Anordnungen zu treffen, mit denen die notwendige Disziplin aufrecht erhalten werden soll.   
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Dagegen gibt es heftige Proteste der Soldatenräte, was die Regierung zur Präzisierung seiner

Anordnung zwingt. Die Ermächtigung soll nur für die Durchführung der

Waffenstillstandsbedingungen gelten. 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

12. November 1918 – Preußens Regierung will Ordnung und Sicherheit

Berlin * Die preußische Regierung fordert die Beamten und Behörden auf, ihre amtliche Tätigkeit

fortzusetzen und so zur Erhaltung der Ordnung und Sicherheit beizutragen. 

12. November 1918 – Keine Sozialisierung, dafür eine umfassende Eigentumsgarantie

Berlin * Der Aufruf der Volksbeauftragten an das Deutsche Volk spricht von der Verwirklichung

des sozialistischen Programms, klammert aber die Frage der Sozialisierung vollkommen aus und

gibt zugleich eine umfassende Eigentumsgarantie ab. 
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12. November 1918 – Der Vollzugsrat will eine Rote Garde bilden

Berlin * Der Vollzugsrat ruft zur Bildung einer Roten Garde von 2.000 Mann auf, die den „Schutz

der Revolution“ übernehmen und dem Vollzugsrat zur Verfügung stehen soll. 

13. November 1918 – Planungen für eine Rote Garde eingestellt

Berlin * Nach einer heftigen Auseinandersetzung zwischen dem Rat der Volksbeauftragten und

dem Vollzugsrat wird dessen Aufruf zur Bildung einer Roten Garde vom Vortag vorläufig

eingestellt. Aus Sicht der Volksbeauftragten hat der Vollzugsrat seine Kompetenzen weit

überschritten. 

14. November 1918 – Die Staatssekretäre werden im Amt bestätigt

Berlin * Die meisten Staatssekretäre werden ohne weiteren Kommentar in ihren Ämtern bestätigt.

Lediglich die Leitung des Kriegsernährungsamtes wird von dem USPD-ler Emanuel Wurm

übernommen. 

15. November 1918 – Hugo Preuß soll die Verfassung der Republik erarbeiten

Berlin * Das Kabinett beruft den liberalen Staatsrechtler Hugo Reuß zum Staatssekretär des

Reichsamtes des Inneren. Reuß soll die neue Verfassung der Republik ausarbeiten. Ein Liberaler

und kein Sozialdemokrat wird diese wichtige zentrale Aufgabe anvertraut. 

15. November 1918 – Abkommen zwischen Gewerkschaft und Unternehmerverband

Berlin * Die Gewerkschaften sehen die Chance, endlich als Interessenvertretung der

Arbeiterschaft in wirtschaftlichen Fragen anerkannt zu werden. In Zukunft sollen die

Arbeitsbedingungen durch Tarifverträge geregelt werden, die zwischen den

Unternehmerverbänden und den Gewerkschaften abgeschlossen werden.    Die beiden

Verhandlungsführer Hugo Stinnes, mächtiger Schwerindustrieller sowie Verhandlungsführer der

Unternehmerseite, und Carl Legien, der Vorsitzende der Generalkommission der Freien

Gewerkschaften, unterzeichnen ein weitreichendes, die genannten Punkte beinhaltendes

Abkommen. 
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16. November 1918 – Kompetenzabgrenzung zwischen Volksbeauftragte und Vollzugsausschuss

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten und der Vollzugsrat beschäftigt sich in einer gemeinsamen

Sitzung am 16. und 18. November mit Kompetenzfragen. Ein Ausschuss wird gebildet, der

möglichst schnell eine Regelung über das künftige Verfahren erarbeiten soll. 

16. November 1918 – Pläne der Obersten Heeresleitung zur Gegenrevolution

Kassel - Berlin * Oberst Hans von Haeften unterbreitet in der Berliner Reichskanzlei dem

Ministerialdirektor Walter Simons die Vorschläge der Obersten Heeresleitung - OHL zur

Niederschlagung der Revolution. Haeften soll vorfühlen, ob mit Reichskanzler Friedrich Ebert

eine Gegenrevolution durchführbar wäre. 

17. November 1918 – Groener und Hindenburg wollen Reichskanzler Ebert schützen

Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener schreibt an seine Frau: „Der Feldmarschall und

ich wollen Ebert, den ich als geraden, ehrlichen und anständigen Charakter persönlich schätze,

schützen, so lange es irgend geht, damit der Karren nicht noch weiter nach links rutscht.“ 

18. November 1918 – Der linke Flügel der USPD will die Sozialisierung der Betriebe

Berlin * Der linke Flügel der USPD will die Sozialisierung der Betriebe. Hugo Haase bringt im

Kabinett den Antrag ein, dass Betriebe, die reif für die Sozialisierung sind, sofort sozialisiert

werden müssen. 

18. November 1918 – Annullierung des Friedensvertrags von Brest-Litowsk abgelehnt

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten lehnt in Berlin die Annullierung des Friedensvertrags von

Brest-Litowsk durch die Sowjet-Regierung ab. 

18. November 1918 – Rosa Luxemburg will die Konzentration der Macht bei den Räten

Berlin * Rosa Luxemburg fordert die Konzentration der Macht in den Händen der Arbeiter- und
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Soldatenräte. 

18. November 1918 – Ebert wird über die geplante Gegenrevolution informiert

Berlin * Ministerialdirektor Walter Simons informiert Reichskanzler Friedrich Ebert über die

Planungen der Obersten Heeresleitung - OHL zur Gegenrevolution. Sie will       fünfzehn gut

disziplinierte Divisionen in Berlin einmarschieren lassen,   die Arbeiter- und Soldatenräte

auflösen,   Friedrich Ebert zum vorläufigen Reichspräsidenten mit diktatorischer Gewalt

proklamieren,   den Reichstag sofort einberufen und   eine provisorische Reichsverfassung

schaffen.      Ebert reagiert zurückhaltend, was von der OHL gedeutet wird, dass er bei einem

Erfolg der Aktion mitmachen, aber nicht die Initiative ergreifen würde. 

19. November 1918 – Ein offenes Bekenntnis der Schuld übernehmen

Bern - München * Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner erhält von dem amerikanischen

Pazifisten George Davis Herron ein Telegramm, in dem es heißt:  „Ich habe mein möglichstes

getan, um den Präsidenten und die Entente-Regierungen zu überzeugen, dass ihre Regierung

vertrauenswürdig ist.[…] Vor allem rate ich Ihnen dringend, möglichst viele deutsche Staaten zu

überzeugen, Ihrer Führung zu folgen, zweitens die ersten Schritte zu einem vollen und offenen

Bekenntnis der Schuld und Untaten der deutschen Regierung am Anfang des Krieges und an den

Grausamkeiten der Kriegsführung zu unternehmen. Die moralische Wirkung einer solchen

Handlung wäre gewaltig und entscheidend. […] Ich bitte Sie, kühn, offen und unverzüglich zu

handeln, nicht nur Deutschlands, sondern der Zivilisation und der Menschheit wegen.“  Diese

Ratschläge entsprechen Eisners eigenen Erfahrungen und Intentionen bis ins Detail. Doch

welche Handlungsmöglichkeiten stehen ihm konkret offen, da der Rat der Volksbeauftragten in

Berlin, der aus je drei SPD- und USPD-Männern besteht, wobei die Letztgenannten über eine

Statistenrolle nicht hinauskommen, kaum eigene Schritte zu Friedensverhandlungen

unternehmen wird. 

19. November 1918 – Aus dem Kriegsernährungsamt wird das Reichsernährungsamt

Berlin * Das Kriegsernährungsamt wird in Reichsernährungsamt umbenannt.
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19. November 1918 – Maßnahmen zur Belebung des revolutionären Geistes

Berlin - München * Der bayerische Gesandte in Berlin, Friedrich Muckle, berichtet an den

bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner von einem Gespräch mit dem Publizisten und

Journalisten Maximilian Harden über die Belebung des revolutionären Geistes. Sie fordern     die

Säuberung der Reichsregierung von allen unfähigen Elementen,  die sofortige Veröffentlichung

der Geheimakten,  die Verhaftung der Schuldigen und  die Einführung eines Staatsgerichtshofs

zu deren Aburteilung.    Wenn die Berliner Reichsregierung auf diese Forderungen nicht eingeht,

so sollte der „Abfall des Südens“ zumindest angedroht werden. Denn: „Preußen hat uns in das

Unglück des Krieges gestürzt, es soll uns nicht noch tiefer in den Abgrund, aus dem wir

herauszuarbeiten suchen, hinab drücken.“ 

20. November 1918 – Die Deutsche Demokratische Partei - DDP wird gegründet

Berlin * Die Deutsche Demokratische Partei - DDP wird gegründet. Sie bekennt sich zu einer

demokratischen und sozialen Republik. 

21. November 1918 – Die Entente betrachtet Berlin mit größtem Misstrauen

München * Friedrich Wilhelm Foerster, der Professor der Pädagogik an der Münchner Universität,

schreibt Kurt Eisner: „Es ist augenblicklich von hoher politischer Bedeutung, der Entente, gerade

weil sie Berlin mit größtem Misstrauen betrachtet, die Perspektive zu eröffnen, dass Bayern die

Klärung der politischen Entwicklung in Deutschland entscheidend bestimmen will.“ 

21. November 1918 – Eisner fordert die sofortige Veröffentlichung der Kriegsakten

München - Berlin * In einem Telegramm fordert Kurt Eisner den bayerischen Gesandten in Berlin,

Dr. Friedrich Muckle, auf, von der Reichsregierung die sofortige Veröffentlichung der Urkunden

über den Ursprung des Krieges zu verlangen. Außerdem erhebt der bayerische Ministerpräsident

Anspruch auf Beteiligung Bayerns in der Waffenstillstands-Kommission.  Kurt Eisner ist bestrebt,

den Alliierten den Beweis zu erbringen, dass mit der deutschen Revolution nicht nur die alten

Herrschaftsträger beseitigt wurden, sondern dass auch ein politischer Umdenkungsprozess

eingesetzt hat. 

22. November 1918 – Gründung der Deutschnationalen Volkspartei - DNVP
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Berlin * Die Deutschnationale Volkspartei -DNVP wird durch einen Zusammenschluss der

Deutschkonservativen Partei, der Freikonservativen Partei, der Christlich-sozialen Partei und der

Deutschen Vaterlandspartei - DVLP gegründet.     Die neue Partei sieht sich als Vertreter der

vaterländischen Verbände, tritt für die Wiederherstellung der deutschen Monarchie ein und fordert

Wahlen zur Nationalversammlung. 

22. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten setzt seinen Machtanspruch durch

Berlin * Der von Mitgliedern des Rats der Volksbeauftragten und des Vollzugsrats gebildete

Ausschuss zur Erarbeitung der Kompetenzabgrenzung zwischen den beiden Gremien legt sein

Ergebnis vor.    Der Rat der Volksbeauftragten setzt seinen Machtanspruch weitgehend durch.

Man vereinbart die Einberufung einer Reichsversammlung von Delegierten der Arbeiter- und

Soldatenräte. 

23. November 1918 – Die Nachtarbeit in Bäckereien wird verboten

Berlin - Deutsches Reich * Die Nachtarbeit in den Bäckereien wird verboten und die

Gewerbeaufsicht ausgebaut. 

23. November 1918 – Kurt Eisner sucht Beweise für die deutsche Kriegsschuld

München - Berlin * Kurt Eisner und Felix Fechenbach reisen bereits zwei Tage vor der

Ministerpräsidenten-Konferenz am 25. November mit dem Zug nach Berlin, um dort Aktenstudium

zu Fragen der deutschen Kriegsschuld zu betreiben. In seinem Gepäck befindet sich eine Mappe

mit offiziellen Dokumenten, den Berichten der bayerischen Gesandtschaft in Berlin während der

Monate Juli und August 1914.  Nach Durchsicht der ihm zugänglichen diplomatischen Unterlagen

glaubt Eisner die Beweise gefunden zu haben, dass die deutsche Regierung Österreich geradezu

in den Krieg gegen Serbien hinein getrieben hat. Und zwar in der Absicht, einen europäischen

Krieg zu entfachen.  Außerdem geht daraus beispielsweise hervor, dass deutsche und

bayerische Beamte nach dem Attentat von Sarajevo bestens informiert waren, aber Ende Juli

1914 nichts gegen „Wiens gefährliches Spiel“ unternommen haben. 

24. November 1918 – Die Deutschnationale Volkspartei - DNVP wird gegründet
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Berlin * Die Deutschnationale Volkspartei - DNVP wird gegründet. Sie bekennt sich „zu der nach

den letzten Ereignissen allein möglichen parlamentarischen Regierungsform“. 

24. November 1918 – Das Berliner Tageblatt veröffentlicht Kriegsschuld-Dokumente

Berlin * Vier Dokumente, die nach Kurt Eisners Meinung die deutsche Schuld am Kriegsausbruch

beweisen, werden im Berliner Tageblatt veröffentlicht. 

25. November 1918 – Eisner Die Revolution ist keine Demokratie

Berlin * Kurt Eisner spricht im Berliner Vollzugsrat der Arbeiter- und Soldatenräte:  „Die

Revolution ist keine Demokratie. Sie will sie erst schaffen. Arbeiter- und Soldatenräte müssen

überall die Grundlage der neuen Entwicklung bilden, und die Nationalversammlung kann und darf

erst dann einberufen werden, wenn die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte sich so sehr

entwickelt haben, daß alles von dem neuen Geist erfüllt ist, dann darf vielleicht an die

Nationalversammlung gedacht werden, sie wird dann auch schon überflüssig sein, weil wir, die

Arbeiter, Soldaten- und Bauernräte, schon die Nationalversammlung sind.“ 

25. November 1918 – Die Beschlüsse der Ministerpräsidenten-Konferenz

Berlin * Die Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin, auch Reichskonferenz der deutschen

Bundesstaaten genannt, stimmt letztlich nur       der Einberufung der konstituierenden

Nationalversammlung,   der Aufrechterhaltung der Einheit Deutschlands und   der schnellen

Herbeiführung eines Präliminarfriedens [= Vorfrieden oder vorläufiger Frieden] mit großer

Mehrheit zu.     Bis die konstituierende Nationalversammlung zusammen tritt, werden die Arbeiter-

und Soldatenräte als Repräsentanten des Volkswillens angesehen. 

25. November 1918 – Das Korrespondenzbüro Hoffmann veröffentlicht Kriegsschuld-Schriften

Berlin * Das Berliner Korrespondenzbüro Hoffmann macht die von Kurt Eisner ausgesuchten

Schriftstücke zur deutschen Kriegsschuld als amtliche Publikation im ganzen Reichsgebiet

allgemein zugänglich - auch in den Hauptstädten der Entente.  Die deutsche Öffentlichkeit ist vom

Inhalt total überrascht. Umgehend dementiert die Reichsregierung, die mit einem solchen

Alleingang nicht gerechnet hat, dass Deutschland den Krieg gewollt habe. Auf den Vorwurf, dass
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das Deutsche Reich der Habsburger-Monarchie Österreich-Ungarn einen

Blankoscheck ausstellte und damit für die Verbündeten die Kriegsentscheidung gefallen war, geht

die Reichsregierung nicht ein. 

25. November 1918 – Kurt Eisner wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen angegriffen

Berlin * Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin wird der bayerische Ministerpräsident von

nahezu allen Seiten wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen und dem daraus

resultierenden eigenmächtigem Handeln massiv angegriffen.  Kurt Eisner verlangt daraufhin von

Reichskanzler Friedrich Ebert die Entlassung des Leiters des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf

und den Vorsitzenden der Waffenstillstands-Kommission Matthias Erzberger. Die Genannten

rechnet Eisner aufgrund ihres Verhaltens und ihrer Äußerungen dem alten kriegsverherrlichenden

und militaristischen System zu. Sie sollen durch unbescholtene USPD- und SPD-Politiker ersetzt

werden.  Eisners konstruktive Begründung lautet: „Deutschland braucht ein provisorisches

Präsidium, das an die Stelle des halb aufgelösten Bundesrats zu treten hat und aus neuen,

unbelasteten Männern bestehen muss. Dieses Präsidium muss die Aufgabe haben, alle

Verhandlungen mit der Entente zu führen.“  Der bayerische Ministerpräsident möchte,    dass die

neue deutsche internationale Politik von Personen präsentiert wird, die auch das neue deutsche

politische System verkörpern und  dass die Friedensgespräche nicht alleine von der

Reichsregierung, sondern unter maßgeblicher Beteiligung der Länder geführt werden. 

25. November 1918 – Kurt Eisner will Karl Liebknecht von seiner Friedensinitiative überzeugen

Berlin * Unmittelbar vor der Ministerpräsidenten-Konferenz trifft sich Kurt Eisner mit dem Führer

des Spartakusbundes, Karl Liebknecht, in Berlin, um ihn zur Unterstützung seiner

Friedensinitiative gegenüber den Alliierten zu überzeugen.  Liebknecht lehnt das Ansinnen ab, da

er weder im Inland noch im Ausland mit Kapitalisten verhandeln will. Für die Spartakisten kommt

die Einführung des Sozialismus erst dann in Frage, wenn alle Strukturen des ehemaligen

Obrigkeitsstaates restlos zerstört sind.

25. November 1918 – Enttäuscht fährt Kurt Eisner nach München zurück

Berlin - München * Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner reist enttäuscht am Abend des 25.

November zurück nach München. Er hat sich mit keiner seiner Forderungen durchsetzen

können. 
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25. November 1918 – Kurt Eisner bricht die diplomatischen Beziehungen zum Auswärtigen Amt ab

München - Berlin * Noch in der Nacht sendet Ministerpräsident Kurt Eisner ein Telegramm an den

bayerischen Gesandten in Berlin, Dr. Friedrich Muckle, in dem er den Abbruch der

diplomatischen Beziehungen zum Auswärtigen Amt bekannt gibt:  „Die neuerlichen Versuche, die

alten Methoden des Auswärtigen Amtes fortzusetzen und das deutsche Volk erneut um die

Erkenntnis der Wahrheit zu betrügen, veranlassen das Ministerium des Äußern des Volksstaates

Bayern, jeden Verkehr mit den gegenwärtigen Vertretern des Auswärtigen Amtes abzulehnen.“ 

26. November 1918 – Die Einstellung der Kriegsproduktion verzögern

Berlin - München * Ein Beauftragter des Berliner Vollzugsrats beim Demobilisierungsamt schreibt

an den Münchner Arbeiter- und Soldatenrat: „Verlangt nicht um jeden Preis die sofortige

Einstellung der Kriegsfabrikation. Ihr macht damit unzählige Kameraden brotlos.“ 

26. November 1918 – Protest gegen Kurt Eisners Kriegsschuldfrage

Berlin - München * Das Auswärtige Amt in Berlin protestiert gegen die Veröffentlichungen von

Kurt Eisner zur Kriegsschuldfrage.   Dr. Friedrich Wilhelm Muckle, der Bayerische Gesandte in

Berlin, droht daraufhin dem Auswärtigen Amt mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen

durch die Bayerische Regierung. 

27. November 1918 – Die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann gefordert

München - Berlin * Der Vollzugsausschuss der Münchner Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte fordert die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann. 

27. November 1918 – Kurt Eisners Vorschläge für ein provisorisches Reichspräsidium

München - Berlin * In einem Telegramm an den bayerischen Gesandten in Berlin, Dr. Friedrich

Muckle, übermittelt Kurt Eisner seinen Besetzungsvorschlag für das von ihm auf der

Ministerpräsidenten-Konferenz vorgeschlagene provisorische Reichspräsidium.  Darin schlägt er -

neben sich selber - vor: die Mitglieder im Rat der Volksbeauftragten Hugo Haase, Wilhelm

Dittmann, Karl Kautsky [alle USPD] und den parteilosen Diplomaten Johann Wilhelm Muehlon.
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Keiner der Vorgeschlagenen gehört der MSPD an. Der Sitz des Gremiums soll in München sein. 

28. November 1918 – Ministerpräsident Eisner will das alte System abschaffen

München * Gegenüber den Münchner Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten äußerte sich Kurt

Eisner so: „Ich kam nach Berlin als Vertreter Bayerns und sah da zu meiner großen

Überraschung, dass in Berlin die Konter-Revolution nicht droht, sondern dass sie ruhig regiert.

Die Konter-Revolution regiert in Berlin ganz gemütlich, als ob nichts geschehen wäre. […]   Wir

können nicht mit dem alten System weiterarbeiten. […] Was im Auswärtigen Amt sitzt, ob es nun

alldeutsch ist, oder ob es […] für den Verständigungsfrieden gewirkt hat, das ist ganz gleich,

diese Herren sind Vertreter des alten Systems und in ihren Händen ist noch der gesamte Apparat

der öffentlichen Meinung, der Presse des In- und Auslandes. Der funktioniert noch genauso wie

während des Krieges.“ 

28. November 1918 – Die Vorherrschaft Preußens brechen

München * In der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte erklärt Kurt Eisner seine

Einstellung zur Hegemonie [= Vorherrschaft] Preußens, zur Selbstständigkeit der Länder und zum

Föderalismus:  „In Berlin ist das Verbrechen ausgekocht worden, und deshalb der Hass gegen

Berlin, und ich, der ich dringend wünsche, dass die Zersetzung Deutschlands nicht zu einer

endgültigen Auflösung Deutschlands führe, sondern dass dass wir zusammen bleiben, ich bin der

festen Überzeugung, dass zunächst einmal die Einzelstaaten sich ihrer eigenen Haut wehren

müssen, so lange, bis wir wieder zusammen aktionsfähig werden.“ 

29. November 1918 – In Preußen wird das Schulgebet abgeschafft

Berlin * Das Preußische Kultusministerium       schafft das Schulgebet vor und nach dem

Unterricht ab und   verbietet alle religiös geprägten Feiern.   Schüler dürfen nicht mehr zur

Teilnahme an Gottesdiensten oder am Religionsunterricht verpflichtet werden.   Religionslehre ist

kein Prüfungsfach mehr.      Dieser Erlass löst vor allem in den katholischen Reihen einen Sturm

der Empörung aus. 

30. November 1918 – Das Reichswahlgesetz tritt in Kraft
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Berlin - Deutsches Reich * In Deutschland tritt das Reichswahlgesetz mit dem allgemeinen

aktiven und passiven Wahlrecht für Frauen in Kraft. 

30. November 1918 – Den Wahltermin für die deutsche Nationalversammlung festgelegt

Berlin * Die Regierung Ebert erlässt die amtliche Ankündigung der Wahl zur deutschen

Nationalversammlung am 19. Januar 1919. 

30. November 1918 – Die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten wird gegründet

München * Der Kreis um Erich Mühsam gründet die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten

- VRI. Sein Ziel ist, die Revolution siegreich zu Ende zu führen - auch gegen den Widerstand des

zu wählenden Parlaments.    Erich Mühsam lehnt zudem die stark zentralistisch geprägten

Positionen des am 11. November 1918 in Berlin ins Leben gerufenen Spartakusbundes strikt ab.

Dennoch gehören viele VRI-Mitglieder zur später gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD. In einem Flugblatt fassen sie ihre Ziele zusammen:    „Revolutionäre,

internationalistisch gesinnte, kommunistische Arbeiter und Soldaten! Männer und Frauen!  Nicht

alle Volksgenossen sind mit dem bisherigen Verlauf der Revolution einverstanden. [...] Wir

verlangen die Verwirklichung des Sozialismus als Krönung der gegenwärtigen Volksbewegung.

[…] Wir blicken nicht auf den Weg, sonders aufs Ziel. Das Mittel der Revolution heißt Revolution.

Das ist nicht Mord und Totschlag, sondern Aufbau und Verwirklichung“.    Geschäftsstelle ihrer

neuen Vereinigung wird das Wirtshaus Braunauer Hof in der Frauenstraße. Erich Mühsam

bezeichnet die Stunden hier als die „eigentlich beste Zeit der Revolution“. 

1. Dezember 1918 – Der Vorwärts rechnet mit Kurt Eisner ab

Berlin - München * Friedrich Stampfer, Chefredakteur beim Vorwärts, rechnet mit einem

ehemaligen Kollegen ab und schreibt mit arroganter Überheblichkeit in der SPD-Zeitung Vorwärts

einen Leitartikel über Kurt Eisner und die Revolution in Bayern:  „Als am 8. November 1918 die

Kunde kam, dass Eisner bayerischer Ministerpräsident geworden sei, erfüllte Heiterkeit die

Redaktionsstuben, sie pflanzte sich fort in die Setzer- und Maschinensäle. Es war keiner unter

uns, der Eisner von der alten Zeit her nicht liebte, keiner, der ihm übel wollte oder ihn

missachtete. Dennoch: Heiterkeit überall, wohlwollende Heiterkeit. […]   Wozu wären wir ein

befreites Volk, wenn es nicht erlaubt wäre, einem alten Freund offen und öffentlich zu sagen: Du

hast in Deinem Leben schon viele Böcke geschossen, aber dass Du Dich von Deinen
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revolutionären Schwabinger Literaturfreunden zum Ministerpräsidenten machen ließest, das war

Dein größter Bock. […]   Du lebst in einer Welt des holden Wahnsinns, wenn Du glaubst, Du

eingewandeter Berliner Literat, der im öffentlichen Leben noch nie eine Rolle gespielt hat und den

man in Bayern bis vor drei Wochen kaum kannte, Du könntest Dich auf das Vertrauen des

bayerischen Volkes stützen. […]   Diese Ministerpräsidentschaft […] steht zum Ernst unserer Zeit

in erschütterndem Gegensatz. Kasperlekomödie des Lebens, frei nach Frank Wedekind, von Kurt

Eisner, mit dem Dichter in der Titelrolle. München - Schwabinger Naturtheater. In fünf Minuten

geht der Vorhang herunter und dann ist Schluss.“ 

4. Dezember 1918 – Eine Kommission erstellt ein Sozialisierungskonzept

Berlin * Da der Rat der Volksbeauftragten kein Sozialisierungskonzept hat, wird eine Kommission

gegründet, in der Karl Kautsky von der USPD und Ernst Francke, der Generalsekretär der

Gesellschaft für soziale Reformen, den Vorsitz übernehmen. Vertreter der MSPD, der

Gewerkschaften und der Unternehmer gehören dem Gremium zusätzlich an.    Aufgrund der

Zusammensetzung ist kaum mit schnellen Entscheidungen und Einschnitten zu rechnen. Die

Kommission dient mehr der Beruhigung in allen Richtungen. 

6. Dezember 1918 – Matrosen und Soldaten für die Wahl zur Nationalversammlung

Berlin * Am späten Nachmittag versammeln sich vor der Reichskanzlei Matrosen und Soldaten.

Ein Feldwebel Spiro, der Vorsitzende des Soldatenrats des Ersatz-Bataillons des Kaiser Franz

Garde-Grenadier-Regiments Nr. 2, hält eine Ansprache, in der er darstellt, dass „Deutschland in

dem unermesslichen Unglück einer vollen Katastrophe“ steht, „die nur durch bewusste

Zusammenfassung aller Kräfte und durch freiwillige Unterordnung jedes Einzelnen unter das

gemeinsame Wohl überwunden werden kann“.    Er fordert abschließend, dass die

Nationalversammlung für den 20. Dezember einberufen wird. Danach ernennt er - „gestützt auf

die bewaffnete Macht und im Bewusstsein für die ganze Nation zu sprechen“ - Friedrich Ebert

zum Präsidenten Deutschlands.     Ebert antwortet mit „ruhiger, fester, durchdringender Stimme:

Kameraden und Genossen! Der Ruf, der an mich ergangen ist, kann und will ich nicht annehmen,

ohne vorher mit meinen Freunden in der Regierung gesprochen zu haben. Das ist eine hoch

wichtige Angelegenheit, deren Entscheidung allein in den Händen des Rates der

Volksbeauftragten liegt“.    Feldwebel Spiro zieht daraufhin mit seinen Truppen geschlossen ab.

Das Ziel der Soldaten ist, die Revolution faktisch zu beenden und die Kräfte links des

Reichspräsidenten Friedrich Ebert zu entmachten. 
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6. Dezember 1918 – Die Verhaftung des Vollzugsrats verhindert

Berlin * Zur selben Zeit wird der Versuch unternommen, den Vollzugsrat zu verhaften. Er ist

neben dem Rat der Volksbeauftragten das wichtigste Organ der Revolution. Weil sich die

Betroffenen gegen die Verhaftung wehren und protestieren, kommt der Berliner Polizeipräsident

Emil Eichhorn mit Kräften der Sicherheitswehr dem Vollzugsrat zu Hilfe. Die Verhaftung scheitert

- die Putschisten müssen erfolglos abziehen. 

6. Dezember 1918 – Bildung einer freiwilligen Volkswehr möglich

Berlin * Das Gesetz zur Bildung einer freiwilligen Volkswehr wird beschlossen. 

6. Dezember 1918 – Versammlungen und Demonstrationen der Berliner Spartakusgruppe

Berlin * Die Spartakusgruppe hat für den 6. Dezember drei Versammlungen mit anschließenden

Demonstrationen beim Polizeipräsidium angemeldet. Die Protestveranstaltungen werden mit der

Auflage genehmigt, dass keine Waffen mitgeführt werden. Die drei Versammlungen finden am

späten Nachmittag in den Germania-, Sophien- und Andreas-Sälen statt. Die Redner üben

harsche Kritik an der Regierung und protestieren gegen die Einberufung einer

Nationalversammlung.    Während der Versammlungen verbreitet sich die Nachricht von der

mutmaßlichen Verhaftung des Vollzugsrats und von Friedrich Eberts Ausrufung zum Präsidenten.

Entsprechend erregt beginnen gegen 16:30 Uhr die Demonstrationen. 

6. Dezember 1918 – 14 Tote und über 30 Schwerverletzte

Berlin * Gegen 17:00 Uhr haben Ecke Invaliden- und Chausseestraße Soldaten mit

Maschinengewehren Aufstellung genommen. Als ein Demonstrationszug der Spartakusgruppe

vorbeizieht, eröffnen die Soldaten das Feuer. Der Polizeibericht vermerkt 14 Tote und über 30

mehr oder weniger schwer verletzte Demonstranten. 

6. Dezember 1918 – Die antisemitischen Tendenzen des Bayerischen Kuriers

München * Der Bayerische Kurier, das Organ der Bayerischen Volkspartei - BVP, zeigt ganz

eindeutig antisemitische Tendenzen:    „Für die BVP spielt auch die Rassenzugehörigkeit keine
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Rolle. [Ihre Mitglieder] achten und ehren jeden ehrlichen Juden. […] Was aber bekämpft werden

muss, das sind die zahlreichen atheistischen Elemente eines gewissen internationalen

Judentums mit vorwiegend russischer Färbung“.    Die politischen Parolen der Bayerischen

Volkspartei lauten: „Los von Berlin!“ und „Bayern den Bayern!“. Die letzte Aussage richtet sich

nicht gegen Preußen, sondern vor allem gegen die Juden, die in der Regierung Eisner zahlreich

vertreten sind. 

7. Dezember 1918 – Plakate sollen die Bevölkerung beruhigen und informieren

Berlin * Noch in der Nacht zum 7. Dezember lässt der Rat der Volksbeauftragten Plakate

anschlagen. Sie sollen einerseits die Lage beruhigen und andererseits die Bevölkerung darüber

informieren, dass die Vorfälle und die Todesfälle vom 6. Dezember mit strengster Härte verfolgt

werden. 

7. Dezember 1918 – Die USPD solidarisiert sich mit Spatakus

Berlin * Die undurchsichtigen Vorgänge und das Blutbad vom 6. Dezember steigert das

Misstrauen der USPD gegenüber den Mehrheitssozialdemokraten. Die Freiheit, das Berliner

Parteiorgan der USPD, solidarisiert sich mit dem Streikaufruf von Spartakus mit folgenden Zeilen:

   „Wir verstehen die Empörung und teilen die Gefühle unserer Genossen. Wir begrüßen ihre

Initiative. Der Streik soll ein Protest sein gegen das ruchlose Vorgehen in der Chausseestraße,

gegen gegenrevolutionäre Umtriebe und eine Sympathiebezeigung für die armen Opfer!“ 

7. Dezember 1918 – Blutige Auseinandersetzung gerade noch verhindert

Berlin * Für den Nachmittag hat die Berliner Spartakusgruppe zu einer Demonstration aufgerufen.

Unter den Linden droht die Demonstration in eine blutige Auseinandersetzung verwickelt zu

werden. Dem Polizeipräsidenten Emil Eichhorn gelingt es, die aufgezogenen Truppen mit ihren

Maschinengewehren zum Abzug zu überreden. 

7. Dezember 1918 – Der Blutige Freitag im Spannungsfeld der Propagandisten

Berlin * Für die bürgerlichen Parteien sind die Schuldigen an den Vorgängen vom Vortag schnell

gefunden: „Die blutigen Krawalle sind anscheinend durch Pläne und Unternehmungen der
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Spartacus-Leute und der mit ihnen verbündeten Elemente verursacht worden, deren Ziel der

Sturz der Regierung Ebert-Haase war.“    Für die Linken erklärt Karl Liebknecht: „Es ist gar nicht

mehr zu leugnen, dass der Putsch des gestrigen Tages von der Regierung inszeniert worden ist,

denn es muss doch dem Harmlosesten auffallen, dass die Ereignisse des blutigen Freitags alle

miteinander in Zusammenhang stehen.“    Es lässt sich weder ein Spartakusputsch noch eine

Beteiligung oder Mitwisserschaft der MSPD-Spitze an einem Putschversuch nachweisen. Doch

die Faktenlage stört in dieser aufgeheizten Stimmung die Propagandisten weder von Rechts noch

von Links. 

8. Dezember 1918 – Ultimative Forderungen von Hindenburg

Kassel - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, der Chef der Obersten

Heeresleitung - OHL, fordert in einem Brief an den Reichskanzler Friedrich Ebert ultimativ       die

Stärkung der Macht der Reichsleitung,   die sofortige Einberufung der Nationalversammlung noch

im Dezember,   die Beseitigung der Soldatenräte,   die Ausschaltung der Arbeiterräte sowie   aller

Revolutionsorgane mit Ausnahme der Reichsleitung.   Das Vorgesetztenverhältnis und alle damit

zusammenhängenden Bestimmungen sind „restlos“ wiederherzustellen und die Soldatenräte aus

der Truppe zu entfernen. 

8. Dezember 1918 – Ebert verweigert sich dem Putschvorhaben der OHL

Berlin * Reichskanzler Friedrich Ebert verweigert sich dem Putschvorhaben der Obersten

Heeresleitung - OHL. Mit dem preußischen Kriegsminister Schëuch und dem Vollzugsrat handelt

Ebert die Modalitäten des Truppeneinzugs aus.    Der erzielte Kompromiss läuft den

Putschplänen der Heeresleitung entgegen. Denn es sollen nur Berliner Truppenteile mit

begrenzter Menge an Taschenmunition in der Hauptstadt einziehen. Außerdem sollen sie von

Arbeiterabordnungen eskortiert werden. 

8. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung lehnt den Kompromiss ab

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL lehnt den Kompromiss zwischen Reichskanzler

Friedrich Ebert, dem preußischen Kriegsminister und dem Vollzugsrat zum Truppeneinzug in

Berlin ab.    Der OHL-Plan war der Einzug von „zuverlässigen Divisionen“ bestehend aus 150.000

Mann, in voller Kriegsausrüstung mit schweren Waffen und Munition, die einen entsprechend

erfolgreichen Putsch und die Niederschlagung der Revolution durchsetzen sollten. 
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9. Dezember 1918 – Es führt der Terror

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener wirft Reichskanzler Friedrich Ebert in

einem Brief vor, „dass nicht die Regierung und der Kriegsminister führen, sondern der Terror“. 

9. Dezember 1918 – Die OHL will ihren Putsch durchführen

Kassel - Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL erteilt General Lequis die Anweisung, im Sinne

Hindenburgs „selbstständig zu handeln, nötigenfalls alle entgegenstehenden Anweisungen von

Regierungsorganen oder militärischen Stellen, auch des Kriegsministers, abzulehnen“.   

Reichskanzler Friedrich Ebert wird anschließend von der Anweisung in Kenntnis gesetzt. Sie will

den Putsch durchziehen - möglichst mit Ebert, notfalls aber auch ohne ihn. 

9. Dezember 1918 – Ein Eid auf die Republik und die provisorische Regierung

Berlin * Bei Verhandlungen zwischen dem Rat der Volksbeauftragten und dem Vollzugsrat wird

ein Kompromiss gefunden, der den am nächsten Tag einziehenden Frontsoldaten erlaubt,

Munition mitzuführen, aber keine Maschinengewehre, keine schweren Waffen und keine

Panzerfahrzeuge.    Die Truppen müssen sich verpflichten, „ihre ganze Kraft in den Dienst der

jetzigen provisorischen Regierung zu stellen“. Reichskanzler Ebert vereidigt einige dieser

Einheiten - symbolisch für das gesamte Offizierskorps - auf die Republik und die provisorische

Regierung. 

10. Dezember 1918 – Spontan, disziplinwidrig und unaufhaltsam löst sich die Truppe auf

Berlin * Die Garde-Kavallerie-Schützen-Division und das Bundesbataillon ziehen durch das

Brandenburger Tor in Berlin ein.     Sebastian Haffner schreibt später darüber: „Die Truppe hatte

sofort nach Eberts Begrüßungsansprache begonnen, sich aufzulösen - spontan, disziplinwidrig,

unaufhaltsam. […] Der Krieg war zu Ende, alle waren froh, dass sie ihn lebend überstanden

hatten, alle wollten nach Hause - und Weihnachten stand vor der Tür. Sie waren nicht mehr zu

halten.“ 

10. Dezember 1918 – Der Putsch der OHL wird vertagt
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Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL schreckt vor einer militärischen Besetzung Berlins -

ohne die Zustimmung oder gar gegen den Widerstand des Reichskanzlers Friedrich Ebert - in

letzter Minute zurück. Der Putsch wird vertagt. 

11. Dezember 1918 – Erste Versammlung des Spartakusbundes München

München-Ludwigsvorstadt * Erstmals tritt der Spartakusbund mit einer Massendemonstration in

München in Erscheinung. Im Wagnersaal referiert Max Levien, der Vorsitzende der bayerischen

Sektion des Spartakusbundes, über das Thema „Die blutigen Vorgänge in Berlin und die Schuld

der jetzigen Reichsregierung“. In seinem Referat stellt er eine Reihe radikaler Forderungen auf,

darunter    die Einrichtung von Revolutionstribunalen zur Bestrafung der Konterrevolutionäre und 

die Gründung einer Roten Armee.      Seinen Ausführungen stellen sich Kurt Eisner, Dr. Edgar

Jaffé, Gustav Landauer, Erich Mühsam und Fritz Sauber entgegen.     Ministerpräsident Eisner

wendet sich gegen die Demonstrationslust,  Gustav Landauer äußert sich gegen das „ewige

Blutspucken“. Mit Rache macht man keine neue Welt.  Erich Mühsam will die Revolution gegen

ihre Feinde schützen, aber nicht mit blutigen Mitteln. 

11. Dezember 1918 – Die Deutsche-Jäger-Division und die 1.-Garde-Division in Berlin zurück

Berlin * Die Deutsche-Jäger-Division und die 1.-Garde-Division ziehen in Berlin ein. 

12. Dezember 1918 – Einzug der 4.-Garde-Division in Berlin

Berlin * Einzug der 4.-Garde-Division in Berlin. 

12. Dezember 1918 – Die Volksmarinedivision soll das Stadtschloss räumen

Berlin * Das Kriegsministerium und die Stadtkommandantur drängen darauf, dass die

Volksmarinedivision das Stadtschloss räumt. 

13. Dezember 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte als Störfaktor bezeichnet

Berlin * Dem Reichskanzler Friedrich Ebert geht der Einfluss der Arbeiter- und Soldatenräte zu
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weit: „So kann es nicht weitergehen, wir blamieren uns vor der Geschichte und der ganzen Welt.

[…] Das Herum- und Hineinregieren der Arbeiter- und Soldatenräte muss aufhören.“    Schon

zuvor wurde von der Regierung heftige Kritik an den als Störfaktor angesehenen Arbeiter- und

Soldatenräten geübt, bei denen sich um „die Organisationen der Unordnung“ handle. 

13. Dezember 1918 – Die Volksmarinedivision ist zu Verhandlungen bereit

Berlin * Die Führung der Volksmarinedivision ist bereit, mit der Stadtkommandantur über die

Reduzierung der Mannschaftsstärke auf 600 Matrosen und die Räumung des Stadtschlosses und

des Marstall zu verhandeln. Die Vereinbarung wird zunächst nicht umgesetzt, weil die Matrosen

die Zusage wollen, dass die Entlassenen in die Republikanische Schutztruppe übernommen

werden. 

13. Dezember 1918 – Wilhelm Solf, der Leiters des Auswärtigen Amtes, tritt zurück

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten nimmt das Rücktrittsgesuch des Leiters des Auswärtigen

Amtes, Wilhelm Solf, an. Als sein Nachfolger wird Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau berufen,

der aber von Kurt Eisner ebenso „ungünstig“ beurteilt wird wie Solf. 

14. Dezember 1918 – Einzug des 2.-Garde-Regiments und des 4.-Garde-Regiments

Berlin * Einzug des 2.-Garde-Regiments und des 4.-Garde-Regiments in Berlin. Mit den täglich

sich vermehrenden Soldaten in der Reichshauptstadt hofft die Oberste Heeresleitung - OHL

die Militärpräsenz in Berlin zu steigern und doch noch ihre Putschpläne umsetzen zu können. 

15. Dezember 1918 – Die 3.-Garde-Division zieht in Berlin ein

Berlin * Die 3.-Garde-Division zieht in Berlin ein. Weitere Divisionen werden in den kommenden

Tagen folgen. 

15. Dezember 1918 – Reichskonferenz der Internationalen Kommunisten Deutschlands

Berlin * In Berlin wird die erste Reichskonferenz der Internationalen Kommunisten
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Deutschlands abgehalten. Sie dauert bis zum 17. Dezember. Ziel ihres Kampfes ist       die

unmittelbare Herbeiführung des Kommunismus,   die über die Diktatur des Proletariats vorbereitet

werden soll.

16. Dezember 1918 – In Berlin beginnt der Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte

Berlin * Der Erste Allgemeine Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beginnt im

Preußischen Abgeordnetenhaus in Berlin. Der Reichsrätekongress dauert bis zum 20. Dezember.

   Pro 200.000 Einwohner wird ein Arbeiterrat, pro 100.000 Soldaten ein Soldatenrat entsandt. Die

SPD-Delegierten haben eine Zweidrittelmehrheit.    Nur zwei von 490 Delegierten sind Frauen.

298 Delegierte sind Mitglieder der MSPD, 101 Delegierte gehören der USPD an. 25 bezeichnen

sich als Demokraten, 26 Soldatenräte und 49 Arbeiterräte machen keine Angaben zu ihrer

politischen Orientierung. 

17. Dezember 1918 – Die Volksmarinedivision alarmiert den Räte-Kongress

Berlin * Protestierende Soldaten unter dem Führer der Volksmarinedivision, Heinrich Dorrenbach,

erscheinen im Plenum des Ersten Allgemeinen Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte

Deutschlands und alarmieren die anwesenden Delegierten. Sie fühlen sich durch die

zurückgekehrten Fronttruppen, dem Kriegsministerium und der Stadtkommandantur bedroht.    

Wo die Frontsoldaten auf die Räte treffen, kommt es zu Zusammenstößen. Versuche, die

Soldatenräte zu behindern oder gleich ganz aufzulösen sowie die Embleme der Revolution zu

beseitigen, sind keine Einzelfälle. 

17. Dezember 1918 – Rosa Luxemburg tritt für eine Räteregierung ein

Berlin * Rosa Luxemburg schreibt für die Rote Fahne den Artikel „Nationalversammlung oder

Räteregierung?“ Darin tritt sie für eine Räteregierung ein. 

18. Dezember 1918 – Der Räte-Kongress beschließt die Hamburger Punkte

Berlin * Im Ersten Allgemeinen Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands kommt es

zu einer Debatte über die von den protestierenden Soldaten der Volksmarinedivision vom Vortag

vorgetragenen Punkte.    Durch die sogenannten Hamburger Punkte steht das deutsche Militär
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vor einem demokratischen Neubeginn wie noch nie vor diesem 18. Dezember. Die sieben Punkte

werden nahezu einstimmig vom Kongress beschlossen:       Die Kommandogewalt über Heer und

Marine üben die Volksbeauftragten unter Kontrolle des Vollzugsrats aus.   Als Symbol der

Zertrümmerung des Militarismus und der Abschaffung des Kadavergehorsams wird die

Entfernung aller Rangabzeichen und des außerdienstlichen Waffentragens angeordnet.   Für die

Zuverlässigkeit der Truppenteile und für die Aufrechterhaltung der Disziplin sind die Soldatenräte

verantwortlich. Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte ist der Überzeugung, dass die

unterstellten Truppen den selbstgewählten Soldatenräten und Vorgesetzten im Dienste den zur

Durchführung der Ziele der sozialistischen Revolution unbedingt erforderlichen Gehorsam

erweisen. Vorgesetzte außer Dienst gibt es nicht mehr.   Entfernung der bisherigen Achselstücke

usw. ist ausschließlich Angelegenheit der Soldatenräte und nicht einzelner Personen.

Ausschreitungen schädigen das Ansehen der Revolution und sind zur Zeit der Heimkehr unserer

Truppen unangebracht.   Die Soldaten wählen ihre Führer selbst. Frühere Offiziere, die das

Vertrauen ihrer Truppenteile genießen, dürfen wiedergewählt werden.   Offiziere der militärischen

Verwaltungsbehörden und Beamte im Offiziersrange sind im Interesse der Demobilisierung in

ihren Stellungen zu belassen, wenn sie erklären, nichts gegen die Revolution zu unternehmen.   

Die Abschaffung des stehenden Heeres und die Errichtung der Volkswehr sind zu

beschleunigen. 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919

festzusetzen. 

19. Dezember 1918 – Abschaffung des Rätesystems und ein Termin für die Wahl

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über die Frage

Nationalversammlung oder Rätesystem beraten. Die Mehrheitssozialdemokraten wollen den

Vollzugsrat, das Kontrollorgan des Rats der Volksbeauftragten auflösen. Max Cohen von der

MSPD stellt deshalb den Antrag, künftig auf die Räte zu verzichten. Die USPD setzt sich für den
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Weiterbestand ein.    Schlussendlich stimmen die Delegierten mit mit 344 gegen 98 Stimmen       

für die Abschaffung des Rätesystems und   legen den Termin für die Wahl zur

Verfassungsgebenden Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919 fest. 

19. Dezember 1918 – Der Zentralrat ohne Beteiligung der USPD

Berlin * Am Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über den noch zu

wählenden Zentralrat debattiert. Dem Rat der Volksbeauftragten wird die gesetzgeberische und

die vollziehende Gewalt übertragen.       Der Zentralrat soll das Recht zur Berufung und

Abberufung der Volksbeauftragten des Deutschen Reiches und der Volksbeauftragten Preußens

erhalten.   Er muss bei der Berufung von Fachministern und Beigeordneten „gehört“ werden und  

soll das Kabinett „parlamentarisch überwachen“.      Der Kongress beschließt gegen die Stimmen

der USPD die Vorlage. Die Unabhängigen erklären daraufhin, sich nicht am Zentralrat zu

beteiligen. 

19. Dezember 1918 – Der Kongress der Räte Deutschlands wählt den Zentralrat

Berlin * Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wählt den Zentralrat, der nur

aus Vertretern der MSPD und Soldaten besteht. 

20. Dezember 1918 – Mit Hirtenbriefen gegen Regierungserlasse

Berlin * Die Erzbischöfe und Bischöfe Preußens bezeichnen in einem Hirtenbrief den Erlass des

preußischen Kultusministeriums zur Religionsausübung in den Schulen vom 29. November 1918

als „frevelhaftes Unrecht“ und fordern zum Widerstand auf. 

20. Dezember 1918 – Die Hamburger Punkte werden abgeschwächt

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener reist nach Berlin, um über die

Umsetzung der Hamburger Punkte mit dem Rat der Volksbeauftragten und dem Zentralrat zu

verhandeln. Die Sache geht „dank Eberts geschickter Unterstützung, der wie wenige die Kunst

des Abbiegens verstand, aus wie das Hornberger Schießen“, so Groeners Resümee.    Der Rat

der Volksbeauftragten und der Zentralrat verständigen sich darauf, den Beschluss des

Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands zunächst nicht in Kraft treten zu lassen.
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Die Hamburger Punkte sollen für das Feldheer keine Anwendung finden. Außerdem sollen

Ausführungsbestimmungen erlassen werden.    Genau diese Vorgehensweise hat der Kongress

zwei Tage vorher ausdrücklich abgelehnt. 

20. Dezember 1918 – Ein tief enttäuschter Arbeiterrat Ernst Toller

Berlin - München * Ernst Toller hat für Südbayern als Delegierter am Berliner Reichsrätekongress

teilgenommen. Tief enttäuscht fährt er nach München zurück:    „Der deutsche Rätekongress

verzichtet freiwillig auf die Macht, das unverhoffte Geschenk der Revolution, die Räte danken ab,

sie überlassen das Schicksal der Republik dem Zufallsergebnis fragwürdiger Wahlen des

unaufgeklärten Volks. […] Die Republik hat sich selbst das Todesurteil gesprochen.“ 

21. Dezember 1918 – Reichskanzler Ebert streicht der Volksmarinedivision den Lohn

Berlin * Weil aus Sicht der Regierung Ebert die Volksmarinedivision die Vereinbarung vom 13.

Dezember zur Reduzierung der Mannschaftsstärke und der Räumung des Stadtschlosses und

des Marstalls nicht nachgekommen ist, wird beschlossen, die an diesem Tag fällige Löhnung in

Höhe von insgesamt 80.000 Mark „erst nach Räumung des Schlosses und der Herausgabe aller

Schlüssel an die Stadtkommandantur“ zu zahlen. 

21. Dezember 1918 – Beisetzung der am 6. Dezember Ermordeten

Berlin * Die am 6. Dezember Ecke Invaliden- und Chausseestraße von Soldaten ermordeten

Demonstranten und Passanten werden in einem großen Trauerzug zu Grabe getragen. 

23. Dezember 1918 – Konrad von Preger wird zum Bayerischen Gesandten in Berlin bestellt

München - Berlin * Konrad Ritter von Preger wird zum Bayerischen Gesandten in Berlin bestellt.

Er übernimmt damit ab 1. Januar 1919 die Funktion von Dr. Friedrich Muckle. 

23. Dezember 1918 – Die Matrosen wollen die Regierungsauflagen erfüllen

Berlin * Eine Abordnung der Volksmarinedivision kommt zum Rat der Volksbeauftragten und
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beklagt die Vorenthaltung ihres Lohnes. Nach einer Diskussion verpflichten sich die Matrosen, die

Auflagen der Regierung umgehend zu erfüllen. Sie erhalten die Zusage, dass die zu kündigenden

Matrosen möglichst in die Republikanische Schutztruppe eingegliedert werden sollen. 

23. Dezember 1918 – De Schlüssel des Stadtschlosses werden in der Reichskanzlei abgegeben

Berlin * Um 16 Uhr werden die Schlüssel des Stadtschlosses von Matrosen der

Volksmarinedivision beim Rat der Volksbeauftragten abgegeben. Der Stadtkommandant Otto

Wels von der MSPD weigert sich aber nun, die Lohnzahlung durchzuführen, weil die Schlüssel

nicht in der Stadtkommandantur abgegeben worden sind. Eine Farce.     Die Matrosen verlassen

verärgert die Reichskanzlei. Auf ihrem Weg werden zwei Matrosen von rechtsstehenden Militärs

getötet. 

23. Dezember 1918 – Stadtkommandant Otto Wels wird gefangen genommen

Berlin * Eine spontane Demonstration entwickelt sich. Sie zieht zur Kommandantur. Die Matrosen

werden erneut beschossen, dieses Mal aus einem Panzerauto. Ein Toter ist zu beklagen.   

Obwohl den Abgesandten der Volksmarinedivision die Löhnung in der Stadtkommandantur

ausgehängt wird, nehmen sie jetzt den Stadtkommandanten Otto Wels und zwei weitere

Mitarbeiter gefangen und bringen sie in den Marstall. 

23. Dezember 1918 – Die Reichskanzlei wird besetzt, Volksbeauftragte festgenommen

Berlin * Etwa zur selben Zeit erhalten die Matrosen, die am Reichskanzlerpalais Wache stehen,

den Befehl,       die Fernsprechzentrale der Reichskanzlei zu besetzen,   die Ausgänge zu

verriegeln und   die Volksbeauftragten festzunehmen.      Rund drei Stunden später wird die

Besetzung wieder aufgehoben. 

23. Dezember 1918 – Missverständnisse ausgeräumt und Lösungen gefunden

Berlin * Als die Truppen des Generalkommandos gegen 22 Uhr eintreffen sind in Verhandlungen

Missverständnisse ausgeräumt und Lösungen gefunden. Auch die Freilassung von Otto Wels und

seinen mitgefangenen Mitarbeitern ist besprochen. Es herrscht Einigkeit. Aber die Truppen des

Generalkommandos wollen den Kampf. 
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23. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht Reichskanzler Ebert

Kassel - Berlin * Als Generalquartiermeister Wilhelm Groener von der gütlichen Einigung erfährt,

übt er heftige Kritik an dieser Vorgehensweise. In einem Telefonat mit dem Reichskanzler

Friedrich Ebert erklärt er, dass es so nicht geht. „Wenn Sie gefangen gesetzt sind, und von der

Truppe befreit werden, muss die Truppe auch die Möglichkeit haben, die Gegner […] nach

Kriegs- und Standrecht zu behandeln. Wenn so etwas noch einmal vorkommt, kann ich mit Ihnen

nicht mehr weiter zusammengehen; denn dann verderben Sie uns die Truppe“.    Einen von

Groener vorgeschlagenen Angriff am nächsten Tag auf die im Stadtschloss und im Marstall

befindlichen Angehörigen der Volksmarinedivision stimmt Ebert zu diesem Zeitpunkt noch nicht

zu. 

23. Dezember 1918 – Verhandlungen ohne die USPD-Volksbeauftragten

Berlin * Um 23 Uhr findet in der Reichskanzlei eine Besprechung zwischen dem Kriegsminister

Heinrich Schëuch und den MSPD-Volksbeauftragten Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und

Otto Landsberg statt. Der Koalitionspartner, die USPD-Volksbeauftragten Hugo Haase, Wilhelm

Dittmann und Emil Barth sind nicht anwesend und werden auch an den weiteren Vorbereitungen

nicht beteiligt.    Immer wieder wird der Kontakt mit der Führung der Volksmarinedivision

hergestellt, ob der Stadtkommandant Otto Wels und seine beiden mitgefangenen Mitarbeiter

inzwischen freigelassen worden sind. 

24. Dezember 1918 – Reichskanzler Ebert gibt dem Kriegsminister eine Blankovollmacht

Berlin * Zwischen 0:30 und 1:00 Uhr erklärt Reichskanzler Friedrich Ebert sein Einverständnis

zum Angriff auf das Stadtschloss und den Marstall. „Die Situation war sehr ernst, und wir haben

dann den Kriegsminister gebeten, das Erforderliche zu veranlassen, um Wels zu befreien.“ 

24. Dezember 1918 – Die Reichskanzlei ist verlassen

Berlin * Der USPD-Vorsitzende Georg Ledebour kann gegen 3 Uhr die sofortige Freilassung des

Stadtkommandanten Otto Wels und seiner Mitgefangenen erreichen. Mit einer Abordnung der

Matrosen begibt er sich zur Reichskanzlei. Diese ist aber inzwischen geschlossen und verwaist. 

24. Dezember 1918 – Das Stadtschloss wird mit Waffen gestürmt
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Berlin * Die Garde-Kavallerie-Schützen-Division umstellt mit 900 Mann, sechs Geschützen und

Maschinengewehren das Stadtschloss und den Marstall. Um 7:30 Uhr werden die Angehörigen

der Volksmarinedivision aufgefordert, innerhalb von zehn Minuten       den Stadtkommandanten

Otto Wels samt seinen Mitgefangenen auszuliefern,   die Waffen niederzulegen und   die

Gebäude zu verlassen.      Um 7:40 Uhr werden das Stadtschloss und der Marstall von den

Soldaten der Garde-Kavallerie-Schützen-Division beschossen.     Weitere zehn Minuten später

wird das Schloss gestürmt und gegen 8:10 Uhr haben die Angreifer das Stadtschloss erobert.

Beim Marstall dauert es etwas länger. 

24. Dezember 1918 – Die Garde-Soldaten werden von der Bevölkerung abgedrängt

Berlin * Um 9:10 Uhr kapitulieren die Verteidiger des Stadtschlosses und des Marstalls. Sie

zeigen die weißen Fahnen. Stadtkommandant Otto Wels wird sofort freigelassen.    Zur

Entwaffnung kommt es nicht mehr, da die Matrosen der Volksmarinedivision während dieser

Feuerpause Unterstützung durch die dem Polizeipräsidenten Emil Eichhorn von der USPD

unterstellte Republikanische Sicherheitswehr erhalten.    Das Gerücht eines gegenrevolutionären

Putsches macht die Runde. In kürzester Zeit ziehen tausende Arbeiter, Frauen und Kinder zum

Stadtschloss. Die Lage dreht sich. Jetzt sind plötzlich die Soldaten der

Garde-Kavallerie-Schützen-Division die Bedrohten. Gefangene Matrosen werden befreit, die

Garde-Soldaten von der Bevölkerung eingeschlossen und abgedrängt.    Reichskanzler Friedrich

Ebert gibt den Befehl zur sofortigen Einstellung der Kämpfe. Die

Garde-Kavallerie-Schützen-Division muss abziehen und in der Universität Schutz suchen.

Begleitet werden sie von der ihnen wenig freundlich gesinnten Bevölkerung. Die Demonstration

ist inzwischen auf 100.000 Menschen angewachsen.    Die Oberste Heeresleitung - OHL und

Generalquartiermeister Wilhelm Groener haben eine fürchterliche Niederlage erlitten und sind

grandios gescheitert. 

24. Dezember 1918 – Ein gesichtswahrendes Verhandlungsergebnis

Berlin * Eine Besprechung wird in der Universität anberaumt, die die Bevollmächtigten der

Regierung unter der Leitung des USPD-Vorsitzenden Georg Ledebour geführt wird. Es wird

beschlossen:       Die Truppen des Generalkommandos ziehen mit allen militärischen Ehren aus

der Stadt.   Die Matrosen bleiben bewaffnet.   Die Volksmarinedivision räumt das Stadtschloss

und den Marstall.   Sie wird - wie bereits vorgesehen - von 1.500 auf 600 Mann reduziert.   Die

entlassenen Matrosen werden in die Republikanische Soldatenwehr integriert. 
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24. Dezember 1918 – Fazit: 56 tote Soldaten, 11 tote Matrosen

Berlin * Um 14 Uhr verlassen die Truppen des Generalkommandos die Reichshauptstadt Berlin.

Die Angreifer müssen 56 tote Soldaten verzeichnen. Auf der Seite der Matrosen sind es elf Tote. 

24. Dezember 1918 – Die Gründung einer Kommunistischen Partei wird beschlossen

Berlin * Die 2. Reichskonferenz der Internationalen Kommunisten Deutschlands beschließt       

die Vereinigung mit dem Spartakusbund und spricht sich für   die Gründung einer

Kommunistischen Partei aus. 

25. Dezember 1918 – Die MSPD-Parteizeitung Vorwärts wird von Demonstranten gestürmt

Berlin * Weil das MSPD-Parteiorgan Vorwärts Kritik am Verhalten der Volksmarinedivision äußert,

endet eine Demonstration mit der Besetzung der Zeitung.    Die Besetzer richten einen

provisorischen Redaktionsstab ein. Dieser lässt ein Flugblatt drucken, das dass „lügerische

Reptil“ Vorwärts von nun an als „Roter Vorwärts“ erscheinen und der Bevölkerung „die heiß

ersehnte Wahrheit verkünden“ wird. 

26. Dezember 1918 – Die Zeitungsbesetzer geben den Vorwärts wieder frei

Berlin * Nach langwierigen Verhandlungen geben die Zeitungsbesetzer den Vorwärts wieder frei.

Das allerdings unter der Auflage, dass in der nächsten Ausgabe eine Erklärung der

Revolutionären Obleute abgedruckt werden muss. 

27. Dezember 1918 – Der Vorwärts druckt die Erklärung der Revolutionären Obleute

Berlin * Im SPD-Organ Vorwärts wird die Erklärung der Revolutionären Obleute abgedruckt. In

dieser heißt es, dass die Zeitung „in der letzten Zeit in schamlosester Weise alle ehrlichen und

entschiedenen revolutionären Kreise sowie die Volksmarinedivision beschimpft“ habe. 

27. Dezember 1918 – Gustav Noske wird zur Krisensitzung geladen
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Berlin * Reichskanzler Friedrich Ebert bittet den in Kiel - im Sinne der Reichsregierung - so

erfolgreichen Gustav Noske zu einer Krisensitzung nach Berlin, um an den Beratungen über die

künftige Entwicklung mitzuwirken.    Der MSPD-Mann Noske vertritt die Ansicht, dass geschossen

werden muss, wenn „sich dies zur Wiederherstellung der Ordnung als notwendig erweisen sollte,

und zwar auf jeden, der der Truppe vor die Flinte läuft“.    Das Ziel ist, die radikale Linke

auszuschalten, was jedoch mit den Volksbeauftragten der USPD nicht machbar sein wird,

weshalb diese schnellstens ihre Funktionen niederlegen sollten. Möglichst von sich aus. 

27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich

zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das

Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische

Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen

Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer
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und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

28. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten werden ausgebremst

Berlin * Das Kabinett Ebert [= Rat der Volksbeauftragten] tagt gemeinsam mit dem Zentralrat. Die

USPD-Volksbeauftragten fordern vom Zentralrat die Beantwortung von acht Fragen im

Zusammenhang mit den Vorgängen vom 23./24. Dezember und damit Konsequenzen gegenüber

dem Koalitionspartner von der MSPD.    Der Zentralrat, dem kein Unabhängiger angehört,

unterstützt natürlich die MSPD-Volksbeauftragten. 

29. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten treten zurück

Berlin * Kurz nach Mitternacht erklären die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten -

USPD (Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth) während der Sitzung der

Volksbeauftragten und dem Zentralrat - sehr zur Freude der MSPD - ihren Rücktritt. Sie wollen

Deutschland in Richtung eines Rätestaats verändern.    Bereits um 0:15 Uhr teilt Reichskanzler

Friedrich Ebert den Austritt der USPD aus dem Rat der Volksbeauftragten der Presse mit. 

29. Dezember 1918 – Gustav Noske und Rudolf Wissell zu Volksbeauftragte gewählt

Berlin * Um 9 Uhr treten die MSPD-Volksbeauftragten mit dem Zentralrat erneut zusammen, um

endgültig über die Nachfolge der ausgeschiedenen Regierungsmitglieder zu beraten und noch

am Nachmittag die neue Zusammensetzung auf Flugblättern zu veröffentlichen.    Der Zentralrat

wählt einstimmig zwei Vertreter der Mehrheitssozialdemokraten - MSPD  in den Rat der

Volksbeauftragten. Es sind dies: Gustav Noske und Rudolf Wissell.    Alleiniger Vorsitzender ist

nun Friedrich Ebert, der sich für eine Wahl zur Verfassungsgebenden Nationalversammlung

einsetzt. Das Deutsche Reich soll möglichst bald eine demokratisch legitimierte Regierung

bekommen. 

29. Dezember 1918 – Der Spartakusbund will eine eigenständige Partei werden

Berlin * Der Spartakusbund beschließt die Trennung von der USPD und die Gründung einer

eigenen Partei, die Kommunistische Partei Deutschlands - KPD. 
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30. Dezember 1918 – Gefährdung der Revolution durch die Politik der Mehrheitssozialisten

Berlin * Die aus dem Rat der Volksbeauftragten ausgeschiedenen USPD-Mitglieder Hugo Haase,

Wilhelm Dittmann und Emil Barth geben eine öffentliche Erklärung für den Grund ihres

Ausscheidens ab: Darin erklären sie, dass sie diesen Schritt an dem Punkt unternahmen, „wo sie

nicht mehr in der Lage waren, die Gefährdung der Revolution durch die Politik der

Mehrheitssozialisten zu verhindern“. 

30. Dezember 1918 – Der Gründungsparteitag der KPD beginnt in Berlin

Berlin * Der radikale linke Flügel der USPD, der Spartakusbund, formiert sich auf einem Parteitag

in Berlin zur Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD. Der Parteitag dauert vom 30.

Dezember 1918 bis 1. Januar 1919.    Obwohl Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht die

Teilnahme an den Nationalwahlen empfehlen, lehnt dies der Parteitag ab. 

1. Januar 1919 – Konrad Ritter von Preger tritt sein Gesandten-Amt an

Berlin * Konrad Ritter von Preger, der Nachfolger von Dr. Friedrich Muckle, ist Bayerischer

Gesandter in Berlin. 

1. Januar 1919 – Der achtstündige Maximalarbeitstag wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der achtstündige Maximalarbeitstag wird in Kraft gesetzt. 

3. Januar 1919 – Berlins Polizeipräsident Emil Eichhorn hält an seinem Amt fest

Berlin * Die USPD-Mitglieder der preußischen Regierung erklären ihren Rücktritt. Damit bekleidet

kein USPD-ler noch ein wichtiges Amt im Deutschen Reich beziehungsweise in Preußen. Die

einzige Ausnahme ist der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn, der an seinem Amt festhalten

will. 

3. Januar 1919 – Keine Weisungsberechtigung

Münchner Zeitensprünge Seite 144/221



Berlin * Der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn [USPD] erklärt dem preußischen

Innenminister Paul Hirsch [MSPD], dass er ihn nicht als weisungsberechtigt anerkennt. 

4. Januar 1919 – Berlins Polizeipräsident Emil Eichhorn wird abgesetzt

Berlin * Der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn von der USPD wird durch den Rat der

Volksbeauftragten abgesetzt.    Eichhorn verweigerte am 24. Dezember 1918 den Befehl des

Reichskanzlers Friedrich Ebert und der zwei anderen MSPD-Volksbeauftragten, Philipp

Scheidemann und Otto Landsberg, die im Berliner Stadtschloss und im Marstall einquartierte

Volksmarinedivision mit der ihm unterstellten Republikanischen Sicherheitswehr zu bekämpfen,

um den als Geisel genommenen Stadtkommandanten Otto Wels [MSPD] zu befreien. Für Ebert

gilt Emil Eichhorn deshalb als unzuverlässig. 

4. Januar 1919 – USPD und Revolutionäre Obleute rufen zur Demonstration auf

Berlin * Der Vorstand der Berliner USPD beschließt zusammen mit den Revolutionären Obleuten

für den folgenden Tag die Abhaltung einer Demonstration als Reaktion auf die Absetzung des

Berliner Polizeipräsidenten Emil Eichhorn.    Die Revolutionären Obleute sind frei gewählte, von

den Gewerkschaften unabhängige Betriebsräte, die sich während des Ersten Weltkriegs

hauptsächlich in den Berliner Rüstungsbetrieben gebildet haben und sich aktiv an den

Januarstreiks 1918 beteiligten.    Als Kriegsgegner sind sie in der überwiegenden Zahl in der

USPD organisiert. Eine Mitgliedschaft in der gerade gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD lehnen sie ab. 

5. Januar 1919 – Beginn des sogenannten Spartakusaufstands in Berlin

Berlin * Die von der Berliner USPD und den Revolutionären Obleuten organisierte Demonstration

entwickelt sich zur größten und eindrucksvollsten, die Berlin seit dem 9. November 1918 gesehen

hat. Im Verlauf der Demo wird die sozialdemokratische Zeitung Vorwärts und weitere

Verlagsgebäude und Druckereien im Zeitungsviertel von bewaffneten Demonstranten besetzt. 

5. Januar 1919 – Ein Revolutionsausschuss wird gegründet

Berlin * Die Zeitungsbesetzer werden von der USPD und der KPD unterstützt. Am Abend wird
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aus den Vertretern der Parteien und den Besetzern ein Revolutionsausschuss gebildet, dem 53

Personen angehören. Georg Ledebour [USPD], Karl Liebknecht [KPD] und Paul Scholze

[Revolutionäre Obleute] werden gleichberechtigte Vorsitzende. 

6. Januar 1919 – Der Revolutionsausschuss ruft zum Regierungssturz auf

Berlin * Der von USPD, KPD und den Revolutionären Obleuten gebildete Revolutionsausschuss

ruft auf       zum Generalstreik und   zum Sturz der Regierung Ebert. 

6. Januar 1919 – Den Rat der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen

Berlin * Der KPD-Führer Karl Liebknecht möchte - gegen den Rat von Rosa Luxemburg - den Rat

der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen. Damit könnten die für den 19. Januar

angesetzten Wahlen zur Nationalversammlung verhindert werden. 

6. Januar 1919 – Verhandlungsversuche mit Reichskanzler Friedrich Ebert

Berlin * Der Revolutionsausschuss verhandelt auf Vermittlung der USPD-Leitung mit

Reichskanzler Friedrich Ebert. Die zwölfköpfige Verhandlungskommission besteht aus sechs

Vertretern der USPD und der gleichen Zahl der Revolutionären Obleute. Die KPD will sich an den

Verhandlungen nicht beteiligen. 

6. Januar 1919 – Lebende Schutzschilde vor Regierungsgebäuden

Berlin * Ein Teil der Berliner Bevölkerung stellt sich hinter die Regierung Ebert und sichert als

lebende Schutzschilde die Regierungsgebäude. 

7. Januar 1919 – Der Januaraufstand zeigt seine Macht

Berlin * Dem Aufruf des Revolutionsausschusses folgen etwa 500.000 Menschen. Die

Menschenmenge zieht in die Innenstadt und versammelt sich auf einem der Berliner Plätze. 

7. Januar 1919 – Die Verhandlungen mit der Regierung werden vertagt
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Berlin * Am Nachmittag sind die Verhandlungen zwischen dem Revolutionsausschuss und

Reichskanzler Friedrich Ebert sowie dem Rat der Volksbeauftragten kurz vorm Scheitern. Man

vertagt sich auf den nächsten Tag. 

7. Januar 1919 – Gustav Noske erhält den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin

Berlin * Der Volksbeauftragte für Heer und Marine, Gustav Noske [MSPD], erhält von

Reichskanzler Friedrich Ebert den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin.       Es ergehen

Aufrufe zur Aufstellung weiterer Freikorps in Berlin.   Außerdem befiehlt Noske die telefonische

Überwachung aller Mitglieder des Revolutionsausschusses, um sie später festzunehmen. Dazu

werden 50 ausgesuchte Offiziere in allen Berliner Postämtern eingesetzt. 

8. Januar 1919 – Chance zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan

Berlin * Die Verhandlungen zwischen dem Revolutionsausschuss und dem Rat der

Volksbeauftragten scheitern an der beiderseitigen Kompromissunfähigkeit. Damit ist die Chance

zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan. 

8. Januar 1919 – Die Volksbeauftragten fordern zum Widerstand auf

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten fordert die Bevölkerung auf       zum Widerstand gegen die

Aufständischen   und deren beabsichtigte Regierungsübernahme.      In einem Flugblatt mit dem

Titel: „Die Stunde der Abrechnung naht!“ wird den Aufständischen mit physischer Vernichtung

gedroht. 

9. Januar 1919 – Der Revolutionsausschuss ruft zum Kampf gegen die Judasse auf

Berlin * Die Revolutionären Obleute, der Zentralvorstand der Berliner USPD und der KPD rufen in

einem gemeinsamen Aufruf den Kampf auf gegen „die Judasse in der Regierung. […] Sie

gehören ins Zuchthaus, aufs Schafott. […] Gebraucht die Waffen gegen eure Todfeinde.“ 

10. Januar 1919 – Der Antibolschewistenfonds der deutschen Wirtschaft wird gegründet
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Berlin * Der Antibolschewistenfonds der deutschen Wirtschaft wird in Berlin gegründet und einem

50-Millionen-Mark-Sofort-Bankkredit ausgestattet. Neben der Finanzierung       der militärischen

Zerschlagung der deutschen Räterepubliken    fließen auch viele Gelder in die

antibolschewistische-nationalistische Propaganda sowie   in die Einwohnerwehren. 

10. Januar 1919 – Das spartakistische Hauptquartier in Spandau wird überfallen

Spandau * Die Brigade Reinhard unter Leitung des Kommandanten von Berlin, Oberst Wilhelm

Reinhard, überfällt das spartakistische Hauptquartier in Spandau. 

11. Januar 1919 – Gustav Noske gibt den Einsatzbefehl gegen die Besetzer

Berlin * Gustav Noske [MSPD], der Volksbeauftragte für Heer und Marine, gibt den Einsatzbefehl

gegen die Besetzer des Vorwärts. Die Angreifer, das Freikorps Potsdam, erobert das Gebäude

mit Flammenwerfern, Maschinengewehren, Mörsern und Artillerie. Nach etwa 70

Artillerieschüssen sind die Besetzer am Ende. Als die Regierungstruppen zum Sturm ansetzen,

geben die Aufständischen auf. 

11. Januar 1919 – Ludwig Thoma zur Abdankung des bayerischen Königs

Tuften-Tegernsee - Berlin * Ludwig Thoma, der eigentlich stark konservative und königstreue

bayerische Schriftsteller, schreibt seinem Freund Conrad Haussmann seine Einschätzung der

revolutionären Tage und zur Abdankung König Ludwigs III.:    „Er [König Ludwig III.] verschwand,

begleitet von verächtlichem Hohn, dem sich rein nichts an Mitleid, Achtung, Dank

entgegenstellte. ‚Milliwucherer, Ochsensepp, Millibauer‘ aber von waren die offiziellen Titel; der

Mann ist heute, mitten in seiner getreuen Provinz Oberbayern, nicht die Spur von Autorität und

Mittelpunkt.     Ich glaubte zuerst, dass der Kronprinz Anhänger habe, bin aber von dem Glauben

abgekommen. Auch bei unsern Bauern ist keine Spur von ‚angestammter Treue‘ zu merken. Ich

gestehe Dir offen, dass der Vorgang im ganzen, wie in jeder Einzelheit mich völlig unvorbereitet

traf, und doch glaubte ich, das Volk zu erkennen.“

12. Januar 1919 – Die besetzten Verlagsgebäude werden von Regierungstruppen erobert

Berlin * Alle im Berliner Zeitungsviertel besetzten Verlags- und Druckereigebäude sind von den
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Regierungstruppen erobert. Obwohl die Zeitungsbesetzer bewaffnet sind, kommt es nicht zu

organisierten Schlachten. Die meisten Aufständischen ergeben sich freiwillig.    Dennoch

erschießt das Militär über hundert Besetzer und unbeteiligte Zivilisten vor Ort. Insgesamt ermittelt

ein Untersuchungsausschuss des Preußischen Landtags 156 Todesopfer. Auf Seiten der

Angreifer werden 13 Gefallene und zwanzig Verwundete gezählt. 

13. Januar 1919 – Freikorps-Truppen rücken in Berlin ein

Berlin * Die um Berlin stationierten Freikorps rücken in die Stadt ein, insgesamt etwa 3.000 Mann.

Die größte Einheit ist die Garde-Kavallerie-Schützen-Division. Die Berliner Zeitungen begrüßen

den Einzug als Wiederherstellung von Ruhe und Ordnung. Der militärischen Besetzung folgen

erhebliche Gewaltexzesse der rechtsgerichteten Truppen. 

13. Januar 1919 – Dank an die braven Truppen der Republik

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] dankt „den braven Truppen der

Republik“, denen es gelungen ist, „aus eigener Kraft und durch Unterstützung der Bevölkerung

einen Aufstand niederzuwerfen, der alle freiheitlichen Errungenschaften der Revolution zu

vernichten drohte“. Der Januaraufstand, der als Spartakusaufstand in die Geschichte einging, ist

niedergeschlagen. 

13. Januar 1919 – Zivilisten müssen alle Schusswaffen abgegeben

Berlin * Die Regierung Ebert verordnet, dass       die Zivilbevölkerung innerhalb von 24 Stunden

alle Schusswaffen abgeben muss.   Zuwiderhandlungen werden mit Geld- und Gefängnisstrafen

geahndet. 

14. Januar 1919 – Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg schreiben ihre letzten Texte

Berlin * Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg schreiben ihre letzten Texte für „Die Rote Fahne“.

Rosa Luxemburg beschwört die Kraft der Revolution mit den Worten: „Ich war, ich bin, ich werde

sein.“ Karl Liebknechts Text endet mit den Worten: „Und ob wir dann noch leben werden, wenn

es erreicht wird - leben wird unser Programm; es wird die Welt der erlösten Menschheit

beherrschen. Trotz alledem!“ 
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14. Januar 1919 – Der neue Tagungsort der Reichsregierung ist Weimar

Berlin - Weimar * Um dem Druck der starken linksgerichteten Arbeiterschaft auszuweichen,

drängt Friedrich Ebert bereits im Dezember 1918 auf die Verlagerung der Regierung aus der

Reichshauptstadt. Untersucht werden die vier Standorte Bayreuth, Nürnberg, Jena und Weimar.

An diesem 14. Januar wird das Deutsche Nationaltheater in Weimar als künftiger Tagungsort

bestimmt. 

15. Januar 1919 – Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht werden brutal ermordet

Berlin * Die beiden Kommunistenführer Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht werden verhaftet

und ins Hotel Eden gebracht, in dem die Garde-Kavallerie-Schützen-Division ihr Stabsquartier

aufgeschlagen hat.       Karl Liebknecht wird - nach schweren Misshandlungen - am Abend in den

Tiergarten gefahren und von hinten erschossen.   Rosa Luxemburg wird niedergeschlagen, in ein

Auto gezerrt und während der Fahrt durch einen aufgesetzten Schläfenschuss getötet. Ihren

Leichnam werfen die Mörder in den Landwehrkanal.       Der Hauptverantwortliche für die

Ermordungen, Waldemar Papst, beruft sich später auf einen angeblichen „Schießbefehl“ des

SPD-Innenministers Gustav Noske. 

15. Januar 1919 – Die politische Säuberung der Reichshauptstadt beginnt

Berlin * In Berlin marschieren Freikorps und Truppen der Obersten Heeresleitung ein, die sich

bisher nicht an den Kämpfen beteiligt haben. Damit beginnt die „Säuberung“ der

Reichshauptstadt. 

16. Januar 1919 – Scheidemann zur Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

Berlin * Philipp Scheidemann erklärte zum Tod von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

folgendes:    „Ich bedauere den Tod der beiden aufrichtig aus gutem Grunde. Sie haben Tag für

Tag das Volk zu den Waffen gerufen und zum gewaltsamen Sturz der Regierung aufgefordert.

Sie haben Spazierfahrten durch Berlin mit Maschinengewehren veranstaltet, die sie uns

wiederholt vor die Reichskanzlei fuhren, sie haben Tag für Tag ihre Anhänger bis zur Siedehitze

aufgepeitscht. Sie haben, nachdem durch ihre Schuld Arbeiter- und Soldatenblut in Strömen

geflossen, uns als Mörder und Bluthunde Tag für Tag in ihren Zeitungen und in ihren

Versammlungen beschimpft. So sind sie selbst Opfer ihrer eigenen blutigen Terrortaktik
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geworden.“    Und weiter meint er: „Bei Frau Luxemburg, einer hochbegabten Russin, ist mir der

Fanatismus begreiflich, nicht aber bei Liebknecht, dem Sohn Wilhelm Liebknechts, den wir alle

verehrten und noch verehren. Sein Sohn, der nunmehr tote Karl Liebknecht, hat sich leider

vollkommen in die russisch-terroristische Taktik einspannen lassen.“    Zur Rechtfertigung seiner

Person und seiner Regierung äußert er sich: „Wenn mein wahnsinniger Bruder die Flinte auf mich

anlegt, so kann ich, wenn es [um] mich allein geht, mich erschießen lassen, um sein Blut zu

schonen, aber wenn ich im Begriffe bin, mich in ein brennendes Haus zu stürzen, um Weib und

Kind zu retten, und der wahnsinnige Bruder legt dann auf mich an, dann hilft nichts mehr, dann

muss ich mich gegen ihn zur Wehr setzen, denn dann geht es nicht mehr um mich, sondern um

viele andere.“ 

17. Januar 1919 – Das Freikorps Lützow wird in Berlin gegründet

Berlin * Das Freikorps Lützow wird in Berlin gegründet. Die Finanzierung der Freikorps findet aus

den Mitteln des Antibolschewistenfonds der deutschen Wirtschaft statt, der am 10. Januar 1919 in

Berlin mit 500 Millionen Reichsmark gegründet und einem

50-Millionen-Mark-Sofort-Bankkredit ausgestattet wurde.    Neben der Finanzierung der

militärischen Zerschlagung der deutschen Räterepubliken fließen auch viele Gelder in die

antibolschewistische-nationalistische Propaganda sowie in die Einwohnerwehren. 

17. Januar 1919 – Verhandlungen zur Sozialisierung des Kohlebergbaus

Essen - Berlin * Die Essener Neunerkommission führt in Berlin Verhandlungen zur Sozialisierung

des Kohlebergbaus. Die Essener Sozialisierungsbestrebungen werden weder von der

Reichsregierung noch von der zentralen Gewerkschaftsführung unterstützt. Die Erfolge der

Neunerkommission sind überschaubar. 

19. Januar 1919 – Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten erlassen

Berlin * Die Reichsregierung erlässt Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten, die

der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands am 18. Dezember 1918 beschlossen

hatte. Die Bestimmungen gehen an den Beschlüssen des Rätekongresses vollkommen vorbei

und stärken dafür die Interessen der alten Offizierskorps. 
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24. Januar 1919 – Diskussion um den Entwurf einer Reichsverfassung

München - Berlin * Der bayerische Ministerpräsident Kurt Eisner reist in Begleitung seines

Finanzministers Dr. Edgar Jaffé nach Berlin, um dort über den Entwurf einer Reichsverfassung zu

diskutieren und zu beraten. 

25. Januar 1919 – Kurt Eisner als Anwalt des Föderalismus

München - Berlin * Ministerpräsident Kurt Eisner nimmt an der Zweiten Konferenz der deutschen

Einzelstaaten teil und tritt erneut als Anwalt des Föderalismus auf.    Er schlägt vor, die

Nationalversammlung in Würzburg zusammentreten zu lassen und  versucht, die süddeutschen

Staaten zu einem gemeinsamen Widerstand gegen den Verfassungsentwurf von Hugo Preuß zu

vereinen. 

25. Januar 1919 – Kurt Eisner geht den Staatsrechtler Hugo Preuß an

Berlin * Bei einer Besprechung mit dem Staatsrechtler und Liberalen Hugo Preuß zum Entwurf

der Reichsverfassung äußert sich Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner: „Ich warne Sie. Wenn

Sie mit diesem Verfassungsentwurf vor die Nationalversammlung kommen, erregen Sie

Aufstandsstimmung.“ 

28. Januar 1919 – Der Bayerische Gesandte soll den Verfassungsentwurf ablehnen

München - Berlin * Ministerpräsident Kurt Eisner beauftragt den Bayerischen Gesandten in Berlin,

Konrad Ritter von Preger, den Entwurf zur Reichsverfassung von Hugo Preuß abzulehnen. 

1. Februar 1919 – Gespräche zur Regierungsbildung zwischen SPD und DDP

Berlin * Zwischen SPD und Deutscher Demokratischer Partei - DDP finden erste Gespräche zur

Regierungsbildung statt.&nbsp;

3. Februar 1919 – Die Sozialiserungskommission kündigt ihren Rücktritt an
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Berlin * Die am 4. Dezember 1918 gebildete Kommission zur Erarbeitung eines

Sozialisierungskonzepts kündigt in einem Schreiben an die Regierung, dem noch amtierenden

Rat der Volksbeauftragten, ihren Rücktritt an, da in der Öffentlichkeit „Zweifel an dem Ernst der

Sozialisierungsabsichten der Regierung“ entstanden sind.&nbsp;

4. Februar 1919 – Der Rücktritt der Sozailisierungskommission kommt ungelegen

Berlin * Die Rücktrittsabsichten der Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts

kommt der Regierung ungelegen, weshalb umgehend Maßnahmen zur Verbesserung der

Arbeitsbedingungen der Kommission eingeleitet werden.&nbsp;

4. Februar 1919 – Anfrage zur Regierungsbeteiligung an die USPD

Berlin * Die SPD-Fraktion diskutiert über eine mögliche Regierungsbeteiligung der USPD.    Man

beschließt eine Anfrage, ob die Unabhängigen „auf der Grundlage des Bekenntnisses zur

parlamentarischen Demokratie, d.h. zu einer Staatsform, die in jeder Beziehung durch den Willen

der Mehrheit des Volkes bestimmt wird, mithin unter Ausschaltung jeder Putschtaktik“ in die

„Regierungsmehrheit“ eintreten will.    Das Amt des Reichspräsidenten will Friedrich Ebert

übernehmen, Philipp Scheidemann soll Reichskanzler werden.&nbsp;

6. Februar 1919 – Die USPD beteiligt sich nicht an der Reichsregierung

Berlin - Weimar * Die Unabhängigen Sozialdemokraten antworten auf das Angebot der

SPD-Fraktion zum Eintritt in die Reichsregierung distanziert. Die USPD&nbsp;will sich nur dann

beteiligen, wenn sämtliche Mitglieder der Regierung den entschlossenen Willen zeigen, „die

demokratischen und sozialistischen Errungenschaften der Revolution gegen die Bourgeoisie und

gegen die Militärautokratie sicherzustellen“.&nbsp;

9. Februar 1919 – Den Rücktritt nochmal überdenken

Weimar - Berlin * Der Volksbeauftragte Rudolf Wissell bittet im Namen der Regierung die

Mitglieder der Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts - in Anbetracht auf die

„Rückwirkung auf die Öffentlichkeit, die der Rücktritt der Sozialisierungskommission zur Folge

haben wird“, den gefassten Beschluss nochmal zu überdenken.&nbsp;
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15. Februar 1919 – Der vorläufige Bericht der Sozialisierungskommission des Reiches

Berlin - Weimar * Die Sozialisierungskommission des Reiches gibt einen vorläufigen Bericht

ab.&nbsp;

16. Februar 1919 – Der Waffenstillstand wird auf unbestimmte Zeit verlängert

Berlin - Paris - London * Der am 11. November 1918 abgeschlossene Waffenstillstand zwischen

dem Deutschen Reich und den Entente-Staaten wird auf unbestimmte Zeit verlängert.&nbsp;

19. Februar 1919 – Erste Pläne für eine U-Bahn-Linie

München * Zwei Tage vor der Ermordung des Freistaat-Bayern-Gründers Kurt Eisner, legt ein Dr.

Helmreich im Namen der Berliner Siemenswerke der Münchner Öffentlichkeit den Plan einer

Nord-Süd- und einer Ost-West-U-Bahnlinie vor. Doch es ist noch zu früh. Der Plan wird erst im

Jahr 1937 wieder aufgegriffen. 

23. Februar 1919 – Bei der Berliner Stadtverordnetenwahl erringt die USPD 33 Prozent

Berlin * Bei der Berliner Stadtverordnetenwahl erringt die USPD 33 Prozent der Mandate. Der

SPD laufen die Wähler davon. 

2. März 1919 – Außerordentlicher Parteitag der USPD in Berlin

Berlin * Die USPD trifft sich in Berlin zu einem außerordentlichen Parteitag. Er dauert bis zum 6.

März. Hugo Haase, der Parteivorsitzende der USPD, spricht der SPD den Willen ab, eine

antikapitalistische Politik betreiben zu können und zu wollen. 

3. März 1919 – Der Belagerungszustand wird über Groß-Berlin verhängt

Berlin * Am Abend wird der Belagerungszustand über Groß-Berlin verhängt. Das bedeutet,      

dass die vollziehende Gewalt auf den Reichswehrminister übergeht,   dass die Pressefreiheit,  

das Vereins- und Versammlungsrecht und   die Unverletzlichkeit der Wohnung außer Kraft
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gesetzt werden.

3. März 1919 – Den Generalstreik zum bewaffneten Aufstand ausgeweitet

Berlin * Enttäuscht über die politische Entwicklung der Revolution von 1918/19, weiten Anhänger

der Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD einen Generalstreik zu einem bewaffneten

Aufstand aus. Ihre Ziele sind dieselben wie beim Spartakusaufstand im Januar 1919:       Sturz

der Reichsregierung,   Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte und   Errichtung einer

Räterepublik nach sowjetrussischem Vorbild.      Zentrum der bürgerkriegsartigen Kämpfe ist die

Innenstadt mit dem Berliner Polizeipräsidium am Alexanderplatz sowie Lichtenberg. 

3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

3. März 1919 – Generalstreik in Groß-Berlin beschlossen

Berlin * Die Vollversammlung der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte beschließt - bei

Enthaltung der sozialdemokratischen Delegierten - einen Generalstreik. Die Streikziele sind rein

politische. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte,   die sofortige

Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen Kommandogewalt,   die Freilassung aller

politischen Gefangenen,   die sofortige Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr,   die sofortige

Auflösung aller Freikorps,   die Aufnahme politischer und wirtschaftlicher Beziehungen zu

Sowjetrussland sowie   umfassende Kompetenzen für Arbeiter- und Soldatenräte auf

wirtschaftlichem Gebiet. 

3. März 1919 – In Berlin werden Polizeireviere gestürmt

Berlin * In Berlin werden Polizeireviere gestürmt und über 1.000 Gewehre und

Maschinengewehre erbeutet. Fünf Polizeibeamte kommen ums Leben. 
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4. März 1919 – Angebliche Pöbelhaufen greifen Regierungstruppen an

Berlin * Das Wolff‘sche Telegraphenbüro berichtet über einen Pöbelhaufen, der auf dem

Alexanderplatz mehrere Regierungssoldaten angreift. Sieben Soldaten sind angeblich spurlos

verschwunden. Auch in anderen bürgerlichen Zeitungen mehren sich die Berichte über

marodierende Pöbelhaufen, in denen die Gefährlichkeit der Streikenden hervorgehoben werden.

Die Zeitungen werden hauptsächlich aus der Propagandazentrale des Kommandos Lützow mit

Informationen versorgt.    General Walther von Lüttwitz ist Gustav Noskes ranghöchster

militärischer Befehlshaber. Er und sein Stab haben bereits Pläne für die militärische Besetzung

Berlins ausgearbeitet. Dazu gehört auch die psychologische Kriegsführung und die Propaganda. 

4. März 1919 – Die SPD verurteilt die Gewalt der Straße und die Streiks

Berlin * Die Führung der Sozialdemokraten verurteilt die Gewalt der Straße und die Streiks. Damit

nimmt sie die selbe Haltung wie die politisch Rechte ein. 

4. März 1919 – Groß-Berlin wird mit 30.000 Soldaten besetzt

Weimar - Berlin * Reichswehrminister Gustav Noske erteilt General Walther von Lüttwitz den

Befehl, Berlin zu besetzen und „rücksichtslos“ die Ordnung wiederherzustellen. Die Truppe

besteht aus über 30.000 Mann, zu denen auch die Garde-Kavallerie-Schützen-Division gehört. 

5. März 1919 – Die Schlacht am Alexanderplatz beginnt

Berlin * Am Nachmittag beginnt die Schlacht am Alexanderplatz. Sie dauert bis zum 6. März. Es

geht bei diesem Feuergefecht um das Polizeipräsidium. Über die genauen Hintergründe der

Auseinandersetzung gibt es verschiedene, vollkommen unterschiedliche Aussagen.    Tatsache

ist, dass drei bewaffnete Truppen in der Nähe des Polizeipräsidiums am Alexanderplatz

aufeinander treffen:       die Regierungstruppen unter General Walther von Lüttwitz,   die

Republikanische Sicherheitswehr und   die übrig gebliebenen Reste der Volksmarinedivision.     

Die Schuld für den Ausbruch der Kämpfe wird in den Zeitungen - je nach politischer Couleur - der

jeweils anderen Seite zugewiesen.    Die Schlacht endet, nachdem die regierungsnahen Truppen

die Kontrolle über das Polizeipräsidium und dessen Umgebung übernehmen können. Dennoch

müssen ein Toter und fünf Schwerverwundete hingenommen werden. 
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5. März 1919 – Eugen Leviné kommt im Auftrag der Berliner KPD-Zentrale nach München

Berlin - München * Eugen Leviné kommt im Auftrag der Berliner KPD-Zentrale nach München,

um hier die Ortsgruppe zu reorganisieren und die Redaktion der Münchner Roten Fahne zu

übernehmen. Ihm folgen in den nächsten Wochen weitere Parteimitglieder.    Zu Beginn seiner

Münchner Zeit ist Leviné noch im Verborgenen tätig. Er wird zusammen mit Max Levien, dem

bayerischen KPD-Vorsitzenden, zum führenden Kopf der Münchner Kommunisten während der

Rätezeit. Eugen Leviné verweigert sich der Zusammenarbeit mit der SPD, die bislang als die

schärfste Gegnerin der Kommunisten aufgetreten ist. 

6. März 1919 – Der Berliner Generalstreik wird ausgeweitet

Berlin * Der Generalstreik wird auf die Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke ausgeweitet. 

7. März 1919 – Der Berliner Generalstreik endet um 19 Uhr

Berlin * Die Sozialdemokraten beantragen in der Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats die

sofortige Beendigung des Generalstreiks. Auch die Gewerkschaftskommission empfiehlt den

Abbruch des Streiks.    Die Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats beschließt - mit den

Stimmen der USPD-Vertreter - den Generalstreik um 19 Uhr zu beenden. Das Ende des Streiks

bedeutet aber nicht das Ende der Gewalt. 

7. März 1919 – Die Streikführer sind für das Meer von Blut und Trümmern verantwortlich

Berlin * Beim Vorwärts löst die Nachricht vom Streikende regelrecht Triumphgefühle aus. Die

Redakteure sind der Überzeugung, dass die Anführer des Streiks für das „Meer von Blut und

Trümmern“, das er hinterlassen hat, verantwortlich sind. 

8. März 1919 – Der März-Streik als der sinnloseste aller vergeblichen Streiks

Berlin * Für das liberale Berliner Tageblatt ist der März-Streik der „sinnloseste aller vergeblichen

Streiks, die jemals in Berlin stattgefunden haben“. 

8. März 1919 – Ein regelrechter Kleinkrieg beginnt
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Berlin * Das Zentrum der Gewalt verlagert sich in den Osten von Berlin. Ein regelrechter

Kleinkrieg, mit „kleinen Putschen […], Barrikadenkämpfen und Überfällen“ beginnt. Die

Kampfhandlungen dauern bis zum 12. März an. 

8. März 1919 – Wo die Bestialität anfängt, hört die Solidarität auf!

Berlin * Das SPD-Organ Vorwärts schreibt: „Wo die Bestialität anfängt, hört die Solidarität auf!“.

Die Zeitungsredakteure sprechen dem politischen Gegner jede Menschlichkeit ab und

liegen damit voll auf der Linie der Konservativen. 

9. März 1919 – Reichswehrminister Gustav Noske erlässt einen Schießbefehl

Weimar - Berlin * Reichswehrminister Gustav Noske reagiert umgehend auf den sogenannten

„Lichtenberger Gefangenenmord“ und erteilt einen Schießbefehl: „Die zunehmende Grausamkeit

und Bestialität der gegen uns kämpfenden Spartakisten zwingen mich zu befehlen: Jede Person,

die im Kampf gegen die Regierungstruppen mit der Waffe in der Hand angetroffen wird, ist sofort

zu erschießen.“    Innerhalb von drei bis vier Tagen werden aufgrund des Befehls in Berlin

mindestens 177, möglicherweise sogar über 200 Personen liquidiert. Was zunächst nur für die

Niederschlagung der Aufständischen der Berliner Märzkämpfe gilt, wird am 25. April schließlich

auch im Freistaat Bayern umgesetzt. An diesem Tag wird das Standrecht eingeführt, das bis zum

1. August 1919 gilt. 

9. März 1919 – Angriff gegen die Aufständischen mit schweren Waffen

Berlin * Die Reichsregierung will als Reaktion auf den Guerillakrieg der Aufständischen diese mit

einer Einschnürungsoperation niederkämpfen. Der Vorwärts erklärt seinen Lesern, dass das Ziel

der Operation darin besteht, den Feind „konzentrisch einzuschließen und von allen Zufuhren

abzuschneiden“. Es erfolgt ein fortgesetzter Angriff von Artilleriegeschützen, Mörsern,

Maschinengewehren, Jagdflugzeugen und Handgranaten. Auf die zivile Bevölkerung wird in dem

dicht bebauten Wohngebiet keine Rücksicht genommen. 

9. März 1919 – Ein angeblicher Massenmord der Spartakisten

Berlin * Das Wollf‘sche Telegraphenbüro meldet einen „gemeinen Massen- und Meuchelmord“ an
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sechzig Polizeibeamten und einigen Dutzend Regierungssoldaten, die von Spartakisten „wie

Tiere abgeschlachtet“ worden sind. Der Mord an den „wehrlosen Gefangenen“ wird sofort und

ungeprüft von den seriösen bürgerlichen Zeitungen übernommen. Der sogenannte „Lichtenberger

Gefangenenmord“ ist sofort in aller Munde. 

10. März 1919 – Überfüllte Leichenhallen

Berlin * Die Niederschlagung des Berliner Aufstands fordert viele&nbsp;- auch zivile - Todesopfer.

Die Zahl der eingelieferten Toten übersteigt die Kapazität der Berliner städtischen Leichenhallen.

Seit dem 10. März suchen die Berliner in den Leichenhäusern nach vermissten Angehörigen und

Freunden.    Der Vorwärts fordert: „Keine Gnade den Mördern“. Unter der Überschrift

„Totenschau“ schreibt er: die Getöteten haben genau die Physiognomie jener „Typen, wie man

sie in den Reihen des auf Verelendung aufbauenden Spartakusbundes nur zu häufig findet. Noch

im Tode steht ihnen Wut, Hass und Verzweiflung auf den Gesichtern geschrieben“.&nbsp;

10. März 1919 – Standrechtliche Erschießungen verteidigt

Berlin * Das Berliner Tageblatt verteidigt die standrechtlichen Erschießungen der

Regierungstruppen, die schließlich einen „Kampf gegen die Bestie“ führen. „Diese Mordtat, diese

ruchlose und feige Massenerschießung, ist nur ein einziger, besonders hervorstehender Fall in

der Unzahl der bestialischen Scheußlichkeiten, die von dem spartakistisch-kommunistischen

Verbrechertum gegenwärtig verübt werden“.&nbsp;

11. März 1919 – 29 Angehörige der Volksmarinedivision erschossen

Berlin * Oberleutnant Otto Marloh lässt 29 Angehörige der Volksmarinedivision gefangen nehmen

und auf der Stelle erschießen. 

12. März 1919 – Berlin wird für befreit erklärt

Berlin-Lichtenberg * Die Regierungstruppen haben ihren Einkesselungsring um die

Aufständischen fest geschlossen und marschieren im Bezirk Lichtenberg ein. Berlin wird für

„befreit“ erklärt. 
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12. März 1919 – Der Lichtenberger Gefangenenmord war eine Lügenpropaganda

Berlin-Lichtenberg * Die Berichte über den „Lichtenberger Gefangenenmord“ stellen sich als

Falschmeldungen dar. Es gab kein Massaker. Die Männer, die angeblich von den Spartakisten

brutal ermorden sein sollen, leben noch alle.    Später stellt sich heraus, dass für die

Lügenpropaganda Waldemar Pabst, der Erste Generalstabsoffizier der

Garde-Kavallerie-Schützen-Division, zuständig war. Er hatte auch am 15. Januar 1919 die

Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht befohlen. 

13. März 1919 – Die Berliner Märzkämpfe enden

Berlin * Die Märzkämpfe enden mit der kampflosen Einnahme Lichtenbergs durch

Regierungstruppen.&nbsp;

13. März 1919 – Das Verfahren der Wahl zum Reichsrätekongress

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat teilt allen bayerischen Räten mit, wie die insgesamt

28 Delegierten zum nächsten Berliner Reichsrätekongress zusammengesetzt und nach welchem

Verfahren sie gewählt werden.&nbsp;

13. März 1919 – Der Lichtenberger Gefangenenmord war eine Falschmeldung

Berlin * Die Vossische Zeitung teilt ihren Lesern mit, dass „sich alle Nachrichten über die

Massenerschießungen von Schutzleuten und Kriminalbeamten als unwahr erwiesen

haben“.&nbsp;

13. März 1919 – Abscheu und Verachtung für die Regierung

Berlin * Harry Graf Kessel notiert in sein Tagebuch:&nbsp;„Alle geistig und ethisch anständigen

Menschen müssen einer so leichtsinnig und frech mit dem Leben ihrer Mitbürger spielenden

Regierung den Rücken kehren. Die letzten acht Tage haben durch ihre Schuld, durch ihr

leichtfertiges Lügen und Blutvergießen, einen in Jahrzehnten nicht wieder zu heilenden Riss in

das deutsche Volk gebracht.&nbsp;Die Stimmung gegen sie heute Abend wechselt zwischen

Abscheu und Verachtung.“&nbsp;
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15. März 1919 – Rücktritt vom Rücktritt

Berlin - Weimar * Die Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts, die am 3.

Februar 1919 ihren Rücktritt erklärt hatte, tritt vom Rücktritt zurück.&nbsp;

16. März 1919 – Die Kämpfe in Berlin gehen zu Ende

Berlin * Die Kämpfe in Berlin gegen die Aufständischen gehen zu Ende.&nbsp;

16. März 1919 – Der Noske-Schießbefehl wird zurückgenommen

Weimar - Berlin * Obwohl sich herausgestellt hat, dass es sich bei der Nachricht um den

„Lichtenberger Gefangenenmord“ um eine Falschmeldung handelt, wird der

„Noske-Schießbefehl“ vom 9. März erst am 16. März wieder zurückgenommen.       Insgesamt

haben nach vorsichtigen Schätzungen 1.200 Menschen in den Berliner Kämpfen ihr Leben

verloren, darunter 75 Angehörige der Regierungstruppen.   Später wird als Urheber der

Falschmeldung der Erste Generalstabsoffizier der Garde-Kavallerie-Schützen-Division, Waldemar

Pabst, entlarvt. Der Befehlsgeber zur Ermordung von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg hat

die Meldung gezielt durch seine Propagandaabteilung verbreiten lassen.&nbsp;

3. April 1919 – Die Sozialisierungskommission tritt endgültig zurück

Weimar - Berlin * Die Mehrheitssozialdemokraten lehnen tief greifende

Sozialisierungsmaßnahmen unter dem Eindruck       der harten Forderungen der Alliierten,   der

Demobilmachungsprobleme und   der katastrophalen Ernährungslage ab.      Daraufhin tritt die

Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts endgültig zurück. 

3. April 1919 – Ratschläge für das weitere politische Vorgehen in Bayern

München - Berlin * Ministerpräsident Johannes Hoffman fährt mit dem Nachtzug nach Berlin, um

Ratschläge für das weitere politische Vorgehen in Bayern einzuholen.      

Reichskanzler Philipp Scheidemann weist Hoffmann an, in der Rätefrage keine Kompromisse zu

dulden. Falls es die Zustände in München nicht erlauben, solle er den Landtag in eine ruhigere

Stadt in Nordbayern verlegen.   Reichswehrminister Gustav Noske bietet Hoffmann die
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militärische Hilfe der Reichswehr an, verlangt aber im Gegenzug den Verzicht Bayerns auf seine

militärischen Sonderrechte und die bedingungslose Anerkennung des neuen

Reichswehrgesetzes.    Johannes Hoffmann lehnt ab. Er will selbst für Ordnung sorgen durch die

Gründung einer aus Freiwilligen bestehenden Volkswehr.    Der Freistaat Bayern hat zu diesem

Zeitpunkt noch die Souveränität und ist damit noch im Besitz der Reservatrechte über das Militär,

die Post und die Bahn. 

3. April 1919 – Johannes Hoffmann beruft den Landtag für den 8. April ein

München * Am Abend gibt Ministerpräsident Johannes Hoffmann völlig überraschend bekannt,

dass der Landtag - entgegen bestehender Absprachen - am kommenden Dienstag, dem 8. April,

wieder eine Sitzung abhalten würde.    Die angekündigte Einberufung des Parlaments ist eine

politische Machtdemonstration Hoffmanns. Anschließend reist das bayerische

Regierungsoberhaupt nach Berlin.     Unterstützt wird der SPD-Ministerpräsident von den

bürgerlichen Parteien, die im Landtag das einzige Instrument sehen, politisch doch noch in

Erscheinung zu treten. 

5. April 1919 – Ministerpräsident Hoffmann wieder zurück in München - Aber zu spät

Berlin - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann ist wieder von seinen Beratungen mit

der Reichsregierung in Berlin zurück in München. Zu spät. Zu diesem Zeitpunkt hat Hoffmann

den Machtkampf gegen den Zentralrat bereits verloren. Während seiner Abwesenheit haben sich

in München wichtige Weichenstellungen ereignet.&nbsp;

7. April 1919 – Die Mitglieder des Zentralrats rufen die Räterepublik Baiern aus

München * In der Nacht vom 6. auf den 7. April erfolgt im Wittelsbacher Palais&nbsp;- mit

Zustimmung von Vertretern der SPD, der USPD, der Gewerkschaften und des Revolutionären

Arbeiterrates&nbsp;- die Proklamation der Baierischen Räterepublik. Dieser Vorgang wird als 3.

Revolution, als Räterepublik des Zentralrats&nbsp;oder - von den Kommunisten - auch als

Scheinräterepublik&nbsp;bezeichnet. Die Regierung Hoffmann&nbsp;hat sich - wahrscheinlich

unter dem Einfluss der Parteileitung in Berlin - im letzten Moment gegen die

Ausrufung&nbsp;entschieden.    Durch den Boykott der Kommunisten und den Rückzug der SPD

fallen den Mitgliedern des Revolutionären Arbeiterrats&nbsp;und der USPD eine Schlüsselrolle

zu.&nbsp;
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7. April 1919 – Die befürchtete Koalition Bayern-Österreich-Ungarn

Berlin * Die zweimal täglich erscheinende Deutsche Tageszeitung schreibt in ihrer

Ausgabe:&nbsp;„Man erwartet, dass die Ausrufung des zwischen Ungarn und Bayern

eingekeilten Deutschösterreichs zur Räterepublik nur eine Frage von Tagen sein kann und dass

dann durch eine Koalition Bayern-Österreich-Ungarn ein solcher Druck erfolgen werde, dass an

die Stelle der Regierung Ebert-Scheidemann eine Räterepublik trete.“&nbsp;    Eine interessante

Konstellation, die natürlich eine Signalwirkung für das Deutsche Reich hat.&nbsp;

7. April 1919 – Hoffnung auf eine Räterepublik

München-Bogenhausen * Thomas Mann vertraut seinem Tagebuch folgendes an:    „Die erste

Seite der Nachrichten mit der Proklamation der Räte-Republik bedeckt. Heute Generalstreik und

‚Nationalfeiertag‘. Anschluss an Ungarn und Russland, Bruch mit Berlin. Rote Garde.

Sozialisierung der Presse. Expropriierungspläne [= Sozialisierungspläne].    Der Ton ist scharf,

und doch ist klar, dass es sich um ein vorbeugendes Werk der Mehrheitssozialisten handelt, wie

schon bei der ersten Revolution, allerdings so weit gehend, dass die Kommunisten mittun

können. Doch rechne ich mit einer vierten, ganz radikalen Umwälzung, bevor der Rückschlag

kommt.     Es ist anzunehmen, dass das Reich folgen wird, und wenn der radikale Sozialismus in

Deutschland haltbare Formen annimmt, wird auch den Proletariern der Entente-Länder, die dann

von kapitalistischer Ausbeutung Deutschlands nichts mehr zu hoffen haben, nichts anderes mehr

übrig bleiben. Man muss anerkennen, dass der Kapitalismus gerichtet ist.“&nbsp;

7. April 1919 – Brüderliche Grüße nach Moskau

München * Der Volksbeauftragte für Äußeres, Dr. Franz Lipp, ein Stuttgarter Schriftsteller und

Journalist, informiert die Regierungen von der Gründung der Räterepublik Baiern und übermittelt

„brüderliche Grüße“ nach Moskau.&nbsp;Die lesenswerte Depesche lautet:       „Proletariat

Oberbayerns glücklich vereint. Sozialisten plus Unabhängige plus Kommunisten fest als Hammer

zusammen geschlossen, mit Bauernbund einig. Klerikal uns wohlgesinnt. Liberales Bürgertum als

Preußens Agent völlig entwaffnet.    Bamberg Sitz des Flüchtlings Hoffmann, der aus meinem

Ministerium den Abtrittschlüssel mitgenommen hat.&nbsp;Die preußische Politik, deren

Handlanger Hoffmann ist, geht dahin, uns von Norden, Berlin, Leipzig, Nürnberg abschneiden,

auch von Frankfurt und vom Essener Kohlengebiet und uns gleichzeitig bei der Entente als

Bluthunde und Plünderer zu verdächtigen, dabei triefen die haarigen Gorillahände Gustav Noskes

von Blut.&nbsp;   Wir erhalten Kohle und wir erhalten Lebensmittel in reichlichen Mengen aus der
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Schweiz und aus Italien. Wir wollen den Frieden für immer. Immanuel Kant: Ewigen Frieden 1795

Thesen 2 bis 5. Preußen will den Waffenstillstand zur Vorbereitung des Rachekrieges.“&nbsp;

8. April 1919 – Ein reines Rätesystem wird vom Reichsrätekongress abgelehnt

Berlin * Robert Leinert (SPD), der Vorsitzende des Zentralrats der Deutschen sozialistischen

Republik, eröffnet in Berlin den Zweiten Kongress der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte

Deutschlands. Der Kongress dauert bis zum 14. April.       Der Kongress lehnt die Einführung

eines reinen Rätesystems als Alternative zur parlamentarischen Demokratie mit großer Mehrheit

ab.&nbsp;   Ein Antrag, der eine gleichberechtigte Kammer der Arbeit neben den Reichstag

stellen möchte, wird dagegen angenommen. Vom Grundgedanken einer Demokratisierung der

Betriebs- und Wirtschaftsverfassung werden nur die Personal- und&nbsp;Betriebsräte übrig

bleiben.&nbsp;

8. April 1919 – Gesell fordert die Abschaffung der systemlosen Papiergeldwirtschaft

München - Berlin * Der Volksbeauftragte für Finanzen, Silvio Gesell, fordert den

Reichsbankpräsidenten Rudolf Havenstein auf, auf die „systemlose Papiergeldwirtschaft“ zu

verzichten.&nbsp;

9. April 1919 – Telefonverkehr mit München stark eingeschränkt

München - Bayern - Berlin - Leipzig - Frankfurt - Hamburg * Den telefonischen Verkehr mit

München haben inzwischen Augsburg, Ingolstadt, Nürnberg, Würzburg, Berlin, Hof, Leipzig,

Frankfurt und Hamburg eingestellt. 

10. April 1919 – Die Reichsbank stellt die Zahlungsüberweisungen nach Bayern ein

Berlin - Freistaat Bayern * Der Versuch, die Stadt und die Räteregierung&nbsp;über

Sanktionsmaßnahmen&nbsp;auszuhungern, nimmt immer konkretere Formen an:&nbsp;&nbsp;   

   Die&nbsp;Reichsbank&nbsp;hat die Zahlungsüberweisungen nach Bayern eingestellt.&nbsp;  

Damit wird auch die Belieferung der Banken mit Banknoten wird unterbunden.&nbsp;  

Die&nbsp;Sparkasse&nbsp;ist für den Publikumsverkehr geschlossen.   Die&nbsp;Bayerische

Hypotheken- und Wechselbank&nbsp;hat auf Anweisung der Preußischen Regierung die bei ihr
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liegenden Depots von 80 Millionen Mark nach Berlin geschickt.&nbsp;

10. April 1919 – Die Vossische Zeitung zum Verzicht der systemlosen Papiergeldwirtschaft

Berlin - München * Auf Silvio Gesells Vorschlag gegenüber dem Reichsbankpräsidenten Rudolf

Havenstein, auf die „systemlose Papiergeldwirtschaft“ zu verzichten, titelt die auf die Auflage

schielende Vossische Zeitung in Berlin: „Abschaffung des Bargeldes in Bayern“.    Darin heißt es:

„Gesell, der mit einem Kern gesunder währungspolitischer Kritik utopische Ideen der Lösung aller

Fragen durch seine sogenannte absolute Währung verband, wurde in Fachkreisen nicht ganz

ernst genommen. Sein Auftauchen in der Münchener Räteregierung rief einiges Lächeln hervor,

und das neueste Telegramm dürfte auch kaum den Reichsbankdirektorium Anlass zu sehr

schwierigen Beratungen geben.“&nbsp;

12. April 1919 – Silvio Gesell will die Währung sanieren

München - Berlin * Der Volksbeauftragte für Finanzen, Silvio Gesell, sendet folgendes

Telegramm an den Reichsbankpräsidenten Rudolf Havenstein:&nbsp;„Ich will mit

durchgreifenden Mitteln die Währung sanieren, verlasse die Wege der systemlosen

Papiergeldwirtschaft, gehe zur absoluten Währung über und bitte um Bekanntgabe Ihrer

Stellungnahme.“&nbsp;

12. April 1919 – Ebert fordert die Wiederherstellung des früheren Zustandes in Bayern

Berlin - Bamberg * In einem drängenden Telegramm fordert Reichspräsident Friedrich Ebert vom

bayerischen Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann, dass „die Wiederherstellung des früheren

Zustandes in Bayern baldigst erfolgt, zumal da nach neueren mir zugegangenen Nachrichten aus

München man dort anfängt, sich an die Räteregierung zu gewöhnen.     Wenn die wirtschaftlichen

Maßnahmen, welche Sie in Aussicht genommen haben, nicht in kürzester Zeit zum Ziel führen,

erscheint mir als einzige Lösung militärisches Vorgehen. Dass je rascher und durchgreifender

dieses erfolgt, um so weniger Widerstand und Blutvergießen zu erwarten ist, hat uns die

Erfahrung an anderen Stellen gelehrt.“&nbsp;       Damit ist das Schicksal der bayerischen

Revolution besiegelt. Eine Niederschlagung nach dem Beispiel des Spartakus-Aufstandes in

Berlin ist naheliegend.&nbsp;   Unter dem Druck aus Berlin gibt Bayerns Ministerpräsident

Hoffmann nach. Nun wird auf Landesebene dasselbe Muster durchgespielt wie das auf

Reichsebene bereits erprobte: Der Bund mit antirevolutionären, auch antidemokratischen rechten
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Kräften, um der Linken Herr zu werden.&nbsp;   Militärminister Ernst Schneppenhorst wird

beauftragt, bayerische Freiwilligenverbände aufzustellen. Ministerpräsident Hoffmann bittet Berlin

telefonisch um Verstärkungen. Die Reichstruppen dürfen in Bayern einmarschieren.&nbsp;   Auch

das von dem bayerischen Oberst Franz Ritter von Epp im thüringischen Ohrdruf gebildete

Freikorps wird gegen München in Marsch gesetzt. Während aus dem Westen württembergische

Truppen anrücken, sammeln sich im Süden die Freikorps. Rund 30.000 Mann sind im Anmarsch,

als sich der Ring um München schließt.&nbsp;   Für die Rote Armee wird der Kampf gegen die an

Zahl, Ausrüstung und Professionalität überlegenen Weißen nicht mehr zu gewinnen sein.&nbsp;

12. April 1919 – Ich warne Sie vor Experimenten!

Berlin - München * Reichsbankpräsident Rudolf Havenstein antwortet in einem Telegramm auf

Silvio Gesells Vorschlag, auf die „systemlose Papiergeldwirtschaft“ zu verzichten, mit dem Satz:

„Ich warne Sie vor Experimenten!“&nbsp;

13. April 1919 – Die Zweite oder Kommunistische Räterepublik wird ausgerufen

München-Graggenau * Noch während der Kämpfe am Hauptbahnhof kommen im Hofbräuhaus

die Betriebs- und Soldatenräte zusammen.       Sie rufen die Zweite Räterepublik oder

Kommunistische Räterepublik aus,   erklären den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt und  

übertragen die gesamte gesetzgebende und vollziehende Gewalt einem 15-köpfigen

Aktionsausschuss. Das Gremium, bestehend aus Mehrheitssozialisten, Unabhängigen und

Kommunisten.   Dieses wählt einen fünfköpfigen Vollzugsrat, dem unter dem Vorsitz von Eugen

Leviné, KPD, Wilhelm Duske und Emil Maenner von der USPD sowie Willi Budich und Max

Levien von der KPD angehören.   Stadtkommandant wird der 23-jährige Rudolf Egelhofer.     

Levinés Schritt widerspricht der Lagebeurteilung der Berliner KPD-Parteizentrale, die seit den

Januarereignissen vor politischen Abenteuern warnt. es wird spätere parteiinterne Kontroversen

zur Folge haben.&nbsp;

14. April 1919 – Die Vergeltungsmaßnahmen gegen die bayerische Räterepublik beginnen

Berlin - Bamberg - München * Die Vergeltungsmaßnahmen gegen die bayerische

Räterepublik&nbsp;können beginnen.       Reichswehrminister&nbsp;Gustav Noske übernimmt

den Oberbefehl über die Aktion.   Generalleutnant&nbsp;Ernst Friedrich Otto von Oven erhält den

Oberbefehl über die Invasionstruppen.   General&nbsp;Arnold Ritter von Möhl erhält den Titel
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Bayerischer Oberbefehlshaber, bleibt aber Statist ohne Befehlsgewalt.&nbsp;

16. April 1919 – Eine Besprechung im Preußischen Kriegsministerium zu Bayern

Berlin * Im Preußischen Kriegsministerium findet eine Besprechung - ohne bayerische Vertreter -

statt. Es wird beschlossen, dass sich beim „Marsch auf München“ - neben bayerischen und

württembergischen Verbänden - auch preußische Truppen beteiligen werden. 

16. April 1919 – Ernst Toller setzt auf Verhandlungen mit den Angreifern

Dachau * Ernst Toller, der zwischenzeitlich zum Abschnitts-Kommandanten der bei Dachau

stationierten Roten Armee ernannt worden ist, verweigert Rudolf Egelhofers Befehl, die Stadt mit

Artillerie zu beschießen. Toller will mit den Angreifern verhandeln. Nachdem die Verhandlungen

gescheitert sind, gelingt der Roten Armee ein weiterer Sieg über die Regierungstruppen.     

Egelhofers Befehl, die gefangen gesetzten Offiziere standrechtlich zu erschießen, wird von Ernst

Toller erneut verweigert. Er setzt auch weiterhin auf Verhandlungen und die Vernunft beider

Seiten. Damit erreicht er zwar einen Waffenstillstand, der jedoch den Regierungstruppen die

dringend notwendige Atempause verschafft, um sich zu sammeln und um den Gegenschlag

vorzubereiten. Außerdem ersuchen die Weißen in Berlin um Verstärkung nach.     Die Weißen

Truppen haben Dachau bedingungslos übergeben. Der Roten Armee fallen mehrere Millionen

Schuss Infanterie-Munition, 4 Geschütze, 3 Maschinen-Gewehre, Sanitätsfahrzeuge und anderes

Material in die Hände. „Wir machten mehrere Hundert Gefangene, darunter 4 Offiziere. Wir

beklagen 8 Tote und eine Zahl Verwundete. Unsere Arbeiter undTruppen schlugen sich

hervorragend. Unsere Truppen sind über Dachau hinaus vorgestoßen“, heißt es in einem

Flugblatt des Vollzugsrats der Betriebs- und Soldatenräte Münchens vom 17. April. 

19. April 1919 – Fake News - Die Propaganda der Gegenrevolution

München - Berlin * Nach dem Palmsonntag-Putsch der regierungstreuen Truppen dominiert

außerhalb Münchens die Propaganda der Konterrevolution. Der USPD-Politiker Felix

Fechenbach liest Berliner Zeitungen und notiert in sein Tagebuch:    „Es ist grauenvoll, was alles

über München gelogen wird. Der Bahnhof zertrümmert, die Neuhauser Straße in Flammen,

Massenmorde, Vermögensbeschlagnahme und die Erklärung der Frauen des Bürgertums zum

Gemeineigentum. […] Wahr ist von all diesen Nachrichten nicht ein Wort.“&nbsp;
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20. April 1919 – Mit erhobenem Haupte untergehen

München * Eugen Leviné erkennt, dass es für die bedrängte Räterepublik keine Unterstützung

von außen geben wird. Doch wenn die Revolution untergehen soll, dann - so seine Auffassung -

mit erhobenem Haupt:    „Es ist ein Irrtum zu glauben, dass kleinmütige Unterwerfung ein

besserer Weg sei, um Blutvergießen zu vermeiden oder zu verhindern. Im Gegenteil: Nur wenn

die Weißen Garden eine kühn entschlossene Armee vor sich haben und merken, dass der Kampf

auch in ihren Reihen Opfer fordern wird, werden sie bereit sein, Konzessionen zu machen. […]    

Die Weiße Armee wird auf jeden Fall einen Vorwand für ein Blutbad finden. […] Ist Arbeiterblut so

billig, dass man es zur Genugtuung von neugebackenen Pazifisten wehrlos vergießen darf?“.   

Leviné argumentiert damit gegen Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer, die mit der Regierung

Hoffmann verhandeln wollen.&nbsp;Doch auch der KPD-Parteiführer in Berlin, Paul Levi,

befürwortet eine bedingungslose Kapitulation, um unnötiges Blutvergießen zu vermeiden.&nbsp;

25. April 1919 – Gewerkschaften bekennen sich zum Mitbestimmungsrecht der Arbeiter

Berlin * Die Spitzen der Gewerkschaft beschließen nahezu einstimmig eine Resolution, in der sie

sich zu einem Mitbestimmungsrecht der Arbeiter bekennen. 

29. April 1919 – Zwei Berliner Regierungsoldaten in Oberschleißheim festgenommen

Oberschleißheim * Die Rote Armee nimmt in Oberschleißheim zwei Regierungssoldaten des

Berliner 8. Husarenregiments fest. Sie werden in das Luitpold-Gymnasium in der Müllerstraße

gebracht und dort inhaftiert. 

29. April 1919 – Die Verwüstungen im Polizeipräsidium gehen weiter

München-Kreuzviertel * Im Polizeipräsidium gehen die Plünderungen und Verwüstungen weiter.   

 Die Aktenvernichtung im Polizeipräsidium wird von den konservativen und reaktionären Kräften

als ein „besonderer Fall von Vandalismus“ bezeichnet und entsprechend politisch bewertet.    Der

von der Berliner KPD nach München geschickte Karl Retzlaw hat eine völlig andere Sicht auf die

Vorgänge: „Doch sprachen wir es auch offen aus, dass es nicht Sache eines Revolutionärs sei,

sich dem Henker auszuliefern. Zu den Schutzmaßnahmen gehörte es auch, die Akten des

Polizeipräsidiums zu vernichten. Das Prüfen der Akten würde eine Zeit von Monaten in Anspruch

genommen haben, auch das Heraussuchen nur der politischen Akten würde zu lange dauern.
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Bedenken brauchten nicht zu bestehen, weil kulturell wertvolle Dokumente nicht in Polizeiakten

zu finden sind. So war es am zweckmäßigsten, alles zu vernichten.     Menschenleben sind

wichtiger als bedrucktes Papier. Zwei Tage lang brannten die Akten auf dem zementierten Hof

des Polizeipräsidiums. Wohl an die hundert Helfer aus der Bevölkerung, der Partei und der Roten

Armee warfen die Akten aus den Fenstern in die Flammen. Damit retteten wir Hunderten von

politisch und antimilitärisch Verdächtigten aus der Zeit der Zusammenbruchsmonate 1918/19

Freiheit und Leben“. 

29. April 1919 – Die Räteherrschaft in München ist gar nicht so schlimm wie befürchtet

Berlin - München * Die rechtsorientierte, alldeutsche Deutsche Zeitung, ein Blatt, das ganz

bestimmt nicht in Verdacht steht, die „spartakistische Gefahr“ zu unterschätzen, druckt einen aus

München herausgeschmuggelten Bericht ab, der vermittelt, dass die Räteherrschaft in München

gar nicht so schlimm sei, wie befürchtet.

30. April 1919 – Zwei Regierungssoldaten im Luitpold-Gymnasium hingerichtet

München-Isarvorstadt * Um 10 Uhr werden im Hof des Luitpold-Gymnasiums an der Müllerstraße

zwei Angehörige des Berliner 8. Husarenregiments - ohne gerichtliches Urteil - erschossen. Sie

haben - nach Misshandlungen - zugegeben, an der Ermordung Rosa Luxemburgs und Karl

Liebknechts am 15. Januar beteiligt gewesen zu sein.    Die Hingerichteten sind

Regierungssoldaten, die am 29. April in Oberschleißheim gefangen genommen worden

waren.&nbsp;

1. Mai 1919 – Das Freikorps Lützow zieht ins Perlacher protestantische Pfarrhaus

Perlach * Als das Berliner Freikorps Lützow einzieht, gewährt der ehemalige Feldgeistliche,

Robert Hell, der Pastor der evangelischen St.-Paulus-Kirche in Perlach, Hans von Lützow und

seinen Offizieren Quartier im protestantischen Pfarrhaus.     Pfarrer Hell schreibt: „In Perlach

selbst wurden nach dem Wegzug der Regierungstruppen von Anhängern der Roten Armee

gegen die Leute, welche ‚die Preußen‘ im Quartier gehabt, Drohungen ausgestoßen […]“. 

5. Mai 1919 – Fernsprech- und Telegrafenverkehr nur für Presse und Behörden
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München * Der Fernsprech- und Telegrafenverkehr in andere Ortsnetze ist vorläufig nur den

Behörden und der Presse erlaubt. Berlin ist nicht erreichbar. 

7. Mai 1919 – Ein niedergeschlagener Erich Mühsam

Ebrach * Der im Zuchthaus Ebrach einsitzende Erich Mühsam schreibt in sein Tagebuch: „Man

blickt im Geiste um sich: lauter Tote, lauter Ermordete - es ist grauenhaft. […] Mit den Münchner

Schandtaten hat Noske sogar seine Berliner Blutorgien übertroffen. Das ist die Revolution, der ich

entgegen gejauchzt habe. Nach einem halben Jahr ein Bluttümpel: mir graut“. 

10. Mai 1919 – Zur Nicht-Unterzeichnung des Versailler Friedensvorschlags aufgefordert

Berlin * Im SPD-Organ Vorwärts erscheint ein Leitartikel des Chefredakteurs Friedrich Stampfer

zum Versailler Friedensvorschlag. Er beinhaltet die klare Aufforderung: „Unterzeichnet nicht!“. 

12. Mai 1919 – Philipp Scheidemann spricht von einem „Gewaltfrieden“

Berlin * Die Nationalversammlung tagt erstmals wieder in Berlin und befasst sich mit den

Versailler Friedensbedingungen. Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann spricht von einem

„Gewaltfrieden“. 

13. Mai 1919 – SPD-Massenkundgebung gegen die Versailler Friedensbedingungen

Berlin * Die SPD ruft zu einer Massenkundgebung gegen die Versailler Friedensbedingungen in

Berlin auf. Etwa 10.000 Menschen beteiligen sich an dieser Protestkundgebung. Eine erstaunlich

geringe Anzahl. 

31. Mai 1919 – Rosa Luxemburgs Leichnam im Landwehrkanal entdeckt

Berlin * Der Leichnam der am 15. Januar 1919 ermordeten Rosa Luxemburg wird im

Landwehrkanal entdeckt. 

13. Juni 1919 – Rosa Luxemburg wird neben Karl Liebknecht beigesetzt
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Berlin * Rosa Luxemburg wird neben dem Grab von Karl Liebknecht in

Berlin-Friedrichsfelde beigesetzt. 

21. Juni 1919 – Matthias Erzberger wird Reichsminister der Finanzen

Berlin * Unter dem Reichskanzler Gustav Bauer wird Matthias Erzberger zum Reichsminister der

Finanzen. 

28. Juni 1919 – Den Versailler Vertrag unter Protest angenommen

Berlin * Die Reichsregierung nimmt den Versailler Vertrag unter Protest an. 

25. August 1919 – Übernahme des bayerischen Militärkontingents von der Reichswehr

Berlin - München * Übernahme des bayerischen Militärkontingents von der Reichswehr.

18. November 1919 – Hindenburg und die lange vorbereitete Dolchstoßlegende

Berlin * Vor einem Untersuchungsausschuss des Reichstags äußert sich Paul von Hindenburg,

dass die deutsche Armee im Felde nicht besiegt, sondern von hinten „erdolcht“ worden ist. Damit

ist die lange schon vorbereitete Dolchstoßlegende in der Welt. 

9. Dezember 1919 – Bayern bildet fortan den Wehrkreis VII der Reichswehr

Berlin - München * Die Reichswehr übernimmt das Kommando über das Bayerische

Kriegsministerium. Bayern bildet fortan den Wehrkreis VII der Reichswehr.

1920 – Die Bayerische Staatsbahn wird vom Reich übernommen

Berlin * Die Bayerische Staatsbahn wird vom Reich übernommen. Ihr Streckennetz umfasst mehr

als 8.500 Kilometer, auf dem etwa 2.400 Lokomotiven, 5.000 Personen- und 64.000

Güterwaggons bewegt werden.
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13. Januar 1920 – 42 Tote bei Demonstration gegen das Betriebsrätegesetz

Berlin * Etwa 100.000 Menschen protestieren vor dem Reichstagsbäude gegen das

Betriebsrätegesetz, das in zweiter Lesung diskutiert wird. Nach Handgreiflichkeiten schließt die

preußische Sicherheitspolizei in die Menge. 42 Demonstranten sterben, 105 werden verletzt. 

28. Januar 1920 – Ein Attentatsversuch auf Reichsfinanzminister Matthias Erzberger

Berlin * Auf Matthias Erzberger, den Reichsminister der Finanzen, wird ein Attentat versucht, als

er in Berlin-Moabit das Gerichtsgebäude verlässt. Die zwei Schüsse feuert der ehemalige

Fähnrich Oltwig von Hirschfeld ab. Eine Kugel verletzt Erzberger leicht an der Schulter, die

andere prallt an einem Metallgegenstand in seiner Tasche ab. 

4. Februar 1920 – Das Betriebsrätegesetz wird verabschiedet

Berlin * Die Nationalversammlung verabschiedet das Betriebsrätegesetz. Die Mitwirkungsrechte

der Betriebsräte sind auf soziale Belange beschränkt.

29. Februar 1920 – Die Marinebrigade Ehrhardt soll aufgelöst werden

Berlin * Reichswehrminister Gustav Noske verfügt die Auflösung der Marinebrigade Ehrhardt.

Durch den am 10. Januar in Kraft getretenen Versailler Friedensvertrag wurde        das deutsche

Heer auf 100.000 Mann sowie   die Marine auf 15.000 Mann beschränkt.      Das bedeutet einen

massiven Personalabbau der etwa 400.000 Mann starken Reichswehr. Auch die Freikorps sollen

aufgelöst werden. 

13. März 1920 – Der Kapp-Putsch beginnt

Berlin * Unter der Führung von General Walther von Lüttwitz wird - mit Unterstützung von General

Erich Ludendorff - ein konterrevolutionärer Putsch gegen die nach der November-Revolution

geschaffene Weimarer Republik versucht.&nbsp;Wolfgang Kapp, der Namensgeber des

Putsches, spielt mit seiner Nationalen Vereinigung nur eine untergeordnete Rolle.&nbsp;Gründe

für den Putsch sind       die Republikfeindlichkeit der Anführer sowie   die Frustration vieler

früherer Soldaten, die in etwa 120 Freikorps organisiert sind und   weil die politischen Generäle
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nicht gewillt sind, auf die Instrumente ihrer politischen Macht zu verzichten.      Der Putschversuch

scheitert nach 100 Stunden.&nbsp;

13. März 1920 – Der Kapp-Putsch führt zum Rücktritt der bayerischen Regierung

Berlin * In Berlin findet der rechtsradikale Kapp-Putsch&nbsp;statt.&nbsp;Parallel dazu fordern in

München der Regierungspräsident von Oberbayern&nbsp;Gustav von Kahr,

Polizeipräsident&nbsp;Ernst Pöhner und Wehrkreiskommandant&nbsp;Arnold von Möhl den von

der SPD&nbsp;gestellten bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Johannes Hoffmann zum

Rücktritt auf.&nbsp;    Was in Berlin scheitert, gelingt in München.&nbsp;Gustav Ritter von Kahr

bildet - unter Beteiligung der Bayerischen Volkspartei - BVP&nbsp;- eine rechtskonservative

Regierung, die alle rechtsextremen Gruppierungen sowie militanten Verbände fördert und

schützt.&nbsp;    Ministerpräsident&nbsp;wird Gustav von Kahr, der&nbsp;zu dieser Zeit auch

Adolf Hitler kennenlernt und&nbsp;den er als „Trommler“ für die nationale

Sache&nbsp;einspannen will, um mit seiner Hilfe den Kommunismus&nbsp;und den

Marxismus&nbsp;abzuwehren und um die „gestörte Ordnung“ in Deutschland wieder ins rechte

Lot zu bringen.&nbsp;    Die rechtsradikalen Verbände können umgekehrt von Bayern aus ihren

ideellen Boden vorbereiten.  Gustav von Kahr ist die Integrationsfigur all jener Kräfte in Bayern,

die durch einen Staatsstreich&nbsp;die parlamentarische Demokratie&nbsp;abschaffen und die

staatliche Unabhängigkeit Bayerns&nbsp;von Berlin vorbereiten wollen.

Dezember 1920 – Die Einstellungsvorschriften für Telefonistinnen werden geändert

Berlin * Die Einstellungsvorschriften für Frauen im „Fernsprechdienst“ bezogen auf die

Körpergröße wird geändert. Seither können Bewerberinnen noch als geeignet angesehen

werden,       „wenn ihre Sitzhöhe, d.i. die Entfernung vom Scheitel der sitzenden Person bis zur

Stuhlfläche, 81 Zentimeter und ihre Armspannweite, das ist das Maß zwischen den Spitzen der

Mittelfinger bei ausgestreckten Armen, 152 Zentimeter betragen.    Ein Weniger an Sitzhöhe kann

durch ein Mehr an Armspannweite oder umgekehrt ausgeglichen werden, beide zusammen

müssen aber mindestens 233 Zentimeter ausmachen“. 

1921 – Das Reichsgericht erklärt bayerischen Alleingang für verfassungswidrig

Berlin - München * Das Reichsgericht erklärt den bayerischen Alleingang der Unvereinbarkeit

zwischen Ehe und Lehrberuf, also das Zölibat für Lehrerinnen, für verfassungswidrig und

Münchner Zeitensprünge Seite 173/221



beendet.      Trotzdem kommt es in Bayern immer wieder zu Entlassungen verheirateter

Frauen. Selbst Dienstwohnungen I. Ordnung können Lehrerinnen nicht erhalten, da sie den

männlichen Lehramtsinhabern vorbehalten sind. 

29. August 1921 – Eine Republikschutz-Verordnung wird erlassen

Berlin * Nach der Ermordung des bayerischen USPD-Vorsitzenden Karl Gareis am 9. Juni und

dem tödlichen Anschlag auf den Reichsminister der Finanzen, Matthias Erzberger, am 26. August

erlässt Reichspräsident Friedrich Ebert eine Republikschutz-Verordnung zur Wiederherstellung

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 

28. September 1921 – Eine zweite Republikschutz-Verordnung wird erlassen

Berlin * Eine zweite, erweiterte Republikschutz-Verordnung wird erlassen. 

16. Dezember 1921 – Der Reichstag hebt die Republikschutz-Verordnungen wieder auf

Berlin * Der Reichstag hebt die Republikschutz-Verordnungen vom 29. August und 28.

September wieder auf. 

1922 – Adolf Hitler und der „sprichwörtliche Giesinger“

Berlin - Wien - Giesing * Adolf Hitler sagt: „Den widerwärtigen italienischen Typ - den haben wir

auch. Wenn ich denke, Wien-Ottakring, München-Giesing, Berlin-Pankow!     Vergleiche ich den

unangenehmen südlichen Typ mit dem unangenehmen Typen bei uns, so ist schwer zu sagen,

welcher unsympathischer ist“.

24. Juni 1922 – Reichsaußenminister Walther Rathenau wird ermordet

Berlin * Reichsaußenminister Walther Rathenau wird von der Organisation Consul in Berlin

ermordet. 

26. Juni 1922 – Reichspräsident Ebert erlässt erneut zwei Republikschutz-Verordnungen

Münchner Zeitensprünge Seite 174/221



Berlin * Reichspräsident Friedrich Ebert erlässt erneut zwei Republikschutz-Verordnungen. Ein

Staatsgerichtshof zum Schutze der Republik wird eingerichtet und die Straftatbestände neu

aufgelistet. 

21. Juli 1922 – Ein Republikschutzgesetz wird vom Reichstag erlassen

Berlin * Ein Gesetz zum Schutze der Republik (Republikschutzgesetz) wird vom Reichstag

erlassen. 

20. Dezember 1922 – Premiere des Brecht-Bühnenstücks „Trommeln in der Nacht“ in Berlin

Berlin * Das Bert-Brecht-Theaterstück „Trommeln in der Nacht“ wird im Deutschen Theater in

Berlin aufgeführt. Das Drama ist hier ein Misserfolg und wird schon nach wenigen Wochen

abgesetzt. 

1923 – Mit der Personalabbauverordnung wird das Zölibat wieder eingeführt

Berlin * Mit der Personalabbauverordnung wird das Zölibat für Beamtinnen wieder eingeführt.

Dort heißt es: „Das Dienstverhältnis verheirateter weiblicher Beamter und Lehrer [...] kann

jederzeit gekündigt werden. [...] Dies gilt auch bei lebenslänglicher Anstellung“.      Gleichzeitig

wird eine Heiratsprämie, eine Abfindungssumme im Falle der Eheschließung, eingeführt. Die

Beamtinnen verlieren nicht nur ihre Arbeit, sondern auch jeglichen Anspruch auf Pension. 

1923 – Die Lederfirma Adler und Oppenheimer kauft die Giesinger Lederfabrik

Untergiesing * Im Inflationsjahr“ 1923 kaufte die Berliner „Lederfirma Adler und Oppenheimer die

Aktienmehrheit an dem Giesinger Unternehmen auf. In Folge der Rezession auf dem

internationalen Ledermarkt entschloss sich die Firma, ihre Münchner Niederlassung aufzulösen.

Das riesige Firmengelände verkaufte sie - mit Gewinn - an die Münchner Siedlungs-GmbH.

13. Januar 1923 – Mit passivem Widerstand gegen die Besatzer

Berlin * Reichskanzler Wilhelm Cuno verkündet den „passiven Widerstand“ gegen die Besatzer
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des Ruhrgebiets und verweigert jegliche Zusammenarbeit. In der Folge wird die Inflation immer

weiter angeheizt. 

26. September 1923 – Abbruch des passiven Widerstands im Ruhrgebiet

Berlin * Reichskanzler Gustav Stresemann gibt den Abbruch des „passiven Widerstands“ im

Ruhrgebiet und die Wiederaufnahme der Reparationslieferungen bekannt. 

26. September 1923 – Gustav Ritter von Kahr wird zum Generalstaatskommissar ernannt

München * Die bayerische Regierung ernennt Gustav Ritter von Kahr - aus Protest gegen den

Abbruch des Ruhrkampfes durch die Reichsregierung - zum Generalstaatskommissar, auf den

die gesamte exekutive [= vollziehende] Gewalt übergeht. Er hat damit diktatorische Vollmachten.  

 Gustav von Kahr, Otto von Lossow, der Befehlshaber des Wehrkreises VII, und der Chef der

Landespolizei, Hans Ritter von Seisser, regieren den Freistaat Bayern als Triumvirat und bereiten

zusammen mit Rechtsradikalen in Norddeutschland den Staatsstreich in München und Berlin

vor. 

8. November 1923 – Adolf Hitler stürmt mit einem Stoßtrupp den Bürgerbräukeller

München-Haidhausen * Adolf Hitler stürmt mit einem bewaffneten Stoßtrupp den

Bürgerbräukeller, in dem die Freie Vereinigung von Erwerbsständen&nbsp;zu einer Veranstaltung

eingeladen hatte, und erklärte die „Nationale Revolution“ für „ausgebrochen“.    Am nächsten Tag

machen sich die Putschisten&nbsp;auf den Weg in die Innenstadt. An der

Feldherrnhalle&nbsp;kommt es zu einer Schießerei mit der Landespolizei. Sechzehn

Putschisten&nbsp;und vier Polizisten kommen dabei ums Leben.

9. November 1923 – Der Marsch zur Feldherrnhalle

München-Maxvorstadt * Beim Hitler-Ludendorff-Putsch&nbsp;ist das Kriegsministerium&nbsp;ein

Zwischenziel des „Marsches nach Berlin“, der jedoch an der Feldherrnhalle&nbsp;gestoppt wird.  

 Ernst Röhm besetzt im Auftrag Hitlers mit 400 Bewaffneten sein eigenes Bürohaus, in dem er

Stabsoffizier&nbsp;war. Ohne Erfolg!
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16. November 1923 – Mit der Ausgabe der Rentenmark wird die Inflation beendet

Berlin * Mit der Ausgabe der Rentenmark wird die Inflation beendet. 

29. Februar 1924 – Generalleutnant Lossow wird seines Amtes enthoben

Berlin * Reichswehrminister Otto Geßler enthebt Generalleutnant Otto Hermann von Lossow

seiner Funktion als Generalkommandant der VII. Division.

12. September 1924 – Karl Valentin und Liesl Karlstadt zu einem Gastspiel nach Berlin

Berlin * Karl Valentin und Liesl Karlstadt machen sich zu einer Gastpielreise nach Berlin auf. 

15. September 1924 – Valentin und Karlstadt treten im Neuen Operettenhaus in Berlin auf

Berlin * Karl Valentin und Liesl Karlstadt treten im Neuen Operettenhaus am Schiffbauerdamm in

Berlin mit „Theater in der Vorstadt“ auf.  

1925 – „Hier Amt, was beliebt?“

Berlin * Allein zwischen den Jahren 1925 und 1930 erhöht sich die Zahl der vermittelten

Gespräche pro Telefonistin um rund 25 Prozent. Das geschieht einerseits durch verbesserte

Geräte und andererseits durch eine effektivere Bedienung der Arbeitsmittel. Sprechausbildung

und Vorschriften über militärisch knappe Redewendungen wie „Hier Amt, was beliebt?“ oder noch

kürzer „Bitte melden“ tun ein Übriges.    Die Beamtinnen dürfen sich nicht ohne Erlaubnis der

Aufsichten von ihrem Arbeitsplatz entfernen. Jeder Fehler wird in das „Strafregister“ der

Personalakte aufgenommen. Das Aufsichtspersonal steht hinter den Frauen. Zuerst sind es

ausschließlich Männer, später auch ältere befähigte Gehilfinnen.    Vom Aufsichtstisch aus kann

die Platzkraft ständig kontrolliert und mit einer Mithöreinrichtung überprüft werden, wie schnell die

Teilnehmer bedient und ob die Formen der streng reglementierten Gespräche eingehalten

werden. Ein Zählschrank registriert jede ausgeführte Verbindung und gestattet so die

regelmäßige Überprüfung der Arbeitsintensität jeder einzelnen Kraft. 

26. April 1925 – Paul von Hindenburg wird zum Reichspräsidenten gewählt
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Berlin - Deutsches Reich * Im Alter von 77 Jahren wird Paul von Hindenburg als Vertreter des

antirepublikanischen Reichsblock zum Reichspräsidenten gewählt.&nbsp;

14. Juli 1925 – Der päpstliche Nuntius Eugenio Pacelli übersiedelt nach Berlin

München - Berlin * Der päpstliche Nuntius Eugenio Pacelli gibt nach dem erfolgreichen Abschluss

des Bayerischen Konkordats sein Amt in München auf, um sich auf seine Aufgaben in Berlin zu

konzentrieren. 

14. Januar 1926 – Berlin: Ein Triumphzug für Josephine Baker

Berlin * Josephine Bakers Auftritt im Nelson-Theater am Kurfürstendamm in Berlin löst bei

etlichen Zuschauern nicht nur Schnappatmung aus, sondern verleiht - zum Entsetzen

konservativer Kreise - auch Jazz und Charleston enorme Popularität. „Berlin, das ist schon toll!

Ein Triumphzug. Man trägt mich auf Händen“, schreibt sie später.&nbsp;

7. August 1926 – Das Reichsgericht in Berlin bestätigt die Freisprüche

Berlin * Das Reichsgericht&nbsp;in Berlin bestätigt die Freisprüche&nbsp;der beiden

Hauptverantwortlichen der Perlacher Arbeitermorde&nbsp;im Hofbräukeller,

Leutnant&nbsp;Georg Pölzing und Vizewachtmeister&nbsp;Erich Prüfert.&nbsp;

21. Dezember 1926 – Einstweilige Verfügung gegen das Valentin-Bühnenstück „Im Senderaum“

München * Theaterdirektor Hermann Haller, der im Berliner Admiralspalast&nbsp;seine bekannte

„Haller Revue“ aufführt, erwirkt am Landgericht München I&nbsp;eine einstweilige Verfügung

gegen das Valentin-Karlstadt-Bühnenstück „Im Senderaum“.&nbsp;    Es geht dabei um

Plagiatsvorwürfe gegen Karl Valentin, wobei nicht der Münchner Komiker, sondern der Leiter

des&nbsp;Deutschen Theatern, Hans Gruß, der das Valentin-Bühnenstück&nbsp;„Im

Senderaum“&nbsp;aufgeführt hat, im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen steht.&nbsp;   

Hermann Haller behauptet in seiner Anklageschrift, dass Karl Valentin sein später entstandenes

Bühnenstück&nbsp;„Im Rundfunksenderaum“&nbsp;aus dem Sketch&nbsp;„Hinter den Kulissen

des Rundfunks“&nbsp;von Roland Jeans aus Hermann Hellers Revue&nbsp;„An und

Aus“&nbsp;geklaut hätte. Der Kläger verlangt die&nbsp;       Unterlassung der weiteren
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Karl-Valentin-Aufführungen,&nbsp;   Rechnungslegung über die aus den bisherigen Aufführungen

erzielten Einnahmen&nbsp;   und natürlich&nbsp;Schadensersatz.

1927 – Die deutsche Turbo-Seidenraupe

Berlin * In Berlin erscheint eine Broschüre mit dem euphorischen Titel: „Doch deutscher

Seidenbau! Der lohnende neue Betriebszweig“. In der Broschüre ist die Rede vom „mangelnden

Rohstoff im Lande“ und den durch Professor Pasteur besiegten Raupenkrankheiten.    Außerdem

hätten deutsche Raupenzüchter neue „Blutlinien“ hervorgebracht, die die „deutsche Raupe“ einen

bedeutend längeren Faden spinnen lässt, als ausländische Raupen. Sozusagen die „deutsche

Turbo-Seidenraupe“. Und weiter: Es sollte unbedingt die „deutsche Edelbrut“ verwendet werden,

da von „ausländischer Brut“ eine erhebliche Infektionsgefahr ausgeht. Schließlich will man sich ja

auch die Unabhängigkeit vom Ausland bewahren. 

2. Oktober 1927 – Anton Graf Arco auf Valley wird endgültig amnestiert

Berlin - München * Aus Anlass des 80. Geburtstags des Reichspräsidenten Paul von Hindenburg

wird der Kurt-Eisner-Mörder Anton Graf Arco auf Valley endgültig amnestiert. Eine Amnestie

beseitigt weder das Urteil noch die Schuld des Straftäters. Sie ist in diesem Fall ein vollständig

erfolgter Straferlass. 

14. Januar 1928 – Karl Valentin und Liesl Karlstadt im Berliner Kabarett der Komiker

Berlin * Karl Valentin und Liesl Karlstadt treten im Berliner Kabarett der Komiker auf. Das

Engagement ist ursprünglich bis zum 20. Februar geplant. Vier Stücke spielt das Komikerpaar

Valentin-Karlstadt: „Der Firmling“, „Die Orchesterprobe“, „Der reparierte Scheinwerfer“ und „Im

Senderaum“. Während die anderen Stücke Pulikumsrenner sind, fällt „Der Firmling“ bei den

Berlinern durch.    Der Überredungskunst Liesl Karlstadts ist es zu verdanken, dass er dem

Wunsch der Theaterleitung zustimmt und seine Auftritte Ende des Monats ausdehnt. Er erhält

dafür - mit 350 Mark für täglich zwei Vorstellungen - die höchste Gage, die je einem Gaststar im

Kabarett der Komiker bezahlt worden ist. Gutes Geld vermindert scheinbar das Heimweh des

Volkssängers.
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18. April 1928 – Das Reichsgericht in Leipzig beendet den Plagiats-Rechtsstreit

Leipzig * Das Reichsgericht&nbsp;in Leipzig beendet einen Rechtsstreit in letzter Instanz, in dem

es um Plagiatsvorwürfe gegen Karl Valentin geht.&nbsp;Der Prozess dauert bereits eineinhalb

Jahre und ist vom Berliner Theaterdirektor vom „Admiralspalast“, Hermann Haller, mit

außergewöhnlicher Heftigkeit&nbsp;durch drei Instanzen durchgepeitscht worden.&nbsp;Vom

Landgericht München I&nbsp;über das Oberlandesgericht München&nbsp;bis hinauf zum

Reichsgericht&nbsp;in Leipzig.    Hermann Haller hat den Direktor des Deutschen

Theaters&nbsp;in München, Hans Gruß, verklagt, weil er das Valentin-Bühnenstück „Im

Senderaum“ aufführte und verlangt dafür Schadensersatz. Der Kläger behauptet, dass Karl

Valentin sein Bühnenstück „Im Senderaum“ aus dem Sketch „Hinter den Kulissen des

Rundfunks“ von Roland Jeans aus Hermann Hellers Revue „An und Aus“ geklaut hätte.    Das

höchste deutsche Gericht kommt jedoch zur Auffassung, dass sich Valentins Werk grundlegend

vom Sketch von Roland Jeans unterscheidet und es sich dabei um zwei völlig eigenständige

Arbeiten handelt.&nbsp;Der Plagiatsvorwurf gegenüber Karl Valentin und alle sonstigen

Beschuldigungen werden vom Gericht als völlig haltlos zurückgewiesen.    In der

Urteilsbegründung heißt es: Der Vergleich der beiden Stücke „beweise auf das bündigste, dass

Karl Valentin nicht das vorbestehende Bühnenstück von Roland Jeans nachgeschrieben, sondern

etwas völlig anderes eigenschöpferisch neu geschaffen habe“.    Damit stellt das

Reichsgericht&nbsp;auch fest, dass Valentin gar nicht in der Lage ist, „etwas Vorgegebenes

nachzumachen, gar nachzuschreiben oder auch nur nachzuspielen“.&nbsp;

3. März 1929 – Erfolg in Berlin: „Aus der Kinderstube des Films“

Berlin * Im Berliner Kino Kapitol am Zoo werden die unter dem Titel „Aus der Kinderstube des

Films“ zusammengefassten Karl-Valentin-Filme gezeigt. Der Münchner Komiker wird von der

überregionalen Filmkritik gefeiert.

1. November 1929 – Gastspiel von Karl Valentin und Liesl Karlstadt in Berlin

Berlin * Karl Valentin und Liesl Karlstadt geben ein Gastsspiel im Kabarett der Komiker in Berlin.

Im November geben sie das Bühnenstück „Im Photoatelier“. 

1. Dezember 1929 – Karl Valentin und Liesl Karlstadt spielen in Berlin „Die Orchesterprobe“
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Berlin * Karl Valentin und Liesl Karlstadt spielen im BerlinerKabarett der Komiker das

Bühnenstück „Die Orchesterprobe“ (= „Tingeltangel“).

1930 – Ein Dienstkleid aus blauem Baumwollstoff

Berlin * Die weiblichen Telefon-Vermittlungskräfte müssen ein Dienstkleid aus blauem

Baumwollstoff tragen, das nach der Vorschrift mindestens zwanzig Zentimeter unter das Knie zu

reichen hat. 

1930 – Die Familie Heilmann-Stuck bezieht kurzfristig die Villa Stuck

München-Haidhausen * Die Familie Heilmann-Stuck bezieht die Villa Stuck, muss aber bald

feststellen, dass die ehemalige Künstler-Residenz für die besonderen Bedürfnisse einer Familie

mit vier Kindern nur wenig geeignet ist. Aus diesem Grund legen die Heilmanns die Villa

Stuck bald still. Mary Heilmann-Stuck geht mit ihren Kindern nach Marqurtstein, Albert Heilmann

ist beruflich strak in Berlin engagiert. 

1. Januar 1930 – Karl Valentin und Liesl Karlstadt spielen das „Clownsduett“ in Berlin

Berlin * Karl Valentin und Liesl Karlstadt treten im Berliner Kabarett der Komiker mit dem

Bühnenstück „Clownsduett“ (= „Die verhexten Notenständer“) auf. Das Berliner Engagement

endet am 15. Januar. 

14. Dezember 1930 – Liesl Karlstadt spielt in den Kammerspielen im Schauspielhaus

München-Graggenau * Otto Falckenberg holt Liesl Karlstadt an die Münchner Kammerspiele im

Schauspielhaus an der Maximilianstraße, wo sie die Rolle der um ihren Hund kämpfenden Frau

Vogl in der Komödie „Sturm im Wasserglas“ schlüpft. Liesl Karlstadt vertritt Therese Giehse, die

zu diesem Zeitpunkt ein Engagement in Berlin hat.

15. Dezember 1930 – Johannes Hoffmann stirbt nach einer Operation in Berlin

Berlin * Johannes Hoffmann, der ehemalige bayerische Ministerpräsident, stirbt nach einer
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Operation in Berlin. 

1931 – Die Tierpark Aktiengesellschaft kauft das Tierparkgelände

München-Giesing * Die „Münchner Tierpark Aktiengesellschaft“ kann das Tierparkgelände

käuflich von der Stadt erwerben.   Hellabrunn ist nach dem Berliner Zoo der zweitgrößte

Deutschlands. 

1931 – Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund führt an

Berlin * Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund - NSDStB übernimmt in der

Deutschen Studentenschaft, dem Dachverband der Allgemeinen Studentenausschüsse, die

Führung. 

30. Juni 1931 – Preußen schließt wegen Geldmangel seine Münchner Gesandtschaft

Berlin - Lehel * Wegen der Weltwirtschaftskrise schließt Preußen aus Geldmangel seine

Münchner Gesandtschaft.

1. Juli 1931 – Cenovis erhält positive Bewertung für öffentliche Aufträge

Berlin - München * Die Berliner Industrie- und Handelskammer holt Auskünfte über die

Cenovis-Werke ein, um deren Eignung für Lieferungen an Behörden zu prüfen. In der Antwort

wird das Unternehmen als leistungsfähig und zuverlässig bewertet und ausdrücklich für

öffentliche Aufträge empfohlen. Als Generaldirektor steht Dr. Julius Schülein an der Spitze des

Unternehmens, das eng mit der traditionsreichen Münchner Brauereifamilie Schülein verbunden

ist.

8. Dezember 1931 – Die Reichsfluchtsteuer wird eingeführt

Berlin - München-Bogenhausen * Die Reichsfluchtsteuer wird eingeführt, um die Kapitalflucht

während der Weltwirtschaftskrise zu verhindern.
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20. Juli 1932 – Es kommt zum sogenannten Preußenstaatsstreich

Berlin * An diesem Tag kommt es zum sogenannten Preußenstaatsstreich. Mit Vollmacht des

Reichspräsidenten Paul von Hindenburg setzt Reichskanzler Franz von Papen die

sozialdemokratische Preußische Staatsregierung ab und ernennt sich selbst zum

Reichskommissar für Preußen.     Die preußischen Ministerien werden durch die

Reichswehr besetzt und die Minister unter Gewaltandrohung aufgefordert, ihre Amtsräume zu

verlassen. Preußen erhält den Status eines Reichslandes, das ohne eigene Regierung, von der

Reichsregierung mit der linken Hand mitregiert wird. Das bedeutet das Ende der staatlichen

Eigenexistenz Preußens, womit die diplomatische Vertretung an der Prinzregentenstraße

überflüssig geworden ist.    Die Schack-Galerie wird seither - bis zum Jahr 1939 - von der Berliner

Schlösserverwaltung betreut. Mit dem Verschwinden der Preußischen Gesandtschaft geht aber

auch ein Stück bayerische Eigenständigkeit verloren.

20. August 1932 – Karl Gandorfer stirbt im Berliner Reichstag

Berlin * Karl Gandorfer stirbt während einer Rede im Reichstag in Berlin. 

28. September 1932 – Der Zwickelerlass regelt das öffentliche Baden

Berlin * Ein Erlass des preußischen Innenministeriums regelt das öffentliche Baden. Er wird auch

Zwickelerlass genannt, weil das Wort Zwickel [Stoffeinsatz im Schritt] häufig vorkommt. Der

Grund liegt in der immer knapper werdenden Badebekleidung der Frauen in den 1920er Jahren.  

      Paragraph 1 regelt demzufolge auch, dass das Baden in anstößiger Badekleidung verboten

ist.     Das Öffentliche Nacktbaden wird generell untersagt.     „Frauen dürfen öffentlich nur baden,

falls sie einen Badeanzug tragen, der Brust und Leib an der Vorderseite des Oberkörpers

vollständig bedeckt, unter den Armen fest anliegt sowie mit angeschnittenen Beinen und einem

Zwickel versehen ist. Der Rückenausschnitt des Badeanzugs darf nicht über das untere Ende der

Schulterblätter hinausgehen.“   „Männer dürfen öffentlich nur baden, falls sie wenigstens eine

Badehose tragen, die mit angeschnittenen Beinen und einem Zwickel versehen ist. In

sogenannten Familienbädern haben Männer einen Badeanzug zu tragen.“      Der

Zwickelerlass sorgt für große Heiterkeit in der Presse. 

30. Januar 1933 – Beginn der nationalsozialistischen Verfolgung 
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Berlin - Deutsches Reich * Mit der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar

1933 beginnt für die jüdische Bevölkerung Deutschlands eine neue Phase der Ausgrenzung und

Verfolgung. Antisemitische Diskriminierung, die bereits zuvor das öffentliche Leben prägt, wird

nun zur staatlichen Politik. In den folgenden Jahren werden jüdische Bürger systematisch

entrechtet, aus dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben verdrängt und zunehmend

Gewalt und Terror ausgesetzt.   Auch für die Münchner Juden verschärft sich die Lage rasch. Die

nationalsozialistische Machtübernahme markiert den Beginn einer Entwicklung, die über

Entrechtung, Enteignung und Verfolgung schließlich in Deportation und Ermordung mündet.

30. Januar 1933 – Machtübernahme: Adolf Hitler wird Reichskanzler

Berlin * Der Tag der sogenannten Machtübernahme. Adolf Hitler wird

vom Reichspräsidenten Paul Ludwig Hans Anton von Beneckendorff und von Hindenburg zum

Reichskanzler ernannt. Er leitet eine Koalitionsregierung bestehend aus NSDAP, DNVP und

Stahlhelm.

1. Februar 1933 – Auflösung des Reichstags durch die Reichsregierung

Berlin * Auflösung des Reichstags&nbsp;durch die zwei Tage&nbsp;zuvor ernannte

Reichsregierung.

2. Februar 1933 – Demonstrationsverbot der Kommunisten in Preußen

Berlin * Das Demonstrationsverbot der Kommunisten&nbsp;in Preußen wird eingeführt.

21. Februar 1933 – Hermann Göring will SPDler durch „national gesinnte“ Beamte ersetzen

Berlin * Hermann Göring will in den Polizeiverwaltungen in Preußen SPD-Mitglieder durch

„national gesinnte“ Beamte ersetzen.

27. Februar 1933 – Der Reichstag brennt

Berlin * In der Nacht vom 27. zum 28. Februar 1933 brennt der Reichstag in Berlin ab.
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28. Februar 1933 – Die Reichstagsbrandverordnung wird erlassen

Berlin * Die Verordnung des Reichspräsidenten Hindenburg „Zum Schutz von Volk und Staat“, die

sogenannte Reichstagsbrandverordnung wird erlassen. Damit werden unter anderem

Grundrechte außer Kraft gesetzt und willkürliche polizeiliche Schutzhaft ohne richterliche

Kontrolle ermöglicht.

5. März 1933 – NSDAP erreicht bei der Reichstagswahl nur 43,9 Prozent

Deutsches Reich - Berlin * Trotz NS-Terror und verfassungswidriger Behinderung von KPD, SPD

und Zentrum erreicht die NSDAP nur 43,9 Prozent. Es reicht aber für eine knappe absolute

Mehrheit für die Regierungskoalition aus NSDAP, DNVP und „Stahlhelm“.

7. März 1933 – Das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums

Berlin * Mit dem Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums wird die Möglichkeit

geschaffen, ein Verfahren zur politischen Überprüfung bei Versetzungen oder Berufungen in

Gang zu setzen. 

12. März 1933 – Die Hakenkreuzfahne wird zur Reichsflagge

Berlin * Die Hakenkreuzfahne wird zur Reichsflagge.

13. März 1933 – Päpstlicher Dank an Adolf Hitler

Rom-Vatikan - Berlin * Papst Pius XI. drückt Adolf Hitler öffentlich seinen Dank dafür aus, dass er

als erster Staatsmann klar und deutlich vom Bolschewismus&nbsp;abgerückt ist.&nbsp;

17. März 1933 – Gründung der SS-Leibstandarte Adolf Hitler

Berlin * Die&nbsp;SS-Leibstandarte Adolf Hitler wird gegründet.&nbsp;

20. März 1933 – Abschluss des Kokordats des Reichs-Konkordats
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Berlin - Rom-Vatikan * Abschluss des Kokordats&nbsp;zwischen dem Deutschen

Reich&nbsp;und dem Vatikan.&nbsp;

23. März 1933 – Steuergesetze werden nicht mehr parlamentarisch beraten

Berlin - München-Bogenhausen * Mit dem Ermächtigungsgesetz werden Steuergesetze nicht

mehr parlamentarisch beraten. 

23. März 1933 – Das Christentum als unerschütterliche Grundlage des Dritten Reiches

Berlin * Adolf Hitler stellt in seiner Regierungserklärung fest, dass die Reichsregierung&nbsp;im

Christentum&nbsp;die „unerschütterliche Grundlage des Dritten Reiches“ erblicke.&nbsp;

24. März 1933 – Der Reichstag beschließt das sogenannte Ermächtigungsgesetz

Berlin * Der Reichstag beschließt - nach der Aberkennung der Reichstagsmandate der KPD und

mit den Gegenstimmen der SPD das Gesetz zur Behebung der Not im Volk und Staat, das

sogenannte Ermächtigungsgesetz. Für das Gesetz stimmen

die Reichstagsfraktionen der NSDAP, DNVP, des Zentrums, der Bayerischen Volkspartei - BVP,

DVP und DStP.    Nach Inkrafttreten des Gesetzes wird kein Steuergesetz mehr parlamentarisch

beraten und beschlossen.

29. März 1933 – Die Nazis führen die Vollstreckungsmethode des Erhängens wieder ein

Berlin * Die nationalsozialistische Regierung führt die Vollstreckungsmethode&nbsp;des

Erhängens&nbsp;wieder ein.

29. März 1933 – Ein Ministerialerlass mit Auswirkungen auf die Arbeiter-Sportvereine

Berlin * Ein Ministerialerlass&nbsp;- „betr. Verbot marxistischer Organisationen“ -

ergeht.&nbsp;Er hat auch Auswirkungen auf die Arbeiter-Sportvereine.&nbsp;

1. April 1933 – Die NSDAP ruft zum reichsweiten „Judenboykott“ auf
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Berlin * Die NSDAP ruft zum reichsweiten „Judenboykott“ auf.&nbsp;Über 600 jüdische Firmen in

München werden boykottiert, „zum Schutz der Inhaber und zur Belehrung des Publikums durch

Posten gesichert und durch Plakatierung gekennzeichnet“.&nbsp;Der reichsweite „Boykott

jüdischer Geschäfte“ dauert bis zum 3. April an.

6. April 1933 – „Für volksbewusstes Denken und Fühlen im deutschen Schrifttum“

Berlin * Die „Deutsche Studentenschaft“, der Dachverband der „Allgemeinen

Studentenausschüsse“, wirbt bei den Studenten der einzelnen Hochschulen per Rundschreiben

zur Mitarbeit an einer vierwöchigen Aktion „gegen den jüdischen Zersetzungsgeist und für

volksbewusstes Denken und Fühlen im deutschen Schrifttum“. 

7. April 1933 – Das „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“

Berlin * Das „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“&nbsp;tritt in Kraft.&nbsp;Es

ermächtigt die neuen Machthaber zur Entlassung oder Zwangspensionierung politisch

„unzuverlässiger Elemente“ und von Beamten jüdischer Herkunft.

10. April 1933 – Die Voraussetzungen für die „Bücherverbrennungen“ werden geschaffen

Berlin * Der nationalsozialistisch orientierte Bibliothekar Dr. Wolfgang Herrmann erstellt im

Auftrag des „Verbandes Deutscher Volksbibliothekare“ Listen, die die Grundlage für die

„Bücherverbrennungen“ liefern.&nbsp;Sie werden am 26. April in der „Berliner Illustrierten

Nachtausgabe Nr. 97“ abgedruckt.&nbsp;

10. April 1933 – Franz Xaver Ritter von Epp wird Reichsstatthalter von Bayern

Berlin - München * Franz Xaver Ritter von Epp wird durch Reichspräsident&nbsp;Paul von

Hindenburg zum Reichsstatthalter von Bayern&nbsp;ernannt.

13. April 1933 – „Wider den undeutschen Geist!“

Berlin * Die Deutsche Studentenschaft&nbsp;gibt ihre Thesen „Wider den undeutschen Geist!“
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heraus.&nbsp;Darin wird unter anderem den Juden der Gebrauch der deutschen Sprache

untersagt. Denn:       „Der Jude kann nur jüdisch denken“. Und weiter: „Schreibt er deutsch, dann

lügt er“.   „Der Deutsche, der deutsch schreibt, aber undeutsch denkt, ist ein Verräter!“

26. April 1933 – Die Bücherverbrennungs-Listen werden veröffentlicht

Deutsches Reich * In der Berliner Illustrierten Nachtausgabe Nr. 97 werden die vom

nationalsozialistisch orientierte Bibliothekar Dr. Wolfgang Herrmann erstellten Listen abgedruckt

und den Studentenschaften von ihrem Dachverband zugänglich gemacht. Die Listen bilden die

Grundlage für die Bücherverbrennungen.

10. Mai 1933 – Das Vermögen der SPD wird beschlagnahmt

Berlin * Das gesamte Vermögen der SPD wird beschlagnahmt. 

12. Mai 1933 – Oskar Maria Graf veröffentlicht: „Verbrennt mich! - Ein Protest“

Wien * Oskar Maria Graf veröffentlicht in der marxistischen Wiener Arbeiter-Zeitung unter der

Überschrift „Verbrennt mich! - Ein Protest“ seine Nachverbrennung.      „Laut ‚Berliner

Börsencourier‘ stehe ich auf der ‚weißen Autorenliste‘ des neuen Deutschlands, und alle meine

Bücher, mit Ausnahme meines Hauptwerkes ‚Wir sind Gefangene‘, werden empfohlen:  Ich bin

also dazu berufen, einer der Exponenten des ‚neuen‘ deutschen Geistes zu sein!    Vergebens

frage ich mich: Womit habe ich diese Schmach verdient?     [...] Nach meinem ganzen Leben und

nach meinem ganzen Schreiben habe ich das Recht zu verlangen, dass meine Bücher der reinen

Flamme des Scheiterhaufens überantwortet werden und nicht in die blutigen Hände und die

verdorbenen Hirne der braunen Mordbanden gelangen.  Verbrennt die Werke des deutschen

Geistes!  Er selbst wird unauslöschlich sein wie eure Schmach!“     Oskar Maria Graf

15. Mai 1933 – Den Nationalsozialisten sind die Kaufhäuser ein Dorn im Auge

Berlin * Den Nationalsozialisten sind die Kaufhäuser als „Prototypen wurzellosen kapitalistischen

Gewinnstrebens“ ein Dorn im Auge. Adolf Hitler erlässt eine „Errichtungs- und Erweiterungssperre

für Warenhäuser“. Die Gewerbekapitalsteuer für solche Unternehmen verdoppelt sich in dieser

Zeit.  Vor den Kaufhäusern verteilen Nazis Flugblätter mit Boykottaufrufen. Sprechchöre
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verkünden: „Wer im Warenhaus kauft, ist ein Lump!“ Selbst die Kaufhaus-Verkäuferinnen sind

von den brauen Machthabern nicht gerne gesehen, weil die materielle Abhängigkeit von

männlichen Vorgesetzten und der stete Kontakt mit einem anonymen Publikum ihre Tugend

überfordern könnte. Außerdem verlockt die Atmosphäre der Kaufhäuser zu „Vergnügungs- und

Putzsucht“.    Vor allem aber fürchtet die NSDAP, dass sich durch diesen neuen Frauenberuf die

„selbstbewusste, unabhängige, arbeitende Frau“ emanzipieren und „Mutterschaft und Haushalt“

nicht mehr als das erstrebenswerte Ziel ansehen könnte. 

1. Juni 1933 – Gesetz zur Minderung der Arbeitslosigkeit

Berlin * Das Gesetz zur Minderung der Arbeitslosigkeit stellt die Mittel für die Instandsetzung

öffentlicher Gebäude in Aussicht. Sie stammen aus dem Aufkommen der Spenden zur Förderung

der nationalen Arbeit, der sogenannten Reinhardt-Spende, nach dem Staatssekretär im

Reichsfinanzministerium, Fritz Reinhardt benannt.

22. Juni 1933 – Die SPD wird reichsweit verboten

Berlin * Die SPD wird im gesamten Reich verboten. Die Mandate der SPD-Abgeordneten

erlöschen damit. 

8. Juli 1933 – Das Konkordat wird paraphiert

Rom-Vatikan - Berlin * Das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen

Reich wird paraphiert. 

14. Juli 1933 – Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses

Berlin * Im Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses bestimmten die Nationalsozialisten,

dass Menschen in acht Krankheitsfällen - auch gegen ihren Willen - sterilisiert, also

unfruchtbar gemacht werden können. Die aufgeführten Krankheiten sind:        angeborener

Schwachsinn,   Schizophrenie,   manisch-depressives Irresein,   Epilepsie,   Veitstanz,   erbliche

Blindheit und Taubheit und   schwere körperliche Mißbildungen.      Außerdem können Personen,

die an schwerem Alkoholismus leiden, unfruchtbar gemacht werden.    In den Jahren von 1933

bis 1945 werden aufgrund dieses Gesetzes circa 400.000 Männer und Frauen mit erblichen

Münchner Zeitensprünge Seite 189/221



Krankheiten sterilisiert. Nach den Grundsätzen nationalsozialistischer

Erbgesundheitspflege gehört die Maßnahme der Sterilisation zur künstlichen Ausmerze, die bis

zur Vernichtung lebensunwerten Lebens geht.

20. Juli 1933 – Das Konkordat wird ratifiziert

Rom-Vatikan - Berlin * Das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen

Reich wird vom - katholischen - Vizekanzler Franz von Papen und vom

Kardinalstaatssekretär Eugenio Pacelli im Vatikan unterzeichnet.       Das Vertragswerk bestätigt

die bestehenden Länderkonkordate mit Bayern, Preußen und Baden und   den Fortbestand der

katholischen theologischen Fakultäten an den Universitäten,   sichert den katholischen

Religionsunterricht an allen Schularten und   die Beibehaltung und Neueinrichtung von

Bekenntnisschulen,   die Freiheit des Bekenntnisses und   der öffentlichen Ausübung der

Religion,   den staatlichen Schutz für Geistliche,    den Schutz des Beichtgeheimnisses und   den

Schutz der katholischen Organisationen.    Außerdem wird die Militärseelsorge und   das eigene

kirchliche Steuerrecht garantiert.        Die Kirche gesteht hingegen den neuen Machthabern nur

wenig zu:       Entpolitisierung des Klerus,   Treueeid der Bischöfe gegenüber dem Deutschen

Reich und seinen verfassungsmäßig gebildeten Regierungen.      Die Reichsregierung macht der

Kirche sehr große Zugeständnisse mit dem Ziel, internationale Anerkennung zu erhalten und die

deutschen Katholiken für die Bewegung zu gewinnen, solange deren Macht noch nicht gefestigt

ist.       Keine der anderen neunzehn Weimarer Regierungen, auch nicht die Koalitionen mit

Zentrumsbeteiligung, war der katholischen Kirche so weit entgegengekommen. 

22. Juli 1933 – Reichskanzler Hitler unterstützt die Deutschen Christen

Berlin * Noch am Vorabend der Kirchenwahlen macht Hitler in einer Rundfunkrede klar, was die

evangelischen Christen zu wählen haben:    „Die Kräfte einer lebendigen Bewegung. Diese Kräfte

sehe ich in jenem Teil des evangelischen Kirchenvolkes in erster Linie versammelt, die als

Deutsche Christen bewusst auf den Boden des NS-Staates getreten sind“.

23. August 1933 – Lion Feuchtwanger wird die deutsche Staatsangehörigkeit aberkannt

Berlin * Lion Feuchtwanger wird die deutsche Staatsangehörigkeit aberkannt. 
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10. September 1933 – Das Konkordat mit dem Heiligen Stuhl tritt in Kraft

Rom-Vatikan - Berlin * Das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen

Reich tritt in Kraft. 

27. November 1933 – Uraufführung des Valentin-Karlstadt-Films „Die Orchesterprobe

Berlin * Uraufführung des Valentin-Karlstadt-Films „Die Orchesterprobe" in Berlin im

Beiprogramm zu „Glückliche Reise“.

30. Januar 1934 – Das Erziehungsministerium wird neu strukturiert

Berlin - München-Haidhausen * Mit dem Gesetz über den Neuaufbau des Reiches wird auch das

Erziehungsministerium neu strukturiert.

11. April 1934 – Filmpremiere des Valentin-Karlstadt-Films „Der Theaterbesuch“

Berlin * Uraufführung des Valentin-Karlstadt-Films „Der Theaterbesuch“ im Primus Palast&nbsp;in

Berlin als Beiprogramm zu „Achtung, wer kennt diese Frau“.

17. April 1934 – Premiere des Valentin-Karlstadt-Films „Es knallt“

Berlin * Uraufführung des Valentin-Karlstadt-Films „Es knallt“ im „Atrium" in Berlin im

Beiprogramm zu „Die vertauschte Braut".

8. Mai 1934 – Geschwindigkeitsbegrenzungen werden aufgehoben

Berlin - Deutsches Reich * Mit der Reichs-Straßenverkehrsordnung werden alle Bestimmungen

über Geschwindigkeitsbegrenzungen aufgehoben. Damit soll der Autoabsatz angekurbelt

werden. 

18. Mai 1934 – Die Reichsfluchtsteuer wird drastisch verschärft
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Berlin - München-Bogenhausen * Die Reichsfluchtsteuer wird drastisch verschärft. Jüdische

Emigranten wird eine Befreiung verwehrt. Die Steuer wandelt sich von einer Krisenmaßnahme

gegen Kapitalflucht zu einem Instrument der Enteignung.

29. Mai 1934 – Premiere des Valentin-Karlstadt-Films „Im Schallplattenladen“

Berlin * Der Valentin-Karlstadt-Film „Im Schallplattenladen“ wird in Berlin im Primus-Palast und im

Titania-Palast im Beiprogramm zu „Bei der blonden Kathrein“ uraufgeführt.

September 1934 – Die Bräurosl erhält zwei beleuchtete Glastürme

München-Theresienwiese * Die Bräurosl erhält mit ihrer neuen Heustadl-Fassade zwei

beleuchtete Glastürme, die an die Pylonen des Berliner Olympiastadions erinnern.

20. September 1934 – Studenten sollen im Kameradschaftshaus wohnen

Berlin - München-Haidhausen * Der Reichsführer der Deutschen Studentenschaft ordnet an, dass

zur weltanschaulich einheitlichen Erziehung des akademischen Nachwuchses, den er „als

revolutionären Stoßtrupp des Nationalsozialismus an den Hochschulen“ sieht, jeder

Studienanfänger des kommenden Wintersemesters  die beiden ersten Semester an derselben

Hochschule hören und dabei in einem von der Deutschen Studentenschaft anerkannten

Kameradschaftshaus wohnen soll.

10. Oktober 1934 – Angst um den Weiterbetrieb der Stiftung Maximilianeum

Berlin - München-Haidhausen * Das Kuratorium beim Kultusministerium stellt den Antrag auf

Anerkennung der Stiftung Maximilianeum als studentisches Kameradschaftshaus. Man

befürchtet, dass sonst der Weiterbetrieb der Stiftung gefährdet sei, nachdem die Universitäten

und Fakultäten bereits Ende 1933 nach dem Führerprinzip reorganisiert worden waren und

dadurch ernannte Rektoren und Dekane erhielten, womit zugleich die Selbstverwaltung durch

den Senat ausgeschaltet wurde.   Im Zuge dieser Maßnahmen kam es zu umfangreichen

politisch motivierten Säuberungen des Personalstamms. Für die Entlassenen wurden junge

Nationalsozialisten strategisch platziert. 
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14. Oktober 1934 – Auslegung der Steuergesetze nach nationalsozialistischer Weltanschauung

Berlin - München-Bogenhausen * Staatssekretär Fritz Reinhardt initiiert das

Steueranpassungsgesetz, das vorschreibt, Gesetze „nach nationalsozialistischer

Weltanschauung“ auszulegen. Damit ist es möglich, auch gegen den Wortlaut älterer

Steuergesetze zu entscheiden. Grundsätze wie Gleichbehandlung der Steuerpflichtigen und

Leistungsbezogenheit der Steuerbemessung werden aufgehoben.     Unter Berufung auf die

angebliche Nichtzugehörigkeit der Juden zur deutschen Volksgemeinschaft verweigert man ihnen

gesetzlich zustehende Steuervergünstigungen.      

28. Oktober 1934 – Der Reichsminister nur für freiwillige Aufnahme im Kameradschaftshaus

Berlin - München-Haidhausen * Reichsminister Bernhard Rust verwässert das strikte Programm

des Studentenschaftsführers. Er war zwar auch dafür, dass ein möglichst großer Anteil junger

Studenten im Kameradschaftshaus erzogen werden soll, doch habe dieser Beitritt grundsätzlich

freiwillig zu erfolgen. Keine Verbindung dürfe gezwungen werden, ein Kameradschaftshaus im

Sinne nationalsozialistischer Erziehung zu werden. 

9. November 1934 – Karl Valentin schreibt an den Präsidenten der Reichsfilmkammer

München - Berlin * In einem Brief an den Präsidenten der Reichsfilmkammer schreibt Karl

Valentin, dass es „1927 einem gewissen Walter Jerven (richtiger Name: Samuel Wucherpfennig)

[gelang], das Bankhaus Löwenthal und Walther zur Finanzierung eines Valentin-Films ‚Der

Sonderling‘ heranzuziehen“.    Aufgrund der Zeilen musste der Angegriffene, der eigentlich

Wilhelm Wucherpfennig hieß und sich 1924 in Walter Jerven umbenannte, seine arische

Abstammung nachweisen. Zum Glück war das für ihn kein Problem, denn sonst hätte er mit

Konsequenzen rechnen müssen. 

16. November 1934 – Hitler entmachtet die Deutsche Studentenschaft

Berlin - München-Haidhausen * Reichskanzler Adolf Hitler überträgt auf Antrag des

Reichserziehungsministers Bernhard Rust dem Nationalsozialistischen Deutschen

Studentenbund die gesamte politisch-weltanschauliche Erziehung der Studentenschaft und

entmachtet damit faktisch die Deutsche Studentenschaft.   Damit ist der Antrag des Kuratoriums

auf Anerkennung der Stiftung Maximilianeum als studentisches Kameradschaftshaus
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gegenstandslos geworden.

14. Dezember 1934 – Uraufführung des Valentin-Karlstadt-Films „Der Firmling“

Berlin * Premiere des Valentin-Karlstadt-Films „Der Firmling“ im Ufa-Pavillon am Nollendorfplatz

in Berlin, im Beiprogramm zu „Schach der Eva“.

1935 – Der Reichsfinanzhof als Gehilfe des Finanzministeriums

Berlin - München-Bogenhausen * Der einflussreiche Staatssekretär Fritz Reinhardt fordert, der

Reichsfinanzhof soll nur noch als Gehilfe des Finanzministeriums bei der Auslegung der

Steuergesetze wirken.    

Februar 1935 – Eine politisch motivierte Säuberung des Kuratoriums

Berlin - München-Haidhausen * Das Kultusministerium teilt dem Kuratoriumsvorsitzenden mit,

dass „eine Umbildung, insbesondere Verjüngung des Kuratoriums“ bevorsteht. Seine

Neubesetzung mit parteinahen Nationalsozialisten ist die Grundvoraussetzung für die

anschließende Verdrängung des Stiftungsvorstands des Maximilianeums, Professor Hans

Rheinfelder. Es folgt eine politisch motivierte Säuberung des Kuratoriums. Man will mindestens

drei Mitglieder dieses Gremiums vorzeitig ihres Amtes entheben. Das geht aber nur, wenn die

Betroffenen von sich aus ihren Rücktritt erklären.     Anton Dyroff und Walter Lotz sind bereits

über 68 Jahre alt und sollen deshalb aus Altersgründen pensioniert werden.   Wilhelm Freiherr

von Pechstein vertritt eine konservative, strikt gegen den Nationalsozialismus und besonders

seine Kirchenpolitik gerichtete Einstellung.   Hinzu kommt später noch Aloys Fischer, der mit einer

nichtarischen Frau verheiratet ist.

1. April 1935 – Die Deutsche Gemeindeordnung tritt in Kraft

Berlin * Die Deutsche Gemeindeordnung&nbsp;tritt in Kraft.&nbsp;Die Stadträte&nbsp;heißen

seither Ratsherren.

2. Juni 1935 – Wohnungskündigungen gegenüber jüdischen Mietern sind möglich
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Berlin * Wohnungskündigungen gegenüber jüdischen Mietern sind möglich.

25. Juni 1935 – Ein Sicherheits- und Hilfsdienst wird eingerichtet

Berlin * Das Luftschutzgesetz verpflichtet alle Deutschen zu „Dienst- und Sachleistungen sowie

zu sonstigen Handlungen, Duldungen und Unterlassungen [...], die zur Durchführung des

Luftschutzes erforderlich sind“. In Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern muss ein

Sicherheits- und Hilfsdienst unter der Leitung des Polizeipräsidenten aufgestellt werden. Er erhält

später den Namen Luftschutzpolizei.     Die Feuerwehr untersteht somit bei kriegsbedingten

Einsätzen dem örtlichen Luftschutzleiter, bei „normalen“ - friedensmäßigen - Einsätzen ist

weiterhin der Oberbürgermeister ihr höchster Dienstvorgesetzter in der Stadt.

4. August 1935 – München wird „Hauptstadt der Bewegung“

Berlin - München * Adolf Hitler erklärt München zur „Hauptstadt der Bewegung“. a

17. August 1935 – Anfertigung einer zentralen Judenkartei durch die Gestapo

Berlin * Anfertigung einer zentralen Judenkartei durch die Geheime Staatspolizei - Gestapo.

18. Oktober 1935 – Das Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes

Berlin * Das Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes, auch

Ehegesundheitsgesetz genannt, wird verkündet. Es soll alle - nach Ansicht der

Nationalsozialisten unerwünschten und nach ihrer Auffassung minderwertigen

Nachkommen verhindern.    Das Gesetz verbietet in einer Reihe von Fällen die

Eheschließung. Deshalb müssen die Verlobten vor der Eheschließung „durch ein Zeugnis des

Gesundheitsamtes [Ehetauglichkeitszeugnis] nachweisen, daß ein Ehehindernis nach § 1 nicht

vorliegt“.       Als Ehehindernis gilt, wenn einer der Partner an einer mit Ansteckungsgefahr

verbundenen Krankheit leidet, die nach nationalsozialistischer Ansicht eine erhebliche

gesundheitliche Schädigung des Partners oder der Nachkommen befürchten ließ.   Darüber

hinaus wurde mit dem Ehetauglichkeitszeugnis bescheinigt, dass die Eheschließung nicht gegen

das Blutschutzgesetz verstößt.   Das Ehegesundheitsgesetz schreibt ja vor: „Eine Ehe soll ferner

nicht geschlossen werden, wenn aus ihr eine die Reinhaltung des deutschen Blutes gefährdende
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Nachkommenschaft zu erwarten ist.“   Damit ist nicht nur das Verbot der Ehe zwischen

Juden und Nicht-Juden gemeint, sondern nach dem Gesetzeskommentar auch die

Verheiratungen mit „Negern und Zigeunern“.      Später wird die Vorschrift noch auf die

Eheschließung zwischen Deutschen und Angehörigen osteuropäischer Volker ausgedehnt.

1. Dezember 1935 – Erneutes Gastspiel im Berliner im „Kabarett der Komiker“

Berlin * Karl Valentin und Liesl Karlstadt absolvieren bis 12. Dezember im „Kabarett der Komiker“

in Berlin ein Gastspiel.

12. Dezember 1935 – Der Lebensborn e.V. wird in Berlin gegründet

Berlin * Der Lebensborn e.V. wird auf Veranlassung des Reichsführers SS, Heinrich Himmler, in

Berlin gegründet und ist von Anfang an in die nationalsozialistische Rassenpolitik eingebunden.

Himmler will die „erbgesundheitlich wertvolle Sippe deutscher nordisch bestimmter Art“ erhalten

und vermehren, wobei die SS die „Elite des Herrenvolkes“ der Deutschen werden soll.     Der

Gedanke des „guten Blutes“ basiert auf der nationalsozialistischen Rassenkunde und der

Gedankenwelt des Sozialdarwinismus, in der behauptet wird, es gibt minderwertige Rassen und

eine hochwertige, die nordische Rasse, zu der die Mehrheit der Deutschen zu zählen sei.

20. Dezember 1935 – Premiere des Films „Kirschen in Nachbars Garten“

Berlin * Die Premiere des unter Beteiligung von Karl Valentin und Liesl Karlstadt gedrehten Films

„Kirschen in Nachbars Garten“ findet im Titania-Palast in Berlin statt.

1936 – Heinrich Himmler bestimmt die Aufgaben des Lebensborn e.V.

Berlin * Heinrich Himmler bestimmt die Aufgaben des Lebensborn e.V. im Detail.     Mindestens

vier Kinder sollen in jeder SS-Familie aufwachsen, da die „Frage vieler Kinder [...] nicht

Privatangelegenheit des einzelnen, sondern Pflicht gegenüber seinen Ahnen und unserem Volk“

ist. „Falls unglückliche Schicksalsumstände der Ehe eigene Kinder versagen, soll jeder SS-Führer

rassisch und erbgesundheitlich wertvolle Kinder annehmen und sie im Sinne des

Nationalsozialismus erziehen [...]“.     Punkt 2 bestimmt als Aufgabe des Vereins: „Rassisch und

erbbiologisch wertvolle werdende Mütter unterzubringen und zu betreuen, bei denen nach
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sorgfältiger Prüfung der eigenen Familie und der Familie des Erzeugers [...] anzunehmen ist, daß

gleich wertvolle Kinder zur Welt kommen“.     Wenn schwangere Frauen nachweisen können,

dass unter ihren Vorfahren keine Juden sind, und wenn ihnen zudem SS-Ärzte ihre sogenannte

erbbiologische Gesundheit bestätigen, wird ihnen - um eine Abtreibung zu verhindern - die

Aufnahme in ein Entbindungsheim des Lebensborn e.V. versprochen.     Die Verwirklichung der

rassischen Komponente der NS-Weltanschauung zielt auf die Ablösung der alten

Führungsschichten durch eine neue, biologisch geformte nationalsozialistische Elite.

Januar 1936 – Karl Valentin und Liesl Karlstadt geben ein Gastspiel in Berlin

Berlin * Karl Valentin und Liesl Karlstadt geben ein Gastspiel im Berliner „Kabarett der Komiker“.

Sie spielen: „Im Photoatelier“, „Im Senderaum“ und „Theater in der Vorstadt“ (= „Tingeltangel“). 

August 1936 – Der Erich-Engels-Spielfilm „Donner, Blitz und Sonnenschein“ entsteht

Berlin-Marienfelde * Im „Terra-Atelier“ in Berlin-Marienfelde entsteht der Erich-Engels-Spielfilm

„Donner, Blitz und Sonnenschein“ unter Beteiligung von Karl Valentin als Schneidermeister

Huckebein und Liesl Karlstadt in der Rolle seiner Frau Barbara.

August 1936 – Der Valentin-Karlstadt-Film „Die Erbschaft“ wird von der Zensur verboten

Berlin * Der Valentin-Karlstadt-Film „Die Erbschaft“ wird von der NS-Filmzensur wegen

„Elendstendenzen“ verboten.

24. August 1936 – Wilhelm Müller tritt als Maximilianeums-Stiftungsvorstand zurück

München-Haidhausen - Berlin * Regierungsrat Wilhelm Müller verlässt München und wechselt

direkt ins Reichsfinanzministerium.

21. September 1936 – Der Valentin-Karlstadt-Kurzfilm „Die Erbschaft“ wird verboten

Berlin • Der Valentin-Karlstadt-Kurzfilm „Die Erbschaft“ wird von der nationalsozialistischen

Zensur wegen „Elendstendenzen“ verboten. 
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4. Oktober 1936 – Der Übertritt von Juden zum Christentum hat rassisch keine Bedeutung

Berlin * Der Übertritt von Juden zum Christentum hat laut Erlass des

Reichsinnenministeriums keine Bedeutung für die Rassenfrage.

1937 – Planungen für die U-Bahn werden wieder aufgenommen

München * Die Hauptstadt der Bewegung wendet sich an die Siemens Bauunion GmbH, die

bereits 1919 für ein Münchner U-Bahn-Projekt geworben hat. Die Berliner bekommen den

Auftrag. 

7. April 1937 – Pater Rupert Mayer erhält Redeverbot für das gesamte Reichsgebiet

Berlin * Pater Rupert Mayer erhält Redeverbot für das gesamte Reichsgebiet wegen

„staatsabträglichen Reden“ durch das Reichssicherheitshauptamt&nbsp;in Berlin.

28. April 1937 – Mögliche Emigranten sind bei der Finanzbehörde anzuzeigen

Berlin * Die Polizeidienststellen werden verpflichtet, Personen, die einer geplanten Emigration

verdächtigt werden, der Finanzbehörde anzuzeigen.

12. Juni 1937 – Jüdische Rasseschänder müssen ins Konzentrationslager

Berlin * Durch einen Geheimerlass des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, Reinhard

Heydrich, werden „jüdische Rasseschänder“ und Partnerinnen in „rassenschänderischen

Beziehungen“ nach Verbüßung der Haftstrafe in ein Konzentrationslager eingewiesen.

25. August 1937 – Die Zuständigkeiten der Scharfrichter werden neu festgelegt

Berlin * Die Zuständigkeiten der Scharfrichter im Deutschen Reich werden neu festgelegt. Es gibt

reichsweit drei Scharfrichter.

11. November 1937 – Die Thomas-Mann-Villa wird dem Lebensborn übergeben
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München-Bogenhausen * Die ehemalige Thomas-Mann-Villa in der Poschingerstraße 1 (heute:

Thomas-Mann-Allee 10) wird dem Lebensborn zur Verfügung gestellt. Dieser richtet hier seine

Zentrale ein, nachdem der Vereinssitz von Berlin nach München verlegt wird.

1938 – Existenzvernichtung durch Sondersteuern

Berlin - München-Bogenhausen * Die wirtschaftliche Entrechtung der Juden beginnt mit dem

Entzug von Vergünstigungen und führt über diskriminierende Sondersteuern - wie die

„Judenvermögensabgabe“ von 1938 - zur völligen Existenzvernichtung.     Die Finanzverwaltung

spielt hierbei eine Schlüsselrolle. Mit bürokratischer Präzision vollzieht sie den als „Finanztod“

bezeichneten Prozess. Allein in Bayern werden schätzungsweise 474,4 Millionen Reichsmark

eingezogen. 

März 1938 – Kein Jude darf im Aufsichtsrat tätig sein

Berlin * In einem „Erlaß des Reichswirtschaftsministeriums“ heißt es:    Zur „Voraussetzung für die

Anerkennung als nichtjüdischer Gewerbebetrieb [ist] grundsätzlich zu verlangen, dass auch im

Aufsichtsrat kein jüdisches Mitglied mehr vorhanden ist und dass bezüglich des

Gesellschafterkapitals eine Dreiviertelmehrheit der nichtjüdischen Gesellschafter besteht“.

28. April 1938 – Die geplanten Bauten auf der Theresienwiese werden weggelassen

Berlin - München-Theresienwiese * In einer Anordnung Adolf Hitlers sollen bei der Bekanntgabe

der Bauvorhaben für München „die nur für eine gewisse Zeit, nämlich für Ausstellungszwecke zu

erstellenden Baulichkeiten auf der Wiese im Planbild weggelassen werden“, denn die „Wiese

(gemeint ist natürlich das Oktoberfest) ist für den Münchener etwas Heiliges, mit ihr verbindet sich

eine alte Tradition und an sie darf nicht getastet werden“. 

Mai 1938 – Verhandlungen über den Verkauf von Cenovis-Anteilen beginnen

München-Au - Berlin * Die Cenovis-Werke nehmen Verhandlungen mit der Maggi Gesellschaft

mbH in Berlin über den Verkauf der sich noch in jüdischem Besitz befindlichen

Unternehmensanteile auf. Die Gespräche stehen im Zusammenhang mit dem zunehmenden

wirtschaftlichen Druck auf jüdische Unternehmer und Anteilseigner im nationalsozialistischen
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Deutschland und markieren einen weiteren Schritt bei der Verdrängung jüdischen Eigentums aus

der deutschen Wirtschaft. 

21. Juni 1938 – Maggi übernimmt die jüdischen Anteile an den Cenovis-Werken

München - Berlin * Die bislang in jüdischem Besitz befindlichen Geschäftsanteile der

Cenovis-Werke gehen auf die Maggi GmbH in Berlin über. Die Übertragung erfolgt unter dem

wachsenden Druck der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik und markiert einen weiteren

Schritt bei der Verdrängung jüdischer Eigentümer aus deutschen Unternehmen.

17. August 1938 – Gesetz über die Änderung von Familiennamen und Vornamen

Berlin * Die „Zweite Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Änderung von

Familiennamen und Vornamen“ tritt in Kraft. Die Verordnung beinhaltet eine „Richtlinie über die

Führung von Vornamen“. Darin dürfen neugeborene Juden nur solche jüdische Vornamen führen,

die in einer Liste aufgeführt werden. Juden, die keinen typisch jüdischen Vornamen tragen,

müssen einen zusätzlichen Vornamen annehmen - „Sara“ oder „Israel“. 

5. Oktober 1938 – Die Ausweise der Juden müssen mit einem roten „J“ versehen werden

Berlin * Die Ausweise der Juden müssen mit einem roten „J“ versehen werden.

November 1938 – Ein Bauplatz für den Neubau der evangelischen „Matthäuskirche“

Berlin - München-Ludwigsvorstadt * Adolf Hitler ordnet von Berlin aus den Bauplatz für den

Neubau der evangelischen „Matthäuskirche“ am Sendlinger-Tor-Platz an. 

10. November 1938 – Propagandaminister Joseph Goebbels erlässt einen „Aufruf an Alle!“

Berlin * Propagandaminister Joseph Goebbels erlässt einen „Aufruf an Alle!“. Er lautet:       „Die

berechtigte und verständliche Empörung des deutschen Volkes über den feigen jüdischen

Meuchelmord an einem deutschen Diplomaten in Paris hat sich in der vergangenen Nacht in

umfangreichem Maße Luft verschafft.    In zahlreichen Städten und Orten wurden
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Vergeltungsaktionen gegen jüdische Gebäude und Geschäfte vorgenommen.    Es ergeht

nunmehr an die gesamte Bevölkerung die strenge Aufforderung, von allen weiteren

Demonstrationen und Aktionen gegen das Judentum, gleichgültig welcher Art, sofort abzusehen.  

 Die endgültige Antwort auf das jüdische Attentat in Paris wird auf dem Wege der Gesetzgebung

beziehungsweise der Verordnung dem Judentum erteilt werden.“

12. November 1938 – Hermann Göring erlässt eine Sühneverordnung für Juden

Berlin * Hermann Göring, der Beauftragte für den Vierjahresplan zur Kriegsvorbereitung, erlässt

eine Sühneverordnung, die zur Finanzierung der Aufrüstung gedacht ist.       Die Juden deutscher

Staatsangehörigkeit müssen zusammen eine Milliarde Reichsmark wegen „ihrer feindlichen

Haltung gegenüber dem deutschen Volk und Reich“ zahlen.   Weiterhin werden alle Juden aus

dem deutschen Wirtschaftsleben ausgeschaltet.   Und schließlich gibt es die Verordnung zur

Wiederherstellung des Straßenbildes.   Sie besagt: „Alle Schäden, welche durch die Empörung

des Volkes über die Hetze des internationalen Judentums gegen das nationalsozialistische

Deutschland an jüdischen Gewerbebetrieben und Wohnungen entstanden sind, sind von dem

jüdischen Inhaber oder jüdischen Gewerbetreibenden sofort zu beseitigen.    Die Kosten der

Wiederherstellung trägt der Inhaber der betroffenen jüdischen Gewerbebetriebe und Wohnungen.

Versicherungsansprüche von Juden deutscher Staatsangehörigkeit werden zugunsten des

Reiches beschlagnahmt.“      In München wird eine eigene Arisierungsstelle in der

Widenmayerstraße 27 eingerichtet, die die Enteignung und Gettoisierung der jüdischen

Bevölkerung durchführen soll.

28. November 1938 – Anweisung zur Erfassung der jüdischen Wohnungen

München * Eine Berliner Anweisung zur Erfassung der jüdischen Wohnungen wird in München

unverzüglich umgesetzt. Man ordnet an, eine Namens- und Adressenliste der noch ansässigen

jüdischen Mieter zu erstellen und verpflichtet Hausbesitzer, keine Neuvermietungen an jüdische

Personen ohne städtische Genehmigung abzuschließen.

Dezember 1938 – Die letzte Gastspielreise von Valentin/Karlstadt nach Berlin

Berlin * Karl Valentin und Liesl Karlstadt treten letztmals eine Gastspielreise nach Berlin an. Sie

treten wieder im „Kabarett der Komiker“ auf.
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1. Januar 1939 – Einführung des Arbeitspflichtdienstes für alle Mädchen

Berlin * Der Arbeitspflichtdienst für alle Mädchen unter 25 Jahren wird eingeführt. 

1. Januar 1939 – Juden müssen die zusätzlichen Vornamen „Sara“ oder „Israel“ führen

Berlin * Alle deutschen Juden mussten als zweiten Vornamen „Sara“ oder „Israel“ annehmen und

in ihre Ausweise eintragen lassen. Ab diesem Zeitpunkt mussten sie ihre Briefe mit dem

diskriminierenden Vornamen unterzeichnen, Briefköpfe, Praxisschilder und ähnliches ändern und

ergänzen. Verstöße werden mit Gefängnishaft bestraft. 

24. Januar 1939 – Vorbereitung der Endlösung der Judenfrage

Berlin * Gestapo-Chef Reinhard Heydrich erhält den Auftrag, die „Endlösung der Judenfrage“

vorzubereiten.

28. April 1939 – Hitler kündigt den deutsch-polnischen Nichtangriffspakt

Berlin * Adolf Hitler kündigt den deutsch-polnischen Nichtangriffspakt. 

14. Mai 1939 – Am Muttertag gibt’s den „Karnickelorden“

Berlin * Aus Anlass der Muttertagsfeiern werden erstmals „Ehrenkreuze der deutschen Mutter“ an

kinderreiche Frauen verliehen. Frauen mit vier bis fünf Kindern erhalten den Mutterorden in

Bronze, für mehr als sechs Kinder gibt‘s den Orden in Silber, und für mehr als acht Kinder wird

das Mutterkreuz in Gold vergeben. Die Orden hängen an einem blauen Band mit der Aufschrift:

„Das Kind adelt die Mutter“.     Hinter vorgehaltener Hand wird das  Mutterkreuz auch als

„Karnickelorden“ bezeichnet. Nationalsozialistische Politik drängt die Frauen zurück an Herd und

Kinderbett. Außerhalb des Hauses gelten Frauen nur wenig.    

Reichspropagandaminister Joseph Goeppels meint zur Rolle der Frau: „Die Frau hat die Aufgabe,

schön zu sein und Kinder zur Welt zu bringen. [...] Die Vogelfrau putzt sich für den Mann und

brütet für ihn die Eier aus.“ 

22. Mai 1939 – Der „Stahlpakt“, ein Militär-Bündnis mit Italien
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Berlin - Rom * Ein Militärbündnis mit Italien wird abgeschlossen, der sogenannte „Stahlpakt“.

23. August 1939 – Abschluss des Deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes

Berlin - Moskau * Abschluss des geheim gehaltenen Deutsch-sowjetischen

Nichtangriffspaktes und Einigung über die Aufteilung Polens. 

1. September 1939 – Adolf Hitler erlässt den Euthanasiebefehl

Berlin * Der Euthanasiebefehl Hitlers, wird zwar erst Ende Oktober 1939 geschrieben, aber auf

den 1. September 1939 rückdatiert. „Träger minderwertigen Erbgutes“ (siehe 14. Juli 1933) gelten

den Nazis als „lebensunwertes Leben“. Das geheime Ermächtigungsschreiben Adolf Hitlers hat

die planmäßige Tötung von 100.000 Erwachsenen und 20.000 Kindern zur Folge.     Die

Verwirklichung des Euthanasieprogramms soll vor der Öffentlichkeit geheim gehalten werden,

weshalb die unmittelbar Hitler unterstellte Kanzlei des Führers der NSDAP mit der Vorbereitung

und Durchführung der Tötungsmaßnahmen beauftragt wird. Die Euthanasie-Aktion wird inoffiziell

als Aktion T 4 bezeichnet, nach dem Sitz der zuständigen Dienststelle in der Berliner

Tiergartenstraße 4.    Um keinen Verdacht zu erregen, werden in den Tötungsanstalten eigene

Standesämter zur Ausstellung der Todesurkunden eingerichtet. Die Angehörigen erhalten eine

Mitteilung, dass der Kranke „unerwartet an einer Krankheit“ gestorben und bereits eingeäschert

worden ist.

3. September 1939 – Großbritannien und Frankreich erklären Deutschland den Krieg

London - Paris - Berlin *  England und Frankreich erklären Deutschland den Krieg. 

5. September 1939 – Eine Verordnung gegen Volksschädlinge wird erlassen

Berlin * Wenige Tage nach dem Kriegsbeginn wird eine Verordnung gegen

Volksschädlinge erlassen. Sie bildet eine weitere rechtliche Grundlage für Todesurteile. Die

Verordnung räumt ausdrücklich auch die Todesstrafe durch Erhängen ein.

20. September 1939 – Juden müssen die Radioapparate abliefern
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Berlin * Juden müssen sämtliche Radioapparate abliefern.

21. Dezember 1939 – Hermann Giesler wird Generalbaurat für die Hauptstadt der Bewegung

Berlin * Mit einem Führererlass wird der Architekt Hermann Giesler zum Generalbaurat für die

Hauptstadt der Bewegung ernannt.

23. Dezember 1939 – Pater Rupert Mayer erhält im KZ Sachsenhausen-Oranienburg Einzelhaft

Sachsenhausen-Oranienburg * Pater Rupert Mayer wird in das KZ

Sachsenhausen-Oranienburg bei Berlin überführt und erhält Einzelhaft. Dort verschlechtert sich

sein Gesundheitszustand infolge von Hunger und seiner Kriegsverletzung, sodass die Behörden

befürchten, der Pater werde als Märtyrer sterben.

April 1940 – Karl Valentin kündigt seine Mitgliedschaft in der Reichsfachschaft Film

München - Berlin * Karl Valentin kündigt seine Mitgliedschaft in der Reichsfachschaft Film. 

4. Juni 1940 – Der erste Luftangriff auf München

München * Der erste Luftangriff auf München. München wird von sechs Luftangriffen

heimgesucht. Diese bringen aber nur geringe Zerstörungen. Noch kursiert hier der

Kinderreim: „Bomben auf Berlin / Rosen auf Wien / München wollen wir schonen / da wollen wir

später wohnen“. Von einem Krisenbewusstsein ist nichts zu spüren und die zunehmende

Mobilisierung für Luftschutzübungen werden von der Einwohnerschaft häufig nur als lästige

Beeinträchtigung des gewohnten Lebensablaufes empfunden.      Noch immer glauben die

Münchner dem Propagandaminister Dr. Joseph Goebbels und dem

Reichs-Luftmarschall Hermann Göring, die dem Volk versprochen haben, dass kein feindliches

Flugzeug nach Deutschland durchkommen wird.    Göring, der der Zivilbevölkerung den

absoluten Schutz vor Bombenangriffen garantiert hat, will sogar „Meier“ heißen, sobald ein

feindliches Flugzeug deutsches Territorium überfliegen würde. Kein Wunder, dass der

Oberbefehlshaber der Luftwaffe im Volksmund bald nur noch der „Herr Meier“ war. Auch der

Name Tengelmann ist für ihn geläufig, „hatte er ja schließlich in jeder größeren Stadt

Deutschlands eine Niederlage“.      Die Münchner Stadtverwaltung macht sich dagegen mehr
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Gedanken und Sorgen, weil sie für München als Hauptstadt der Bewegung eine erhöhte

Bombengefährdung sieht.

19. Juli 1940 – Den Juden werden die Telefonanschlüsse gekündigt

Berlin * Den jüdischen Mitbürgern werden aufgrund der nationalsozialistischen Rassepolitik von

der Reichspost die Telefonanschlüsse gekündigt.

1941 – Der Lebensborn e.V. lässt „rassisch wertvolle“ Kinder entführen

Berlin * Der Lebensborn e.V. wirkt bei der Eindeutschung „rassisch wertvoller“ Kinder aus den

besetzten Gebieten mit. Mehrere hundert Kinder im Alter von wenigen Monaten bis 17 Jahren

werden - gegen den Willen oder ohne Wissen der Eltern - aus Norwegen, Polen, dem früheren

Jugoslawien oder der ehemaligen Tschechoslowakei nach Deutschland geschickt.    Der

Lebensborn e.V. gibt ihnen deutsche Namen, erzieht sie in seinen Heimen ausschließlich in

deutscher Sprache zu deutscher Lebensweise und vermittelt sie in deutsche Pflege- oder

Adoptionsfamilien.    Die äußeren Merkmale der Kinder müssen sie als „reinrassisch“ und zur

Vermehrung des „guten Blutes“ geeignet erscheinen lassen, denn - so hat Heinrich Himmler

SS-Führern im besetzten Polen erklärt: „Das, was in den Völkern an gutem Blut unserer Art

vorhanden ist, werden wir uns holen, indem wir ihnen, wenn notwendig, die Kinder rauben und

sie bei uns großziehen.“

August 1941 – Hitler lässt den Euthanasiebefehl einstellen

Berlin * Hitler lässt die Tötungsaktionen aus dem Euthanasiebefehl einstellen, weil trotz

strengster Geheimhaltung Tatsachenberichte an die Öffentlichkeit dringen. Dennoch fallen bis

1945 noch Tausende von Menschen in den Heilanstalten der Euthanasie zum Opfer.

August 1941 – Flugblätter und Klebezettel mit Aufrufen zum Widerstand

München * Das Reichssicherheitshauptamt stellt fest, dass in München und Umgebung verstärkt

Flugblätter und Klebezettel mit Aufrufen zum Widerstand gegen das NS-Regime in Umlauf sind.

Darin tauchen Angriffe wie „Bluthund Hitler verrecke!“ oder „Vernichtet den Faschismus!“ auf. 
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19. August 1941 – Uraufführung des Films „Der Tobis-Trichter“

Berlin * Der Film „Der Tobis-Trichter - Volkstum aus deutschen Gauen“ wird im Berliner

Tauentzien-Palast uraufgeführt. Der Film enthält neben Auftritten von Adolf Gondrell, Weiß-Ferdl

und anderen den Valentin-Karlstadt-Sketch „In der Apotheke“. Hans Albin führt Regie für den

17-Minuten-Film. 

23. Oktober 1941 – Die Verhinderung der Auswanderung jüdischer Menschen angeordnet

Berlin * Heinrich Himmler lässt allen Polizeidienststellen im Reich mitteilen, das die „Verhinderung

der Auswanderung jüdischer Menschen“ angeordnet ist. Damit ist auch keine Flucht mehr

möglich.

1. Dezember 1941 – Die Gestapo verbietet Juden die Verwertung ihres mobilen Eigentums

Berlin * Die Gestapo verbietet Juden den Verkauf, die Vermietung, die Verpachtung oder das

Verschenken ihres mobilen Eigentums.

11. Dezember 1941 – Hitler erklärt Amerika den Krieg

Berlin * Reichskanzler Adolf Hitler erklärt Amerika den Krieg.

12. Dezember 1941 – Juden dürfen öffentliche Telefone nicht mehr benutzen

Berlin * Juden dürfen öffentliche Telefone nicht mehr benutzen.

16. Dezember 1941 – Das Sommerhaus der Familie Haas in Bernried wird arisiert

Bernried * Das Sommerhaus der Familie Haas in Bernried wird arisiert. Neuer Besitzer ist das

„Deutsche Reich, vertreten durch den Oberfinanzpräsidenten in Berlin, erworben kraft

Verfallserklärung infolge Ausbürgerung“.

1942 – Der Lebensborn e.V. beschäftigt in seiner Zentrale 220 Personen
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Berlin * Der Lebensborn e.V. beschäftigt in seiner Zentrale 220 Personen. Bei Kriegsende werden

es insgesamt 700 Angestellte sein.

9. April 1942 – Der Valentin-Film „Der Sonderling“ wird von der NS-Zensur verboten

Berlin * Der Valentin-Karlstadt-Stummfilm „Der Sonderling“ aus dem Jahr 1929 wird von der

NS-Zensur wegen „Verletzung des künstlerischen Empfindens“ verboten.

15. Mai 1942 – Verbot der Haustierhaltung für Juden

Berlin * Verbot der Haustierhaltung für Juden.

28. Mai 1942 – Das Vermögen Joseph Schüleins wird vom Deutschen Reich eingezogen

Berlin * In einer Vollstreckungsurkunde wird festgestellt, dass das Vermögen Joseph Schüleins

auf Grundlage der elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 dem

Deutschen Reich verfällt.  Die Maßnahme ist Teil der systematischen Enteignung jüdischer

Bürger durch das nationalsozialistische Regime und betrifft auch das Vermögen der Familie

Schülein, obwohl Joseph Schülein bereits 1938 verstorben ist. 

9. Juni 1942 – Juden müssen alle entbehrlichen Kleidungsstücke abgeben

Berlin * Juden müssen alle entbehrlichen Kleidungsstücke abgeben. Außerdem sind alle

optischen und elektrischen Geräte wie Ferngläser, Fotoapparate und Kochplatten abzuliefern.

10. Juli 1942 – Der Zwickelerlass wird außer Kraft gesetzt

Berlin * Der „Zwickelerlass“ wird mit der Polizeiordnung zur Regelung des Badewesens außer

Kraft gesetzt.

20. Juli 1942 – Die Endlösung der Judenfrage wird beschlossen
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Berlin * Auf der Wannsee-Konferenz wird die „Endlösung der Judenfrage“ beschlossen.

18. September 1942 – Juden erhalten keine Fleisch-, Milch-, Raucher- und Weißbrotmarken mehr

Berlin * Juden erhalten keine Fleisch-, Milch-, Raucher- und Weißbrotmarken mehr.

9. Oktober 1942 – Juden wird der Kauf von Büchern verboten

Berlin * Juden wird der Kauf von Büchern verboten.

16. Februar 1943 – Der „Totale Krieg“ bringt verstärkt Bombardements

Berlin * Reichspropagandaminister&nbsp;Dr. Joseph Goeppels ruft im

Berliner&nbsp;Sportpalast&nbsp;den&nbsp;„Totalen Krieg“&nbsp;aus. Nun muss die Münchner

Zivilbevölkerung erfahren, was Krieg&nbsp;wirklich bedeutet. Bis dahin gab es

neun&nbsp;Bombenangriffe auf München. Ab diesem Zeitpunkt - bis zum 17. April 1945 - folgen

noch weitere 49 Luftangriffe über der Stadt.&nbsp;       So stehen bereits am 10. März 1943, nach

dem zehnten Angriff, 9.000 Menschen auf der Straße,   am 25. April 1944, dem 18. Angriff, haben

schon 70.000 ihre Wohnung verloren und   nach dem 28. Angriff sind bereits 200.000 Münchner

ohne Dach über dem Kopf.&nbsp;

22. Februar 1943 – Todesurteile gegen Sophie und Hans Scholl sowie Christoph Probst

München - München-Obergiesing * Nach dem dreitägigen Verhör bei der Gestapo folgt der

Prozess gegen die Widerstandsgruppe „Weiße Rose“ vor dem Volksgerichtshof unter dem Vorsitz

des eigens aus Berlin angereisten Dr. Roland Freisler.    Hans und Sophie Scholl werden

gemeinsam mit Christoph Probst zum Tod verurteilt. Das Urteil wird noch am selben Tag im

Strafgefängnis München-Stadelheim durch den Scharfrichter Johann Reichhart vollstreckt.

23. April 1943 – Juden wird die deutsche Staatsangehörigkeit entzogen

Berlin * Juden wird die deutsche Staatsangehörigkeit entzogen.
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1. Juli 1943 – Deutsche Juden werden dem Polizeirecht unterstellt

Berlin * Deutsche Juden werden dem Polizeirecht unterstellt. Damit verbunden ist die Aufhebung

jeglichen Rechtsschutzes. Im Todesfall eines Juden verfällt dessen Vermögen automatisch dem

Deutschen Reich.

27. September 1943 – Die Vermögenswerte der Familie Schülein werden eingezogen

München * Das Oberfinanzpräsidium München ordnet an, dass sämtliche Vermögenswerte der

Familiengruppe Schülein gemäß einer Anweisung des Reichswirtschaftsministeriums an das

Deutsche Reich abzuführen sind. Die Verfügung ist Teil der nationalsozialistischen

Enteignungspolitik, mit der jüdischen Familien ihr Vermögen systematisch entzogen wird. 

Juli 1944 – Scharfrichter Johann Reichhart muss für Hinrichtungen nach Berlin

Berlin * Um die vielen Hinrichtungen im Zusammenhang mit dem „Attentat vom 20. Juli“

vollstrecken zu können, wird der Scharfrichter Johann Reichhart nach Berlin beordert. An einem

Tag erfolgen so viele Hinrichtungen, dass Reichhart und seine Gehilfen bis zum Knöchel im Blut

waten.    Im Gegensatz zu Reichhart, der seine Todeskandidaten mit der Guillotine hinrichtet,

erhängt sein Kollege Ernst Reichel, der berüchtigte „Henker und Schlächter von Berlin“, die

Widerständler in Berlin-Plötzensee - auf Befehl Hitlers - an Fleischerhaken auf.

20. Juli 1944 – Ein Attentat auf Adolf Hitler im Führerhauptquartier Wolfsschanze

Wolfsschanze * Das Attentat auf Reichskanzler Adolf Hitler im Führerhauptquartier

Wolfsschanze und der Umsturzversuch durch Stauffenberg und seine Mitverschwörer in Berlin

scheitern. Die Geheime Staatspolizei - Gestapo wird dadurch auch auf die Widerstandsgruppe

Kreisauer Kreis aufmerksam.

18. August 1944 – Kaplan Dr. Hermann Joseph Wehrle wird von der Gestapo verhaftet

München-Bogenhausen - Berlin * Kaplan Dr. Hermann Joseph Wehrle wird im Bogenhausener

Pfarrhof von der Gestapo verhaftet und im Nachtzug nach Berlin gebracht.
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21. August 1944 – Freiherrn Ludwig von Leonrod wird zum Tode verurteilt

Berlin * In der Hauptverhandlung gegen Freiherrn Ludwig von Leonrod wird Dr. Hermann Wehrle

als Zeuge dem Angeklagten gegenüber gestellt. Ludwig von Leonrod wird zum Tode verurteilt.

26. August 1944 – Freiherr von Leonrod wird hingerichtet

Berlin * Freiherr von Leonrod wird hingerichtet. In einem Gnadengesuch hat er kurz zuvor

dargelegt, dass er sich „nicht an den Vorbereitungen zum 20. Juli beteiligt hätte, wenn ich durch

meinen Beichtvater anders beraten worden wäre [...]. Wahrscheinlich hätte schon ein anderer

Beichtvater genügt. Mein Unglück ist eben, daß ich an diesen geraten war“.

13. September 1944 – Kaplan Dr. Hermann Joseph Wehrle wird in akute Gefahr gebracht

Berlin * Das Gnadengesuch des Freiherrn von Leonrod bringt Kaplan Dr. Hermann Joseph

Wehrle in akute Gefahr. Im Hauptverfahren gegen ihn wird er zum Tode verurteilt. Das Urteil wird

umgehend vollstreckt.

9. Januar 1945 – Die Hauptverhandlung gegen Alfred Delp in Berlin beginnt

Berlin * Die Hauptverhandlung gegen Alfred Delp vor dem Volksgerichtshof in Berlin

beginnt. „Hitlers Blutrichter“, der Präsident des Volksgerichtshofs, Dr. Roland Freisler, führt die

Verhandlung und beschimpft den Angeklagten mit den Worten:    „Sie Jämmerling, Sie pfäffisches

Würstchen - und so etwas erdreistet sich, unserem geliebten Führer ans Leben zu wollen.

[...] Eine Ratte - austreten, zertreten sollte man so was.“

11. Januar 1945 – Alfred Delp wird zum Tode verurteilt

Berlin * Der Jesuitenpater und Pfarrer von Bogenhausen, Alfred Delp, wird wegen

Hochverrats zum Tode verurteilt.

11. Januar 1945 – Die Hauptverhandlung gegen Franz Sperr beginnt
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Berlin * Die Hauptverhandlung vor dem Volksgerichtshof gegen Franz Sperr beginnt. Er kam

durch Aussagen und Unterlagen von Mitgliedern des Kreisauer Kreises nach dem misslungenen

Attentat auf Hitler in die Fänge der Gestapo.

23. Januar 1945 – Franz Sperr wird hingerichtet

Berlin * Der wegen „verräterischen Unterlassens“ in einem Ringen des Reiches „um Sein und

Nichtsein“ zum Tode verurteilte Franz Sperr wird hingerichtet.

2. Februar 1945 – Der Jesuitenpater Alfred Delp wird in Berlin-Plötzensee gehängt

Berlin * Der 37-jährige Jesuitenpater&nbsp;Alfred Delp wird in Berlin-Plötzensee gehängt. Seine

Asche wird auf den Berliner Rieselfeldern, auf denen man die Abwässer der Metropole versickern

lässt, verstreut.

19. März 1945 – Münchens Isarbrücken sollen gesprengt werden

Berlin * Reichskanzler&nbsp;Adolf Hitler befiehlt:&nbsp;„Alle militärischen, Verkehrs-,

Nachrichten-, Industrie- und Versorgungsanlagen, die sich der Feind für die Fortsetzung seines

Kampfes irgendwie sofort oder in absehbarer Zeit nutzbar machen kann, sind zu

zerstören“.&nbsp;Und weiter: „Entgegenstehende Weisungen sind ungültig“.&nbsp;Für

Gauleiter&nbsp;Paul Giesler ist&nbsp;nun der Zeitpunkt gekommen, alle Isarbrücken Münchens

zu sprengen.

24. April 1945 – Bormann: „Verteidigen Sie Ihren Gau mit Rücksichtslosigkeit und Schärfe!“

Berlin - München * Reichsleiter Martin Bormann schreibt an den Münchner Gauleiter und

Reichsverteidigungskommissar Paul Giesler ein Telegramm mit dem Inhalt: „Verteidigen Sie Ihren

Gau mit Rücksichtslosigkeit und Schärfe!“    Aus München sollte ein „positives Stalingrad“

werden.

30. April 1945 – Hitler begeht Selbstmord
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Berlin * Nach dem Suizid des Reichskanzlers Adolf Hitler zerfällt die Führung des „Dritten

Reiches“ innerhalb weniger Tage. In seinem politischen Testament bestimmt Hitler Großadmiral

Karl Dönitz zu seinem Nachfolger als Reichspräsident. 

9. Mai 1945 – Stalin erzwingt zweite Kapitulationszeremonie

Berlin-Karlshorst * Der sowjetische Diktator Josef Stalin ist mit der Zeremonie in Reims

unzufrieden und besteht auf einer offiziellen Ratifizierung unter Beteiligung seines Landes, das

die Hauptlast des Krieges getragen hatte. Deshalb wird die Kapitulation in Berlin-Karlshorst, in

der sowjetischen Besatzungszone nochmals feierlich bestätigt. Anwesend sind Vertreter der

USA, Großbritanniens, Frankreichs und der Sowjetunion sowie die Wehrmachtführung.   Wegen

dieser Symbolik gilt in der UdSSR wie nun in Russland der 9. Mai als eigentlicher Tag des Sieges

und wird meist mit einer großen Militärparade in Moskau begangen.

4. September 1949 – Die Erfindung der Currywurst 

Berlin-Charlottenburg * Herta Heuwer, die seit August 1949 in Berlin-Charlottenburg einen

Imbissstand betreibt, soll an diesem Tag die Currywurst erfinden. Weil nur wenige Gäste

kommen, beginnt sie aus Langeweile mit verschiedenen Zutaten und Gewürzen zu

experimentieren.   Sie vermischt Tomatenmark, Currypulver, Worcestershiresauce, Paprika,

Pfeffer und weitere Gewürze, deren genaue Zusammensetzung sie geheim hält. Die so

entstandene Sauce gibt sie über eine gebratene und in Stücke geschnittene Brühwurst, die sie in

einer Pfanne auf einem Spirituskocher zubereitet. Das neue Gericht nennt sie

„Spezial-Curry-Bratwurst“. Eine Portion kostet 60 Pfennig.   An diesem Entstehungsdatum

bestehen allerdings Zweifel. Heuwer beschreibt den Tag später mit den Worten: „Es goss kleene

Kinderköppe.“ Die amtlichen Wetteraufzeichnungen zeichnen jedoch ein anderes Bild: Demnach

bleibt es am 4. September 1949 in Berlin trocken.   Die Entstehung der Currywurst ist zudem eng

mit den politischen und kulturellen Verhältnissen der Nachkriegszeit verbunden. Internationale

Zutaten bilden die Grundlage für eine Spezialität, die später als typisch deutsch gilt. Currypulver,

dessen europäische Variante auf die britische Kolonialgeschichte in Indien zurückgeht, wird durch

die britischen Besatzungstruppen in Deutschland leichter verfügbar. Ketchup verbreitet sich unter

dem Einfluss der US-amerikanischen Soldaten. Ohne die britischen und US-amerikanischen

Besatzungsmächte entsteht die Currywurst vermutlich nicht in ihrer heute bekannten Form.

2. Juli 1951 – Professor Dr. Ernst Ferdinand Sauerbruch stirbt in Berlin
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Berlin * Professor Dr. Ernst Ferdinand Sauerbruch stirbt in Berlin. 

Februar 1967 – Das „Danny’s Pan“ bringt die Kleinkunst nach Haidhausen

München-Haidhausen * Mit dem „Danny’s Pan“ entsteht in der Gaststätte der ehemaligen

Unionsbrauerei in der Einsteinstraße 42 eine der ersten Kleinkunstbühnen Münchens. Das Lokal

erhält seinen ungewöhnlichen Namen von seinem aus Hamburg stammenden spanischen

Besitzer Danny Marino, der bereits in Hamburg und Berlin Lokale gleichen Namens betreibt. 

Auch in München schafft Marino eine Bühne für junge, noch unentdeckte Musik- und

Showtalente. Das „Danny’s Pan“ bildet den Auftakt für eine Reihe weiterer Kleinkunstbühnen, die

in den folgenden Jahren entstehen.  Das Lokal entwickelt sich schnell zu etwas Besonderem und

zieht ein neues Publikum an: Menschen, die sich von Liedermachern sowie Künstlerinnen und

Künstlern der Münchner und überregionalen Kleinkunstszene unterhalten lassen möchten. Damit

wird das „Danny’s Pan“ zu einem wichtigen Treffpunkt für die aufstrebende Kleinkunstbewegung.

23. Mai 1967 – Ernst Niekisch stirbt in West-Berlin

Berlin * Ernst Niekisch stirbt in West-Berlin. 

7. November 1968 – Beate Klarsfeld ohrfeigt Bundeskanzler Kiesinger

Berlin * Beate Klarsfeld verschafft sich mit einer Pressekarte Zugang zum CDU-Parteitag in der

Berliner Kongresshalle und ohrfeigt den deutschen Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger, der der

NSDAP seit 1933 angehört hatte, wegen seiner Nazi-Vergangenheit.      Beate Klarsfeld wird

noch an demselben Tag zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Die Strafe wird jedoch zur

Bewährung ausgesetzt. „Es war eine symbolische Aktion der jungen Generation, der Nazi-Kinder

gegen die Nazi-Väter“, sagt Beate Klarsfeld.

15. Dezember 1969 – John Lennon und Yoko Ono: „War Is Over! - If You Want It“

Welt * John Lennon und Yoko Ono verbreiten im Rahmen einer Friedenskampagne Plakate mit

der Aufschrift „War Is Over!“&nbsp;Darunter steht in kleinerer Schrift: „If You Want It. Happy

Christmas from John &amp; Yoko.“&nbsp;    Die Plakataktion beginnt am 15. Dezember in zwölf

Städten: Athen, Berlin, Hongkong, London, Los Angeles, Montreal, New York, Paris,
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Port-of-Spain (Trinidad), Rom, Tokyo und Toronto. In Deutschland steht auf den Plakaten und

Handzetteln „Der Krieg ist aus!“.&nbsp;

20. Juli 1971 – Grundsteinlegung fürs Motorama

München-Au * Der Grundstein für das neue Auto- und Einkaufszentrum an der Rosenheimer

Straße wird gelegt. Bauherrn des inzwischen auf 100 Millionen DMark bezifferten Projekts sind

die Treuhandgesellschaft mbH & Co KG Berlin-München und die Europaen Hotel Company.

12. Juni 1980 – Dieter Hildebrandts Satiresendung „Der Scheibenwischer“ startet

Berlin * Im Jahr der Bundestagswahl verordnet der ZDF-Programmdirektor Dieter Stolte dem

Dieter-Hildebrand-Magazin Notizen aus der Provinz eine „Denkpause“. Das führt zum Wechsel

Hildebrandts zur ARD. Im Sender Freies Berlin - SFB startet Dieter Hildebrandt die

Satiresendung „Der Scheibenwischer“.

9. November 1989 – Die Berliner Mauer fällt

Berlin * Die Berliner Mauer fällt. 

8. Oktober 1992 – Willy Brandt stirbt in Unkel

Unkel * Willy Brandt, der ehemalige Regierende Bürgermeister von Berlin und Bundeskanzler der

Bundesrepublik Deutschland sowie SPD-Vorsitzende, stirbt in Unkel. 

27. Januar 1996 – Der Tag des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus

Berlin * Bundespräsident Roman Herzog ernennt den Tag der Befreiung des

Konzentrationslagers Auschwitz zum „Tag des Gedenkens an die Opfer des

Nationalsozialismus“. 

Oktober 1997 – Das Berliner Kulturkaufhaus Dussmann umgeht das Ladenschlussgesetz
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Berlin * Das Berliner Kulturkaufhaus Dussmann umgeht mit der Prokuristenregel das

Ladenschlussgesetz. Leitende Angestellte dürfen in der Hauptstadt auch außerhalb der

gesetzlichen Öffnungszeiten arbeiten. Dussmann hat fortan wochentags bis 22.00 Uhr sowie an

sechs Sonntagen im Jahr geöffnet.

1998 – „Laptop und Lederhose“

Berlin * Der aus Bayern stammende Bundespräsident Roman Herzog stellt mit dem Bild „Laptop

und Lederhose" die Verbindung von Tradition und Moderne her. Das Zitat wird seither inflationär

verwendet.

Juli 1999 – Mit einem Trick die Verkaufsräume am Samstag und am Sonntag geöffnet

Berlin * Der Berliner Kaufhof am Alexanderplatz deklariert sein Angebot komplett als „Berliner

Souvenirs“, die gesetzlich auch außerhalb der Ladenöffnungszeiten verkauft werden dürfen. Mit

diesem Trick hält er seine Verkaufsräume am Samstag und am Sonntag geöffnet.

1. Januar 2001 – Aus VIAG und dem VEBA-Konzern wird die E.ON-Energie AG

München-Maxvorstadt * Die VIAG, ursprünglich Vereinigte Industrieunternehmungen AG, ist ein

zuletzt in München ansässiger Holdingkonzern geworden. Bis Mitte der 1990er-Jahre war der

aktive Sitz in Bonn und davor in Berlin. Im Jahr 2000 wird die VIAG mit dem ähnlich

strukturierten VEBA-Konzern zur E.ON-Energie AG fusioniert.

22. September 2002 – Ergebnis der Bundestagswahl 2002

Bundesrepublik Deutschland - Berlin • Bei der Wahl zum 15. Bundestag erhält       die SPD mit

ihrem amtierenden Bundeskanzler Gerhard Schröder 38,5 Prozent [- 2,4] und 251 Sitze.   Die

CDU/CSU mit ihrem Kanzlerkandidaten Edmund Stoiber erringt ebenfalls 38,5 Prozent der

Stimmen [+ 3,4] und 248 Sitze.     Die FDP bekommt 7,4 Prozent [+ 1,2] und 47 Sitze.   Bündnis

90/DIE GRÜNEN kommen auf 8,6 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 1,9].   Die PDS

erkämpft 4,0 Prozent der Stimmen [- 1,1] und zieht - durch die direkt gewonnenen Berliner

Wahlkreise - lediglich mit zwei Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.      Gerhard

Schröder wird Bundeskanzler einer Koalition bestehend aus SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN. 
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9. Oktober 2002 – Das amtliche Endergebnis der Bundestagswahl 2002 steht fest

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Das amtliche Endergebnis der Bundestagswahl 2002 wird

bekannt gegeben. SPD und Bündnis 90/ DIE GRÜNEN können zusammen 577.000 mehr Wähler

als CDU/CSU und FDP für sich gewinnen. 

2003 – Ein Denkmal für die Currywurst-Erfinderin

Berlin-Charlottenburg * Bezirksbürgermeisterin Monika Thiemen enthüllt am Haus Kantstraße

101, Ecke Kaiser-Friedrich-Straße, eine Gedenktafel für Herta Heuwer.   Die Tafel erinnert an den

früheren Imbissstand und verweist darauf, dass Heuwer hier am 4. September 1949 die würzige

„Chillup“-Sauce für die Currywurst erfunden haben soll. Damit bekräftigt Berlin seinen Anspruch,

Geburtsort der Currywurst zu sein.  Die Berliner Bezirksbürgermeisterin Monika Thiemen enthüllt

eine Gedenktafel am Haus Kantstraße 101, Ecke Kaiser-Friedrich-Straße. Die Tafel erinnert an

den früheren Imbissstand und hält fest, dass Herta Heuwer hier am 4. September 1949 die

würzige „Chillup“-Sauce für die Currywurst erfunden haben soll. Berlin unterstreicht damit seinen

Anspruch, Geburtsort der Currywurst zu sein.

25. April 2005 – Maximilian Joseph Graf von Montgelas bekommt ein Denkmal

München-Kreuzviertel * Mit den Worten: „Heute erfüllt sich ein lang gehegtes Anliegen: Der

Freistaat Bayern ehrt den großen Staatsmann Minister Maximilian Joseph Graf von Montgelas mit

der Aufstellung eines Denkmals am Promenadeplatz“, übergibt Finanzminister Kurt Faltlhauser

das Denkmal der Öffentlichkeit.       Die fast zehn Tonnen schwere und 6,20 Meter hohe Skulptur

wurde - nach einem Wettbewerb - von der Berliner Künstlerin und Kunstprofessorin Karin Sander

geschaffen. Sie ließ dazu Montgelas-Büsten und Gemälde fotografieren und einscannen. Mit den

gesammelten Daten errechnete der Computer ein dreidimensionales Bild.    Auf dieser

Datenbasis entwickelte die Künstlerin und der Engineering-Dienstleister Bertrandt AG das

tragende Stahlgerüst der aus fünfzehn Segmenten bestehenden Aluminiumfigur. Die einzelnen

Teile wurden aus viereckigen Rohlingen mit einem Gesamtgewicht von dreißig Tonnen auf

Fünf-Achs-Hochgeschwindigkeitsfräsen ausgefräst.    Die acht Tonnen schwere Figur wird von

einem eineinhalb Tonnen schweren Stahlgerüst getragen. Die Verbindungstechnik im Inneren der

Skulptur wiegt weitere 500 Kilo.   Damit das Montgelas-Denkmal richtig wirkt, muss man es aus

einiger Entfernung betrachten, erst dann kann man den Dargestellten eindeutig identifizieren. Je

näher man der Statue kommt, desto mehr löst sie sich - bedingt durch die Oberflächenstruktur -

auf und wird abstrakt. Dieses Abstandhalten zu dieser geschichtsträchtigen Persönlichkeit war
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ein Anliegen der Künstlerin.     Ein weiterer Kritikpunkt ist die Höhe der Skulptur. Dabei ist sie mit

ihren 6,20 Metern exakt genauso hoch wie das daneben stehende

Orlando-di-Lasso-Denkmal. Allerdings mit dem Unterschied, dass der Aluminium-Montgelas nicht

auf einem Sockel, sondern in der Wiese steht.   Und das ist angemessen, da in einer

demokratischen Gesellschaft niemand mehr idealisiert dargestellt und auf einem Sockel

aufgestellt werden darf und damit für den normalen Bürger unerreichbar wird. Und ein

Reformer, der noch dazu mit beiden Beinen auf dem Boden der Realität steht, kann, wenn schon

unbedingt ein persönliches Denkmal Aufstellung finden muss, durchaus angemessen sein.     

Gleichzeitig mit der Aufstellung des Montgelas-Denkmals wird sang- und klanglos die

Gedenktafel für Bayerns ersten demokratischen Ministerpräsidenten, Kurt Eisner, mit der

Begründung entfernt, dass ja in angemessenem Abstand und an authentischer Stelle seit dem

Jahr 1989 eine Bodenplatte angebracht worden ist. Die Eisner-Gedenkplatte wird im Depot des

Münchner Stadtmuseums abgestellt.

18. September 2005 – Ergebnis der Bundestagswahl 2005

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 16. Bundestag erhält       die SPD mit

ihrem amtierenden Bundeskanzler Gerhard Schröder 34,2 Prozent [- 4,3] und 222 Sitze.   Die

CDU/CSU mit ihrer Kanzlerkandidatin Angela Merkel erringt 35,2 Prozent der Stimmen [- 3,3] und

226 Sitze.   Die FDP bekommt 9,8 Prozent [+ 2,4] und 61 Sitze.   Bündnis 90/DIE

GRÜNEN kommen auf 8,6 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 0,5] und 51 Sitze.   Die PDS

erkämpft 8,7 Prozent der Stimmen [+ 4,7] und zieht mit 54 Abgeordneten in den Deutschen

Bundestag ein.      Angelika Merkel wird Bundeskanzlerin in einer Großen Koalition bestehend

aus CDU/CSU und SPD. 

26. September 2005 – Antrag zur Wiederaufnahme des Verfahrens zum Wiesn-Attentat

München - Berlin - Wiesbaden * Am 25. Jahrestag des Wiesn-Attentats bringen mehrere

Organisationen, Gewerkschaften und Einzelpersonen, darunter mehrere Münchner Stadträte

sowie Landes- und Bundespolitiker der SPD, im Deutschen Bundestag einen Antrag zur

Wiederaufnahme des Verfahrens ein.     Der Antrag findet  keine politische Mehrheit und wird

vom Bundeskriminalamt - BKA abschlägig beschieden. 

1. September 2006 – Die Länder sind für den Ladenschluss zuständig
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Berlin * Mit der Föderalismusreform gehen die Zuständigkeiten für den Ladenschluss geht auf die

Bundesländer über.

17. November 2006 – Das Land Berlin kippt den Ladenschluss an Werktagen komplett

Berlin * Als erstes Bundesland kippt Berlin den Ladenschluss an Werktagen komplett. Geschäfte

können von Montag bis Samstag rund um die Uhr öffnen. Zudem dürfen die Läden auch an den

Adventssonntagen und bis zu sechs weiteren Sonntagen öffnen. Das benachbarte Brandenburg,

aber auch andere Bundesländer ziehen nach.

30. Januar 2008 – Übergewichtige Männer und Frauen

Berlin * Eine bundesweite Ernährungsstudie wird veröffentlicht, nach der 66 Prozent der Männer

und 51 Prozent der Frauen übergewichtig sind.&nbsp;

27. September 2009 – Ergebnis der Bundestagswahl 2009

Berlin * Bei der Wahl zum 17. Bundestag erhält       die CDU/CSU mit ihrer amtierenden

Bundeskanzlerin Angela Merkel 33,8 Prozent [- 1,4] und 239 Sitze.   Die SPD mit ihrem

Kanzlerkandidaten Frank-Walter Steinmeier erringt 23,0 Prozent der Stimmen [- 11,2] und 146

Sitze.   Die FDP bekommt 14,5 Prozent [+ 4,7] und 93 Sitze.   Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen

auf 10,7 Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 2,6] und 68 Sitze.   Die PDS erkämpft 11,9

Prozent der Stimmen [+ 3,2] und zieht mit 76 Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.     

Angelika Merkel wird Bundeskanzlerin einer Koalition bestehend aus CDU/CSU und FPD. 

1. Dezember 2009 – Öffnung der Adventsonntage der Einzelhandelsgeschäfte verboten

Karlsruhe * Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe untersagt die Freigabe der

Adventsonntage zur Öffnung der Einzelhandelsgeschäfte in Berlin. „Die 2006 getroffene

Regelung verletzt das Recht der Kirchen auf Religionsfreiheit“, heißt es in der Urteilsbegründung.

März 2013 – Bald werden 75 Prozent der Weltbevölkerung in Städten leben

Münchner Zeitensprünge Seite 218/221



München * Bald werden 75 Prozent der Weltbevölkerung in Städten leben, wobei in Deutschland

München mit 4.516 Einwohnern pro Quadratkilometer an der Spitze steht.    Zum Vergleich: Es

folgen Berlin mit 3.899, Herne mit  3.205, Stuttgart mit 2.925 und Oberhausen mit 2.762

Einwohnern pro Quadratkilometer. Herne und Oberhausen schrumpfen zurzeit allerdings.       

Manila, die Hauptstadt der Philippinen bringt es auf mehr als 43.000 Menschen pro

Quadratkilometer.   Die dichtbesiedelte europäische Stadt ist Levallois-Perret bei Paris mit 26.000

Einwohnern auf dem Quadratkilometer.   Immerhin fast dreimal so viel wie in New York mit etwas

mehr als 10.000 Einwohnern pro Quadratkilometer.

22. September 2013 – Ergebnis der Bundestagswahl 2013

Bundesrepublik Deutschland - Berlin • Bei der Wahl zum 18. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrer amtierenden Bundeskanzlerin Angela Merkel 41,5 Prozent [+ 7,7] und 311 Sitze.   Die

SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Peer Steinbrück erringt 25,7 Prozent der Stimmen [+ 2,7] und

193 Sitze.   Die FDP bekommt 4,8 Prozent [- 9,8] und scheitert damit an der Fünf-Prozent-Hürde. 

 Bündnis 90/DIE GRÜNEN kommen auf 8,4 Prozent der abgegebenen Stimmen [- 2,3] und 63

Sitze.   Die PDS erkämpft 8,6 Prozent der Stimmen [- 3,3] und zieht mit 64 Abgeordneten in den

Deutschen Bundestag ein.      Angelika Merkel wird Bundeskanzlerin einer Großen

Koalition bestehend aus CDU/CSU und SPD. 

Januar 2017 – 35 Teilnehmer für das Projekt Konzerthaus im Werksviertel

München - München-Berg am Laim * Von 206 Büros, die sich für das Projekt „Konzerthaus im

Werksviertel“ beworben haben, wählt die Baubehörde 35 Teilnehmer aus.    Stephan Braunfels

befindet sich nicht unter den Auserwählten, obwohl er dank seiner Bundestagsbauten in Berlin

und der Münchner Pinakothek der Moderne einer der bekanntesten deutschen Architekten ist.

Laut der Baubehörde kommt er bei der Jury auf eine zu schlechte Beurteilung seiner Bewerbung. 

  Das will der 67-jährige Architekt nicht akzeptieren, weshalb er den Klageweg beschreitet. 

14. Februar 2017 – Die Staatsregierung akzeptiert die juristische Schlappe

München - München-Berg am Laim * Die Staatsregierung&nbsp;akzeptiert die juristische

Schlappe, die das Staatliche Bauamt&nbsp;im Rechtsstreit um den

Architekturwettbewerb&nbsp;um den neuen Konzerthausbau auf dem Werksviertel&nbsp;hat

einstecken müssen. &nbsp;    Zuvor hatte die Vergabekammer der Regierung von
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Oberbayern&nbsp;der Klage des Architekten Stephan Braunfels im Wesentlichen Recht

gegeben. Nun muss das Staatliche Bauamt&nbsp;die Bewerbung des Berliner Architekten

Stephan Braunfels neu bewerten.    Das erneut aufgegriffene Verfahren wird die Entscheidung

über die Architektur des neuen Konzerthauses im Werksviertel um mehrere Monate

verzögern.&nbsp;

18. Mai 2017 – Architekt Stephan Braunfels zieht vors Oberlandesgericht

München - München-Berg am Laim * Der Berliner Architekt Stephan Braunfels gibt nicht auf und

will mit einer Klage beim Oberlandesgericht durchsetzen, doch noch am Wettbewerb um den

neuen Konzertsaal des Freistaates Bayern im Werksviertel teilnehmen zu dürfen. 

30. Juni 2017 – Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe

Berlin * Der Bundestag beschließt mit großer Mehrheit die Einführung der gleichgeschlechtlichen

Ehe.&nbsp;

10. August 2017 – Die Beschwerde des Architekten Stephan Braunfels wird zurückgewiesen

München - München-Berg am Laim * Der Vergabesenat des Oberlandesgerichts weist die

Beschwerde des Berliner Architekten Stephan Braunfels gegen die Auswahl der Teilnehmer am

Architekten-Wettbewerb zurück.  Jetzt soll alles ganz schnell gehen:    Ende Oktober, Anfang

November soll eine Jury den Siegerentwurf für das neue Münchner Konzerthaus küren,  im

Frühsommer 2018 sollen die Bauarbeiten auf dem Werksviertel beginnen. 

24. September 2017 – Große Verluste der etablierten Parteien bei der Bundestagswahl 2017

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 19. Bundestag erhält       die CDU/CSU

mit ihrer amtierenden Bundeskanzlerin Angela Merkel 32,9 Prozent [- 8,6] und 240 Sitze [- 71].  

Die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Schulz erringt 20,8 Prozent der Stimmen [- 4,9] und 152

Sitze [- 41].   „Bündnis 90/DIE GRÜNEN“ kommen auf 9,0 Prozent der abgegebenen Stimmen [+

0,6] und 66 Sitze [+ 3].   Die FDP bekommt 10,4 Prozent [+ 5,6] und erreicht damit 76 Sitze.   Die

Linke erkämpft ebenfalls 9,0 Prozent der Stimmen [+ 0,4] und zieht mit 66 Abgeordneten [+ 2] in

den Deutschen Bundestag ein.   Der große Siegerin der Bundestagswahl ist die Alternative für
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Deutschland - AfD mit 13,0 Prozent [+ 8,3] und 95 Sitzen.        Angelika Merkel wird

Bundeskanzlerin einer Koalition bestehend aus CDU/CSU und SPD. 

27. Mai 2021 – Ja, es war Völkermord !

Berlin • Deutschland bekennt sich nach über 110 Jahren zu dem Völkermord an den Herero und

Nama. Das Deutsche Reich war von 1884 bis 1915 Kolonialmacht im heutigen Namibia. Bei der

Niederschlagung von Aufständen durch die deutsche Schutztruppe zwischen 1904 und 1908

wurden etwa 65.000 von 80.000 Herero und mindestens 10.000 von 20.000 Nama getötet. 

26. September 2021 – SPD gewinnt Bundestagswahl 2021

Bundesrepublik Deutschland - Berlin * Bei der Wahl zum 20. Bundestag erhält       die SPD mit

ihrem Kanzlerkandidaten Olaf Scholz erringt 25,7 Prozent der Stimmen [+ 5,2] und 206 Sitze.   

CDU/CSU mit Armin Laschet als Kanzlerkandidat kommen auf 24,1 Prozent [- 8,9] und 196 Sitze.

  Bündnis 90/Die Grünen erhalten mit ihrer Kanzlerkandidatin Analena Baerbock 14,8 Prozent der

abgegebenen Stimmen [+ 5,9] und 118 Sitze.   Die FDP bekommt 11,5 Prozent [+ 0,8] und

erreicht damit 92 Sitze.   Der Alternative für Deutschland - AfD erhält 10,3 Prozent [-2,3] und 83

Sitze.   Die Linke erkämpft lediglich 4,9 Prozent der Stimmen [-4,3] und zieht aufgrund von

Überhang- und Direktmandaten mit 39 Abgeordneten in den Deutschen Bundestag ein.   Der

Südschleswigsche Wählerverband - SSW erhält 1 Mandat.      Der Anteil der Frauen bei den

Abgeordneten beträgt 35 Prozent. Die Fraktionen von CDU/CSU, FDP und AfD stellen sich als

besonders männerlastig dar. 

2022 – Brezelbacken als immaterielles Kulturerbe anerkennen

Berlin * Als Bundeslandwirtschaftsminister ergreift Cem Özdemir die Initiative, das traditionelle

Brezelbacken als immaterielles Kulturerbe anerkennen zu lassen. Dabei betont er zugleich, dass

die Breze ein gemeinsames Kulturgut des süddeutschen und mitteleuropäischen Raums sei. 
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